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I. 

Columban und sein angeblicher Einfluss auf das Busswesen 

im fränkischen Reich. 

Von Herrn. Jos. Schmitz^ Doctor der Theologie nnd des canonischen Rechts 

zu Düsseldorf '). 

Unter den irischen Mönchen, welche im sechsten Jahrhundert 
nach dem Festland gekommen sind und im fränkischen Reich ihre 
Missionsthätigkeit ausgeübt haben, ragt an Begabung, an klassischer 
Bildung und durch die hohe Bedeutung seiner Wirksamkeit Columban 
hervor 2). Bereits 28 Jahre nach seinem Tode fand er einen Biogra- 
phen in Jonas von Sma^ welcher den Bitten der Brüder und dem 
Befehle des Abtes Bertulf von Böbbio entsprechend die Lebensge- 
schichte des hl. Vaters Columban auf Grund der Mittheilungen 
schrieb, welche er von dem hh Oallus dem Genossen Columbans und 
von andern Mönchen erhielt, die mit demselben gelebt und gewirkt 
hatten. Diese Aufzeichnungen des Jonas sind nicht nur eine zuver- 
lässige Quelle für das Leben Columbans, sondern auch von hohem 
Werth für die deutche Geschichte, deren älteste Annalen und Chro- 
niken nicht über die zweite Hälfte des 7. Jahrhunderts zurück- 
reichen; allerdings wird man bei der Beurtheilung die Neigung 
Columbans berücksichtigen müssen, welche ihm wie den meisten 
Hagiographen seiner Zeit eigen war, göttliche Fügungen als Wunder 
in dem Leben des Heiligen darzustellen ^). 

Columban geboren im J. 535 trat im fünfundzwanzigsten Le- 
bensjahr (560) in das Kloster Bangor in der irischen Provinz Ulster 
ein. Als er 54 Jahre alt war, ergriff ihn die irische Wanderlust: 
>Goepit peregrinatiomm desiderare,<ii wie sein Biograph berichtet*); 
er reiste mit zwölf Genossen um das Jahr 590 nach dem Pranken- 
reich. An dem Hofe des Königs Childebert und dessen Mutter der 
Königin Brunhilde zu Metz, wo er freundliche Aufnahme fand, be- 
rieht er sich über seine erste Niederlassung. Er zog nach den Vo- 
gesen hin, gründete das Kloster Anagray (Anagrates) und dann 
acht Meilen weiter an der Stelle eines zerfallenen Schosses Luxovium 
das Kloster Luxeuil. Bald war der Zudrang von Jünglingen jeden 

1) Von demselben Herrn Verfasser befindet sich für den Verlag von Franz 
Kirchheim zu Mainz unter der Presse ein im Manuscript von uns eingesehenes 
ganz vorzügliches VTerk: »Die Bussbücher und die Bussdisciplin der Kirche nach 
handschriftlichen Quellen dargestellt.« (Die Bed.) 

2) Vita Columbani, Mabillon Acta II, 5—29. 

3) Montesquieu sur Tesprit des lois XXX. 2. — 4) Jonas 9. 
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Standes, welche um Aufnahme baten, so gross, dass er sich ge- 
nöthigt sah, ein drittes Kloster an einer quellenreichen Anhöhe zu 
gründen mit dem Namen Fontaines (Fontanae). Columban behielt 
die Oberleitung dieser Klöster in seiner Hand , wohnte in Luieuil 
und bestimmte für die beiden andern Klöster »praepositi.c 

In diesen Niederlassungen hielt Columban an der Beobachtung 
einzelner irischen Gebräuche seines Heimatlandes fest. Dieselben 
bestanden in der irischen von der kleinasiatischen und auch der 
römischen Berechnungsweise verschiedenen Bestimmung der Oster- 
feier; in der besondern Form der Tonsur, das Haar von einem Ohr 
zum andern abzuschneiden und in einzelnen rituellen Besonderheiten 
der Taufe und der h. Messe. Es war weniger die innere Bedeutung 
dieser Sonderbarkeiten, als der nicht immer massvolle Eifer, mit 
welchem Columban iTraditionum Scoticarum tenacissimus consecta- 
tor,€ wie eine alte St. Gallener Handschrift sagt, dieselben ver- 
theidigte , die Veranlassung , dass er in schroffen Gegensatz zu dem 
fränkischen Episcopat und Klerus gerieth. Diese Opposition wurde 
für ihn verhängnissvoll, als er mit grossem Freimuth gegen das 
lasterhafte Leben am Burgundischen Hof auftrat; die ränkevolle 
Brunhild benutzte diese kirchlichen Gegensätze, um ihren Enkel 
König Theuderich H. gegen Columban einzunehmen. Das kirchliche 
Interesse, welches Theuderich II. in der beschuldigenden Frage an 
Columban >cwr a comprovincialium morihus desdscereU vorschützte i), 
war nur ein Mittel, den lästigen Sittenprediger los zu werden und 
dessen Verbannung aus Burgund zu beschönigen. Die Absicht, Co- 
lumban von Nantes aus nach Irland zurückzuschicken, misslang in- 
dessen; derselbe fand freundliche Aufnahme bei König Theudebert 
von Austrasien. In der Absicht Papst Gregor in Rom zu besuchen, 
kam Columban unter dem Schutze des Königs Chlotars H. zunächst 
an den Bodensee, und da er dort heidnische Alemannen vorfand, 
verkündete er ihnen das Evangelium und gründete in Bregenz ein 
Kloster. Fortwährende Anfeindungen der Heiden und da auch in- 
zwischen der ihm wohlgesinnte König Theudebert H. von seinem 
Bruder besiegt war, veranlassten Columban im J. 612—613 über die 
rhätischen Alpen nach Oberitalien zu gehen, wo er freundliche Auf- 
nahme bei dem Longobarden-König Agilulf fand, und an dem nord- 
westlichen Abhang der Apenninen zwischen Tortona und Parma das 
später so berühmt gewordene Kloster Bobbio gründete, in welchem 
er im Jahre 615 starb/). 

1) Vita Colnmbani c. 32. 

2) Siehe Oreith, Geschichte der altirischen Kirche. Freibarg 1867. 6. 252 ff. 



Schmilz, Columban und dag Busawenen im frän 

Von den Schriften Columban's blieben erha 
über dEis ganze Psalmenbuch '), sodann der Sletba 
seine regnla coenobialia, die Instructionen oder 
MOnche '); verloren gegangen sind eine Abhandlnn 
nnd Psalmen-Gesang, eine Schrift ober die Oste: 
aber denselben Gegenstand an Papst Gregor d. ( 
briete an den sittenlosen König Theuderich, ein 
die Arianer und ein Commentar, den er über i 
fasst haben soll. 

Columban soll auf die kirchenrechtliche 
fränkischen Reiche einen aolchen Kinfluss ansgeäl 
als Gründer einer aog. Culdeer- Kirche im fränki 
trachten sei. Seit den Magdeburger Centuriato 
wähnten irischen Gebräuche, die Columban beibel 
für dieses protestantische Phantasiegebilde abget 
aof protestantischer Seite ist indessen der Glaubi 
des Fundamentes, auf welchem man diese Culd 
strairen versuchte, arg erschQttert worden, besonc 
tersnchungen über die altirische Kirchenverf^sai 
St. Patrik Apostle of Ireland (Dublin 1864), von 
lesiasticae Britonum Scotorumque Historiae PonI 
p. 49 — 79), sowie durch die treffliehen Arbeiten i 
der irischen und rOmiachen Kirche im 6. und ', 
Varin (Memoire aur lea causes de la dissidence 
tonne et l'^glise Romaine in den M^m. präsente 
k l'Acad^mie des Inscriptiüus et Belles-Lettres 
1858, p. 88—244), sowie durch die kurze Üel 
punkte bei Eaddan and StMs (Oonncils and ec< 
relat. to Great Britain and Ireland, Oxford I, 
Schism between British and Roman chnrches). ^ 
Ebrarä die Vertheidigung dieser Idee von einer ( 
der aufgegriffen in seiner Schrill : »Die irisch-sc 
Urche des 6. bis 8. Jahrhunderts* (Güteralob 187J 
der in Niedners Zeitschrift für historische Th« 
erschienenen Aufsätze, sowie in seinem Aufsatz: i 

1) Eipositio S. Colnrabaai saper omnea Psalmoa wi 
batalog; aaec. IX. der Klosterbibliothek St. Gallen erwäht 
Peuron {Pragmenta inedita p. 189) nnd Zens (Graimnat 
in J. Cod. BobienaiB der Ambrosiana C. 301. saec. VII. e 

2) Gedruckt Plemming CoUectau. sacr. Opp. Colni 
Patr. mal. tom. I[. pag. 26. 
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land und Schottlaad in* der Zeitschrift für historische Theologie. 
(Herausgegeben von Kahnis 1875, S, 459 fg.) Er versucht zu be- 
weisen: "»Durch Columban und seine Nachfolger sei eine einfache, 
aber wohlorganisirte Kirche von den Pyrenäen bis zur Scheide^ von 
Chur bis Utrecht gegründet worden^ die in einem bewussten Gegen- 
sätze gegen den römischen Stuhl und das römische Kirchenthum sich 
befunden hätte und als eine evangelische^ romfreie Kirche im Gegen- 
satz zu der römisch-katholischen bezeichnet werden Jcönnte.€ Die 
Tendenz dieses Kirchengebildes ist unverkennbar ; man will den Ur- 
sprung der evangelischen Kirche tausend Jahre hinter der Reforma- 
tion in d^n Culdeern wie in einen} neuen Quellengebiet auffinden. 

Diese Behauptungen von der Existenz einer romfreien Guideer- 
Kirche des Nähern widerlegen zu wollen, hiesse offene Thüren ein- 
stossen. Selbst der protestantische Professor Loening an der Uni- 
versität Dorpat ist von der Haltlosigkeit der neuerfundenen Culdeer- 
Eirche, sowohl bezäglich der ethischen und dogmatischen Eigen- 
thümlichkeit, wie jener der Verfassung, welche ihr zugeschrieben 
wird, vollständig überzeugt. Er macht in seiner Geschichte des 
deutschen Kirchenrechts ^) darauf aufmerksam , dass nicht einmal 
der Ausdruck Keledei im 7. Jahrhundert gebräuchlich gewesen sei; 
die handschriftlichen Stücke, (eine vita Findans und ein Gedicht, das 
dem 636 verstorbenen Carthach zugeschrieben wird ,) worauf sich 
Ebrard beruft, gehören erst dem 13. Jahrhundert an. Seine An- 
sicht fasst Loening in die Worte zusammen: :»eine nüchterne Prii- 
fung der uns überlieferten Nachrichten zerstört sofort das ganze 
künstlich aufg^aute Luftschloss der Gutdeer- Kirche und zeigt, dass 
wenigstens im FranJeenreich der Gegensatz zwischen den irischen 
und den heimischen kirchlichen Normen und Sitteti ein sehr gering- 
fügiger war, der bald völlig verschwand^ somit von einer Guideer- 
Kirche im Frankenreiche gar keine Rede sein kann^).€ 

Wie weit übrigens Columban entfernt war, in einen Gegensatz 
zu dem römischen Papste zu treten, geht schon daraus hervor, dass 
er sowohl Papst Gregor L, wie Papst Bonifaz IV. um Entscheidung 
der Osterfrage bat; hierdurch ist Columban nach der Ansicht Loe- 
nings sogar zu weit in der Anerkennung der päpstlichen Autorität 
gegangen, da er den Papst veranlasst habe, wie Loening in Vorur- 
theilen befangen sich ausdrückt, '»über die fränkische Kirche eine 
Jurisdiction auszuüben^ die ihm bis dahin und auch noch über ein 

1) Dr. Edgar Loening , Das Kirchenrecht der Merovinger; Geschichte 
des deutschen Kirchenrechts, 2. Bd. S. 417 ff. Strassbnrg 1878. 

2) Loening, 1. c. S. 417 und 432. 
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Jahrhundert lang im Frankenreich niemals zueriannt untrde.^ Dä^ 
Brief, den Columbaa im Dreikapitelstreit an den Papat richtet , ÖlI 
reich an den stärksten Aasdrücken über den Primat; er scbreibtt 
»Born ist etoOr gross ttnd weUhekannt , bei uns aber ist es eingig 
durch jenen Lehrstuhl gross und herrlich; »Roma orbis terrarunt 
Caput est et Ecelesiarum ;* der apostolische Stuhl ist ihm *fidei or-i 
ihodoxae sedes principcUis jt der Papst ist der »heilige Schlüssdbe- 
wahrer, der oberste Führer, der erhabenste Vorsteher;* er rühmt sich, 
»mit dem Lehrstuhl des h. Petrus verbunden im sein.* Derartige 
Aossprflche lassen bei CoInmbaD ein Verlangen nach evangeliscJ^r 
Bor^reiheit keineswegs vermutbea. 

Während nun aber das Phantasiegebilde einer Guideer-Kirche 
auch auf protestantischer Seite aufgegeben wird, hat man uud zwar 
Seitens katholischer wie protestantischer Forscher an der Vorstellung 
festgehalten, auf dem Gebiete der Bussdisciplin habe Columban wirk- 
lich eine neue Richtnng und Praxis angebahnt ; die Einen wollen das 
Wesen derselben lediglich in einer Forderung des Busseifers und 
einer bestimmten, festen Kegelni^ der Disciplin erkennen; Ändere 
d^egen schreiben Columban die Ei^ührung bisher unbehinnter 
Bussnormeii und die Begründung eines von der Universal- Kirche 
vollständig abweichenden Bussweseiis su. Im Gegensatz zu seiner 
sonstigen Unbefangenheit in Beartheilung der Theorie von der 
Cnldeer-Eirche bekennt sich Loening am Schärfsten zu der pro- 
testantischen Vorstellung von der Umgestaltung des Bnsswesens 
durch Columban ; *Das irische Busswesen soll von Columhan auf 
das Festland verpflamt und dadurch eine neue Entwicldung ange- 
bahnt tcortie» sein. Dabei geht er mit allen ihm getstesverwanäten 
Forschem von einer prindpieUen Leugnung des sacramentalen Cha- 
rakters der Busse und der priesterlichen Junsdictions-Gewalt pro 
fora interno aus '}. Nur die öffentlichen , schtoeren Vergehen seien 
von der alte» Kirche vor ihr Forum und swar vor^ihr^.ä/feKÜioh^S 

den. Satz inm Dogma erhoben, dasB dei Prüster -Iraft fSuli^ei Gewalt xlie 

Ö^Se't feiWs^ej'eWWn ^'älge'aieBet neuen'tioc^n ser^e Beiäit iürinristf- 

vuMigiHeikUit nurd^t Du:ält!.*ieii>teäe>g!B[nKoW.ün!iwitA^tiA)g>äitt.itIt^>IMMt- 
8|i«,,^ltopM^ diei-,ÖpßwPM;5tM{e .W£iV,RVii,0(»liletR*og*,i4«ifL*« ^. 

zu einem jariBtiBohea Akt geworden . .durch den form eil nad De 

rechtfi<^(ft''y^i*Öti.^^Be"(i!B'&ti;'dW^^JgeVuilg'Ärat.'V.^ WeStliierfe 

^ßl^tkttiBUdStiUrttnr da Miuiall3chepiiBacbts,|'Statt9akt>.ia75. H, Si 513 ff., 

I, 209 t. ..;■'.: .v.i^iu.-A >- -■ ,1 ■ .-w-v. 
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gebogen worden ; die Bmsdisdplm der alten Kirche habe einzig und 
alkin die BtissiSnmgen als Mittel auf g^as$t; tsm die ' Wiederauf- 
nahme in die Kirche im ev^amgen; alVmalig habe man sie auch als 
Strafen angeseheftj durch welche die Vergehen gesühnt werden. Der 
wesenUiehe Unterschied des iris^^schottischen Busswesens habe 
darin bestaatden^ dass'nicM'alMn die öffentliche schweren SOnden^ 
sondeni auch die gehHmen^ sogar die'O^dmkensünäen und nuch die 
leichten Vergehen durch dte von den Geistlichen « besUmmte Buss- 
iibungen gesühnt wwden ; ' essmn äieise PrivMus^en nithts anders als 
Disdplinar^Strafen für Ldi^ gewesen^ wdche den in den Bestem 
über die Mönche verhängten DiscifHnar^^Strafen entsprachen. Durch 
die /körperlichen Leiden wurden die Simden' getilgt. Die Priester 
waren nicht Vermittler der göttlichen QnadCy noch hatten sie die 
Machte den Sünder von der Sünde losamsprechen] sondern sie waren 
dem Sünder nur behiUftich sich mit Gott zu versöhnen und zwar 
dadurch^ dass sie die Strafen^ welche die Sünde außd>en, näher be- 
zeichneten und durch ihr Gebet die Gnade Gottes herabflehten. So 
erscheinen die Bttssübuogen als öbjectiv gleichwerthige Oompensu- 
tionen für die Sünde, wie ^e denn auch ihrer Seits na<!h dem im 
weltlichen Steafrecht herrschenden Compositionssystem durch Zahlung 
vcu Geldsummen und andere materielle Leistungen abgelöst worden 
seien. Selbstverständlich gab es nach dieser protestantischen Auf* 
fassung keinerlei Verpflichtung, alle Sünden dem Priester zu beichten; 
Leo d, Gr. habe zwar die Lehre^ dass der Laie der Vermittlung des 
Printers bedürfe^ um Vergebung der Sünde und die gottliche Gnade 
zu erlangen^ ausgesprochen ^), dieselbe habe aber keine Anerkennung 
in der Kirche gefunden, Columban habe nun durch Abfassung einer 
Bussordnung f wdehe dann zahlreichen anderen Bussordnungen als 
Grundlage gedient hahe^ für eine angemessene und geordnete Buss- 
disciplin dcis nothwendige Hilfsmittel gewährt; an Stelle der Wül" 
kür eine feste Regel gesetzt , welche durch ihre Bestimmtheit schon 
im Voraus dem Gewissen eine Beruhigung gewahrte. Die kirch- 
liche Discipiin^ wdche bisher nur in seltenen Fallen , nur bei 
schweren^ öffentlichen Vergehen den Einzelnen ergriffen hdbe^ sei in 
dieser der Klosterdisc^lin entlehnten Gestalt fähig gewesen, das ge- 
sammle Ld)en jedes Einzelnen zu beherrschen und ihn der ununter- 
brochenen Einwirkung der Geistlichen zu unterwerfen. Das ganze 
spätere Buss- und Beichtwesen der katholischen Kirche sei der Aus- 
dehnung der Klosterdisciplin auf die Laienwelt entsprungen^).^ 

1) Leo I, epist ad episo. Gampaii. Samm. Picen. vide BaUerini 1. 1429, 
Jaff^ n. 321. — 2) Loening, 1. c. II 436, 470 flf.; I 269 ff. 
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So kühn, wie diese Hoffnangen, vermittelst eines Golnraban'- 
sehen Bussbuches die gesaramte dogaiatische Doctrin der Kirche 
über das Basssacrament zu untergraben, sind andere Hypothesen 
nicht, welche man an das Columban'sche Bussbuch geknüpft hat. 
Indessen ist auch Wassef^scMeiben der Ansicht, »es finde sich bis 
eum 7. Jahrhundert heim Spur von Bussordnungen im fränkischen 
Beiche ; erst Coluniban habe durch sein Poenitenticd auf ein , für 
eine angemessene und geordnete Handhabung der Bussdisciplvn tm- 
entbehrliches^ der fränkischen Kirche bisher fremdes Bedürfniss hin- 
gewiesen ^).« Diese Ansicht ist auch von katholischen Forschern 
durchweg getheilt worden. Das Golumban'sche Bussbuch wird auch 
von ihnen als die Grundlage angesehen, auf welcher eine Menge von 
Bussbüchern im tränkischen Beiche entstanden sei und wodurch die 
Literatur dieser Art überhaupt erst zu ihrer Blüthe gelangt sei. 
Man ist dadurch zu der Vorstellung geführt worden, es seien keiner- 
lei Bussbücher auf der Basis der allgemeinen Canones , des gemein- 
kirchlichen Bechts überh^pt entstanden ; die Bussdisciplin und Ver- 
waltung der Bussanstalt habe vielmehr in der Gesammtkirche voll- 
ständig darniedergelegen; die Bussbücher, welclie eine bestimmte 
Regelung der Disciplin herbeiführten, seien Erzeugnisse einzelner 
Partikularkirchen zunächst der irisch-angelsächsischen und dann vor 
Allem seit Columban der fränkischen Kirche. So wird für das Ge- 
biet der Bussdisciplin jede Entwicklung und jeder Einfluss des ge- 
meinkirchlichen Rechts während des 6. und 7. Jahrhunderts wegge- 
leugnet und die gesammte Literatur der Bussbficher auf partikular- 
rechtliches Gebiet verwiesen *). 

Gehen wir nun zur Widerlegung dieser auf das Columban^sche 
Bussbuch gestützten Ansichten von dem umgestaltenden Einfluss 
Golumbans auf das Gebiet der Bussdisciplin im fränkischen Reiche 
über, so kann es hier nicht unsere Aufgabe sein, gegenüber den pro- 
testantischen Anschauungen den sacramentalen Charakter der Busse 
und die Jurisdiction der Kirche in foro interne nachzuweisen. Das 
Pontificale in seiner ältesten Gestalt schreibt ausdrücklich vor und 
zwar in einzelnen Handschriften unter Berufung auf die Synode von 
Agde vom J. 506, dass in der geheimen Beichte die canonische Busse, 
sowohl für die öffenüichen , wie für die geheimen Sünden solle auf- 
erlegt werden. Die Unterscheidung zwischen öffentlichen und ge- 
heimen Sünden kam nur bei Bestimmung der Art der Bussleistung, 



1) Wasserachleben, Bussordnungen. Halle 1851. S. 52 £f. 

2) Waaserschleben, 1. c. 
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ek^ siä^ntlioh oAer geheim^ geschehen solltej .Kucöeltuiig; ifär. die 
Pfiicbt deis Bekenn tnissses«! fäf die Bestiamaling^eaMaases 4er ßiUöe 
imd iftrdte 'NatbweüdigkeiHisemJe!r!< B^eoDciliatioQ wsmt $ie olme lajie 
Bijdeütttngw So saigt dää 5. Biiialic deiri Oa^italatien (cap; 2Er4) : . ^»P^t 
peraötam (VBroi se<»indUin cancmieamtitätiiaittionein pcfeoitentiam i»o^ 
cidie vd^ tnamfesie eMokimmtoormlieiixtt\<ii und io>^iQieni.Ai2^a/Qg.za 
derniVrebUeiitiak' desh HmbanusiManirits teisste9::»8i <lum ineeatl^ra 
occülte comnmBKit fk sacainloti oasfilfe. ;eonfesaiöiiem egerifa^ • jüdicetur 
ei üemsdiaaln tammcu^\ quod < sahirÄ dAbnerat'^iieJQfik&icifilusJ^eiM^ 
ct^nivfiiisseti^).«' iL- '.. :\'. "•'• -.j >.••:'..!: . '-■' .;■ ■-■^..'■i/l •.-,'. 

.r, , ^ wüarde ans aneb za nKeit föibren^. nait^hzuw^iseas, iawie.terti 
die. .Vermutbangjgereobtferbigii ist^ dass bereits ym der Verbreitung 
des Colnmban-scben Bassbuelies im fränkisdien Reiche rtwiii^fte^ ^f 
dei'.Basi^ desgeoaeinkircbiicben Bechts veranlagte Bussbäclierv in 
G-ebramch waren. . Es soll hier nur heryorgehoben werden ^ dass wie 
die ganze rechtikhe fixisitenz der Einehe im fcänkiscben Reiche ii& 
römischen iveltlich^a Becht wurzelte^ so aneh für die innere kirch-* 
liehe Disciplin im fränkischen: Beiohe daS/gemeiokirchliche Recht in 
inniger CebereittstimnHing mit. Born unter Beobachtung der allge^ 
main*kirchiichen Canones massgebend war ^). Das .Yon CMaäovech 
berufene erste Cbncil ^on Orleans vom Jahre 511 beginnt seine Be* 
Schlüsse mit der Erklärung : ' nd constitmmus observandum ^ ^md 
eedesiastid ecmones^^ deortverurd ^ lex Bömana consfUmt* Was 
speeiell die •Bussdiaeiplin betrifft, so habejn die fränkischen Sjnoden 
im 5. .nnd 6. Jahrhundert wiederholt Entscheidungen zu deren Re- 
gelung erlassen^ und zwar in Oemässheit der von der Kirche reci* 
pirten griechischen Ganones und des gemeinkirchlichen Rechts. So 
verordnet die zweite Synode von Arles im J. 443 und 4o2 in ihrem 
10« und 11.. Canon, dass diejenigen, welche in der Verfolgung zum 
Abfall vom Glauben sich verleiten lassen, Busse thun sollen nach 
Vorschrift des 11. nieäniachen Canon und des 4. Canon von Ancyra^). 
Die Synode von Epaon im J. 517 erklärt, dass in Betreff der Busse 
den Mördern, welche dem weltlichen Gericht entgangen sind, die 
Canones 21. und 23. ven Aneyra gelten sollen^). Tritt schon in 

1) Cöd. Düsseldorf. B. 113. ... vn;.;A 

2) Man vermTithet in dem über (Änonum.vvVdd)\'«telö1i\$"m'^e^!f\v5^^ 
sagt, dass ihn König ChiJp^iohvWrsa^W)}^#§5.^9.*ia^ssr4h]ii di^>lj^ertolifeft€» 

aie Geltang des gemeinkircnlicnen von Dionjsius codificirten kirchhchon Kechts. 
Gregor, Turon. Hist. Franc, lib. V. c. 19. Siebe Maassen, Geschichte der 
Quellen. Gralk ^*7Ä .K'"8.o4&iIiiö«^>«»jf''i"^^«'^i .svMS^\i\')?.-nv.ivi>'f/ (i 

3) Hefele, 1. c. IL 300. — 4) Id. 1. c. SV Ö8&^^^'^^A!)^^v6^y)'Jr {U 



Sdimtts, Cotwmban nnddas BuMweK»im fränkiachen Reich. H 

dieMD' SynodaIeBt8Bta«idangen deiiUiä dt« üebmig iw -^ImtlieheH 

feierlichen .Süssen inii üremmef ßtafeH'httrm, so gesofaiebt der 

Sffeotlichen Buss«, ^ «[ner gaDzibekadnteiiUelnmg wiederboü aat 

^Ddera ff^kieohett Sifnoden Erwähnotig. So «estietet beroits die 

Synode ia Vaiinea in-dar Bretagneim J. 466 jede n..t.»i.»«i.™™ 

4«r MfiHUidien Baese')! DoBSelba- verbietet die tan 

OllMvs'im J. '511 eas. 11. und die dritte ^eode. 

J. 538 üa.a. ^*)j ' Di« frOnkiaefaflii Syaodea m Bpi 

can. 3, <4ie'Hff«ite Synode izu Axlea im J^ b&A can^ 

daBB Kleriker nicht znr öffentlichen Busse zngelasseu n 

Hferiii'8'o*ie in den'WNterii V^erordRUBgea der Syaodi 

J. 506'«an. Id. und dm- 8. Synode zu OrleaoB can. 

junge 'Leute und Eheleute nidit znr öffaäiidien Bm 

«erdeä soHen', liegt auch der Beweis iär die Uebung 

Busse ; diMielbe wird ausdrficklioh roi^schrieben i 

Synode la- CfaaloDe von J. 644^). Andere Synodale 

wie can: 14. der Synode roa Ägde vom J. 506 erwU 

der JJffeDtKehen Busse verbunäenen Liturgie*). Di 

Synoden begnflgän sich aber hiermit nicht; sie bestia 

die einsetnen Vergehen das entsprechende Bnssmaas; sc 

Synode von Ägde Mr Mörder und falsche Zeugen in ih 

die Synode von Bpaon cui. 29. für Häretiker; die 

Orleans im J. 641 can. 28. ebenfalls ffir Mörder ^) ; i 

E]nsa unter König Childerioh II. vom J. 551 can. 1. 

sduden"), die Synode zu Anxerre im J. 585 can. 1, d 

von Tours im J. 567 can. 22, die Synode zu fihein 

can. 13 und 14. für die aberglänbiachen Vei^efaea ai 

sehen Gebräuche "fl) ; die Synode zu Ronen vom J. 65( 

Schlagen and körperliche Verletzungen i^) j die Synode 

J. 685 im can. 12, 13, 14, 17, 18 ffir verschiedene Ä 

nicatio and des homicidinm^^). Das sind dieselben Vei 

anch in den römischen Bnssbächem erwähnt werden. 

ganz dahingestellt bleiben, ob römische Bussbilcher ii 

Reiche- benutzt wurden ; aus diesen Entscheidungen der 

znnächst zweifellos hervor, dass die öffettiUehe Busse i 

üniversalkirche aneh im fränkischen Reiche in üebunj 

dann beweist diese Sorge , welche die Synoden des 6. 

1) Refeie , 1. o. S. 594. — 2) Ib. L o. S. 663 und 777 
S. 682 nna 704. — 4) Ib. 1. c 8. 653, 777. — 5) Ib. 1. c. lU. 
c. II. 657. — 7) Ib. 1. c. 657. - 8) Ib. L c. S. 656 nnd 782. 
ni. 8. — 10) Ib. L 0. 42, 26, 14. - 11) Ib. 1. c 98. - 12| II 



i2 Sdm^t^^-^ XMilmbtm^und da»'BUMsmeiiefkim.ff(Mfi»chefk ü^jcA; 

htmdfrtrlM ft!Sxi\i'9?isRn' ^S^^ es 

eike iMÜänäig iv$iermdsen0 Behaupk»ii§ i9&,u'es ikß>e if^l4i^en^\ZBit 
idm^fd^'Ii^dMg cUsrJBmsweäms. im'frjimkißt^mkM^^kß'gefisW,', 
v.t>\- 'rMfSMBiiiiiasi^Bedargnia einer Nean»dniiog 4es Qfiasp^^Mfii't^v 
Zeit' ' Oolsrnbafas" nsat friMdadbati . Bieie^be dttreibfMa« ^cb jb , ]9oiistatM?tf rß9 
&ä^'lek irrcih /: ah CMaiBimnis^fiieip, Seite jeina ^emUgß .Af^igß3^ m^ 
g^dlt ' md wfrUidh i : gelöst liabe; > < i Dia 2^r v&hikte. f^tü iCpliinilHItDSi 
Im 6<^btdgei( :99lif Igeliiaa' jnd.eüigefaeiririjii^tr^^cliiM^^ 
üäitiifc^Ookivibabs ivt6iss!'T(Hr seinem migebUeb ;iiiPgMitolte»clf^ 
hü^ wü t'iss) OeMet .des BittsMsans BteUs : m ,imkMmh jPie 
Klagen-, WifadiÄi Golambän m seiiMn: Bdef^lübti^ilieiSQhädf^ d^ 
kirebliieben fieb^nsiseiiier Zeit fahrt, bezi^a sieh ^QsscbliessUc^ 
ä«if ^Simonie' und:. Unmobt. de& Klems und aal d^ gr^siienp, .¥«r^ 
g6)i^''40r iMOnäbjO» geg^U; dieObedteoz; , daas. dis; Bosavosea. Yeirt 
nacblässigt sei oder einer Beform bed$£fo, ^ai^oa erwAbtit WQfter 
|S«iiiBibab BOtfa aeift I^ebefisbaacbreibar das Q^rijogste. : oAnqfa. .in der 
Denkatibrkt Oolnmbaiia an 4i» Vjbt^r der fräati3cbew Synade ,Yom 
J«. . ^00^601. ifiadet sieh.kw^ Gvw&bno^.dep Bassweae^s, >obgle^b 
CJolumban in derstelban aiebt allein die Ost^rfragf; d^ßr /Botaebiaidiuig 
dBr%rflDdä oBitiärbmt^t^ sandln auoh dan. vecs^UQjo^lt?^ Y^teia eiaeu 
Spiegel dberi)»re<bo]t)aniPä}cbteii;.aBd die w^UeaiiefiJ!i(isab.rä(Uf|h^ ip 
derTKirche Y/öhr Angeti .hält ^)» ;.Aa8 d}^aer DenkacMrift erfabr^p <wy7 
aachs wdebes Mittj^ Golutmbaii als da? ge^gaeto zar. Sßforoa.de^ 
kirfeblikhen Lebens i^kanote; : er empfteblt nämlicb de^ Vätern, dttar 
in- : «hier Sjaode« zu diesem Zwecke . . zusammeawtr^^ « »uwe ,^tg 
(]äito»i0» re^ /är jeies JaJkr einmal oder zweimal vorschreibmii wen» 
niehi unpykige Shitmmimde, daevmchm kommeti ?).f 

Sdioh diese, negativen Momente reicben iiin» den Q^Iaubea a^n 
den:: umgestaltendea, babubrecheoaden ^fluss Columbans auf dai^ 
Gebiet des Busswesens zu ersqbüttern , zumal als einzige Grundlage 
{ix daaselben nur die Abfassung eines Bussbucbes durcb Columban 
angefahrt w^rd^ kaan^ es ist gar nicht anzunehmen, d^ss Columban 
in den Fragen der Bussdisciplin hier selbständig, ohne die Bischöfe 
und.Sjuodau zu befragen, durch Abfassung eines Bussbucbes soll 
vorgegangen sein « welches eine neue Praxis soll inaugurirt haben. 
Die Frage drängt sich daher auf; hat überhaupt Columban das ihm 
von Wasserschieben und dann insgemein von den neuen Forschem 
aaf dem Gebiete des Busswesens zugeschriebene Bussbuch wirklich 
verfasst ? 

1) Siehe Greith, 1. c. S. 300. 

2) Greithj 1. c. 



^lMritei, CohufOian-wtd dai- Buisiodaen. im 
■■■' 'Aucb iD dt«ser .Fntga-io1lM«!te]uli;4i 

wftbbi 'äeMSB Aonst^ iSdirStton,. ab«r:'Cr'H 
CeläiätiSDH^'flti.' Hiöfzu ''bMemt «in aidwa 
üii)li»Ul().-'> BiAfi 'ääi^dhritt) dm Si' SaMtbm 
479 sitftc-lS. fcil'6&;^ «ntk^: daso'Bfelier 

r^äibdHg^^JMd' ästbait' 4Btneatlieb' nsbeo 
at^h dib'^ßM^iteh litm^glachsti B«e4i(At; es! 
kii'', Att^r 'litbbif-etlira 'dtt'Co&iiibaDs, aonda 
Hiilftgtiri - -IMe Sc^lussfelgfiriiDg iät naa wo 
lätnbaa Mein -fOr die Begeluag des" Bosstr 
Bä^bQ^ä Verfasst bfttta,^auQ vftre 'dssMlbe: 
swteer Sobfller beantzb worden. ■ 

'- -'Wftbrend es so an äussern KachricM 
Golnnrtlaits VoHrtfindig fehlt, iafe aacfc diis bw 
wdcbe dasseifes zuracbgefübrtwird, eine i 
Bxa Büsäbnch Colambans unter dem Titel 
oa*r *de poenUetttiarum meHsura taxamäa* 
üi 'öincr eiitzigen Handschrift entdeckt Word 
Mensis ', ans weTcbem Flemming dasselbe b 
äeineti Opera 'Columbani (Lovan;) veröffentl 
Äbdmcfc in der'Bibliötheca maxiiaa Patnitt 
dasselbe sodann ' weitere Verlreitang gefund 
iNsgeddbiit^äteD' Nacbforschungen, bo beme 
ben 1) , nacb andern' Handscbriften diasef in 
shid gSnzlicb' erfolglos geblieben.« leb kann 
dem ich die bedentendaten Bibliotheken Italie 
reichs nnd Englands ' besucht habe, nur best 
dits ganze System von dem das Bnaswese: 
Cölnmbans einzig und allein auf die ein 



Prüfen wir nnn näher den Inhalt diesef 
dlrand des f lemming'scben Teites, anf den 
angewiesen sind. Das Poenitential beginnt 
leitung, in welcher der Grundsatz aufgestell 
versitas culparum ancb ein verschiedenes Mi 
men sei ; dann bemerkt der Verfasser, dass i 



1) Wasgerechleben, Bnaaordnnngen, 1. c. S. 



t4 SchMtsf^ €h}üknb^.mid4<i^Mukstm9en^^ 

intelligentiato ^t ex (parte jöamguQoj^rophetftölÄB «fc^ esr /paateiioögtnöcin 

dieselbe fitidrt )ii$h aftnili^ s^bii^^^erii f|AQki^bieiO:jBaesliAcbi^c 
so. ^fiist I wörtlioK: .in [ftem i .PoenHetttble:, iCiii»MOItni. , i aaft qia, id W ; i n^r 
Poenitofttiadia Biefinetiiie^Biidriiiihalttieti M^b iAjJ^mirßoepft^iti^fti^ 
Bgbeit;' einer Oi^ilnidi^^^ (^d>iSiiild^t^r:.nipbl(<^ 

Anapraeb ^genommen rTfevdm>i A4K die SialQiAiifigjj^^iMiHnoiieli die 
BtidsdatiQfliglQQsjU 30 birsen »itapirt^iei];) i^mmlk^yJ^mf^^^m ix4 
Thieite. •Ifodeav^apifceln^l-rl2<!miteT der: Ijetierp^rjö^ »ßp mpr 
taIii»ii9'Priltiuai.oiiriiaQfinibuei, qumAüskfüAfi^ m^^üf^^m^i.pl^r 
Uknims fj^^ineiendnmieat^« w^den* %rgehfai' <d^ iislefiM ^,t^gtn^(^lli/ 
be&amiettT'iit'deQ Capiteln 13— 2&. untiai? tder. ü^rf^cbiriftf i^^ 
hae^ ^:jcleciitt8 efcnKwiebif naixtim^iQta. $ntit,ii([ae(einm detil^ieis.«^ 
werden \ die :J3iid9saiis«ieg«n> ffir die L^ieii imitgetheiH findr JüiMden 
Ca|»itein 26-^8^ nntert^der iJebersi[$brift^ »Fosti»»iio^ ;de>mian4i9 mo^ 
naebernm .ageoduj^di eat eaii0y(es'it)nac BtiS9an8ftt8eti;ftr. .Yerletmng 
kl9eteiili(d)eF fiegek. : Sine i derati^ ; syatematiBiehei lEIintb^ittfg . 4eri 
Bu^asatsmngeo .einesi PQenjtentials na<di -Veieehi^iibeit d<^ :$ta»de$i 
der-Bösser; kHimnit b-den BjisähöehevantttsebrvaireinaeUiycvr, spriiobti 
aber .ganj^entecduedengegeQ) die) Ze[t;dea^£^^^^ 
die Abfa39ling^ . dieses PoeniteBtialH vericgt twini^ 'Brat) die Beebi»«- 
deakmäler dias di Jahrhimderfcs beknndeni ydenJ&weoki die J!rlernwg; 
\mi Anwendojag d4s Beohts dorob eine sj^temMtiaobe Anordnung des^; 
Joffes z^.etleichtern« Die« im.Xia^fe des 8,. Jahfbunderts im fränki- 
soben Beiehe entstandenen fio^sbücbersibd aasnabmelos aufQrund* 
lege der Ooteade veranlagt, dv h* aja<cb;dem. ^on €ka$ian^) b^rruhrenr 
den Sefaema ron den acht. Hauptsundeiu. Qolnmbein seibat bat .diese 
Ciassificimag .deraebt Hauptsunden «leiner »Sitteivlebre »Inst^nqtie. da 
oeto vitiis principalibus ^)c ku . 3r«ncle gelegt. Seuifc spricht; die dem 
angeblichen Üelnmban'ecbeti Bnssbacb eigentbämliche Eintbeilang 
des Stoffes sowohl gegen die Antorschaft GolumbaDSi wie gegen eine 
Abfassung desselben in der Zeit des 6. Jahrhunderts, Es ist rudern 
höchst unwahrscheiulich, dass Golumban mit seinen Mönchen häufig 
in die Lage kam, Klerikern das Bekenatniss der Sünden abznnehmen 
und ihre Bnssleistungen zu bestimmen. Im 6. und 7. Jahrhundert 

1) CoUationes Patr. V, de oCto principalibus vitiis {MignCf t. 49, 
610 seq.). 

2) Bibl. mai. vet. patr. XII, 23 aeq. 



MAihbai Gtdvit^an"*ind ^tti» BmatM»ek''im fn-Onl^cken'' Reich. IS 

irM'd&6ageMmEQte'£atB)VMM''iiMhrideri^iedeUän'L«(Eun;deiBiaoho 
aiä^flew WMW'i^bai }8e0Td»t«a->Po6üitaiitiHt<iti8'>Qiitefstallti meb HlAx 
|3'>6(dati^«äV'lne ^ «atotj , Ip^ i^epifiinOde, ^fflrm /von dsif gltilBI« 
ai0^iden'jstaadig«ai Klieras>'l)altei,'-bt«EfcbiUtigti[idi4ti"dBP 'Minima 
tMtigtMilP'atite^iidmi^tiwb ^HdiiiUbhetiJ Be>ivttbitiHiB('dttt< WaMwj'ilt 
sc^jAiI trf^iicfaf B«)tr»ff hw^mtMskA&QtigitiMzägagen den «rftofe 
a^4a'^seope^iund''K'lMa» VertritibeHi! Wieiiti)! macndioADtiahn 
reiil)fif«#ng^'j:"Oolafflbant KalM 'Bd^tibiuiLgtto^lflv^ttW Sktfiksr -gi 
g|«bdti^'iS^(^£Üt»M38"trar ei^z^iMf MsicaeitkniuLaiieB^besdirftol 
'tili 'IlHeiiBQssl«i8tuBpAi;'lwelch»:d«& K-torUem ^wvggftibEiebeii '-ve 
d«f^> HtelMWtll-sctraf^h Oi«gc«Ba[ti]'Sä id^'iai'ft Jiabrhuiidari^äl 
tiotfto Oi9ci|iMB'!A«r Kirche.:' Beiruts'-' im IJafar«'ii385< 'iitellte Fi^ 
SiritJlus'-Jilff >G^ftiBdMlz siofi' doas Kleriker dwbffeatlicbea^Bnsee ukI 
dtt^tttjlfett n«tdi8D'id6rf«i>i>,:eii^ €)raMtsatz,))r«lahsr'Haf dra f>Mk 
mU^b SjUMtea' dte'6. Jalffhunderts, ttle wir saben, wiederbolt eä 
gäacbSfrfti' wurde; In Gs^liefi' wurde' alladings nooh eiiis kurze Tu 
daran festgshanen'i'EleiiksrD, ^toenn svs eg tmiänie^ich vierlange 
iwiöfüüthdbeBaise'ta g«sUU»nf allein auf ein« Anfrage tUsBideb 
Kurti^iüaVon .NarboBne enttebied FapBt Leod. Opj^dftsa^die apoäi 
lisebe-.SVadiUoD^iezagUoh :der.'Excei)tion der Klerikec Tbir'deii:Sfflso 
tiohen SosW *): xü< beobaelrt^ Bei,- Seit B^hin. äe8^6. Johidiander 
liAtie isich im fränkiscben R«iobi& iB'Felge desseH die^iPraiis atisg 
bildetv KldrikeviisorBiiseleistUngauf Leb^tedauer oder zeitweise 
eiei^Ki^tepim^verweisen. J)ie 'Sysode vco^^Agde tom' Jahre-' 5( 
c^j öOi TetMi^te di>e3e Airt der Strato £lr Oapitalveri^recUen i 
KlMiker,' speeiell för Urkui^denfSlscbiuig und M»elie3:Zeagnisa'^. d 
3. Synode' von Orleans vom J» äSS für Ehebruch*}; und die ^noi 
von-MarseUI«' vei>vies den .Bisohof GontomelivsuB von Trier anr A' 
bSsSulig seiner fleischlichen' Vergehen und jenes äer Verschlendemi 
des Eiveheiigutes in ein Kloster''). ZurZeit Gregor d. Or. war 
allgemein Praxis/ vie ans i»hlreiohen Stellen seiner Briefe hervo 
gQht, die »Detrufno in aretum TiKiDasteriBm< mit jeder D^osit» 
pines Klerikers ohne Untersdiied dee V^'gehens zu verhinden^' 
Wird man non da siebt gezwungen sein auEBDehmeD, dass der zei 
geabs^ge Coluntban, welcher die Entscheidung eben dieaea Fapst 



i) Epist. .1. od HhDor. c 14. Schoenentarm, Fontif. Born. E^isb genui 
p. 658. 

2) Epiat. CLXVII. c. 2. Bei Gratian e. 67 Dist. 4. 

3) Befeie, 1. O. IL «85. — 4) Ib. 1. c. 775. ~ S) Ib. 1. c 753 £ 

6) Greg. M. L. I. ep. 18 ; L. lU. 27 ; L. XII. 31 ; L. SlII. 45. Koble 
DepCMitiou and Degradation. Tabin^n 1867. S. 74. 



Gregor,..«!. Gr. in dfr,Q^toi;frac%aD|?ef,,^j^^^h Jej,^f)(i;die8.^„fl«^p^ . 

Kterüier'm'eln "Kloffef 'W ^A^^b^^fh [!?«r§ei7;. 

sctu|ieben'^^a^te','zumal^ dieae 'Qh8er?^i|j!j,a^^', 4.B.sßhftii,,§^e(;,9ig0h^ ,. 

Erwartung' wjiryu^ dem ^'^^^^ 

fürjLaien dne.'Öoöe^bus^^^ ^fj.)6..^fl^e^ ,qiitiit||^|,^ 

KlemerJ. Mf .dieselj^e wir^.^v^iipe^^jdj^ öfifspjiU*^« Busg^iujttl z'^_,i 
in'tfer 4pec^'nep,'.Tpr|c^^^ 

(can. i.2!j bestimmt. Es ist geradezu nnbegreiflich,,.;^e,[ifi^i {|^Hl7 . 
satzangen. welche ein^n sobhen ^cjiroQ'ea Ge^eqsatz gegpn, jie,nb- 
licH'e' pMipliii'änttiaUeii', ^olümtan insclireibeii Itahiii .wollurcb^d^- . 
selßt' fftcb^ 'ja "ge|^oe . ein^' selir'w"ksaraeri Mittels berfnibt hätte, , 
didiBmVcinXoeai^g und 4^ii' henern'protesta^tiscbeu Forscher;^ UQter- , 
legtö' ^Uäiclii' >etaet' Regeldng des Busswesans . nach .den '^q. den ', 
KI<l?tfi't'n'^Iicb.6ii'l)^^ciplinar-Strafen< ^u verw^kücheD. T; ; , 

""Was'^dann die'Straf'e. ^es peregri^are tfn^ |da3 E^)s,betnfit,; - 
lamban'jchen Bijssbacb .i^i(^,8UeiD übef ; 
r Laien ,(?. 13. 20.) verengt ,wi,rdi so 
liebe er^t' im S. J^brjioficterit.v.orkoinqifilfi, , 
IL g^en die, auf .4{LSr Bus^baab «nge^ 
lalten'f , .,", ',' '. ' , ,", ■,,,',! ■;„ 
li^.AQ,t^r8|:Uft Colnrribans U«$t apcb in :. 
tuehes; ,in. denselben lyird dic^ Öffendic^. 
narats im^oeitia catholtc^episi^opu iQr-- 
le Forseber, nelohe dem polumboQ einen. 
i»ß Busswesen ziisi^reibeii.ioitirer Bc- 
.em Columba^ ,...wie , es tbatsächlicb .der 
Rsse in seinem Heim^tlande unhokannt 
t auäschliessUch geübte Privatbnase von 
LQzt worden sei., Wie jen^Forscher.jsich 
öffentlichen iBussipesetis in dwn.Golom- 
; finden, bleibt anerklärlicbj 
räbnong der >Bonosiacic im. c. 85i des 
ussbuehes eine grosse Bedestuqg boige- 
aer wird allerdings bereits auf der 2, Sy- 
Yerurtheilt, allein im eigentlichen fränki- 
schen Keich geschieht ihrer zuerst auf der Synode zn, CHchy bei 
Paris im J, Q26 Erwähnung •), Der c. 25. de» Poenitentjals lässt 



1) HffeU, 1. c. II. 300; in. 77 und 115. 
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abgeiictfloSBöne Qenjeiode dieser Irrtähre voraussetzen; oop fehlen 
ftbär alle MstoHschen Kachrfchten darüber, dass in Ad3*'>'<<o<*"> »"d 
BitTgiind, in 'dent apebieHen Wirkungskreise Columban r 

Ze}i:"9e)ion ausgebildete Gemeinden dej- Bonosiaae: 
BHÖfe Cohiilibahs er'wälineti zwar ausffihrlich , wie 
DreiiäpHelatreit" yerWickeit Wurde, aber mit keinem 
merkt, dass Colttmban' aaöh gegen die Seete der S 
hsttsi. Es'lSsst'Somit' anch die Bussbestini mung 1» 
Qoääner- keitaes^egs' auT eine Aiitiirschaft Coluaibai 
teötiale 'Schliessen;" '' ' ' ■ ■ *- 

Bildlich ist aiit die fünf letzten Capitel de 
loiiiban'schen Bns'sbäclies zum Beweise seiner Ai 
irieseD ' worden. In diesem dritten Theile des 
minutis monachorum saactionibusc werden Busaans 
ringsten Vergehen der Mönche mitgetheilt und werde 
Schläge als Strafe bestimmt. Gs ist nun eine allg 
Eigenthüinllchkeit der Colum1)an'schen Klosterregel 
der Benedictiner-Kegel / dass in derselben kOi^erlii 
gemäss der irisch-scbottlächen Discipliu verschwet 
Wendung kommen und die geringsten Vergehen da 
den. Es kann itt der Tliat keinem Zweifel antertii 
f&nf letzten Capitel des angeblich Columban'schei 
desseo iregsla coenobialis'')« in Beziehung stehet 
coenobiallsc rfihrt tri der Gestalt, in welcher sie ai 
ist, ihren wesentliclien Bestandtheilen nach YOn Co 
sie ttät spätere Zusätze erhalten ; zu derartigen spät 
auch diöffinf letzten Capitel des Bussbuches zu rech: 
dieselben nur zu lesen, um den Eindruck zu empfi 
selben aus einem umfangreichen Kegelbuch entwede 
sind, odOT zur Ergänzung eines solchen bestimmt 
hängen diesö fünf letzten Capitel Strafen für den 
Mönch den Klostergraben flber Nacht offen gelasst 
dass er beim Reiten auf einem Lastthier Arme oder 
es wird der Klosterkoch ermahnt, wo mSglich Son 
zu besuchen: Derartige detaillirte Bestimmungen I 
eine alle Einzelheiten des Klosterlebens erwähnend 
regula coenobialis voraussetzen. Wie will man ab 
Abfiissung eines Bussbnches zuschreiben , ' in welch 
derartige heterogene Bestimmungen für MOnche fir 
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selb^ ein Biissb^h mit einem eigenen Garpitel für MöDche verfasst, 
So würde er vor Allem die schweren Vergeben gegen» die Obe^i^z^ 
über welebe et in seinen Briefen klagt, erwähnt haben and wo^p 
er überhaupt in die Details der klösterlichen Vergehen - eingebe 
wollte, würde er eine grosse Menge von diesbezigliehen Bosaatzungen 
niitgetbeilt faab^n. Diese spärrlichenv'Mnf p!aa»los zasaniasisngewä]?«» 
feiten Capitel deuten auf einen unerfahr^qen.CojpisteQ hin; vergleieht 
man sie mit der Regel Colnmbans, - so erscheinen sie in der ünrnm* 
tfaenstellangf seiner durchau» unwürdig. Aach die fu^f letzte Oa^ 
pitel, weit entfernt eine Autorsohaft Golumbans für sein aa&gebticiies 
Btiäsbuch zu beweisen, sind wichtige Criterien für das Gegenthea. 

Diese Beweismomerite mögen genügen, um als sicheres Eesul* 
tat festzustellen, dass das im Cod. Bobiensis enthaltene Poenitentiale 
dem Columban vollständig fremd ist, vielmehr erst im 8. Jahrhundert 
von einem unerfahrenen Compilator zusammengestellt wurde/ Es 
fallen damit alle jene Behauptungen in sich zusammen, wonach dieses 
angeblich Columban'sche Bussbuch Veranlassung und Grundlage der 
Abfassung einer Menge ähnlicher Bussbücher im fränkischeji Beiehe 
gewesen sein soll. Durch die Nachweise der TTnächtheit des angeb- 
lichen CoIumban's(^en Bussbuches ist aber » auch die einzige Onmd^ 
läge jenen Behauptungen von dem umgestaltenden Einfluss Golum- 
bans auf das Busswesen seiner Zeit entzogen ; die Tradition von einer 
Wirksamkeit Golumbans, welche das Busswesen umgestaltet und 
wesentlich gefördert haben soll^ muss somit als eine vollständig 
grundlose Sage zurückgewiesen werden. Veranlassung zur Entstehung 
dieser Sage hat wohl der Umstand gegeben, dass das 10. Capitel der 
Regel Golumbans, welches allein umfangreicher als die übrigen nenn 
Gapitel ist, die Bezeichnung :kPoenitentialis^ trägt. Dasselbe be- 
stimmt die Strafen, meistens körperliche Züchtigungen, für eine 
Menge kleinerer Vergehen der Mönche; mit den eigentlichen Poeni- 
tentialbüchern der Kirche hat diese Strafregel für Mönche nichts ge- 
mein und ist auch nicht die Grundlage 'oder die Vorlage für andere 
fränkische Bussbücher gewesen. Indessen hat die Bezeichnung »Poene- 
tentiaUs* hingereicht, den Glauben an ein eigentliches Bussbach 
Golumbans zu verbreiten. 

Es möge hier noch eine Erklärung des Charakters des angeb- 
lich Golumban'schen Bussbuches und der ihm verwandten fränkischen 
Bussbücher Platz finden. -Das Material dieses angeblich Golumban- 
schen Bussbuches besteht, abgesehen von den 5 letzten Gapiteln über 
Verletzung der Klosterregel, aus 12 dem irischen Poenitential des 
Vinniaus entnommenen Satzungen und aus 13 Busssatzungen, welche 
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rdmisohen BnssbüGbern entoommen sind. Wir habeo es al30 mit einer 
CompilatioQ tob zweifelhaftem Werth aus irischer und ans rdmisober 
QoieUenmasBe zu thatt. Eisen gleichen Charakter haben jene fränki- 
sebea Bussbücher, welche in grosser Zahl während des 7. and 8. 
Jahchanderts entstanden sind ; ihr Stoff ist ebenfalls theils aus einer 
iriselnaagelsädebsi sehen Quellelimasse, theils aus der römischen Quellen-» 
masse entnommen, allein mit dem Unterschied, dass sie viel reich-» 
baUiger sind' und namentlich der römischen Quellenmasse nicht etwa 
BOT Id, sondern 100 und mehr Busssatzungen entlehnt sind. Auch 
a^t diesem Umstände ergibt sich die Unhaltbarkeit der Ansicht, das 
Columban^sche Busabuch sei eine Quelle für die viel reichhaltigeren, 
fränkischen Bussbücher gewesen. Eine Erklärung für diese Er- 
scheinung von Bussbüchern gemischten Inhalt liegt nahe. Die irisch- 
angelsächsischen Mönche, welche nach dem Festlande einwanderten, 
waren in ihrem Heimatlande gewohnt, die Weisthümer eines Vin- 
niaus , Theodor von Canterbury, Beda und Egbert als Normen bei 
Bestimmung der Privatbusse, welche allein bei ihnen üblich war, zu 
benfitzen^ im fränkischen Belebe fanden sie dagegen die traditionelle 
Uebuitg der öffeuftlichen Busse in Qemässheit der in römischen Buss- 
bo^em verseichneten canonischen Satzungen vor. Da lag qs nahe, 
dass der Versuch gemacht wurde ^ die heimischen Uebungen so viel 
als möglich beizubehalten und anderer Seits der traditionellen Ob* 
s^vanz, so viel als es nöthig war, sich zu accomodiren. Diesem Be^ 
streben verdanken zahlreiche fränkische Bussbücher des 8. Jahrhunderts 
ihre Entstehung. Das Zutreffende dieser Erklärung leuchtet sofort 
ein, wenn man die gleiche Erscheinung auf dem Gebiete der Kloster- 
regeln in Betracht zieht. Golumban gab seinen auf dem Festlande 
gegründeten Klöstern seine vom religiösen Geiste des irischen Volkes 
durchdrungene Regel, welche sich durch grosse Strenge, durch häu- 
fige Anwendung körperlicher Züchtigung auszeichnete und alle Ein- 
zelheiten des klösterlichen Lebens berührte. Zu gleicher Zeit war 
auch die Regel des h. Benedikt, welche von Columban zwar nicht 
erwähnt wird, aber jedenfalls gekannt war, über die Alpen nach dem 
fränkischen Reiche vorgedrungen und hatte dort Bewunderung und 
vielfache Beobachtung gefunden; sie ist umfangreicher, als die Co- 
lumban'sche Regel, aber geht weniger in die Details ein; sie be- 
zeichnet nur die wichtigsten Pflichten der Mönche, bestimmt die 
Disciplinargewalt des Abtes und lässt demselben freien Spielraum, 
nach eigener Einsicht und Gewissenhaftigkeit den einzelnen Fall zu 
entscheiden ^). Hier haben wir eine ähnliche Erscheinung , wie auf 

1) Holsten,, 1. c. pars II. pag. 1 seq. 
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dem Gebiete des Bassiresens. Irische Ansohanuiigen undGew^im-^ 
heitea trafen mit römischer im Miikischett Reich bereits eiiiprebfir- 
gerter EIosker«»ObservaiQj& zusammen. Die bald empfandenett Oegea^ 
Sätze wucden nuni auf gleiche Weise wie die -auf dem Gebiete defs 
Buj3Sv\res6ns dnrch die fräukischen Bussbücfaer gemischten Inhalts 
vermittelt. Schon kUree Zeit &a(5h:dem Tode Columbaaa finden mt 
ia < den Kl^stei^n, die van ihm und seinen Schälern gegi'öndei wär^^ 
ei9m Vereinisftmg der Oahmban^ sahen JRegd mit der Begd Benedid^, 
Die Grundzüge der klösterlichen Verfassung wurden der Beöedietinier« 
Begel entnommen und jedes Kloster nahm dazu aus der Re^el Co- 
lumbans diejenigen Strafbestimmungen, welche fdr Me besondern ilo« 
kalen .Verhältnisse erforderlich waren und als besondere Eigenthöm«» 
lichkeiten Colnmban'scher ElMer ersefaießen. Donatus, Sohn de^ 
dox Wandelenus, eines Gönners und Anhängers Oolumbans, gab für 
das von ihm als Bischof und von seiner Mutter gegründete Kloster 
Jnssamoutier eine Begel, die aus den Regeln d^s Ga^arius , des 
Benedictus und d^ Golumbanus ztföammengesi^t ist; er imhm 
43 Bestimungen aus der 77 Gapitel umlassenden Regel Benedicts 
und verband damit Columban'sche Vorschriften i). Selbst in der t^v^ 
zuglichsten Gründung Golumbans in Luxeuil war bereits vor dem 
Jah^e 681 eine aus der Regel Benedicts und Golumbans zu^amm^- 
gesetzte Regel in üebung. In diesem Jahre gründete der h. Eligius 
das Kloster Solignac bei Limoges nach dem Muster von Luxeuil und 
bestimmte, dass die klösterliche Zucht so wie dort in musterhafter 
Beobachtung der Regel Benedicts und Columbans beobachtet werden 
solle % Die Verbreitung dieser gemischten Observanz ergibt sieb 
aus der hohen Bedeutung von Luxeuil, welches, wie Montalembert 
sagt, eine Pflanzschule der Bischöfe und Aebte, der Prediger des 
Evangeliums und der Reformatoren für die beiden Königreiche Austra- 
sien und Burgund, ein berühmter literarischer Sammelpunkt gött- 
licher und menschlicher Wissenschaft , ein grosser Lichtherd christ- 
licher Tugend war ^). Iü der vita Salabergae heisst es bezüglich 
der von hier aus gegründeten Klöster, sie hätten gelebt T^ex regula 
Ä. Benedicti et Golumbani^),^ Loening führt folgende Klöster an, 
in welchen Urkunden gemäss die Mischregel des Benedict und Co- 
lumban beobachtet wurde: Reslais (Privilegium des Bischof Bur- 
gundofaro von Meaux vom J. 636) ^), St. Peter zu Sens ^), Barisy bei 

1) Siehe Lecointe Annales, II, 788 seq. a. 625 n. 67 seq. 

2) Vita S. Eligii lib. I, c. 21 ; Pardessus, Dipl. II, 12, n. 254. 

3) Montalembert, 1. c. II 522. — 4) Mabillon, Acta II, 613. 
5) Pardessus, 1. c. II, 40, n. 255. — 6) Ib. 1. c. II, 113, n. 335. 
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1) PardessuSf 1. c. TL, 133, n, 350. 
• 2) PertZy Dipl. I, 39, n. 42. 

3) PardessuSy 1. c. H, 126, n. 345. — 4) Ib. 1. 11, 139, n. 355. — 5) Ib. 
L- c n, 221, n. 423. — 6) Ib. L c. II, 352, n. 548. - 7) Ib. 1. c. U, 408, n. 59Ä, 
Loeningi 1. c. U^ 442. 
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l4Mi'^)( Bi^e bei Langres^), Gorbie^), Nonnenkloster & Maria zu 
Sdiasona^), Montier ea Der ^), Murbacb^) and Amolfaau^). Indessen 
veESßhwamd iw Begel Golambans immer mehr; sie kennte sich mit 
ibrer^b^rmässigen Strenge gegenüber der B^el Benedicts nicht 
toltenJ Selbst in Burgnnd, der ursprünglichen Heintath der Gotam-^ 
bfl/n'eebea B«g^l ^ kam sie ausser Ueburig.^ Auf dem: Biöcetenconcä 
zü 'Atttunt das. Bischof Klodegar um 670 mit seiner Welt* and Elo^ 
stetgeistUchfadit. abhielt , war die Benedictiner^Begel im Besitz ans- *i^ 
schliesslieber Herrsi^hafb. 

> f J^ jBusBbnoher gemischten Inbaltis im fränkischeiK Eeiiche haben 
keineswegs förd^nd auf das Basswesen eingewirkt; sie wurden Vern ^ 
anlaasttng, dass die WiUkar in Abfassnag von Bnssbücheim nnd in 
Aiiwenidang der Bosssatzangen berrsohend warde nnd eine' höchst 
aachtbeilige Unsicherheit der Diseiplin einkat. Es waren. grade die 
awitidchHangdsächsischem und römischem Material compilirt^ Buss^ 
bä^her^ gegen* welche als anechte nnd sehnliche Erzengnisse der 
läteffatai! dieser Art die Synoden von Ghalons im J. 813 c. 88, von 
Farifl im: J« 729 c. 32, von Mainz im J. 847 c. 31 in den schärfsten 
Aioadracken ihr Yerdict sprachen; Eine heilsame Beaetion hiergegen 
begenn im Aofitog des 9. Jahrhunderts mit Halitgar nnd brachte die 
esmenieehen Satzungen der rötm&chen Bnssbüoher wieder zur Oeltong« 
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II. 

Das Hinderniss der Affinität Im ersten €rad der geraden^ 

Ein NidlitätsprocesS' Beterat 
Von Hugo Laemmer in Breslau. 

I, In einer von A. H. an den hochw. Herrn Fflrsfcbischof von 
Breslau gerichteten Denunciationsschrift d. d. 20. Mai 1864 ward 
Pfarrer J. in S. n. a. beschuldigt, den Einlieger Lorenz W * . . Iz 
in H. mit dessen Stieftochter Marianna, mit der er schon viva adhoc 
uxore resp. matre ehebrecherischen Umgang gepflogen , im Monat 
September 1862 kirchlich getraut zu haben. Die qu. Denunciatioti 
ging zunächst vom Herrn Fürstbischof an das General- Vicariata«rt, 
von letzterem pro informatione praevia an den Erzpriester B. in 
Gr. St., der am 26. Juni 1864 die Laurentius und Marianna W . . . Iz'- 
schen Eheleute zu H. protocollarisch vernahm. Aus dem mit diesen 
angestellten Colloquium ergab sich, dass Marianna die ausserehe- 
liche Tochter der Prancisca S . . . uUa, der Schwester des ver- 
storbenen Eheweibes des Laurentius W . . . Iz, nämlich Josepha, 
sein wollte, und dass Laurentius W . . . Iz dem Gerücht, die Ma- 
rianna wäre seine leibliche Tochter, entschieden widersprach. Brz- 
priester B. wies in seinem Bericht vom 28. Juni 1864 die im ersten 
Theil jener Aussage enthaltene Unwahrheit durch das vom Pfarr- 
amt B. am 26. Juni 1864 ausgestellte und der qu. Belation im 
Original angeschlossene Taufzeugniss nach, welches eben besagt, dass 
Maria, uneheliche Tochter der Magd Josepha S . . . uUa, zu D. den 
25. März 1824 geboren und den folgenden Tag getauft ist. 

n. Nachdem diese Voracten vom General- Vicariatamt am 
5. Juli 1864 dem Pürstbisch. Officialajt übermittelt waren, ernannte 
Letzteres den Can. K. in P. zum Conjmissarius. In der Verhand- 
lung vom 28. Juli 1864 erklärte Pfarrer J. in S., da^s, als vor un- 
gefähr 13 Jahren der Lorenz W . . . Iz die Marianna S . . . uUa 
geschwängert, dessen Frau Josepha S . . . uUa zu ihm geäussert 
hätte, die Marianna wäre nicht ihr Eind, sondern das Kind einer 
andern Frauensperson, dessen sie sich, als diese gestorben, angenom- 
men hätte. Auch sollte nach der Aussage desselben ' Pfarrers die 
Marianna noch vor Kurzem geläugnet haben, dass ihr die Mutter 
von ihren früheren Verhältnissen i. e. dass sie ihre Tochter sei, je 
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etwas mitgetheilt. Indem Gan. K. in seinem Begleitbericht vom 
13. Anglist 1864 bemerkte, die scandalöse kirchliche Trauung des 
W . . . Iz mit der Marianna S . . . alla, imehelichen Tochter des 
verstorbenen Eheweibes des W . . . Iz, kfinnte nicht in Abrede ge- 
stellt werden , und indem er die 'leichtgläubige ünTorsichtigkeit des 
l»P^ÄfI»äBq:!I»^9rit^^»,)aeT■^*^6'B9j«c^a&flg■iies■iTau&}ia»ffl8^^ 
säumt, verdientermasaen rügte, erachtete er das mit einem Betrug 
begangene Vergehen der Vereheliehung des Stiefvaters mit seiner 
Stieftochter als ein ObjeCt, das sich ziir «itainellen Verfolgung darch 
den 'SJBAtsanwalt qnalifieirte. 

; < ' IIL Dusch Goagisiomtverfügung vom 3^ October lS6i aufge- 
fordert, das Proclamatiooeabuch, in welchem das dreimalige Aufge- 
bot' des Laurentius W . . . Iz mit der Marianna geb^ S . . . ulla 
T«rzeichDet worden, zur Einsicht eioKusenden, schickte Pfarrer J. 
vi» Tage später mit der Entschuldigung, dass er das Aufbietungs- 
bwih' pro 1862 nicht auffinden k&nne, ein Attest des Ortsgericbtes 
in 9., laut dessen im Monat 'September 1863 der Einlieger Laurenz 
W . . .iBäus H. mit der Magd Marie S . . ,.uia von dort in der Pfarr- 
kircbe zu S. an drei hintereinander folgenden Sonntagen aufgeboten 
wurde. Dem darauf an Ort und Stelle amtlich gesendeten Erzpriester 
B. erklärte Pfarrer J. am 2S. October 1864 der Wahrheit gemäss, 
dsss er kein Froclamationsbuch als solches führe, vielnjebr die be- 
trefTenden Aufgebote in sein iaterfoüirtes Oirectorium bei den resp. 
Sonntagen zu notiren pöege; dagegen habe er im Jahr 1862 die 
Proclamationen auf lose, nicht asservirte Blätter geschrieben. Die 
b«den Eirchenvorsteher Carl F. und Valentin S. bezeugten, dass der 
parot^ns das W . . . Iz'sche Eheaufgebot ganz in derselben Weise, 
wie alle andern, vollzogen habe. 

IV. Zu Folge Officialatnrtels vom 1. Decemb 
schuldig befunden , >der kirchlich unerlaubten und n 
des Einliegers Laurentius W , . . Iz mit seiner Stieftoct 
S . . . ulla in grober Fahrlässigkeit durch kirchliche Trauung as< 
sistirt zu haben,« mit der Auflage: »sofort die erforderlichen An- 
träge auf die Nullitätaerklärung der unerlaubten W . . , Iz'schen Ver- 
bindung zu stellen,« formirte Pfarrer J. in S. d. d, 9. Januar 1865 
den diessbllsigen Antrag auf Nichtigkeitsdeclaration der qu. Ehe. 
Auf Veranlassung des Consistoriums I, Inst, reichte Pfarradmini- 
strator Seh. in S. am 9. Februar dess. J. drei ad rem gehörige 
Kirchenatteste ein. Kach dem einen, d. d. S. 8. B'ebruar 1865, 
wurde der Wittwer Lorenz W . . . Iz aus H. mit der Magd Maria 
S . . . alk aus H. coram duobus testibus am 30. Sept. 1862 kirchlich 
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gietniai Naefa^d^m zweiten cL d^ 6r. &:eod.rd. ei la., üt IliaowilfiQi 
eh^cli. Sobn des v^flfborüeneD iffii^Hegeis.J^haTm.W^;^ :(lz!aa3ffi; 
und Ji)9epha eheL Teehter> der vecstorb./Baoers Jaeeb ßtei auai&i 
den 23. {^vtiär 189& i^ram daobtu^lwiibTOiedimbiil.wdi^ 
dritte, d. d. S. eod. d. e. a., bezeugt deaina^.^ fiecM^er IS6t 
im ^Iter vdn ^ Jahrcb Jinfolgteh Tbd id^nJbs^pfaiuifiiitiin Ms Ein- 
lagere -Lorem W-. ..-Iz-aoB-H. ''- •■- ''-'^I "JVJ.I. .I-L fflH \ilti1r 

Y< Dieee drei Atteste kMittte&atid'ma^eai«BQMleni»Q,WB9e 
r^feO) d^MQ die Cottsistonal-Vetffiguiig yoniill8;>Febwilnl8fi6iAte 
draek'gab und die- zom Bericht des PfäriHdmiaistra i8bb. loM uv 
protoeolbrischen Verbaadlimg, S* 20. : Siebt nar 1866^ ÜlhtteBi .) IKadt 
ersteceäi ist im Tnumngsbach ganz deotlieb dk ^Nafoe S >..«/< aU% 
nicht S . . . uUa geschrieben, letztere Lesart airer.. die' .riiebtige^ixipd 
die SubetitairüDg des a statt u durch einen lapsss oalami'd^s den 
qu. Vermerk in das Trauungsbuch eintragenden Schaladminiatrabmi 
T. entstanden.' Defr GeschlecJUsname der im obigen drittto Attest 
erwähnten Josepha fehlte in der That in dem BegriUbinissbuch, 
in welches die Eintragung des qu. Passus sno t^npcfre durch 
den Lehrer U. geschehen sein sollte. Das Dunkel . bezüglich des 
zweiten Attestes hellte das citirte Protocoll auf. Darin bekundete 
der Auszugler Carl Dz. aus S. D.v er sei der Halbbrudei? der ver- 
storbenen Josepha verebel. gew. W . . . k; während diese aus erster 
Bhe stammte und ihr Vater S . . « uUa hiess,. sei er aus^zweüer Ehe» 
ihrer bdderseitigen Mutter mit dem Dz« geboiren. Da nun aUgef* 
mein in der Gemeinde und Umgegend die Stelle nicht als die des 
S ; . • Ulla, sondern des Dz, bezeichnet worden, so durfte sich darum 
die Josepha mit dem Familiennamen ihres Stiefvaters Dz. haben anf^ 
bieten und am 22. Februar 1835 copuliren lassen. Daher die discre?- 
pantia nominis in dem Attest von Or. B. Des Weitern erklärte der 
Auszflgler Carl Dz., seine Halbschwester Josepha 8 . . . uUa sei zur 
Zeit, als sie in Gr. B. gedient, eines Abends mit einem neugeborenen 
Kinde von dort nach D. ins Elternhaus gekommen. Diese Tochter, 
Maria getauft, sei ihre eigene, ausserehelich geborene Tochter ger 
wesen, und nicht eine Pflegetochter, da die Josepha damals das 
Wochenbett hätetf. Der Kolonist Simon 0. und der Auszügler 
Valentin N., beide aus K, constatirten >aus dem Mund der Leute« 
die Biehtigkeit der Dz. 'sehen Aussage. Die gleiche fama publica 
herrschte im Nachbardorf S. D. nach dem Zeugniss des Scholzen 
Lorenz 8. und des frühern Scholzen Johann L. Dar Einlieger Lau- 
rentius W . . . Iz bekannte schon bei Lebzeiten seiner Ehefrau Jo« 
sepha S . . . uUa mit deren Tochter Maria geschlechtiichen Umgang 



SIBelioeUe]: gßzWgitiiiuidühit^iisMiidiflhtHii^^^ dteijEhdc^liacJ^j^^iii 
cfäenty; Tdl (äriner ^Fiaii^iveteiiisiobeiii^izurJiÄi^^ iQidseiu'X^l^^cbfHi 

stanz am 23. Febraar 1865 die AcMnvocIagau .aW <telli<Br<m^;|<M 
Fisoafii ,näifcD^iiiitec:;<faHnii6.LMftnz'j dess^ J.i ^eBri/Kla^IHiiliB leitff eichte 
BiitMeiiäiLiitaH^ldift iBlifliKwii^h^n idetb^ ^txeg)eff. ImoranlmiW ^a^l^ 
«vd I)dar .fMiiriaimai(«ter:!M^ias8 j; u ttlla^iax utr&qu.ejdm^04iiif9ote 
affiäftatifioeti- dlimifalsf fäc.'MoMig 'Izuf^er!l8l&r)efai.tu6i& hi^ ^iii^i^&'jrmfr 
ffiiUitiYen .Eheleutieiii ä6rah> dcoizuatftndJgenr^amslxiUf dk eii^iiäf^lii^ 

n^b ^£[ialtr::maa ^iert^' dasa 'znveiüer NiiUitfttakIage:u]mr > £i(^qBisU0 

jb0v?)/a)f'Dar8tellQQg:der.Thai)eaii$]ifia> aus denai :dil Nkäti^pteit )der 
»(•■^(^^•-iriBliß^fcergrieitefc.wicdi; «. .■--'. .^. .h^;.''- : 

ij^jib) Ai^gabe der Bevraifäniticd, darcb sKelßfae jene -läatfiacb^^ 
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J.iwissdni werden sollen, ^ * / ^ , 

♦.\'. ' «) Klageaiitrag^ worauf erltaDHt werden sdD^ i r ^'/ 
~t . d)Aagabe der. canoniachen Kddhta- oder. fiesfetzMelkn, swoi^ 
- ? der Antrag :gepechtfertigtwiKl^; . i o x ., • : * 
ao^-i^rkl&rt aiehls, warum der Judex a qüavamll^sMirzi.liS^ düef 
Ktagescbrilt des Pioibotora als fornselL u&d miterteti^mageeigrietizu^ 
rOok vräds. Naoh - einer : dieserhalb : zwisdbeii f Co&assifiritinr und: Mx^. 
biseiiOfli^tkem Anwalt , (Promotmr)! yera/nlasst^ CcrresiKHideEm über-^. 
sandte dar Ei^cal eadiich am 27; April 1865 ek: meüesXabettv weK 
ehesci^ollstäiidig^ gehauen ^ unter EBaweis auf die zu nähfi »Y«ie« 
wandtsöbafk« und auf das veimeintlidier : impadimantum , oriirnuis, 
widet die Xnlieger LaureÄtius uad Maria W . . . Iz^äohen EbGlleut« 
Wiegen Bheradlität Klage erhob. 

Die üFom 15. Mai dess. J. datir£e Erwiederung des. Defenser 

matrimoiiiorunL betonte: 

i.^ i).dass das angefochtene W . . . Iz^sdhe matrimoiiLiiQnrfäß.volK 

. 2;ogen^ somit der Form nach eu Reeht bestehend, 

b) diuis'das impedimeutum' Grimmis uiioht oonsiatfrt,. und \ ' 

e) ob»s betreffia des imfyedimentum affiniiatis eine Vemr'oH^tän* 

digimg der BeweisaAifnahme tiothwendig seL > 
Yil^ Wkt das Stadium der Elagebeantwortung und^^ur weiia»:«n 
Inafaru^tion der Sache trat Qan. K als Commissarius/ Erzpiiester B. 
s& Substitut des Defensor Mätrim. durch Verfügung* vom 3; Jum 
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1865 ein. In der Terminsverhandlung von Gr. Sty, 12« Juli e^u&i, a., 
erklärte Laurentins W . . . Iz« dass ^eine veratorbeoe ühefrau Josephe 
geb. S . . . Ulla (lant Taufscbein am 15. Februar 179i geboren, das 
Alter im Todtenschein lalseh angegeben), ala er sie keimea lernte, 
schon die Tochter Marianna hatte, deren Vater ihio unbekannt sei. 
Er deponirte ferner, dass diese ihm angetraute Mananna S . . » uUa 
eine leibliohe Tochter seiner verstorbenen Frau Josepha 8 . . ..nlla 
oder Dz. , wie sie nach ihrem Halbbruder und der ganzen, iFaiiiUie 
bei der Aufbietung genannt worden, seL In dem Olauben^ dasa ihmi, 
da die Marianna S . . . uUa einen andern Vater battOi kein Impedi* 
ment zur Verehelichiing mit ihr entgegenstünde^ habe er an. die Ber 
schaffnng einer Dispens nicht gedacht. Ohne die ihm vorgelegten 
qu. Eirchenatteste in etwa zu bemängeln, räumte er sodann ein, dass 
er bei Lebzeiten der Josepha mit der Marianna geschlechtlichen Um- 
gang gepflogen, die uneheliche Tochter Catharina gezeugt, und der 
Oeschwängerten event. die Ehe versprochen. Dazu wäre er vop seiner 
verstorbenen Frau selbst verleitet, sofern diese ihm wiederholt ge- 
sagt, er sollte nach ihrem Tode die Marianna S . . . uUa. ehelichen, 
was er thun zu dürfen geglaubt hätte. — Die Marianna S • . . uUa 
deponirte, ihre verstorbene Mutter habe ihr zwar einmal erklärt, sie 
sei nur ein von ihr angenommenes Kind, doch habe sie in der Schale 
und im Leben als natürliche Tochter der Josepha S . • . uUa gegol- 
ten. Ohne gegen ihren Tauf- and Tranungsschein Einwendungen zu 
erheben, glaubte sie, wie ehedem, so noch bei ihrer Vernehmung, 
dass ihrer ehelichen Verbindung kein Hinderniss der Schwägerschalt 
entgegenstände. Anlangend das impedimentum criminis, so räumte 
sie den Ehebruch mit Laurentius ein ; doch habe sie ihn nicht frei- 
willig, sondern gezwungen begangen, da Laurentius angetrunken ge- 
wesen. Die Folge war die (Geburt der ausserehelichen Tochter Ca- 
tharina. Ein Ehe versprechen Seitens des Laurentius hat nicht statt- 
gefunden ; als Wittwer aber erklärte Letzterer der Marianna , dass 
die Ehe mit ihr von ihm schon damals intendirt worden. Marianna 
gab post adulterium den Umgang mit Laurentius auf; seit ihrer 
Verbindung post obitum Josephae gebar Marianna mit dem Lauren- 
tius wieder ein Eind und befand sich im Augenblick, wo sie Obiges 
deponirte, nach ihrer Aussage von Neuem in gesegneten umständen. 
VIII. Die Vorladung und Vernehmung der von den Parteien 
nicht beanstandeten und insgesammt vereideten Zeugen, welche die 
wesentliche Identität der Namen »Mariac und »Marianna« von vorn- 
herein unanimi consensu behaupteten, erfolgte am 24. Juli 1865 und 
lieferte folgendes Erträgniss: 
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. ; i 'ä).' Defi* Aüsz^gler Cati Da., Halbbrnder der verstorbenen 3i)^ 
^elßt W^':\ Ai^mi^ äe^ er ölne und dieselbe Matter hatte, woaste 
tEtt^ d'^'^Bünde dienet* ^^iner ' Mütter nnr so viel^' dass seine Hslhr 
sicHw^t^Y'^Jödej^ba ihre^neh^Mcfae Tochter Matianna auf dem Felde 
l^^oifeft'^tM''^aefa^HiätiWg^br^ and erinnerte sich, dass 

^fe' EintfW<^b- äW'^GroeiMnttieir ettiährt und gepflegt worden sei; 
Ik^nte £äbe!r^ hiebt liAt B^iifif^iAi^ife sage&^ oi> die Maiia&na eine 
^«rSliclh#-^*-hJ^^nti teibliöh^ Scfchter der Josepha sei. Der ehe- 
^6chisri^h%'1M(!gdn^ <)es Larenz W . . .h mit Marianna bei Lebzeiteo 
"d^^iJo^ephk'wa^i»^^ Zetigea und seinen Anverwandten 

bl&kähtlti'^Hr ihre Mi^bilügmig darüber <)fane Erfolg geäussert. Dass 
Lbtthss W . V . Iz damals schon der Maria S . . . ulla die Ehe ver- 
'si)rocHen,'!i«t ersterer deto Zeugen selbst mitgetheilt. 

V) Der Scholze Lattren tius 8. konnte zwar nicht ans eigener 
Wissfeuscb^ bejahen , dass die Marianna S ^ . . nlla eine leibliche 
Töchter der verstorbenen Josepha sei; aber »unter dem Volkec 
walte darüber Mn Zweifel ob. Der ehebrecherische Umgang des 
Laureutius W . . . h mit der ihm später angetrauten Marianna wäre 
in S. D. allgemein bekannt gewesen, zumal daraus die Catharina 
S . . . Ulla entsprungen. Von dem qu. Eheversprechen wusste Zeuge 
jedoch nichts. 

c) Nach der Deposition des Auszüglers Valentin W. wurde die 
Maria S . . . nlla in H^ allgemein für die leibliche Tochter der ver- 
stbfbenen Josflfpha gehalten. Ob die Josepha ihre Tochter Maria 
selbst genährt habe, konnte er nicht angeben. Den ehebrecherischen 
Umgang des Lorenz W . . . Iz mit der Marianna S . . . ulla nannte er 
eiuen notorisch bekannten, die aus demselben hervorgegangene Catha- 
rina S . . . Ulla sei durch die Tochter des Zeugen über die Taufe 
gehalten worden ; von einem Eheversprechen der Concumbenten wusste 
er nichts zu sagen. Die Frage: »Warum mag wol die Josepha 
S . . . ulla bei ihrer Verehelichung mit dem Lorenz W . • . Iz den 
falschen Namen Dz. geführt haben?« beantwortete er im wesent- 
lichen Einklang mit den Zeugen Carl Dz. und Laurentius S. dahin: 
»Dies mag aus der Verwechslung ihres Stiefvaters, der Dz. geheissen, 
mit dem Namen ihres eigenen Vaters geschehen sein.« 

d) Pfarrer J. deponirte, dass, als die Maria S * . . ulla vor 
etwa 14 Jahren die Tochter Catharina ausserehelich geboren, ihm 
das Gerficht zu Ohren gekommen wäre, der Vater dieses Kindes sei 
der Lorenz W . . . Iz. Daher Hess er das Eheweib des letztern Jo- 
sepha rufen und erklärte. ihr, er werde jenes sündhafte Verhältniss 
nicht dulden» Die verehel. W • . . Iz versprach , sie würde darauf 



4^. X^^Sf^f^ w4cb9i|Qt<rUbrigeQ$inVoii, eifern JU^ViersprecdiieA.flbsdfaiii 
nichts bekannt gewesen, mitgetheilt, dass seit den Vorstellangenldeir 

]j(]:^tter Qiflfte gflp4lwftö«i.mphi:yoi:gekf)^ .i - r...... ir 

_^^,,^ „Allp. 4ijege.jyieri ,Ze;^gep9iusfage».wOTde»/5^ »fui.)4B 

ufj^ dßr.Mar^^.S i tr/Ufla ^jOn^mniijwirW tBi#e tmopteteaigegan .die 
P.^pos|tipn^n. Ma^: !^^!^pt!iQO<^ii^^^^^ [^ersnch oitebfe zügeln, 

4^^ di9,,a(Iai:ia.,effie leibjiici^ß TjO<iAter!,dQr-,i?erstwfrööeai J^sephai vear^, 
el^elichi,gp^je3epeii. W . . . }z, s^U Sift «rHlÄr*^»i;voii.iiBinftttctof jniüW 
lassen zu können. Von der Angabe des Lorems tb^f^ftgUcbndeSii&hiet^ 
vera^r^chan3* vi]7ä i^dtioc . aio)re, ^plUiei: j^fiEma^l^iPtchta iw'i^seAc' 

,, , e)(Eadlicb wurde uQ^h ^uv d^msc^ben TqgemS. D. <li6 nal/^r-f 
ebi^liel^te Margax;Qtli9i J. c^idli(?b abgehört Sie; diei^te !mit ider: Je^ 
s^ph^ ;. S, . ,. ; . ttUa glj^chzeitig . auf, de^i Hof ,zm ön B^ und waastev 
dfi^. Jpsepha mit dem. Eaecbt Jacob K. (JmgaHgihattb und ^Mk ihsi 
geschwllagert war*^ hh Josepha $udi in. diesem i Znutaod be&nd^ 
weinte sie Öfters vor der Zeugin, die skh zwar nicht mehnM^riniiettey 
ob die,Josqpba bel;ib]:er Matter odar an(^rswo.geboreb*y abet ids 
gewi^9 au^gte,. da9s die. später mit. W . , . Iz .?erbuii^De iMaria^ 
die mit ihrem natürlichen Vater grosse AehnUebkeit b^e^ die leibf 
liehe Tjocbter der, Josepha sei. • \ . . i / . • 

. Leider-, sind die P^teien zur Vernehmung der Maügaoetha J. 
i^ichli Yorgel|iden.wardeiK|, auch haheu. sie keine MittfaeUung ton 
deren pi^posUif^n^u erhalten; überdiess fehlte ^) bed fieser zu S. D. 
gepjBiogQueu Verhandlung der ad hoc substituirte DefeustMr Matrim. ; 
endlich ist kein Unterkreuzungszeuge for die des S<^reibeuB unkond^pe 
Margai)&tha J. zugezogen worden. 

IX Auf Grund' der protocollarischen Aussagen gab firzpriester 
Q. als Substitut des Defensor Matrim. sein Votum d. d. Gr. St., 
28. Juli 1865 dahin ab, dass der Laurentius und Maria W . . . Iz'schen 
Ehe obae allen Zweifel das impedimentum affinitatis in primo gi^adu 
GQtgeg^ifltehe, dass sich aber der qu. Ehecasus nicht unter den Be-^ 
griff des imped. oriminis subsumiren lasse. Auch der Gommidsarius 
Can. E. theilte in seinem Begleitbericfat vom 8. August desselb. J. 
diese Anschauung, sofern er aus dem persönlichen Verkehr mit Par- 
teien und Zeugen und aus den von ihnen gemachten Depositionen 
die vollkommene Ueberzengung gewonnen, dass die dem Lorenz 
W . . . Iz angetraute Maria oder Marianna S . . . ulla eine leibliche 



1) im Widerspruch mit der Constit. BenedicH XIV», Dei miseratione 
§. 7. Cfr. Büüix, De Jadiciis Ecclesiasticis IL 439. 
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T}öehtOTiWiries verafcötböiWü'M« Weibes 'ff oäipT^^^ 8 . .".'üUä 8ei,'*aÄ 
itidbeMflickd»^ di& Aussagt Atit Zetrgin Margaretbft iT: aass(^''^äf¥(^ 

In seiner SchlusswMfti^ttög Vöttl ßl^Nbvelilber 1885 fend'rfcK iac^ 
nichraaügei? ' 'S^äfuög' « de»'^ TKätsÄfefe^ü, *M wfelcBö ' BeWeisf ätlfgenom- 
mte ffwdenv'^aiör'^Döffefl^ Mätritov^G. mdht verarilaisft; neW Atti; 
trägb:.?t«^ s*€4l0n.'«:>WähteWd - «äs fttip*ä!to; ' feHtnbiä titcht • erw^^^ 
sei',/ li«te^'«fchi«titoal flach dfcir'OeposiKon dir MdrgWrötliä J. ztii' 
Widert^afif >'dd«'^ii]ap^mtn6i)tflm affitiitsltis tbatsäöhüch tricdts ä^-! 
f^rtn^'tindl'Ü^raöaeii. ^"-^ ^ '» •■■'•' ^ - ■" " -'^ '-'^*'' 

Oln^' "dinii^ S^bttfsfifertdfiratig dös Defensors dein "Füscd mi^- 
ibeäes böhafö evetit. Abfassung^ der Sälvatiötissöhrift *), sah dkö Con- 
sisiomin t Inrt«fl2"die^acbe ttüirmebr för spröcbreif an; tind' 6i^- 
tenater^ serratis- ser?attcKs in der Session wm I. März' 1866 für Reclif, 
dass die Vo» däm Lotenz W . . . Iz Und der Maria S . . . iilla zu Bl 
aht'SO« Septeiftber 1862^ geschlossene Ebe wegen der zwischen ihnen 
bestehenden > Sohwägorsebalt ersten Grades fär nichtig zu erklären, 
dös Kitchenböch darnach zu b6richtigeii und die Kosten den Ver- 
klagteh auferlegen, dieselben abcfr wegen deren Armüth äusfser 
Aütsatz 2u lassen s^en'. 

Im Widerspruch hiermit stand das Anschreiben djör Eönigl. 
StaateftHwaltechaft zq Gl. vofas 8. April 1866 an d^s Consistorium 
I. Instanz, wonach zwar auf Qrund einer Anzeige des Pferrers J. zn 
S:^ bereits zu 'Sndo 1865 polizeiliche und gerichtliche Vernehmuhgen 
über dää erbelicbe Verhältniss des Lorenz W . . . Iz und der Ma-* 
riaiüia S, /; uUa veranlasst worden, dieselben jedoch zu einer Re- 
position der Sache gefuhrt hätten, weil die Identität der mit W . . . Iz 
getrauten Marianoa S . . . ulla und der von seiner vetstorbenen Ehe- 
frau Josepha geb. Dz. im Jahre 1824 aussereheltch geborenen 
Tochter nicht habe festgestellt werden können. Mithin glaubte sich 
die König!. Staatsanwaltschaft weder in der Lage zu befinden , die 
Aufhebung des ehelichen Verhältnisses naohzusuchen, noch eine straf- 
rechtliche Verfolgung des W . . . Iz und der Marianna S . . . ulla auf 
Urund von §. 141 des Strafgesetzbuches eintreten zu lassen. 

X. Nachdem den Parteien das Consistorial-Erkenntniss vom 
1. März 1866 am 16. resp. 26. April dess. Jahres durch Pfarrer J. 
publicirt und ausgehändigt war, versprachen dieselben sich darin zu 
fügen. Am 30. April 1866 gingen die Akten an den Defensor 
Matrimon., der sie am 8. Mai erhielt und innerhalb der zehntägigen 

1) Vgl. Schulte y Darstellung des Processes vor den kath. geistl. Ehe- 
gerichten. Giessen 1858. S. 191. 
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§..8 die Appellatioa mit der Bitte einlegte, dem re<;bt3eitig[ »^ 
(Mrdnimgsmässig eingelegten und eingebraohten Beebtsmitte} Folga,?K[ 
geben and die txii diese £ac)ie Bich beziehenden Akten an die>zw#0 
Inrtana. mit der Appellations^Einführnng ood. B^chtf^rMgu«g:g^\s^f^ 
zn lasaem Sein Antrag ging dahin, prisH^ipaliter Aiß, d^v^^ohpfsf^ 
She.fiir. gütig > anzuerkennen und ev>entuAliter . noeh. A^ ^ein^liiie. 
TliatsBeben Beweis zw erbeben.. Dagegen beantragte der ^Fisc^l in, §ein^f' 
duroh die Verfügung des Censistoriums U. Inatat^z, y^jnv2ß.[}fyi löftQ 
veranlassten Beantwortung der Appellationsschrift (J4?Mdatq/28*-J.%^ 
1866 unter Nichtanerkenntmg der Nothwendigkett elne^ terg^eQ^^a 
Beweises, pure Bestätigung des ersten Erkenntnisses d.are]pk;die ^^ite 
Insitan?, Dieser Antrag des Pronaotors involvirte, implicite eine Ke- 
tractation der Klage vom 27. April 1865, sofern dieselbe a^s ^epi^ 
Vorhandensein des Inopedimentum criminis argumentirte. . ... 

. . Und in der That la,g das Ehehindemiss des Verbree,bÄns,.ni.cji.t 
vor, da dieses rechtlich nicht blos begangenen Ehebruch überhaupt, 
sondern auch eine gegenseitige Erklärung und.Annahinß dß§ EhOr 
Versprechens als Sinequanonbedingung, zu seiner ä|xbs|tantiirang yof-r 
aussetzt*). Die Acceptation. ist aber von. keinem, ^ Zeugen beki^n^.^t 
und von den Verklagte^ in Abiede gestellt worden. Alsp h.andel.te 
e3 sich in dem W. . . Iz'schen casus einzig um das.Imipedinienti^ina 
affinitatis in primo gradu. 

XL Der Judex a quo sah im Urt^l vom l. März 1866 das 
Ehebinderniss der Schwägerschaft des ersten Grades, bei dessen Vori-' 
hapdensein eine, wie die W . • . Iz'scbe, sonst rite geschlossene Ehe 
nichtig ist^), als vollständig erwiesen an. Denn die verklagte Ma- 
rianna. S . . . Ulla sei nach der eidlichen Aussage dreier klassispher 
Zeugen , des Auszüglers Carl Dz. , des Scholzen Lorenz S, und des 
Auszüglers Valentin N. die leibliche, aussereheliche . Tochter der Jo- 
sepha geb. S . . . uUa, der ersten Ehefrau des Verklagten W . . , Iz, 
welche nur durch eine Verwechslung mit dem Namen ihres Stief- 
vaters als geborene Dz. dem Laurentius W . . . Iz angetraut und so 
in das Kirchenbuch eingetragen worden. Die Zeugen seien zwar nicht 
bei der Geburt der Verklagten zugegen gewesen, kennten aber so- 
wohl die Verklagte als deren Mutter persönlich und gäben das Ver- 

1) c. 15. de appellat. et c. 8. eod. tit in VL 

2) c. 3. 4. C. XXXI. Qu. 1. c. 6. 7. 8. X. de eo qxd duxit 4. 7. S. A* 
M. de Ligorio, Homo Apostolicus Tract. XVIIL n. 63. Schulte, Handb. des 
kath. Eherechts, S. 310. Knopp, Eherecht, 3. Aufl. (Regensb. 1864) S. 256 f. 

3) c. 7. C. XXXV. Qu. 2. c. VIII. X. 4, 14. c. 5. Sess. XXIV. Trid. 
de ref. matr. Cfr. D. Thomae Aquin, Summa Theol. 3a. s. LV, 9 c. 



TAInmer, Ehehind. d. AffitUt. im ertt. Gr. d. gerad. lAnie (ReckUftdl). 31 

wandtächaftsverbAltoiss ala allgfem^o bekannt an; der Taofeeliein 
fom 36. Juni 1864, nach wetcbem die Josepba S . . . nlla am 25, 
M&rz 1824 von einem, demn&cbst anf den Namen Maria getanftes 
Mädchen entbanden worden, sei von der Verklagten ala der ihrige 
toärbannt worden. Hiernach komme es anf den Widerepmcli der 
Vtrklagisn und auf die anri^tig« Angabe des Traoscbeins, in wel- 
c^m die Verklaigte a)s geborene S . . . alla aufgeführt werde, nicht 
an; da die Idebtitftt der PersDnen, nämlich der am 30, September 
1862 deto Verklagt™ Lorenz W . . . Iz angetrauten mit der Ver- 
klagten -Marianna S . . . Ulla, welche die leibliche Tochter der rer- 
storbetten Ehsfran des erateren sei, dnrcb das Anerkenntniss der 
Parteien und die Zeugenanssagen vollstfindig festgestellt erscheine. 

XII. Der Defensor Matnmon. anerkannte, dass die am 25. MSr/ 
1824 geborene nnd am folgenden Tage getanfte Maria S . . . «IIa und 
die nach dem Trannngsschein dem Lorenz W . . . Iz am 30. Sep- 
tember 1862 augetrante Maria S . . . alla eine und dieselbe Person 
sei, ferner dasS die verstorbene Ehefrau des W . . . Iz nicht Josepba 
De., sondern Josepba S . . . nlla geheissen. Aber er glaubte nicht 
zugeben za kOnnen, dass ein vollständiger Beweis erbracht worden, 
die Maria S . . . nlla sei eine leibliche Tochter der Josepha S . . . nlla 
and demnach eine Stieftiochter des liorenz W . . . Iz. Ohne darauf, 
dass auch die Königl. Staatsanwaltschatt za Gl. zum strafrechtlichen 
Vorgehen gegen Lorenz W . . , Iz and Maria S . . . uUa keine Ter- 
anlassung gefunden, ein besonderes Gewicht zu legen, setzte er den 
drei Zeugenaussagen vom 24. Juli 1865 das verclansnlirende Wort 
der Decretalen : *Bumor viciniae non adeo est judicandus validns, 
qaod nisi rationabiles et fide dignae probationes accedant, possit 
bene contractnm matrimonium irritaric ^] entgegen. Der Defensor 
läognete nicht die Eigenschaft des unter dem 26. Jnni 1864 ansge- 
stellfcen Taufzeugnisses als einer öffentlichen Urkunde, behauptete 
aber, dass dasselbe zumal im vorliegenden Fall, da die Josepha 
S . . . Ulla das Kind auf freiem Feld ohne Beisein von Zeugen ge- 
boren haben soll, keineswegs einen ausreichenden Beweisgrund für 
die Annahme der Verwandtschaft zwischen der verklagten Maria 
S . . . ulla und der verstorbenen Josepba S . . . ulla abgeben könne. 
Denn da die Verklagten nicht zugegeben, dass die Maria S . . . nlla 
eine leibliche Tochter der verstorbenen Josepha verehelicht n 

W . . . Iz sei, and da noch besonders die Verklagte behai e 

verstorbene Mutter habe ihr einmal erklärt, dass sie nicht'! i, 

1) c. 5. X. de eo qni cogn. 4. 13. 



32 Lämmer f Ehekind, d, Äfßnit, im erat Gr. d, gerad» Linie (RecMsfall). 

soBdern ^n von ihr angeDommenes Kind sei, so würde von ihnen 
demnach indirect die volle Beweiskraft des Taufzengnisses bestritten. 
Nnn könne dem nieht entgegengehalten werden, wie vom Judex a 
quo geschehen, dass sie die Eirchenzeugnisse im Allgemeinen als die 
ihrigen anerkannt hätten. Denn man dürfe nicht unbeachtet lassen, 
dass die Parteien einfache Landleute seien, welche die Bedeutung 
ihrer Auslassungen und den Zusammenhang der Thatsachen, über 
welche sie vernommen worden, gar nicht würdigen könnten. 

XIII. Allein dieser keineswegs frivolen Argumentation des Be- 
fensors stellte der Fiscal das Factum gegenüber, dass Lorenz W . . . Iz 
lange vorher, ehe ihm das qu. Taufattest zur Anerkennung vorge- 
legt worden, bei seiner durch den Pfarradministrator Seh. unter dem 
20. Februar 1865 veranlassten Vernehmung ausdrücklich die Maria 
S . . . Ulla als die leibliche Tochter seiner ersten Ehefrau Josepha, also 
als seine Stieftochter anerkannt und dieses Anerkenntniss in der Ver- 
handlung vom 12. Juli 1865 wiederholt habe. Erst am Schluss des 
Protocolls vom 24. Juli 1865, nachdem ihm die Zeugenaussagen 
mitgetheilt und ihm klar geworden, dass dieses Verwandtschaftsver- 
hältniss für den Ausgang der Sache von grosser Wichtigkeit sei, 
habe er seine frühere Erklärung widerrufen und bestritten, dass die 
Maria S . . . uUa eine leibliche Tochter seiner ersten Ehefrau Josepha 
sei, diesen Widerruf aber in keiner Weise motivirt. Durch diese 
widersprechenden Erklärungen und durch die vom Defensor selbst 
als unwahrscheinlich bezeichnete Behauptung, dass die Josepha 
S . . . Ulla die Maria S . . . uUa als Pflegekind angenommen habe, 
könne das Taufattest vom 26. Juni 1864 in seiner Glaubwürdigkeit 
nicht im Entferntesten geschwächt werden. Dasselbe gewähre als 
öffentliche Urkunde einen vollen Beweis über die darin documentirten 
Thatsachen, und die vom Defensor angezogenen Stellen ^) fänden auf 
den vorliegenden Fall keine Anwendung, da sie nicht von Urkunden 
als Beweisstücken, sondern von Zeugen handeln. Den vom Defensor 
bemängelten Zeugenaussagen glaubte der Fiscal kein grösseres Ge- 
wicht beilegen zu müssen, und schloss sich darum dem Antrag auf 
Ergänzung des Beweises, den er für vollkommen ausreichend erach- 
tete, nicht an. 

XIV. Den Akten gemäss erkärte das Gonsistorium U. Instanz 
durch Urtel vom 27. September 1866 die zwischen Einlieger Lo- 
renz W . . . Iz und Maria S . . . ulla am 30. September 1862 ge- 
schlossene Ehe wegen des trennenden Hindernisses der Schwäger- 



in c. 15. C. UI. Qu. 9 und c. 47. X. de test. (2. 20). 
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spl)^^ ^^n. ^trr^ä^. irt.gerfdGr Lin^ fuT; Bjchtig-.; ^iaes BlrocbT 

t^^^b^t^ 4.ein.'y.ei^aDt:ea .des Fiscala,. dfia eistritihterUchQ iDrtel 

^r^,^0th^j^ig^:t, w;ie:cUea gesoU^han, nicH sotiUchüÜB g^wilWa^t 

v^jfi»!^ iUf}4.„i93, >?! ;i|er,J^lpsBeij. Pröioiig.dea At^enmaUriala nicht 

se^i)^^ev^ejwij^p.,t[t^()en!.p9jletif ;,ÄWiar laraolfte der Ifefewor^als i.p^f 

l4!^,j)ij^j^o,yfl bw» aber, .etr, veriiMigite bessw^ , Beweis Aber That-. 

siffi^pi, (li,9f.3cjjpivjin,der.er^|»n, Injitai))? 7flr.%ff^chö.gftkiMnnie;i. Da 

aun in geijwSftff^f M^gjlioWcejli i^^teht.,.;<ia« Taiifseflgniaaa, stdbst 

Fprm.a^sg^tellt ^ind, für -die ye)iwii^^hafl 

;'blö3 einen halb;ep, Beweis herätälleo:, .da .einf 

telieu(l^ Eltie, ifie.die W... , Iz'eche, ^o lang^ 

rdei> mugs, bis das Uinderitiss, auf Öruqd dessen 

Vii'd, vollständig uacligewiesea ist, nacb dem 

;; »Fi'aesumtio stat pro valore. inatninonii; im- 

>ban debet,c upd da der Beweis eines Imjtediuients 

actis .bei .weitem -strenger ist, als. in matrimonüs 

ir der Defensor ex. of&cio berechtigt yiid ver- 

,wiefäche Moment zu nrgiren: 

j:.. ^,p4Tl }>,)^,^.ip[alhl}rader der verstorbenen Jos^ha 3 . . . nllfi, 

ilf^n^(;tQ. y_(fx< d^n,^ Ij'.tarrsdtpinistrator Seh. am 20. -Februar 186&( 

d^,,s^*e, ißa^b^hwester.^ii' Zeit,- ah sie nocfain.Gr. B. diente, ainea 

AJ^)^s,|iniii;ei[i8m neugeboreqen Kinde nach D. ins. Elternhaus ge- - 

kopjnien .^0 .ujcKJ daas sit; damaji^ das Woehanbetit böten musste. .; 

;,;'.f'Äv(f diese -aijbeetcUgtttad darum ohne Bevreäkrf^ gebliebene 
Ajisaage.jät ü der formellen Vernelimulig des Carl Dz. am 24. Juli 
1865:L^keiae RfijiksiebtgHeQommea. 

'-'' b) Bei der Bidlichen Deposition der Margaretha J. war der 
SwWtKiit des Defeiiäors, ErzpHester B., nicht zugegen. 

" ■ Die sonstigen Formfehler dieses ProtoeoUs von S. D., durch 
wetcie die Validität des qu. gerichtlichen Incidenzaktes annuUirt 
ist; "Habe ich bereits oben Vni, e hervorgehobeo. 

Lässt sich der Modus procedendi in superiori instantia in- die 
Worte ziisammenfassen : »Der Bichter, welcher in höherer Instanz 
entscheidet, hat nicht nur die Verhandlungen der untern Instanzen 
genau zu prüfen, sondern auch Alles Turznnehmen, was er für noth- 
wendig era'chtet, um das Mangelhafte zu ergänzen, das Zweifelhafte 
festzustellen und das Irrige zu berichtigen« (Judei qui in superiori 
instantia sententiam fert, non tantum in inferioribus instantiis gesta 
diligenter examinet, sed etiara omuia peragat, quae necessaria 
ducit, nt defectus soppleantur, dubia dilucidentar et errores corri- 

Arohiv fdr Kirobenrecht XI.IX. 3 
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gantur) ^), so musste m. E. in der W . . . Iz'schen Causa über die 
oben beregten Momente in legaler Form Beweis erhoben , und wie 
Margaretha J. speciell über die Zeit, in welcher die Josepha S . . . uUa 
entbanden worden sein soll, so Carl Dz. darüber befragt werden, ob 
das von der S • . . nlla nach Hans gebrachte neugeborene Kind ein 
Mädchen gewesen. Servatis servandis wäre dann in Verbindung mit 
dem Taufzeugniss vom 26. Juni 1864 wegen der Connexität der Aus- 
lassungen des Carl Dz. und der Margaretha J. ein vollständiger und 
allseitiger Beweis der Verwand^tschaft zwischen der Maria und Jo- 
sepha S . . . Ulla hergestellt worden als Basis für die Appellations- 
Sentenz. 

XV. Noch erübrigt die Erwägung der Dispensations- resp. Con- 
validationsfrage. Unter den cauonischen Bechtsgrundsatz : »Spiri- 
tualia facilius construuntur quam destruunturc ^) lässt sich auch die 
Ehe als spirituelles Lebensverhältniss und causa favorabilis ^) sub- 
sumiren. Kann nun auf den W . . . Iz'schen Fall die Bestimmung 
des Tridentinums : >Si vero sofennitatibus adhibitis impedimentum 
aliquod postea subesse cognoscatur, cujns ille probabilem ignorantiam 
habuit, tunc facilius cum eo et gratis dispensetur« ^) oder muss die 
Eingangsbemerkung desselben Concils a. a. 0. »Si quis intra gradus 
prohibitos scienter matrimonium contrahere praesumpserit, separetur, 
et spe dispensationis consequendae careat« ^) Anwendung finden ? 

Die Solennitäten bei Eingehung der qu. Ehe sind unzweifelhaft 
gewahrt worden; die trina proclamatio ist nach dem amtlichen Be- 
richt vom 28. October 1864 rite erfolgt, ohne dass sich irgend wel- 
cher Einspruch Seitens der Gemeinde erhoben, wozu aber mindestens 
die in der ersten Instanz gehörten drei klassischen Zeugen verpflichtet 
gewesen wären ^). Hinzu kommt die ignorantia juris, wenn auch 
nicht facti. »Die Laurentius und Maria W . . . Iz'schen Eheleute,» 
— bemerkte Erzpriester B. in dem Votum, welches er als stellver- 
tretender Defensor Matr. am 28. Juli 1865 abgegeben -— »sind 
ausser aUer Schtdd^ nicht ex malitia, vielmehr ex ignorantia crassa 
haben sie das Verwandtschaftsverhältniss nicht eigentlich ver- 

1) Instructio pro Judiciis Eccle^iasticis Imp. Austr. quoad Caassas ma- 
trimoniales §. 185. 

2) c. 2. X. de translat. episc. (1, 7). 

3) c 26. X. de re jud. (2, 27). c. 33. X. de appellat. (2, 28). c. 3. X. 
qni matr. accus. (4, 18). Conc. Trid. Sess. XXIY. c. 10. de ref. matr. 

4) Sess. XXIV. de ref. matr. c. 5. 

5) Cfr. c. 20. C. XXXn. Qu. 7. Corrector Burchardi Can. poenitent. ,98. 
{Wasserschieben, Bassordnungen der abendländ. Kirche S. 651). 

6) Gousset, Moraltheologie U. 512. 
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soliwiegeoi als vielmehr ignorkt, gewiss in der Meinnirg, dass, wenn 
solches ein verbotenes sei, der Pfarrer, der es besser wisseJi müsse, 
sie darauf aufmerksam machen werde. Das Loos die."" """'«"ir- 
lichen Lente ist in der That nur zn bedauern! . . . '. 
sprechen des Lanrentins W . . , Iz an die Maria S . . . u 
Uerrorgegangen ans Zuneigung oder sinnlicher Liebe zi 
mehr erfolgte dasselbe auf Zureden, Vorhalten rcsp, V' 
Joeepha S . , . uUa verehel. W . . . Iz, der kranken dem 
Mutter -der Maria S . . , ulk, uud sonach war es die Pol 
das Vorhalten der dem Tode nahen Mutter resp. Frau il 
W . . . Iz wach gewordenen Pflichtbewusstseins die Mari 
nan, die durch notoiischen Ehebruch gebrandmarkt ke 
hatte sich anderweitig zu verehelichen und ihr Kind 
ans dieser Calaraität nach dem Vulgären Terminus h 
(wyprowadzic) ; Laurentius W . . , Iz hat bei seiner ignc 
dbilis sogar bona ßie gehandelt, indem er glaubte d 
das gat zn machen. Dagegen hat die Maria S. . . Ulli 
ganzen Processe gar hiinen Willen gehabt, sie fügte sicli 
dem durch das Lanrentins W . . . Iz'sche Ebeversprec 
sprochenen mütterlichen Willen ; vergegenwärtigt ma 
" haft, wie solche arme Waldbewohner denken, urtheileu, 
so ist man moralisch zu der Annahme gendthigt, die Ma 
ist gane schuldlos.'i Und Commissarius K. äusserte siel 
8. August 1865 auf Grund des persönlichen Verkehrs n 
teien dahin : ^Ich zweifle gar nicht daran , dass Lorei 
die Marianna S . . . ulla bona fide geheirathet und ers 
u}usst habe, als stehe dieser Verbindung ein trennendes E 
entgegen, vielmehr hatten beide die fftde Absicht, durch 
der Ehe den durch Ehebruch fmher begangenen Fehle 
möglich wieder gut zu machen,« 

Somit handelte es sich um ein malrimonium b(ma 
vatis solemnitatibus coniractum, dessen Convalidirung di 
Princip allweg bögünstigfc; und diese Convalidation häl 
conjngum keine Schwierigkeit gehabt, da Laurentius W 
wohl er dem Befehl des Coasistoriums I. Instanz gemäs: 
separatio quoad tborum gefügt, doch erklärte, er wurd 
S . . . ulla nicht im Stiche lassen, sondern für sie und () 
sorgen. 

XVI. Aber kann in primo gradu aflinitatis zun 
Convalidation dispensirt werden? Ich möchte diese Prag 
es in einem das erstrichterliclie Erkenntniss vorbereite 
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geschehen) absolut verneinen. Die Schwägerschaft im ersten Grad 
der geraden Linie zwischen Stiefvater und Stieftochter, Stiefmutter 
und Stiefsohn, wenn sie affinitas legitima, nämlich ex copula licita 
hervorgegangen ist, gehört zu den principiell dispensabel Ehehin- 
dernissen. 

Papst Benedict XIV, erwähnt in seiner Schrift »De Synodo 
Dioecesana« IX. 13. 4 die Ansicht: >affinitatem quae ex matrimonio 
causatur, jore naturae dirimere matrimonium in prhno grada lineae 
rectae; ^)€ er schliesst sich aber den »probatissimi auctores« au, wßkbe 
dies 'Hinderniss aus dem positiven jus ecclesiasticum ableiten^). Des£h 
halb ist der Papst befugt »ex gravissimis urgentibus i^auai^f darin 
zu dispensiren 3). 

Em Dispensgesuch zum Behuf der ßevalidation Ußss sich im 
W . . . Iz'schen Fall immerhin ausreichend motiviren. Darum isVs 
befremdlich, dass weder der Defensor Matr. noch die Beklagten einen 
diesfälligea Antrag gestellt. Für den Judex ad quem, jd^ die ITn- 
giltigkeit der qu. Ehe erklärte, lag keine Veranlassung vqr, an com- 
petenter Stelle dahin zu wirken, dass praevia dispensatione die Con- 
Validation des W . . . Iz'schen Matrimoniums herbeigeführt würde. 



1) Flrhing, Jus Canonicum Lib. IV. Tit> XIV. Sect 2. n. 32. 

2) Sanchezt L. 7. de matr. dis. 66, n. 7. . 

3) Cfr. Danieli, Institutiones Canonicae Lib. II. T. IX. n. m (I. 469). 



Die Irregukuitas ex delictc 

Ein Beitrag von Dr. Rudolf R. 
' Das £dte Recht der Kirche schloss n 
ibren weltlichen Binn dadurch bezeugt hati 
Tanfe im OfTenUiciien Leben, an Gerichten 
genrnnmen hatten , rem Eintaitt in den K] 
eine illyrische Synode von 375, dass BiscbC 
nicht ana^ dem Militfir- oder Beamtenstande 
{Hardoum, Coli. Cohc. I, 793). Nach der 
8ch*n Synode i wahrscheinlich vom Jahre i' 
nes'n,' 279} können solche, welche nach 
gewesen iind, erst nach geleisteter Basse i 
men ond zn Prieslern befördert werden. 1 
heit sprach es Itmocene I. im Jahre 404 
gerichteten Schieiben aas : dass Niemand 
der nach der Taufe durch gerichtliche Thäi 
keitoder im Soldatenstande seinen Mangel 
Curial seine feige Nachgiebigkeit nach obei 
über dem gennsssüchtigen Pöbel bewiesen fa 
Gesetze Ordinirten sollen sammt ihren Ord 
(c. 1. Dist. 51). Allen den genannten Ferst 
Makel anKuhaftea nnd doch sollte der Eh 
des Apostels tadell09 sein. Das Wort »sine 
verlangte nicht nur, dass der Betreffende ki 
wohnlichen, strafrechtlichen Sinne des Wort 
hatte, vielmehr sollte der ganze Gharakti 
guter nnd edler sein. Störrische, streitsüch 
süchtige Nataren sind nach den sog. Statuta 
(c. 8. Dist. 46.) vom Biotritt in den Kler 
neben war es uöthig, den Begriff des >cn 
Handlung in etwas zn bestimmen nnd so en 
von der eben dargestellten Bücksichtnahme 
and Charakter des Candidaten, die Rechtsa 
quaiihcirtes Verbrechen . vom Elems aussch 
konnte eine formelle sein bestehend in der 
treffende einmal Öffentliche Bosse geleistet 
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terielle durch die innere Beschaffenheit der That bedingte. Bis ins 
Mittelalter herein liefen beide Momente nebeneinander, mit dem 
Wegfall der öffentlichen Busse blieb das letztere allein übrig. Vor 
allen sind Tödtung und Verstümmelung eines Menschen solche quali- 
ficirte Vergehen, welche an sich schon den Betreffenden als des 
Klerilats, wenigstens des Priesterthums unwürdig erscheinen lassen. 
Zugleich wurde das alte Recht in der eingangs erwähnten Richtung 
gemildert, indem nun nicht mehr die Tbatsache des Eintrittes in 
öffentliche Dienste, sondern nur die Fortdauer dieses Dienstverhältnisses 
vom Klerus ausschloss und dem Austritte aus dem Staatsdienste der 
Eintritt in den Eirchendienst anstandslos folgen konnte; es wäre denn 
dass bei Ausübung des Dienstes Richter oder Soldat zur Tödtung oder 
Verstümmelung eines BJenschen mitgewirkt hätte. Es leuchtet auf 
den ersten BHck ein, dass der Gesichtspunkt nun ein anderer gewor- 
den und im Grunde nicht mehr der Stand, sondern nur die Tödtung 
diese aber auch den Privaten voin Eintritt in den Klerus zurück- 
hielt. Trotzdem hat die Theorie den einen Fall als Irregularitas ex 
defectu perfectae lenitatis, den anderen als Irregularitas ex delicto 
homicidii bestimmt, eine Unterscheidung, welche auch von der kirch- 
lichen Gesetzgebung sanctionirt und besonders in der Frage nach der 
Dispensation von Bedeutung ist. - 

Zur Lehre von der Irregularität aus dem Delicto der Tödtung 
soll ein kleiner Beitrag gegeben werden. 

Das kirchliche Straf recht legt bekanntlich grosses Gewicht auf 
den objectiven Thatbestand. Vorhandensein des corpus delicti ist 
Voraussetzung der strafrechtlichen Qualification der That. Wo kein 
Todter, kann von einer Tödtung nicht die Rede sein. Vorbereitungen 
zum Morde, Versuche desselben können als strafbare Handlungen 
anderer Art sich darstellen; einer nicht vorhandenen Tödtung hat 
sich Niemand schuldig gemacht. Wenn einerseits das Recht lax 
erscheint, weil es nur die nait Erfolg begleitete dolose Handlung 
straft, so ist es andererseits rigoros, weil es bei eingetretenem Er- 
folge kurzweg ein Homicidium erblickt, einen Mord sozusagen ver- 
muthet. Die Ausrede, nicht der Tod, nur die Verstümmelung sei 
beabsichtiget gewesen, lässt das Recht nicht gelten, daher die Unter- 
scheidung von Mord und Todschlag dem canonischen- Rechte fremd 
ist. Dasselbe gibt .nur die Möglichkeit zu , dass der Tod nicht als 
eine Folge der Handlung des Betreffenden, sondern als Zufall einge- 
treten sei. Dem homicidium volnntarium oder ex industria wird das 
homicidium casuale entgegengesetzt. ' Schon jetzt ist klar, dass eine 
feste Definition des letzteren Ausdruckes schwierig ist. Im einzelnen 
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Falle wird zu Qntersucfaen und zu beweisen sein, dass nur scheinbar 
ein homicidium, in der That ein homicidinm casaale vorliege oder 
umgekehrt; das erstere wird vom Angeschuldigten, das letztere gegen 
denselben zu beweisen sein. Die Bemerkung rouss gleich hier ihre 
Stelle finden, dass selbst der homicida voluntarius in gewissen Fällen 
sich entschuldigen kann, durch den Nachweis, dass er in einer Noth- 
lage sich befand und nicht anders handeln konnte. Das leitet über 
zum^ Begriffe der Tddtung aus Nothwehr, welcher unten näher zu 
bestimmen sein wird. . 

Im Folgenden soll nicht von den Strafen der Tödtung, sondern 
nur von der derselben anhaftenden Bechtsfolge der Irregularität ihres 
Thäters gehandelt werden. Demnach sind die einschlägigen Stellen 
in Gratian's Decret kurz zu besprechen, dabei werden die Ansichten 
der Glosse zu berücksichtigen sein, weil sie den üebergang bilden 
zum Decretalenrechte. Für das heutige Becht sind von grösster 
Bedeutung die Bestimmungen des Tridentinums , deren Sinn und 
Tragweite festzustellen sein wird. Noch bemerke ich, dass die Mei- 
nungen der Moralisten und Ganonisten, soweit sie den Gegenstand 
casuistisch behandeln, zu sammeln und zu sichten, kein Bedürfniss 
vorlag, da dieser Aufgabe die Arbeit Bmninghamen's (Tractatus de 
Irregularitatibus , n, 1863) in ausgiebiger Weise gerecht gewor- 
den ist. 

In der Pars-III. der 25. Distinction beginnt Oratian die Dar- 
stellung jener Eigenschaften, welche der zu den Weihen besonders 
dem Episcopate zu Befördernde haben und nicht haben solle. Die 
wichtigste negative Bestimmung ist, dass er frei sei von Verbrechen. 
Diesen Gedanken führt Gratian im Folgenden des einzelnen durch 
und kommt zu Anfang der 50. Distinction zum Schlüsse , dass mit 
verschiedelien (variis) Verbrechen behaftete Personen nicht zu Prie- 
stern geweiht werden sollen. Daran fügt er die Bemerkung, dass 
in gewissen Fällen das Verbrechen auch den bereits geweihten Kle- 
riker und zwar unerbittlich und unwiderruflich vom Klerus wieder 
ansschliesse. Neben dem Abfalle vom Christenthum , der Verläug- 
nung des Glaubens zählt hieher besonde)*s das Homicidinm. In c. 4. 
D. 50. tadelt Papst Johann VIII., um 880^ den bretonischen Bischof 
Genmenocus, dass er zur Behabilitatiön eines Priesters, welcher einen 
Mord begangen habe, die Zustimmung des Papstes angesucht habe; 
ein solcher Priester ist vielmehr des Priesterthums privirt und kann 
nach noch so langer Pönitenz nicht mehr im Priesterthum dienen. 
Der folgende Canon 5. sagt, dass ein Kleriker, welcher einen Heiden 
getödtet, nicht zu den höheren Weihen aufsteigen könne, vielmehr 
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auch den erworbenen Ordo verliere (carere debetX eine Bntscbeiduag, 
welche Nicolaus I. (f 867) gegen. Hurafred damit begründet, dass 
anders geartet der Soldat der Welt sef, und anders der Soldat der 
Kirche, welche vor Blntvergiessen zurücksehrecke. Bereits die Glosse 
verstund die Stelle vom regelmässigen Kriegsdienste. Dabei ist aber 
im Auge zu behalten, dass zwar eine bestimmte Handlung nicht erst 
dann vom Klerus ausschliesse, wenn sie eine Todsünde ist, anderer- 
seits aber doch nur eine solche Handlung, welcher ein sittlicher 
Makel anhaftet. Die Stylisirung von c. 6. D. 50, ebenfalls einem 
Fragment eines Briefes Nicolaus I. an den Chorbischof Osbald ist 
verworren und die Stelle desshalb suspect. Der soeben dargelegte 
Fall erfährt hier eine Erweiterung: auch dann, wenn der Kleriker 
in Vertheidigung seiner eigenen Person den Heiden getödtet habe, 
sei der Erfolg bezüglich der Ausübung und des Empfanges der Weihe 
der gleiche, der Priester sojle sich genug sein kssen zu dienen. 
Während bisher von dem Falle, dass eiii Kleriker eine Tödtung be- 
geht, gehandelt wurde, gibt c. 8. eine allgemeine Bestimmung : wer 
immer als Christ, das ist nach der Taufe auch als Laie, ein Homi- 
cidinm durch That, Befehl, Kath, Abwehr begangen und trotzdem 
den Klerikat sich erschlichen hat, ist abzusetzen und erhält erst auf 
dem Todbette die Communion. Das Capitel ist das 26. des Martin 
von Braga (Bruns, Canones II, 49) mit dem einzigen Unterschiede, 
dass statt »assensione« das Wort »defensione« gesetzt erscheint. 
Friedberg führt in seiner Ausgabe des Corpus Juris canonici als 
Quelle dieses Theiles den 21. Canon von Ancyra, 314, an; allein 
dieser Canon handelt vom Abortus; eher ist an c. 22. desselben 
Concils zu denken, welcher die Mörder bis ans Lebensende von der 
Comm'unit)n ausschliesst , doch ohne irgendwie des Klerikats zu er- 
wähnen. Die Glosse lehnt hier bewusst den Gesichtspunkt der Sünde 
ab und versteht das Capitel von der Irregularität des Soldaten (facto) 
Kichters (praecepto) und Assessors (consilio). Nur Bazian^ c. 1180. 
glaubte schon wegen Erwähnung der Tffufe den Mord nicht aus- 
schliessen zu sollen und lehrte : die Sünde der Tödtung, wenn sie vor 
der Taufe begangen worden, schliesse nicht von der Weihe aus, wohl 
aber treffe die »Irregularität» wegen der amtsmässigen Tödtung auch 
den heidnischen Richter; demzufolge sei der Sünder besser daran wie 
jener, welcher niöht sündigte. 

Gratian behandelt in dieser Distinction 50. vorzüglich die Frage 
nach der Möglichkeit der Restitution abgesetzter Kleriker. Er stellt 
zuerst die Unterscheidung zwischen wahrer und falscher Busse auf, 
dann jene zwischen offenbaren, bekannten i^nd geheimen Verbrechen. ^ 
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Wer die letzteren durch geheime Bus$e gesühnt habe, könne die 
geistlichen Verrichtungen wieder aufnehmen. Im fünften Theite 
kommt er speciell nochmals auf das Homicidium zurück und erUärt ; 
wenn dasselbe begangen worden in einer gewissen Nothwendigkeij^i 
so konnten nach einer bestimmten Busszeit die dessen Schuldige 
wieder zur Comniunion und zum Dienste zurückkehren. Die Belege, 
stelle in c. 86, c. 1. der Synode von Lerida, 524, besagt: Kleriker^ 
welche auf das Opfer bezughabende Dienste verrichten, müssen durchs 
aas auch während des Belagerungsstandes ihrer Stadt vom Blute 
auch der Feinde sich freihalten , andernfalls müssen sie zwei Jahre 
Busse thun, von Gommunion und Dienst sich ferne halten, dann 
können sie ihren Ordo wieder ausüben, dürfen aber nicht promoyirt 
werden. 

Gleich milde oder noch günstiger zu beurtheilen, ist das ca* 
snelle nicht völlig anzurechnende Homicidium. So erklärte Urban IL^ 
vor 1093 (c. 37. D. 50.), dass ein Kleriker, welcher durch einen 
Steinwurf zufällig einen Knaben getödtet habe, in seinem Ordo blei- 
ben dürfe, aber immer Busse thun müssQ, was die Glosse von einer 
geheimen Busse , die Summulä von der Nothwendigkeit einer Dis*- 
pensation erklärt. Noch milder ist eine Verfugung Stephan* VL 
(c. 891), derzufolge der Bischof, welcher in der sarazenischen Ge- 
fangenschaft Jemanden getödtet habe, weil böser Wille ausgeschlossen 
sei (non tua sponte id fecisse cognosceris) nicht von Bechtswegen 
gestraft wird, obwohl er mit Grund sich schuldig bekenne (c, 38. 
D. 50). Die laxe Bestimmung der folgenden Palea (c. 40.) nur 
sicheren Ursprunges, aus irgend einem Pönitentiale, welche den Mord 
eines Juden' oder Heiden nur mit vierzigtägiger Busse straft, ist 
belanglos. 

Die geschehene Tödtung entschuldigt Affect und Zorn , mag 
auch die Absicht zu tödten ausgeschlossen gewesen sein , nie. Der 
Priester bleibt lebenslänglich deponirt^ ist also wie irregulär. Diesen 
übrigens selbstverständlichen Beclitssatz enthält das in c. 39. D. 50, 
enthaltene Fragment eines zweifelhaften Briefes Nicolaus I. an Osbald 
den Gborbischof. Ebendaselbst wird des weiteren erklärt, dass, wenii 
ein gewisser Diacon den Tod dadurch sich zuzog, dass er vom Pferde 
fiel und das Genick brach und wenn der angeschuldigte Prieater nur 
unvorsichtig (incaute) ihn vorher geschlagen hatte, letzterer nur auf 
einige Zeit vom Messelesen suspendirt werden solle, um überhaupt 
einen Sinn in die Stelle zu. bringen, bemerkt schon die Glosse mit 
Becht, dass zwischen dem Schlagen des Priesters und dem Stürzen 
des Diacons kein Gausalnexus bestanden haben darf. 
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. Dass der Mord den Schuldigen durchaus vom Klerus ausschliesse, 
darüber konnte kein Zweifel sein. Schwieriger war die Frage zu 
entscheiden, was in dem Falle rechtens sei, wann der Tod die Folge 
einer weniger boshaften -als unüberlegten Handlung war. Die Synode 
von Ancyra, 314, c. 23, setzte die Busszeit für solche unüberlegte 
casuelle Tödtung von sieben auf fünf Jahre herabs (c. 42. D. 50, 
vgl. c. 44). Dagegen geht nun äratian daran, nachzuweisen, dass 
nicht das Werk, sondern die Absicht zu strafen sei und gestraft 
werde und führt zwei Stellen des römischen Rechtsbuches dafür an, 
dass dort, wo kein bewusster Wille, keine Absicht auf den erfolgten 
Tod vorhanden war, auch kein Verbrechen vorliege. Gratian zieht 
noch zwei angebliche Aeusserungen der Päpste Pelagius oder Gelasius 
(c. 48. D. 50») und Nicolaus I. (c. 49.) an, von denen die erstere 
den nicht hieher gehörigen Fall bespricht, dass die Frau aus Zufall 
unter die Pferde geräth und zertreten wird, die zweite Ausschliessung 
vom Klerus nur dann ausspricht, wenn der Holzfäller durch irgend 
eine Schuld und Nachlässigkeit dazu beigetragen hat, dass Jemand 
vom stürzenden Baume erschlagen worden. Der letztere Fall wird 
völlig richtig und klar entschieden vom Concil zu Worms, 869, 
c. 29 : derjenige, welcher einen Baum fällt , ist für den durch den- 
selben erschlagenen Menschen nur dann verantwortlich, wie ein Mör- 
der, wenn ihn böser Wille (voluntas) oder Sorglosigkeit trifft ; er ist 
völlig frei von Schuld und Strafe, wenn der Tod durch die Unacht- 
samkeit des Erschlagenen eintrat (c. 50. D. 50). Interessant ist da- 
bei nur noch, dass die Synode das Geschäft des Baumfällens als ein 
nothwendiges (in opefe necessario) nicht etwa nur aus Laune unter- 
nommenös voraussetzt. Der Canon der Synode von Tribur, 895, (c. 51. 
D. 50.) behandelt wesentlich denselben Fall und illustrirt ihn nur 
dadurch , dass ein Bruder dem Bruder den Warpuugsruf gegeben 
und derselbe trotz der Warnung unter den stürzenden Baum gerieth. 

^ Zur vollen Klarheit ist übrigens Gratian in dieser wie in vielen 
anderen Fragen nicht gelangt. Er verlässt den eingenommenen Stand« 
punkt, däss alles vom Vorhandensein der Schuld abhänge und legt 
den Nachdruck auf die Thatsache der äusseren Eirchenbusse. Dann 
fasst er, nach c. 51, sein Urtheil dahin zusammen: Gefallene (lapsi) 
können nach gethalier Busse in ihren Ordines reparirt und belassen 
werden, dürfen Aber in keiner Weise aufsteigen. Des weiteren beregt 
Gratian nochmal das Beispiel des Petrus, andererseits fährt er noch 
die Analogie an, dass Pönitenten nicht zu den heiligen Weihen pro- 
movirt werden dürfen. Letzteren Anstand beseitiget er leicht, er 
versteht die angeführten Stellen entweder von solchen Pönitenten, 
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welche nach der Busse in den Soldatenstan« 
von der solemaen nur einmal gewährten Pöi 
D. 50). Daa Kesnltat ist ihm (Dist. 51. i. 
in zvei FSJIen von den heiligen Weihen a 
nicht wahre Busse gethan oder wenn sie fl 
haben. 

Die Glosse zn den besprochenen Stelle 
reite eioen Fortschritt in dem Versuche, ein 
Frage, wann die Tödtung irregulär mache, 
unterscheidet die Glosse eine dreifache TOd 
necessitate, casn, voluntate. In letzterem Fi 
auch nicht nach geleisteter Busse, selbst di 
heim geblieben wäre, so Huguccioe. 1190 ui 
1215. Bartholomäus, c. 1240, fügt bei, dac 
Morde nach geleisteter Busse keine Digpens 
des besessenen Ordo, bemerkt aber, dasa zu b( 
Hognccio vorwiege. Im ersteren Falle wird ni 
eine unvermeidliche war oder nicht. Konnte 
Tödtung des Angreifers behoben werden, so 
Barmherzigkeit im erhaltenen Ordo gedald 
dürfen. War die Noth dagegen eine unam 
so kann der Thäter im Ordo' bleiben, bedai 
der Dispens. Diese Meinung des Joannes e 
zu strenge und stellt ihr die andere entgeg 
dürfe es gar keiner Dispensation. In der Tl 
anderen Stellen wie als ein Princip aus, das 
laubt sei, Gewalt mit Gewalt zu vertreibeB 
Vertheidigang irregulär nur mache, wann 
werden konnte (ad c. 8. D. 50), wenn die ^ 
und Ziel (incaute sine moderamine) gescba 
entschuldige das begangene Homicidium dui 
and behindere auch den Kleriker in keiner 
Dagegen verbietet eine ältere Glosse (ad c. 
in üebereinstimmung mit dem alten Eechte 
Blntvergiessen, mit der Begründung, dasa ei 
lassen solle. — Bei der casuellen Tödtung i 
c. 6. D. 50.) unterschieden werden, ob der 
einer sonat an sich erlaubten oder unerlanbi 
teren Falle trete Irregularität ein, nicht i 
äuBserliche Unterscheidung wird an anderen 
selbst corrigirt. Die Glosse stellt als Grünt 
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Voraussetzung der Busse eine Schuld sei (ade. 36. D. 50), sie 
schliesst daraus v5nig richtig, dass so oft im kirchlichen Recht 
eine Busse verfügt wird, diös geschehe, weil und also nur wennMne 
Schuld vorhanden sei. Die Glosse erklärt demnach (ad c. 37. D. 50.) 
Mangel an Diligen« als Grund für die geheime Busse desjenigen, 
welcher Jemanden auch bei Ansübung eines erlaubten Wörkes z. B. 
Anstreibnng der Schweine, aus seinem Felde getödtel habe. Dieselbe 
bemerkt zu e. 42, dass dem dort erz&hlten Zufalle eine Schuld vor- 
ausgegangen seih müsse, sonst wäre keine Veranlassung der Busse, 
und ebensowenig könne der Kleriker an der Promotion gehindert 
werden, ohne dass seinerseits eine Scihuld vorliege. Die Glosse- be- 
merkt endlich zu c. 48. derselben Distinction 50, dass der Mann, 
welcher Pferde gestohlen habe, nicht der Tödtnng schuldig sei, wenn 
die Pferde ohne seine Schuld seine Frau niedertreten, so dass sie 
abortirte und folgerte daraus , dass selbst der Dieb für die Folgen 
eines Diebstahles keineswegs durchaus verantwortlich sei. Damit 
stehen andere Aeusserungen der Glosse, so zu c. 5. D. 50. »per 
quod,« in Widerspruch. 

Es dürfte nicht ohne Interesse sein, hier einzuschalten, was 
der erste Decretalist, Bernard von Pavia (f 1213) in der Sache 
lehrt. In seiner um die Wende des zwölften Jahrhunderts verfassten 
Summa decretalium unterscheidet er, L. 5. tit. 12. (ed. Laspeyres, 
1861, pag. 220 ff.) vier Gattungen des Homicidium: justitia, ne- 
cessitate, casu et voluntate. Für unsere Zwecke bleibt die erste 
Kategorie ausgeschlossen. Bei der Tödtung aus Uöth wird , §. 4, 
das Gewicht darauf gelegt, ob Jemand durch seine eigene Schuld in 
die Noth gekommen ist oder nicht, sowie ob er nicht anders aus 
derselben sich retten konnte als durch Tödtung. Bei der casuellen 
Tödtung ist zu unterscheiden '(§. 5) , ob der Thäter ein erlaubtes 
Werk betrieb und die schuldige Sorgfalt anwandte oder nicht. Im 
ersteren Fall wird der Tod nicht ihm, sondern dem Zufalle zuge- 
schrieben, dagegen ihm , wenn er an dieser Sorgfalt es fehlen liess 
oder ein unerlaubtes Werk verrichtete. Bernard fügt die Verse an : 

Si licitus, cautas, non est culpabilis actus 

In reliqais calpam reor et pro crimine nmlctam. 

Der Geistlosigkeit , es sei in erster Linie auf die Qualification der 
Handlung nach ihrer formellen Erlaubtheit zu sehen und erst wenn 
sie unerlaubt war, also secundär komme die Schuldfrage in Betracht, 
möchte ich Bernard nicht zeihen. Er legt das Hauptgewicht auf 
die Schuld, die Schuld kann durch den Mangel der gehörigen Vor- 
sicht, sie muss andernfalls durch Setzung des unerlaubten Werkes 
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begi'änd^t wordeu sein; es rouss zugegeben werden, das8 auch im 
let'^tereQ Falle da» Moment der Schnld da Bezag aal die T5dtung 
mangeln k^nne. /Bernard gesteht allsog^leich die Mdglicbkeit von 
Handlangen zu , welche überhaupt nicht als ein »opas^« sei es er^ 
laubtes oder unerlaubtes angesehen werden kennen , z, B. das za- 
fällige Losgehen eines Gewehres (Bogens): sine uUoopere.. Beispiele 
ähnlicher Art werden spater noch gewürdigt werden, In Bezug auf 
diq Dispensation von der Irregularität, §. 8, kennt Bernard bei ge-^ 
wollter Tödtung nur Depoßition und keine Oi^ensation ; bei der 
Tödtung aus Nothwehr wird der Betreffende im Ordo tolerirt, demselben 
abjsr gerathen^ von der Ausübung seines Amtea Abstand zu nehmen; 
bei der casuellen Tödtung kann die Dispensation in sehr verschie- 
denem Umfange Platz greifen: so dass der Thäter nur in den nie- 
deren Stufen tolerirt, «o dass er in seinem erhaltenen Ordo belassen 
wird , so dass er sogar promovirt werden kann ; letzteres aber rich- 
tiger nur in dem Falle, wenn ihn keine, dagegen den Getödteteu 
selbst die Schuld am Tode trifft. 

Um das Decrdalen-Becht in der in Rede stehenden Frage er- 
schöpfend darstellen zu können, ist ein genanes Studium und Yer- 
standniss der in dem Titel »de homicidio« der drei Sammlangen 
Gregor IX., Bonifaz VIIL, Clemens V. enthaltenen Stellen nöthig. 
Dies wird dadurch einigermassen ersehwert, dass nur wenige dieser 
Stellen allgemeine Grundsätze aussprechen, sondern meistens die Ent^ 
Scheidung einzelner Fälle enthalten, welche nach Lage der Dinge 
leicht durch eine Verschiebung der Thatverhältnisse oder auch nur da- 
durch, dass das Hauptgewicht aaf den einen oder einen andern Umstand 
gelegt wird, in ein anderes Licht gerückt werden können* 

Klar ist vor allem, dass der wissentliche Mörder im Klerus 
keinen Platz finden könne: er ist nach Vorschrift des alten Bandes 
(Ezod. 21, 14) vom Altare zu reissen, damit er sterbe: c. !• X. 5, 
12. Aber nicht nur die unmittelbare blatige That zieht die ange- 
gebene Folge nach sich, auch der Kleriker, welcher zu einem Homi- 
cidium geholfen oder gerathen hat, kann nicht promovirt werden 
(c. 11. X. 5, 12. Alex. III.), ist vielmehr für immer zu deponiren 
und darch ein Jahr womöglich in einem Kloster einzusperren (c. 6. 
eod. Alex. III.). Wer des Assassinats sich schuldig macht, ist eo 
ipso excommunicirt und als Kleriker für immer deponirt, so irregulär. 
Diese Bestimmung des ersten Lyonerconcils 1^45 (c. 1. in 6. 5, 4) 
wird gewöhnlich dahin verstanden, dass auch schon der Versuch des 
Assassinats dieselben Straffolgen wie der vollbrachte Meuchelmord 
nach sich ziehen solle. Richtig ist, dass hier ausnahmsweise der 
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Eintritt des Todes des Angefallenen nicht als Voraussetzung des 
objeetiven Thatbestandes des Verbrechens erklärt wird; falsch ist 
aber, dass gleichwie die verbrecherische That auch dasjenige, was die 
moderne Criminalrechtswissenschaft Versuchshandlung nennt oder gar 
die vorbereitenden Massregeln, bestraft würden. Das Verbrechen müss 
an sieh begangen, nnr kann es auch missglückt sein^ soferne der zu 
Mordende am Leben sich erhielt. 

So einfach die Werthschätzung des gewollten wissentlichen Mor- 
des und Todtschlages ist, so verwickelt ist die Frage nach der Wür- 
digung des homicidium casuale. Darunter ist aber ein Todfall zu 
verstehen, bei welchem es gewiss oder wahrscheinlich oder möglich 
ist, dass der Tod weniger eine Folge einer Handlung als des Zu- 
falles ist. In dieser Beziehung scheint das Summarium von c. 8. 
X. 5. 12.- einen für alle Fälle ausreichenden Canon aufzustellen: 
Homicidium casuale imputatur ei, qui dabat operam rei illicitae vel 
etiam licitae, secundum alium intellectum, si non adhibuit omnem 
diligentiam, quam debuit. Näher besehen ist die hier als mass- 
gebend erklärte Eintheilung der Geschäfte in erlaubte und unerlaubte 
nur von sehr untergeordneter Bedeutung. Der Fall des Capitel 8.' 
ist folgender. Ein Diacon kehrte, die Sichel am Gürtel, von der 
Weinlese heim, und begann mit andern Klerikern Stock zu schlagen. 
Der Siegende übte das ihm nach dem Spielbrauche zustehende Becht 
auf deu Besiegten aufzureiten nicht aus. Ein Laie nahm auch am 
Spiele Theil, wobei es aber nicht klar ist, 'ob er einer Einladung 
zum Spiele Folge leistete oder ohne solche unter die Spielenden sich 
mischte ; genug, er siegte und sprang dem besiegten Diacon auf den 
Bücken, dabei verletzte er sich an der Sichel und starb. Alexan- 
der III. entschied : nur dispensative könne der Diacon als Subdiacou 
dienen, damit er als Diacon dienen oder gar die Priesterweihe 
erhalten könne, sei eine besondere päpstliche Erlaubniss nothwendig. 
Eine Begründung dieser Entscheidung wird nicht gegeben, ebenso- 
wenig enthält das Capitel die Unterscheidung der Handlungen in 
erlaubte und unerlaubte. Anders- die Glosse, welche aber gerade 
hier ins Gedränge kommt, weil sie nicht bestimmt zu entscheiden 
wagt, ob jenes Spiel erlaubt oder unerlaubt war. Für letzteres 
spräche der Umstand, dass Kleriker mit Laien zusammenspielten. — 
Nach der Sufnmula des c. 7. X. 5, 12. ist disciplinäre Züchtigung 
erlaubt. In Ausübung seines Züchtigungsrechtes schlägt ein Priester 
einen Knaben auf den Kopf, dieser stirbt nach einigen Tagen; der 
Priester ist für immer zu deponiren, so irregulär, wenn der Tod des 
Knaben in Folge des Schlages eingetreten ist. Das Moment der Er- 
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lanbtheit der Handlang beregt Alexander III, 
Glosse legt mit Becbt den Kachdruck auf die i 
welche in der Ueberschreituhg des Masses der 
ist. ~r Bin ähnlicher Fall liegt der Entscheid 
welches nnten zn besprechen kommt, zu Orundi 
nar die Glosse der »res licita.« Dagegen werd( 
licitnm das Läuten der Glocke und die Theilna 
seitens des Priesters oder Pfarrers genannt, in 
12, welche noch später zu erklären sind. 

Das vierte Lateranconcil 1215 (c. 9. X. 
drüeklich dem Majoristen die Ausübung der Cli 
und Schneiden. Auf letzterem liegt der Nachdi 
üebertretung des Gesetzes wird nicht ausgespi 
von der Irregularität ist nicht die Hede. Entgeg 
laute des Gesetzes unternahm nun ein Prieste 
Habsucht, sondern in der guten Absicht zu 
Diligeiis eine Halsoperation hei einer Frau. Di 
lungen, die Fran beobachtete aber die ihr geget 
nicht und starb. Innocenz III. reacribirte (c. 1 
geziemender Satisfaction mag mit dem Mönci 
werden, so dass er seine priesterlichen Verric 
nehme. Die Glosse erklärt denselben völlig ricl 
zur Dispensation. Hier scbemt der Grundsatz 
unerlaubte Beschäftigung macht irregulär, wenn, 
gewandten Sorgfalt zum Trotz, der Tod eine 
Meines Ermessens ist dies nicht der Fall, der 
chirurgisch mit Schneiden und Brennen thätige 
der Tod des Patienten eintritt, immer und n 
folgt nicht ans- cap. 19 ; jeder einzelne Fall muf 
es kann der Tod auch rein zufällig eingetreten 
keine Irregularität vor. Im erzählten Falle mi 
eine Schuld des Prieatermönches angenommen 
Notbfall vorlag, in welchem zn handeln chriatlii 
nirgends gesagt, vielmehr deuten die Worte des 
curare . . . multum. deliquit officium alienum ui 
minime congruebat,c darauf iiio, dass der operati 
eitler Vorwitz, wenn auch gut gemeinte Qescl: 
lag. In einem solchen Falle musste das Gew: 
Vorwürfe machen, dann war er, wie sogleich ges 
die Ausübung der höheren Weihen nicht qualifi 

In der Begriffsbestimmung des >opu3 illie: 
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die Canonisten, welche überhaupt in der Frage der Irregularität aas 
Tödtung auf die angegebene Unterscheidung Gewicht legen, keines- 
wegs einig. Viele, so ßönninghausen^ a, a. 0. II, 54 f., erklären als 
res illicita nur eine solche Handlung, welche voraussichtlich und ihrer 
Natur nach den Tod eines Menschen zur Folge haben kann, so das 
Losschiessen des Gewehres auf offener Strasse, der Auftrag Jemanden 
zu schlagen , wogegen das Jagen des Klerikers kein, opus illicitum 
in Hinsicht auf eine etwaige Irregularität sein soU. Diese Ansicht 
schränkt den Begriff der unerlaubten Handlung zu sehr ein ; gerade 
bei den Handlungen der angegebenen Art kommt auf die Erlaubt- 
heit oder Unerlaubtheit wenig oder nichts an. Andere nehmen den 
Begriff einer unerlaubten HandliÄig weiter und zählen darunter alles 
was irgendwie verboten ist. Diese Ansicht wird von Gibälintis 
(Tract. de irreg. bei Bönninghausen a. 0. 57 f.) lächerlich gemacht ; 
es sei absurd bei der rein zufälligen Töcitung darauf Bucksicht zu 
nehmen y ob Jemand im eigenen oder fremden Wald gejagt habe, ,ob 
die Glocken während des Interdictes oder sonst geläutet wurden. 
Beispiele zu wählen ist bekanntlich nicht leicht, einige höclist dra- 
stische des genannten Autors sind nun höchst unglücklich gewählt. 
Ist es geistreich zu sagen: dann sei auch der Dieb verantwortlich 
für den durch das aus dem gestohlenen Eisen geschmiedete Schwort 
begangenen Mord, und derjenige, welcher verbotener Weise Karten 
fabricire für den beim Spiele mit denselben Erschlagenen ? Falsch 
aber ist, dass im Falle des Niederreitens eines Menschen es gleich- 
gültig wäre, ob der Reiter aus Gesundheitsrücksichten oder gegen 
ein bestehendes Verbot geritten sei. Zuzugeben ist nur, dass bei 
rein zufalligen Tödtungen jene vielberufene Unterscheidung nicht 
mehr werth ist als bei einigermassen freiwilligen Tödtungen, in bei- 
den Fällen ist sie ziemlich überflüssig. . Bei Handlungen , welche 
ihrer Natur nach eine Tödtung zur Folge haben können, kommt es 
auf den Umstand der Erlaubtheit oder Unerlaubtheit, besten Falles 
nur als auf ein Moment an, woraus auf das Vorhandensein einer 
Schuld oder deren Mangel geschlossen werden kann. Ein Recht zu 
schiessen kennt das Recht entweder nicht oder wenn ja, dann läge 
schon keine Irregularität aus einem. Delict, sondern aus einem De- 
fect vor. 

Aus dem Gesagten ergibt sich, dass *die Rücksichtnahme auf 
das opus licitum oder illicitum von Interesse und Bedeutung ledig- ^ 
lieh in der Richtung ist, als in ersterem Falle das Vorhandensein 
einer Schuld nicht vorweg zu praesumiren ist; ein Princip zur Be- 
urtheilung casueller Tödtungen, eine Rechtsvermuthung darf aus 
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jener Unterscheidung, welche in ihrer Anwendung zudem höchst 
schwankende und unzuverlässige Resultate ergehen würde, nicht 
gefolgert werden. Als Grundsatz ist vielmehr festzuhalten, dass in 
allen Fällen die Schuld des Thäters an der Tödtung gegeben sein 
muss. Wo keine Schuld, dort und dort allein liegt ein homicidium 
caöuale im wörtlichen Verstände des Wortes vor. Für den reinen 
Zufall haftet aber Niemand. Es lohnt sich der Mühe, darauf bezug- 
habende Entscheidungen der Päpste aus den Decretalen zusammen- 
zustellen. 

Im Spiele wirft ein Kleriker den andern zur Erde, des ersteren 
Messer verletzt rein zuföljig den Stürzenden, so dass er stirbt; hier 
liegt kein Weihehinderniss vor (c, 9. X. 5, 12. Alex. III.). Die 
Glosse zieht auch denselben Grundsatz daraus, glaubt aber zur Unter- 
scheidung des Falles von jenem des c. 8. zugleich den Nachdruck 
darauf legen zu sollen, dass hier Kleriker mit Kleriker spielte. Es 
braucht kaum gesagt zu werden, dass diese Begründung eine un- 
wahre ist. — Knaben spielen unter einander, einer wirft nach dem 
Genossen einen Stein, nicht um zu verletzen, sondern nur zu schrecken, 
der Stein trifft nicht, sondern streift ihn, dabei weicht der KnaU.o 
aus und stösst an einen anderen Stein, wird schlecht behandelt und 
gepflegt, und stirbt. Dessen Vater bezeugt die Unschuld des ersteren, 
seiner Weihe steht nichts entgegen (c. 22. X. 5, 12, Honor. III.). 
Die Glosse bemerkt, dass die That im Knabenalter, welche vom De- 
licto entschuldige, geschah, ferner wird betont, dass das Spiel ein 
erlaubtes war; im Texte ist von all' dem nicht die Rede. — Ein 
Priester d. i. der Pfarrer läutet, die Glocke fällt herab und tödtet, 
einen vor ihm stehenden Knaben ; der Priester ist nicht irregulär, 
weil ohne Schuld, Honorius HL erklärt, »er habe etwas Erlaubtes 
gethan und konnte nicht alle möglichen Zufalle voraussehen« (Cv 23. 
X. 5, 12). — Der Pfarrer ruft Jemand, ihm bei einer kirchlichen 
Bauherstellung zu helfen, er selbst löste das Getäfel (laquear) und 
der andere stürzte damit herab und blieb todt auf dem Platze , die 
üebrigen hatte der Priester weggeheissen ; Gregor IX. erklärt ihn 
für nicht irregulär und weist zur Begründung dessen darauf hin, 
dass derselbe etwas Erlaubtes that, die nöthige Diligenz anwandte 
und den Zufall (casus fortuitus) nicht voraussehen konnte (c. 25. 
X. 5, 12). Die Glosse zu den beiden letzteren Stellen legt mit 
Recht den Nachdruck auf den Zufall, welchen zu diviniren Niemand 
verpflichtet sei. — Ein Priester ladet Heu ab, und wirft die Gabel 
(pertica) herab, nachdem er umgesehen und wahrgenommen, dass 
Niemand in der Nähe sei. Später findet . man daneben einen halb- 
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todten Knaben. Wenn kein grosser Scandal entstanden oder ein 
Verdacht (gegen die Glaubwürdigkeit der einfachen Äitisöage des 
Priesters als einzigen Zeugen der That) rege geworden ist, kann der 
Priester frei seine Weihe verwalten, nachdem der Bischof die üiiter* 
suchung gepflogen (c. 14. X. 6, 12, lünocenz III.), — Ein Möbch 
will eine Glocke vom Thurme nehmen , dabei Wirft er Mneü Balken 
herab, welcher Jemanden erschlägt; der Mönöh kann zum Priester 
geweiht werden, wefitn durch bischöfliche ünteröüchung der Sa^he, 
zwei Momente constatirt worden sind, dass er ein nothwendiges oder 
nützliches Geschäft verrichtete, dass er glaubte und überzeugt sein 
durfte, däss dort und damals Niemand unten vorüberging (c. 15, 
X. 5, 12, Innocenz IIL). Die Nothwendigkeit und Nützlichkeit des 
Geschäftes ist hier wie überall nicht nur nach der objectiven, son- 
dern noch mehr nach der subjectiven Seite zu beurtheilen. ' 

Aus den angezogenen Stellen ergibt sich : nur der reine Zufall, 
wo auch nicht der Schatten einer Schuld, sei es böseö Willens, sei 
es Leichtsinnes, vorliegt, verhindert den Eintritt der Irregularität des 
Thäters. Diese Qualification des Todes als eines solchen Zufalles 
wird geschlossen unter anderem aus der Grundabsicht,' welche der 
betreffende Thäter überhaupt hatte, also wohl etwa auch daraus, 
ob er etwas für ihn erlaubtes oder unerlaubtes that. Doch zum 
Princip darf desshalb diese Eintheilurig nicht erhoben werden, sie 
hat nur subsidiäre adminiculirende Bedeutung in Bezug auf die Gen- 
statirung der Schuld oder Unschuld. Ein Beispiel bietet c: 13; X. 5, 
12. Ein Kaplan ritt, um Verdauungsbeschwerden zu überwinden, 
aus, das Pferd scheut, wirft ihn ab und rennt ein Kind nieder. In- 
nocenz III. erklärte den Geistlichen für nicht irregulär,- weil er we- 
der voluntate noch actu — das Pferd war reiterlos — einen Men- 
schen getödtet habe, auch nichts unerlaubtes unternommen hatte. — 
Sehr streng ist die folgende Entscheidung. Ein Kleriker reitet, sein 
Pferd wird scheu, und da er dasselbe wegen Hartmäuligkeit nicht bändi- 
gen kann, so wird eine Frau niedergeritten. Der Kleriker muss dar- 
thun, dass er den Fehler des Pferdes nicht kannte, dann ist er zwar 
nicht irregulär, aber ad cautelam wird ihm eine Busse, während 
welcher er natürlich suspendiri ist, auferlegt (c. 16. X. 5, 12, In- 
nocenz IIL). Nirgends ist dem Kleriker verboten, zu reiten, oder nur 
das Eeiten ausgesuchter Thiere erlaubt. Die Entscheidung lässt sich 
nur erklären, wenn angenommen wird, dass einigermasseri eine Schuld 
desjenigen vorliegt, welcher ein solches Pferd frei zu reiten wagt. 

Es wurde soeben gesagt, dass die Schuldbarkeit einer Handlung 
unter anderm aus der Endabsicht des Handelnden geschlossen werden 
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kfiune. Sollen nicht alle Begriffe auf den Eopf gestellt nerden, bo 
darf keinestregB aus der Scfalechtigkeit des Zieles einer Handlung 
ohne weiters auch die Schuld des Tbäters an einer eingetretenen 
Tödtang gesichlossen werden. Der Tbftter ist nicht für alle that- 
sächlichen Folgen seiner Handlang verantwortlich. Die Frage nach 
der Irregnlarität desjenigen, welcberanf dem Wege zur Sünde, ohne es 
£Q wollen, Jemanden getOdtet hat, kann theoretisch weder bejaht 
noch verneint werden. Höchstens darf die Schuld hier angeDommeu 
werden, wobei es dem Betreffenden freistehen inoss, den Nachweis zu 
fähren, daas ihm an der TOdtang durchaus keine Schnld treffe. Hier 
zeigt sich, dass gerade dort, wo ein Zweifel obwaltet, die Unter- 
scheidung zwischen erlaubten und unerlaubten Handinngen wenig 
hilft. Der Mietbwagen, welcher die Duellanten fährt, überfährt und 
tödtet eine Person ? der ExtrazHg des falschen piplomaten richtet 
Unheil an? Ob sich Jemand wegen einer gerechten oder nogerechten 
BQge todtet odei: von anderen get^dtet wird , ist für den Bügenden 
irrelevant. Wichtiger ist, dass als Voraussetzung der Schuld ein 
Caosalnexus bestehen muss zwischen der tddtlichen Thatsache und 
zwischen der fraglichen eigenen Handlung desjenigen, über dessen 
Irregularität entschieden werden soll. Für das, was ich nur veran- 
lasste in der Weise, dass mein Thun Jemandem Ändern . 
seits zu handeln gab, ohne dass ich hier sein Thun mi 
gen irgendwie in Verbindung setzte, bin ich nicht vi 
So ist insbesondere der Kleriker nicht irregulär, weil nicht verant- 
wortlich für die TCdtung, welche seine Verwandten verübten, auch 
wenn sie es tbaten, um eine angeblich dem Kleriker zugefügte Un- 
bill za rächen, er kann aber irregulär geworden sein ex infamia (c. 17. 
X. 6, 12, Innoeenz HL), das heifist wohl wegen des Gerüchts, dass 
zwischen ihm und den Verwandten. ein Ideenaustausch stattgetunden 
habe. Ausdrücklich ist die Ueberschreitung des Auftrages Jemanden 
zu schlagen seitens des Mandatars nicht als Casus erklärt; der Tod 
des so Erschlagenen bewirkt Irregularität des Mandanten, wenn der- 
selbe auch ausdrücklich Tödtung oder Verstümmelung verboten hätte; 
deoii , erklärt c. 3 in 6. 5 , 4 , er war schon durch Brtheilung des 
Auftrages zu schlagen in culpa und konnte denken, dass solche Dinge 
geschehen. — Daraus geht zur Evidenz klar hervor; ein Znsammen- 
hang, ein Causalneius zwischen That und Tod, welcher geahnt wer- 
den kann, muss auch beim opus illicttum bestehen. Dass aber dieses 
nnerlaubte Geschäft ein solches sein müsse, welches an sich und seiner 
Natur nach schon den Tod eines Menschen zur Folge zu haben pflege, 
ist bereits oben als eine nicht begründete Ansicht hingestellt worden. 
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Die Glosdie ad e. S cit. sagt riehtig: imputanda q^ae posßant Sßqm 
ex illarid ilHeita. Die Nachahmung^ einea bösen Beispieles {Jl^et^wf 
denjenigeQf welcher die erste That beging, keine Schuld im ^ecbjt- 
liehen Sinne. Ebensowenig kann eine reine Unterlassupg irreg^lflr 
machen. Der Beisatz »rän« idt wohl zu beact^itea; yifs^ ^^. ,B*,yer'- 
säumt, sein Gewehr zu bergen odesf vergisst die Weiche ^u stellen, 
hat im eisten Falle das Gewehr in gefährlicher Weiso binterlf^ti i^ 
zweiten dea Zto^ auf das falsche Oeleise« geleitet. Zur: Begründung 
dieser Th«se mdge e. 7. X^ 5, 38 herangezogen, werden. £3 w>ar ^* 
gefragt worden , was mit grteohischon verheiratheten PrM»tern.rechr 
tens sei, welche wog^n Erdrückung ihrer Kinder im ScUafe um 
Busse baten. Clemens III. antwortete, denselben &iei>.y!$nn die That 
nicht publik geworden, jedenfalls nur gbhdme Busse aufzulegen; 
dieselben mussten zeitlebens vom Altardiensie sich fern, halten, ^^iß 
irregulär, wenn die Kinder im Bette erdrüekt^gefuaden. worden,, flaö' 
gen die Eltern vorsätssUch oder durch ihre NachlässigkoitJlen Tod 
herbeigeführt haben (ipsis procurantibus vel studiose i»9gUg^tjJ3^u^); 
dfeselben sollten nur auf Zeit ddr heilige Messe sich enthalj^eiij 
wenn die Kinder in Folge S(»rglosigkeit der Ehtern (iiionria).todt. in 
der Wiege gefunden worden wären. Die im. Bette erdr^kt^n wur* 
den durch positives Handeln der Eltern getddtet, dagegen sitxA ^nxQh 
äi$ reine Unterlassungssflnde der Eltern^ lediglich wegen Yersäum* 
niss der nöthigen Obsorge die Kinder in der Wiege ums. I«eben ge- 
kommen. ; 

Die Glossatoren lehrten, wie oben erwähnt, bereit^ vor 1234, 
dass der Fall einer unvermeidlichen Noth auch die wissei^tliche ap^ 
freiwillige Tödtung eines Menschen entschuldige. Dieser Müclerung 
der alten Strenge wurde in den officiellen Decretalen-Sammlungen der 
Stempel der Bechtsgultigkeit aufgedroekt. In c* 3. X. /5» 12 findet ' 
sich eine Stelle von Augustinus recipirt, welche die Gestattung von 
Exodus 22, 2, 8. den nächtlichen Dieb oder Einbrecher ungestraft 
zu tddten, commentirt und damit begründet^ dass man in der Nacht 
nicht unterscheiden k^nne, ob da: Dieb nidit ein Mörder sei. Wäh- 
rend hier ein Unterschied zwischen Laien und Klerikern nicht ge- 
macht wird, zieht einen solchen das aus dem sog. Fdnitentiale ro- 
manum entnommene e» 2 eod. Wer den Dieb oder Bäuber tOdtet, 
im Falle er auch ohne Tödtung hätte gefangen werden können, muss 
vierzig Tage Kirchenbusse thun; wer denselben tödtet nicht aus 
Hass, sondern nur um sich und seine Habe (se ifuaque) zu befreien, 
mag Privatbusse thun. Der Priester aber, welcher derlei that, wird 
zwar nicht deponirt, muss aber lebenslänglich Basse thun. Die Glosse 
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gltttibt (nt credo) hier Irregnlarität des Priesters ; 
Wobei Bdr abweit dispensirt werde, dass der Prie 
halten kJJntis. Soll keine Antinomie torliegen, sc 
faic« fQr den FHeiter die Noth#ehr als Eotsob 
T9dtang ansgfeschlossen «rscheint. Diese Anffass' 
durch c/ 10. X. 5, 12: ■ Dw Fall ist felgeadw. 
Wachten «iu Hans, Naehtä werden si« im Schlafe 
Mleii' trntf nackt wie sie sind geschlagen. £ndlii 
die RSub^ zu bändigBn nnd einei" entfernt sich 
QeficheheneB' beim Kloster '2u ecstatten, ' Inzwia 
Diebe ihrö Fesseln zu Itisen -nnd dw snrückge 
schlägt siti beide, um'äichE selbst getSdtet zu w«i 
sfkl&^ döB letzteren^ für'irregni&r tind als der S 
den Btfld^ren,' welcher bei derFesselnng mitgehol 
gvftndnng' Ifit' dtirin gegeben, dass man wegen wel 
ge^n eiDän''Mitniehsebeii'niseii dfirfe. Damit wir 
Wttlä^ >nnd' 'dorchans dem Kleriker Milde geboten 
ofeÜt dtUt Richtige getroffen, wenn sie die Entscl 
dtamit begründet, duss der U$nch' nicht tMte 
fl!6hen kennt«. — Kaeh ando^n Stellen scheint fr 
de^ Nothwebr iaTechten Schranken anoh dem ] 
Wehrt an sfrin: ' So erkl&rt Isnocenz IH. , das Me 
hätten, wenga der Dieb im Handgemenge gescblaj 
gendthiget werde. Die Sache ist darchans plan ] 
Scheidung ihre Spitze dahin , ob der betreffende ; 
gnjär sei; weil der Dieb, venathen und ertap 
aohkripfliche StJ'afe nnr kurze Zeit überlebte (c 1 
— lutereesant ist der Fall d«8 o. 18. X. 5, 13, 
(^ Kä-ebe eingebrocheb , raubte die' Eucharistit 
Bficher Und hatte alles- bereits aus der Kirche g 
fbii-der Prifflter der Kirche; der Rftuber tflrsetzt 
der Prieater aber schlägt mit einer Haue auf dec 
ztarfick. iDZwisclien kommen Leute und erschlage 
löboeenz ni. erklärt den Pfarrer für irregolär, w 
bitte zn tOdten oder dazu rieth nnd antrieb ; zwai 
Gewallt mit Gewalt zu vertreiben, aber nur 
Sebta&ken (cmu moderamine inculpatae tntelae); 
uutersvefaen, ob in der schlechten Absicht zu räcl 
sieht abzuwehren gehandelt wurde, endlich erwäj 
Itstrumehte und wohin' geschlagen wurde. Eine 
tOdtUches Werkzesg und Kopfwunden letiial. W 
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dass der Katholik in der heiligen Encbaristie den grössten Schatz 
verehrt, ferner dass der Priester zuerst geschlagen wurde, wird man 
nicht umhin können zu ßagen, dass das kirchliche Recht dem 
Kleriker, besonders dem Priester Nothwehr nur in sehr bescheidenem 
Masse, nämlich mit Ausschluss der Tödtung des Gegners einräume. 
Dabei glaube ich nochmal betonen zu müssen, dass die dem Laien 
gestattete Nothwehr eine viel umfassendere war; er durfte^ selbst- 
verständlich nur als Mittel zum Zwecke, auch den Tod des Oegners 
wollen und bewirken und dieser Zweck war nicht nur Sicherheit der 

• 

eigenen Person , sondern auch des Vermögens , siehe c. 2 cit. Die 
Doctrin übersah diesen Unterschied und konnte ebendesshalb zu einer 
sicheren Beantwortung der Frage, inwieweit Nothwehr das Homicidinm 
entschuldige und die Irregularität abwende, nicht gelangen. Wie 
die Glosse »et idemc zu c. un. dem. 5, 4 referirt, erklärte, Huguccio 
(c. 1190) die Tödtung auch inner der Grenzen der rechten Nothwehr 
zur Vertfaeidigung des angegriffenen Lebens als Irregularitätsgrund, 
Joannes Teutonicus (vor 1215) und Goffred (vor 1245) nur insoweit, 
dass der Erhalt der Weihe dadurch und zwar nur so lange bis Dis- 
pensation gewährt würde, unmöglich geworden, Bartholomäus (c. 1240) 
endlich und Hostieasis (c. 1260) nahmen in diesem Falle fiberhaupt 
keine Irregularität an. Die bestehende Gontroverse wurde im Sinne 
der letztgenannten durch die Clemebtine 5, 4 entschieden. Damach 
ist ganz allgemein derjenige nicht irregulär, welcher anders sein 
Leben nicht retten kann, als dass er den Angreifer tödtet oder ver- 
stümmelt und darnach das alte Recht in etwas geändert. 

Der Gesichtspunkt, welcher die Kirche bei Aufstellung der Ir- 
regularität wegen Tödtung leitete, lässt sich besonders aus der scharfen 
Betonung der Reinheit und Freiheit des Gewissens des zum heiligen 
Dienste berufenen Klerikers erkennen. Die Kirche will, dass sich 
ihr Diener nicht mit einer mehr oder minder schwankenden Probabilität 
begnüge, er soll dessen, soweit überhaupt möglich, gewiss sein, dass 
eine Blutschuld ihn nicht drücke. Waltet hierüber ein vernünftiger 
Zweifel, so ist das Sicherere zu wählen, das ist aber die Enthaltung 
vom Dienste. Im c. 12. X. 5, 12 findet sich folgender Fall vorge- 
tragen: Ein Priester züchtigt seinen Diener mit dem Cingulum, an 
demselben haftet aber ein Messer, dieses fällt aus der Scheide und 
verletzt den Diener ; letzterer erholt sich zwar in kurzem, fällt aber 
bald darauf in eine Krankheit, an welcher er stirbt. Clemens III. 
antwortete : der Priester soll der Ausübung der heiligen Weihen sich 
enthalten, so lange und weil nicht gewiss ist, dass die Todeskrank- 
heit nicht, eine Folge jen^r Verletzung war. Die Glosse legt den 
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Nachdruck, auf den Uangel der Diligenz bi 
res Itcita: 43'Voii sagt der Papst nichts; was! 
ist das- strenge ttftioristiscbe Priocip, demz 
SQmjciiJiuiu die Nichttödtußg durch den Verdäi 
schuld,, bawieaea sein raässe. — Dens^bea ' 
nocenz JII. im oben angezogenen c. 18. X. 5, 
bat mit der Haue dem eraehlageaen üebeltb 
zugefügt. ;Nur wenn durch Zeugen und Sach 
darüber erlangt ist, dass die gerade vom Fries 
töine tödtliche war, ist er nicht irregulär udc 
einef Fdoiteoz für die reinmal feststehende, v 
liehe, Verwundung zu biegen. 

Der Gadanke, dasa das subjective Ö< 
Elarikers , besonders des Majoristea frei sein 
sobnid, ^hält seinen niederholten Ausdruck, 
objectiv nicht durchaus gewiss ist, und gericht 
ist, so ist ^ doch' sicherer (consultius) in sol 
dienste ferne, zu bleiben. In .diesem Sinne äui 
(«. 'ä5. X. 5, 12) über jene Kleriker, welche 
aus einer von Sarazenen belagerten Stadt eiue 
bei. eisige fielen. , Es liegt iu der Natur der i 
Nichtschuld in vielen Fällen gerichtlich seh 
kapn. Hier ist in letzter Linie auf das Ur 
r-ecurriren. Der Arzt soll dann zu den höheren "V 
dem lassen, veaa sein Gewissen bezüglich di 
eines oder mehrerer Patienten ihm Vorwürfe 
tna te remordeat, c. 7. X. 1, U, Clem. III.). 
setzt, daas das Gewissen des Klerikers und Frie 
ängstlich zu sein,, doch empfindlich, streng um 
dort wo die casuelle TOdtung iu Verbindung i 
lieh verbotenen und moralisch unerlaubten Ha 
sterliche Gewissen kaum ganz rabig sein dürfi 

Dies leitet zu oiner anderen das Deere' 
Bemerkung über. Ks findet sich nämlich diE 
ja gatgeheissen , dass der Kleriker, sobald ül 
Irregularität auch, nur vernünftig gezweifelt y< 
Ausübung seiner Weihegewalt Abstand nehmi 
Autorität, den apostolischen Stuhl um die Eni 
gehe, ob er in die Irregularität verfallen e 
kann, wann die erstere Alternative üch bewabrlie 
die Bitte um gnädige Dispensation verbanden 
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larität braucht nicht richterlich constatirt zu werden ; daraas ergibt 
sich, dass der betreffende Geistliche selbst allsogleich und zwar ffir 
den öewiasens- wie ffir den Kechtsbereich verbunden ist, sich als 
irregulär anzusehen, wenn er im Gewissen von der incurrirten Irre- 
gularität überzeugt ist. Eine solche Selbstsuspension wird iu c. 20. 
X. 5, 12 bezeugt »se ipsum duxit ab altaris ministerio sequestrandum.c 
Sie wird in all' den zahlreichen Fällen (c. 13 u. o. X. 5, 12) vor-« 
ausgesetzt, woselbst die Entscheidung des Papstes darüber eingeholt 
wurde, ob in der That ein homicidium casuale im eigentlichen Sinne 
des Wortes vorliege oder aber wegen einer noch so kleinen Schuld 
die Irregularität eingetreten sei. Es findet sich keine Spur davon, 
dass der Einzelne mit dem geänderten ürtheile seines subjectiven 
Gewissens sich zufrieden gestellt habe und so sein eigener Richter 
geworden sei. Dass der Papst angegangen werden müsse, ist zwar nir- 
gends gesagt; zunächst mag der Ordinarius seine rechtliche üeber- 
zengung aussprechen, filllt diese zu Ungunsten des Klerikers aus, 
oder glaubt derselbe sich dabei nicht beruhigen zu sollen oder end- 
lich verweigert der Ordinarius eine Entscheidung zu geben, so geht 
die Sache nach der Grundverfassung der Kirche an den apostolischen 
Stuhl. Die Häufigkeit solcher Anfragen wird aus den besprochenen 
Stellen des Corpus' Juris dargethan. Auch in jenen Fällen , wo das 
Gewissen den Geistlichen von der Schuld freispricht, ist ein. solcher 
Becurs nicht überflüssig, sondern gerathen, ja noth wendig. Einmal 
muss festgehalten werden, dass nach der richtigen Anschauung keines- 
wegs Voraussetzung des Eintrittes einer Irregularitas ex delicto ist, 
dass eine Todsünde vorliege; dies kann schon wegen der Schwierig- 
keit, den Thatbestand einer Todsünde objectiv zu constatiren, nicht 
zugegeben werden. Dann aber gilt nirgends mehr als im Bechte 
der Satz: »ich bjin mir zwar nichts bewusst, aber desshalb nicht 
schon gerechtfertiget.« Mag immerhin der Kleriker im Falle einer 
casuellen Tödtung sich völlig frei von aller Schuld fühlen, so muss 
doch auch der äussere Schein des Verbrechens getilgt worden sein, 
es wird unter Umständen seine einfache Aussage nicht als allein 
ausschlagend erkannt werden dürfen, es wird ein Beweisverfahren 
eröffnet werden über den Mangel jeder Schuld und mag dabei auch 
zum Mittel des Beinigungseides gegriffen werden. Es kann endlich 
nur zu leicht eine Goncurrenz von Irregularitätsgründen in der Bioh* 
tung gegeben sein, dass, wenn nicht wegen Homicidium, doch wegen 
Schmälerung der Ehre wegen Infamie oder -Aergerniss von einer er- 
laubten Uebung der Weiherechte nicht die Bede sein kann, vgl. 
c. 14. X. 5, 12 (Innocenz IlL). Zur Klarstellung des ganzen Sach- 
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nehmetii es bäadele sich hi^r^ was die AUgemiBlubeit de^.Ge^fi^es 
betrifft, weniger nm eine Dispensation denn nnr am eine autben- 
tiscbe Erklä^ng, so vcm Sspeuj J. eccl. Parip III, tit. 10. c,. 7. 
D. 30, welchje keineswegs notbwendig von der kircbUcben, Beh^rde^ 
sondern ^ucb von jedem tüebtigen Jarist<en, eingeholt weirden könne, 
wie SmreJiff Tract. de icensnris, Disput. .45^ sept. 5 l t (Pp{^. Qm. 
Yen. XX, 1749.^ 599) bebauptot» de^mznfolge eine Dispensation auch 
jetzt nur in jenen Fällen noth wendig wäre, in welchen das .alte 
Beebt eine solche vorschrieb. Letzterem Qedanken geben eine ganze 
Reihe von Canonisten,. so Hin^chim^ K.-B.^ I, 44. und die daselbst 
citirten in der Form Ausdruck: das Tridentinum habe überhaupt ^m 
bestehenden Bechtszustapde nichts geändert 

Es ist zu untersuchen ob diese Meinung aus dem Wenigen, 
was uns über die Gescbicbte des ange^genen Capitels bekannt ist, 
eine Bestätigung erhält. Am 21. November 1551 bescfaloss die C^n- 
cils-Deputation 15 Beform- Canonen *an die Väter zu vertbeilen.(Acta 
Conc. Trid. ed. Theiner I, 594) von denen c. 4 und 5. dem. späteren 
c. 7. entsprechen. Obwohl die Verschiedenheiten nicht von grosser 
Bedeutung sind, möge der Text des'c. 5. hier seine Stelle finden: 
>Quod quaodo homioidium non ex proposito, vel per indlustri^^m sed 
:»Gasu, vel ut ad sui defensionem necessariam commissum Msse as- 
»seritur, ex quo etiam nd sacrorum ordinüm et altarisi ministerinm, 
»ac beneficia jure quodammodo dispensatio debeatmr , coro^ittatur 
»loci ordinario, qui non nisi cauaa cognita, et probatis pi-eelbus dis- 
»pensare possitc (p. 596). In der Generalcongregation vom 23, No- 
vember (S. 598 f.) erklärte sich der Bischof von üpsala mit den 
Gapiteln einverstanden, behauptete aber zugleich, dieselben wären im 
gemeinen Rechte bereits gegeben. Der Bischof von Calag^ra bean- 
tragte: der Mörder könne auf seine Beneficien Mcbt verzichten und 
sei derselben eo ipso verlustig. Auch der Bischof von Verdup meinte, 
die Gapitel wären in der vorliegenden Form ziemlich überflüssig. 
Geg^. diesen Vorwurf, dass nichts von Bedeutung, nichts neues be- 
schlossen werden sollte, wandte sich in der Generalcongregation des 
folgenden Tages der Gardinal^Legat, Eine Verhandlung über die Be- 
form-Capitel, nun 13 an der Z^fal, scheint nicht mehr stattgefunden 
zu haben ; in der 14. Sitzung vom 25, November wurden s^mmtUcbe 
Decrete einstimmig angenommen.' — i Aus diesen mageren Mitthei'^ 
lungen ergibt sich meines Dafürhalteos : ein wesentlicher w^grei* 
f ender Unterschied zwischen dem dam eiligen und dem neuen Rechte 
besteht nicht, trotzdem bozeichnet die tridentinifiehe Norm höchst 
wahrscheinlich auch in der in Bede stehenden Frag« einen Fort- 
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schritt in der Entwickelung des Bechts. Das Deeret spricht in 
seiner ersten Hälfte entschieden nnr von den Majoristen und den 
Beneficiaten ;' die Frage, ob in der zweiten Hälfte durch den Aus- 
druck »altaris ministeriunic auch die nichtbepfründeten Minoristen ge- 
troffen erscheinen, ist meines Erachtens nach den Grundsätsen der 
stricten Interpretation zu verneinen , übrigens für die Praxis ron so 
gilt wie keiner Bedeutung. Etwas anderes ist von ungleich grösserer 
Wichtigkeit. 

Soweit ich sehe, ist durchweg fibersehen worden, dass der oben 
wörtlich raitgetfaeilte Satz kein absoluter, sondern ein hypothetischer 
ist. Er enthält eine Verfügung, aber nur für einen bestimmten 
Fall, was in anderen Fällen geschehen solle, ist daselbst nicht ge- 
sagt. Der Fall, weli^her die Voraussetzung für das Weitere bildet, 
ist das Vorliegen einer an den apostolischen Stuhl gerichteten Bitte 
(precibus) : im concreten Falle zu entscheiden, ob wegen einer casuellen 
oder in der Noth begangenen Tödtung eine Irregularität vorliege und 
nach Ermessen darüber das Weitere zu vei-fügen. Es heisst : »Si narre- 
tur,€ im Entwürfe >quando asseritur,€ im folgenden wird nun normirt, 
was mit einer solcher. Bittschrift geschehen solle, es solle darüber nicht 
in reüiotis amts gehandelt werde^n, sondern es sei von Born aus der Ordi- 
narius und aus Gründen der Metropolit oder Nachbarbiscliof zu bevoll- 
mächtigen den Sachverhalt zu untersuchen und nach Lage der Dinge die 
Verfügung zu treffen, eventuell Dispensation zu gewähren. Das 
Capitel schafft daher, wie der Wortlaut klar sagt, in formeller Be- 
ziehung durchaus neues Recht, nur ist andererseits wieder einleuch- 
tend, dass am materiellen Rechte nichts g^ndert erscheint, da das 
Capitel überhaupt nicht so sehr die von der Irregularität Betroffenen 
als vielmehr den apostolischen Stuhl und dessen Verhalten berührt. 
Dass diese Normirung beschlossen wurde unbeschadet des Rechtes und 
der Freiheit des apostolischen Stuhles ist bekannt (Trid. XXV. de 
ref. c. 21). Wann man in dieser Sache sich nach Rom wenden 
solle, ist nicht gesagt, die Frage ist nach dem oben Auseinanderge- 
setzten dabin zu beantworten, dass in allen zweifelhaften Fällen die 
Entscheidung der zuständigen kirchlichen Autorität entweder des 
Bischofs oder des Papstes einzuholen kommt. Die Pflicht, derart ge- 
gebenenfalls den apostolischen Stuhl um eine Entscheidung und Ver- 
fügung anzugehen, wird im c. 7. weder neu geschaffen noch auch nur 
eingeschärft, sie wird lediglich vorausgesetzt. Die Grundsätze, welche 
bei seiner Entscheidung der committirte Bischof sich g^enwärtig halten 
wird, sind iqn Capitel nicht angegeben, sie «ind.die alten im De- 
cretalenrechte niedergelegten. In letzterer Beziehung ist die Frage, 
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ob das Tridentinom eine Neuerang gescliaffiati hat^ ^emiiach za ver- 
neinen. Wie aber damit allein der Sinn <des Capitels nieht earschöpit 
ist, ^eigti n. a. die Erklärung Bdnningliaasen's a. 0. S. 66, Ttretehe 
in Beäug auf das materielle Betht das Währe getroffen hat, däbea 
aber der Fragö ausweicht, ob nicht in • der That in 'formeller &- 
Ziehung eine Aenderung geschah,' ob^ solche* Anfragen nach 'Röid/>zu 
richten für den Einzelnen Pflicht sei^ weil von Bechts wegen und 'all- 
gemein vorgeschrieben ; dabei verwickelt sich der Autor, wJ^hfer eine 
Aenderung des Becbts durch das Tridentinum durchaus leugnet« in 
einen doppelten Widerspruch, ifidem er ^ einmal deu Ausdruck »dis^ 
pensatio« als im weiteren, uneigentlieheu Sinne gebraucht, als gleieh- 
bedeutend mit Erklärung und V^fugung Ddmmt und dieselbe Platz 
greifen lässt, wo im alten Rechte eine Dispensation im strengen SiiEme 
nicht nöthig war, ferner es nicht lur ndthig hält (n. 5), dasä der 
Betreffende sich unmittelbar an den apostolischen Stuhl wende und 
wieder im Texte eine epeeielle Delegation des Bischots seitend Rom 
voraussetzt, damit dieser thätig werden könne. Man mU8s> srbh 
überhaupt hüteq, das Tridentinum fSr sich und völlig losgelöEft -vom 
frühere Rechte verstehen und erklären zu wollen. So hat, uni ein 
Beispiel anzufahren, die Gongregatio ConciFii im 16. und 17;MJahr- 
hundert in stricter Festhaltung des dtirten cap. 7. als des alleinig 
in Sachen der Irregulariftät ex homicidio mas^ebendeu Gesetzes den 
Mandanten wegeh Deberschreitung Beines Mandats Jemanden- zr 
scblagen seitens des Mandatar^ trot^ des eingetretenen Todes des 
derart nicht nur geschlagenen, sondern erschlagenen Menüchen för 
nicht irregulär' erklärt (Trid. 1. cit. ed. OaÜemart, Aug. 1766, p. 199, 
ed^ RicMer et ScAwSfe, p. 04, n. 12); später wurde in Berücksich- 
tigung des c. 3. hl 6. 5, 4 die Praxis eine dem Rechtssysteme ent- 
sprechenilere. 

. Nach dem Gesagten ist die Frage, inwieweit <Ke Tödtung oder 
Verstümmelung im Stande gerechter jSFothwebF iri'egulär maöhe^ un- 
schwer zu beantworten. ' Das Tridentinum hat am materiellen 

« 

Rechte iedi^ieh nichts geändert. J^ wird, wie bereits wiederholt 
angedeutet, Sache des Bischofs sein, den wenig gewissenhaften Kle- 
riker, welcher trotz solcher Tödtung nicht ^Ibst von der Ausöbung 
der Weihe sich enthält, zu suspendiren und den Fall zu untersuchen 
und entweder aus eigner Macht odier in Folge päpstlicher Delegation 
zu entscheiden; Das Tridentinum spricht sowie die Clementine (5, 4) 
hur von der Vertheidigung des bedrohten und zwar des eigenen Le- 
bens und unterscheidet hierin nicht zwischen Laien und Kleriker. 
An und für sich noch so gerechte Noth wehr in Vertheidigung des 
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wehr %\^ ziehen« andere in der Praxis. Auf dem Papiere nimmt sich 
gut ao^ ; I dass ich nioht irregul&r wei^de, wenn ich, praecis mein an* 
gegriffenes Leben zu vertlieidigen , den Angreifer verstümmele oder 
tOdtje^« dass ich irregolftr werde, wenn ich. anf diese Weise eine Ver- 
stümmel;nng ven mir abgewendet habe. £anm gibt der Angreifer 
froher eine glanbw&rdige^ genaue, überhaupt eine Erklärung ab, ob 
und in wie weit er mich schädigen und verletzen wolle und kann 
6S(«twa gar nicht; andererseits kann ich mir einbilden, dass ein 
mehr minder harmloser Dieb mir nach dem Leben strebe. Die 
casuistische Behandlung dieser Frage, so scharfsinnig und erschöpfend 
sie auch manchen scheinen mag , fuhrt bei der notorischen Discre-^ 
panz der Casuisti^er zu keinem für die Praxis brauchbaren Re- 
sultate. Es wird einfach Sache des Bischofs, überhaupt des bestell- 
ten Bichters sein, zu untersuchen, ob im Falle einer behaupteten 
Nothlage der Aussage des Thäters Glauben zu schenken sei und 
wenn nicht das eigene Leben als bedroht nachgewiesen werden kann, 
den Eintritt der Irregularität einerseits ebenso zu constatiren, wie 
andererseits etwa von derselben zu dispensiren. Das Tridentinum 
handelt keineswegs nur von den Fällen der überschrittenen Noth- 
wehr, wie irrthümlich nicht wenige, so z. B. Schmier^ Jurisprud. can. 21. 
Nr. 4. c. 6. n. 307. behaupten, es hat ebensowenig die oft citirte Cle- 
mentine abgeändert, wie SchtMe a. a. 0. lehrt , es kann daraus nur die 
Forderung abgeleitet werden, dass in allen Fällen die Entscheidung 
des kirchlichen Oberen eingeholt werde. Aus der Natur der Sache 
ergibt sich übrigens, dass von einer Judicatur im processualischen 
Sinne des Wortes hier nicht die Rede sein kann und es daher 
nicht auffallen wird, wenn Bischöfe und Goügregation einmal Irre- 
gularität annehmen und wieder in ähnlichen Fällen nicht und in 
dritten Fällen ad cautelam dispensiren, denn alles kommt hier auf 
die Umstände des einzelnen Falles an, wozu kommt, dass Dispensa- 
tionsgewährung und Verweigerung an feste Grundsätze nicht ge- 
bunden ist. üeber Schuld und Nichtschuld, ein untrügliches ür- 
theil zu fällen, darauf muss der irdische Richter verzichten. Die 
Grundsätze über die Dispensation von dieser Irregularität sind nicht 
controvers und bedürfen keiner weiteren Darlegung. 

Als Resultat der geführten Untersuchung hat sich. Folgeudes 
ergeben. Die Unterscheidung von opus licitum und illicitum darf 
nicht als ausschlaggebend angenommen werden , ' wornach der ein- 
zelne Fall einer casuellen Tödtung zu entscheiden wäre, sie kann 
nur von subsidiärer Bedeutung sein bei der Constatirung des Schuld- 
momentes. Darauf kommt allein alles an. Trifft den Einzelnen am 
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Das badische Gesetz vom 15. Mai 1882> die Aufbesserung ge- 
ring besoldeter Kirchendiener aus Staatsmitteln betreffend. 

lieber den Entwurf dieses Gesetzes fand in der Bad. II.^Eammer 
am 3. April 1882 die Generaldebatte und ' am 4. April die Speciäl- 
debatte statt. Berichterstatter der zur Vorfierathung des Gesetzent- 
wurf gewählten Cpmmission war der Abg. Kiefer; die kat^. Mino- 
rität hatte durch den Abg. Bet^inger einen besonderen Bericht er- 
stattet. Von den Anträgen der kath. Minorität der CommiBSion^ 
wurde der über eine andere Vertheilung der Zuschüsse, wornaeh die 
Pfründen unter 1200 Mark Einkommen auf 1600 Mark, diejenigen, 
welche 1200 Mark, aber weniger alä 1800 Mark abwerfen, auf 1800 
Mark, und diejenigen, welche 1800 Mark, aber weniger als 2200 
Mark abwerfen, auf 2200 Mark aufgebessert werden sollen, ange- 
nommen. Vergeblich hatte aber die kath. Minderheit beantragt, 
jede Beminiscenz an den im §» 6. des öes. vom 25. August 1876 
(s. den unten folg. Abdr.) gemachten Vorbehalt gwie m streichen, 
-wornaeh die Gewährung der Aufbesserungen davon abhängig sein 
soll, dass die oberste Kirchenbehörde des Landes sich durch schrift- 
liche Erklärung verpflichte, alle Gesetze des Staates und rechtsgültig 
erlassenen Anordnungen der Staatsgewalt zu befolgen und die unter- 
gebenen Kirchendiener zu deren Befolgung anzuhalten. Bekanntlich 
hat die Kirchenbehörde diese Erklärung nicht abgegeben, wesshalb 
während der fünf Jahre der Geltung des früheren Gesetzes der katho- 
lische Klerus keine Aufbesserung aus Staatsmitteln erhielt, die pro- 
testantischen Pfarrer dagegen 200,000 Mark erhielten. Der in Be- 
rathung gestandene Gesetzentwurf hatte den Revers in der Fassung 
beibehalten, dass die Staatsregierung unter den vorliegenden that- 
sächlichen Verhältnissen ermächtigt sein solle, von jenem Reverse 
abzusehen, aber bei den Commissionsberathungen beantragte Minister 
NoJck, um eine Einstimmigkeit zu erzielen und adopirte die Mehr- 
heit der Commission, die betreffende Bestimmung dahin zu fassen: 
es ist unter den vorliegenden thatsächlichen Verhältnissen von dem Re- 
verse abzusehen. (Vgl. den Art. 1. a. E. des Ges. vom 15. Mai 1882.) 

Der Berichterstatter der Mehrheit der Commission führte bei 
der Generaldebatte aus; es handele sich um Unterstützung einzelner 
Kirchendiener, nicht um Erhöhung der Dotirung der Pfründe selbst. 
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siQht gewesen. Die Ansichten, yirelche der _Miajpritäte.b§|:i^^^ 
spreche, hätten früher dahin geführt,, .d^ss^ der greji^§,jjp?bi|chp|! 
Hermann gefangen gengnanaea wurde, . ,Man^ solle, ^docjj. an ^^i^^^^^ 
unnutzen fievers nicht festhalten. Das Gesetz sei ja nur ' fftr^ jföiji^ 
Jahre. Die . Staatsreg^ierung stehe im Begrifi, (^erKjir(fhe Badens 
wieder ein Oberhaupt zu geben. In diesep Äugenblick, wäre e,3,,^i|- 
gemessen, den Revers wegzuwerfen und V^r^rau^n zu i^eja 
Bischof zu haben. Abg. Bar glaubt nii^ht,, da$s die /j^fat^hoUsch^ 
Fractiori, wenn der Revers beibehalten, werde, gageu das ganze ^(B-. 
setz stimmen würde. Die thatsacbliche^ Vjerhältni^se verjangt^^ j^tzj; 
die EruQuerun^ des DQtations- Gesetzes.. Zwische^j Staat un^^ Ejirph^ 
sei jetzt kein Kampf, nur noch zwischen , den Parteien. So. lange, 
der Staat Aufbesserungen an Jemand auszahle, könne er auch Ge? 
hörsam von denselben verlangen ,, ebenso , die Versiche,rung des, Ge- 
horsams. Es wäre doch auch möglich, das^ in unserm Lande. w|ij|i- 
rend der fünf Jahre wieder neue Zwistjgkeiten aufkänien. PjwBeeUte. 
sei Anfangs mit den Vorschlägen der Regierung einyersta^eir.^er 
wesen, jetzt sei.eine veränderte Anschauung eingetreten. Abg. v, Feäef,: 
Das Gesetz bringe keinen Frieden, SQndexU; verfeinde dje K^holikeu 
mit den Protestanten, weil letztere reichlicher ausgestattet, werden. 
Es widerspreche dem jSesetz von 1860 und sei ein Handel, eine Be-r. 
lohnung für die d^emüthige Haltung der Katholiken. . Da^ Staat^- 
Budget mit solchen Summen zu belasten, sei. eine Neuerung, welche, 
seinem ;^conservativen« Herzen widerstrebe. (Heiterkeit.) Das sei 
ein Anfang des Staatskirchenthums , welches die Gewissensfreiheit 
beschränke. Er wunsuht Trennung. des Staates y^n der Kirche, wie 
in Holland, wo dies^be vollständig durchgeführt sei. . (Ruf:. Nipb^ 
so arg!) Die Kirchensteuer sei nicht so schwierig. Hier handele 
esAsich um Aufbesserung -det Pfarrgehälter um einige hundert Mark, 
welche die Gemeinden selbst aufbringen könnten. Cultusminister 
Nokk verwä^hrt die Regierung gegen den Vorwurf y als ob man die 
Zeit nicht gehörig benutzt habe, das Kirchepsteuer-Gesetz durchzu- 
führen. Die Localsteuer reiche nicht aus, und es. gehe ,au(?h nicht 
an , dass die Gemeinde über die Erhöhung des Einkommeus ihres 
Pfarrers zu Gericht sitze. Da jetzt die Kirchensteuer nicht, möglich 
sei, sei der Staat verpflichtet, diese Dotation, weiter außzuzaklilen, 
weil die Protestanten schon bisher im Genuss derselben warejQ , und 
weil die Parität verlange , . dass auch die Katholiken die gleiche 
Summe erhalten. Nach dem Vorschlag der Majorität sei der Revers 
thatsächlich abgeschafft, nur für den unwahrscheinlichen Fall, dass 
von neuem ein Couflict eintrete, könne der Revers wieder hervoi;- 
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geholt oder die Zahlung eingestellt werden. Die Wurde der Kirche 
werde dadurch nicht verletzt. Weftn nicht der Kampf von 1876 
vorausgegangen wäre, so würde man heute die Sache nicht so auf- 
fassen. 

Der Antrag der Abgeordneten der katholischen Volkspartei auf 
Streichung der an den früheren Revers erinnernden Bestimmung 
(s. den Schluss des Art. des unten folg. Art. I. des Ges. v. 15. Mai 
1882) wurde in der II. Kammer mit 29 gegen 27 Stimmen abge- 
lehnt. In der Sitzung der Kammer am 4. April wies der Cultus- 
minister Nokk auf das Entgegenkommen der Regierung und der 
Comnäissionsmehrheit durch ^daff einstweilige Wegfallen des Reverses 
hin ; es sei nur der Vorbehalt im Hinblick der Würde des Staates 
gemacht worden, dass der Zuschuss aufhöre, wenn ein Streit zwi- 
schen Staat und Kirch« wieder ausbreche, die Regierung hat auch 
sonst Zugeständnisse gemacht [Gewährung des über den Regierungs- 
entwurf hinausgehenden Mehrbetrags der Zuschüsse] , die für deren 
Wohlwollen zeugten, ebenso die Leiter des Hauses, und es möge 
darum auch von der Rechten [d. i. der kath. Seite] dem Gesetze 
zugestimmt werden. Mit Rücksicht auf diese entgegenkommenden 
und wohlwollenden Erklärungen des Ministers, stimmte denn schliess- 
lich auch die Fraktion der kath. Volkspartei dem Gesetze zu, nach- 
dem sie beantragt hatten, die Erklärungen der 'Regierung zu Pro- 
tocoU zu constatiren. Bei der Schlussabstimmung stimmten nur sechs 
Abgeordnete, fünf Demokraten und Einer von der kath. Volkspartei 
mit Nein. 

Im Folgenden nun das im Bad. Gesetz- uncf Verordnungsblatt 
(1882 Nr. XIII. S. 116 f., ausgegeben am 20. Mai 1882) publicirte 

Oesetavom 15, Mai 1882^ die Aufbesserung gering besoldeter Kirchen- 

diener aus Staatsmitteln betreffend, 

Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, 

Herzog von Zähringen. 

Mit Zustimmung Unserer getreuen Stände haben Wir be- 
schlossen und verordnen, wie folgt: 

Artikel I. Die §§, 1—5 und 6. mit der im Artikel II. des 
gegenwärtigen Gesetzes ausgedrückten Aenderung, §. 7. — jedoch 
mit Ausnahme der Bestimmungen unter Ziffer 1. daselbst — §§. 8—10, 
§. 11. Absätz 1, 2 und 3, §. 12, §. 13. Abs. 1, §. 14. Abs. 1. und 
§. 15. des Gesetzes vom 25. August 1876 betr. die Aufbesserung 
gering besoldeter Kirchendiener aus Staatsmitteln, bleiben auch 
wirksam für die Dauer der beiden Budgetperioden 1882/83 und 
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1884/85, sowie für das erste Jahr der Budgetperiode 1886/87, so- 
fern nicht schon auf einen früheren Zeitpunkt durch ein Staatsgesetz 
den Kirchen, bezw. einer derselben die Besteuerung ihrer Angehöri- 
gen, mit der Befugniss zur zwangsweisen Erhebung der kirchliehen 
Steuern, eingeräumt wird. 

Von der im dritten Absätze des §. 6. jenes Gesetzes bezeich- 
neten schriftlichen Erklärung ist unter den vorliegenden thatsäcb- 
liehen Verhältnissen abzusehen. 

Art. n. Der erste Absatz von §. 6. des Gesetzes vom 25. Aug. 
1876 erhält folgende geänderte Passung: 

>Von den mit selbständiger Seelsorge verbundenen Pfründen 
(Pfarreien) der katholischen Kirche werden diejenigen, welche 
unter 1200 M. Einkommen abwerfen auf 1600 M. , diejenigen, 
welche 1200 M., aber weniger als IßOO M. abwerfen auf 
1800 M. und diejenigen, welche 1800 M., aber weniger als 
2200 M. abwerfen auf 2200 M. aufgebessert.« 
Art. III. Hinter Abs. 2. Von §. 10. des Gesetzes vom 25. Aug. 
1876 ist der nachstehende weitere Satz einzufügen: 

»Bei der käthol. Kirche trifft die Minderung zunächst und zum 
Voraus diejenigen Pfarrer, welche aus ihrer Pfründe ein Ein- 
kommen -von 1800 bis 2200 M. beziehen. 
Art. IV. Soweit zum Vollzuge des Gesetzes vom 25. August 
1876 eine Einschätzung der Pfründen (§. 8. des Gesetze^) bereits 
stattgefunden hat, bleibt deren Ergebniss auch für die Dauer der 
verlängerten Wirksamkeit des Gesetzes massgebend. 

Art. V. Das Ministerium der Justiz, des Cultus und Unter- 
richts ist mit dem Vollzuge dieses Gesetzes beauftragt. 

Gegeben zu Karlsruhe, den 15. Mai 1882. 

In Vertretung Seiner Königlichen Hoheit des Grossherzogs: 

(gez.) Friedrich^ Erbgrossherzog. 
Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befohl: 
(gez.) Nokh. (gez.) Jost 

Die im obigen Gesetze erwähnten §§. des Gesetzes v. 25. August 
1876 (publicirt im Badischen Gesetz- und Verordn.-Bl. 1876 Nr. XXV. 
ausgeg. am 29.- August 1876) lauten : ' 

»§. 1. Der nach Vorschrift der Gesetze vom 9. October 1860, 
»die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im 
»fitaate betreffend und vom \Q. Februar 1874, betr. die Abänderung 
»einiger Bestimmungen des ersteren Gesetzes, ernannten Inhabern 
>von Kirchenämtern der vereinigten evangel-prot, und der katho- 
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»aufgestellten Einkommensklassen thunlicbst entsprechenden ßegelnng 
»des aus Pfründemitteln fliessenden festen Einkommens der Ptarrer; 

>2. wegen Regelung der den Inhabern von Pfründen, welche 
»mehr als das nach §. 3. bestimmte Einkommen abwerfen, aufzuer- 
»legenden Verpflichtung zur Abgabe des üeberschusses für solche 
»Pfarrer, deren Pfründe weniger als die in §. 3. bestimmte Summe 
»erträgt, sowie der Art und Weise der Verrechnung der hiernach 
»abzugebenden Beträge; 

»3. wegen thunlichster Aufbesserung der Pfarrer mit mehr als 
»30 Dienstjahren über die in §.3, dieses Gesetzes bestimmten Sätze 
»hinaus aus allgemeinen Eirchenmitteln. 

»Ergibt sich ein solcher Stand der letzteren , dass nach Auf- 
»besserung des Einkommens der Pfarrer mit mehr als 30 Dienst- 
»jahien auf 4000 M. ,und Bestreitung der sonstigen Zweckslasten 
»noch ein reichhaltiger Ueberschuss verbleibt, so ist dieser zur Ent- 
»lastung der Staatskasse hinsichtlich ihres Zuschusses zur Auf- 
»besserung der jüngeren Pfarrer (§« 3.) zu verwenden, solange nicht 
»ein der ständischen Genehmigung unterliegendes anderes Abkommen 
»mit der Kirche getroffen ist. 

»§. 6. Von den mit selbstständiger Seelsorge verbundenen 
»Pfründen (Pfarreien) der katholischen Kirche, welche weniger als 
»2000 M. Einkommen abwerfen, wird die eine Hälfte, welche den 
»niedrigsten Ertrag gewährt, auf 1600 M., die andere Hälfte aut 
»2000 M. aufgebessert. 

»Die Aufbesserung wird nur bei besetzter Pfründe an den 
»Pfründeinhaber — ohne Bücksicht auf dessen Dienstalter — ge- 
»leistet. 

»Diese Autbesserungen werden nur insofern und insolangß ge- 
» währt, als die oberste Kirchenbehörde des Landes (für den altkatho- 
»lischen Theil der ihm vorgesetzte .Bischof) sich durch schriftliche 
»Erklärung verpflichtet, alle Gesetze des Staates und rechtsgiltig er- 
»lassene Anordnungen der Staatsgewalt befolgen und die unter- 
»gebenen Kirchendiener zu deren Befolgung anhalten zu wollen. • 

»§. 7. Zur Deckung der Zuschüsse, welche die nach §§. 3 und 
»6. zu gewährenden Aufbesserungen erfordern, — bei §, 3. nach Ver- 
»wendung der gemäss §§. 4 und 5. Ziff. 2. hiefür verfügbaren Ab- 
»gaben auf Pfründen — müssen , ehe ein Anspruch an die Staats- 
»kasse erhoben werden kann, verwendet werden: 

»1. der nach Bestreitung der Lasten und Verwaltungskosten 
»übrig bleibende Ertrag der mit der Obliegenheit einer selbstständi- 
»gen Seelsorge nicht verbundenen und auch nicht zur Aushilfe in 
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»träg^ ja bringan, so werden die einzelocQ Zasch&ase nach Procentec 
»der voretwfthnten Beträge (des Soll-Einkominens) entaprechend ge- 
»mindert. 

»Die den einzeinea Ffarrera zakommeoden Staat^zuschiiase ,w«r- 
»dea dieseD nnmittelbar aus der Staatskaaae auBbezahlt.. 

>§. 11. Eünem Pfan-er, der wagen V^-latzong von Voraehriftan 
«des Gesetzes vom 19. Februar 1874, betreffend die Abkudernbg 
»einiger Beatimmungen des Gesetzes vom 9. Oetober 1890 über die 
»rechtliche Stellung der Eirchen -nnd kirchlichen Vereine im Staate, 
»wegen Zawiderhandlung gegen g. 67. deg Qeichsgesetaes vom 6. Fe- 
»brnar 1875 aber die Beurkundung des PeESouenstaoidss and die 
»Eheschliesänng oder wegen Verletzung der Beetimmnngen der.§§. 95, 
»97, 110, lU, 130, I30a, 131, 132 des Beicbsstrafgesetzbüchs 
»während der letzten zwei Jahre zu einer Strafe vemrtheilt worden 
»ist, kann eine Zulage aas Staatsmitteln auf Grund dieses Qe^tzes 
»nicht ertheilt .werden. 

»Erfolgt die gerichtlicfae Vemrtbeilung eines . Pfarrers wegen 
»einer der im Absatz 1. anfgeffihrten , mit Strafe bedrohten Hand- 
»lungen, so ist demselben durch Verfägung der Staatsregierung die 
»bereits bewilligte Zulage zu entziehen. 

»Die gleiche Folge kann such dann eintreten , wenn der I^- 
»pf^ger einer Zulage, abgesehen von den F&Uen des Absatz 1, der 
»Verpflichtung vorsätzlich zuwiderhandelt, die auf sein Amt oder 
»seine Amtsverrichtung bezüglichen Vorschriften der Staatsgesetise 
»oder reebtsgiltig erlassener Anordnungen der Staatsgewalt zu be- 
»lolgen. 

»Der Vertreter der obersten KirchenbehOrde , welcher die im 
»g. 6. erwähnte schriftliche Erklärung widerruft oder derselben zn- 
»widerbandelt, ist seines Amtes und Eäukommens verlustig zu er- 
»klären. 

»Die Entscheidung erfolgt im letzteren Falle durch Am. im 
»Art. 8. §. 16 d. des Gesetzes vom 19. Februar 1874 berufenen Ge- 
»richtahof unter Beobachtung des daselbst geordneten Verfahrens und 
»an diese Entscheidung knüpfen sich die weitero, nach §. 16 e. jenes 
»Gesetzes eintretenden Wirkungen. 

>g. 12. Die oberste EirchenbehQrde kann mit Zustimmang der 
»Staataregierang einem Pfarrer wegen dienstwidrigen Verhaltens die 
»nach diesem Gesetz ihm zukommende Zulage ganz oder theUweise 
»vorenthalten und die bereits bewilligte Zulage durch ein Ton der 
»Staatsbehörde (ür vollzngsreif erklärtes dienstpolizeiliches Erkennt- 
»niss ganz oder theilweise wieder entziehen. 
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»§i 13. Privatrechtlibh verfdgbare A^Dspräobe könnea aus 
»diesem^ G^fieia nicht abgeleitet werdQu. 

»Dasselbe tritt — mit Ausnahme der Bestimmungen. in. §. 14. 
>Abs. 2 bis 6. — ausser Wirksamkeit nach Ablauf dreier ßudget- 
iperiöden (die gegenwärtige eingerechnet), insoferne nicht schon 
»früher durch ein Staatsgesetz nlen Kirchen oder einer derselben die 
»B^st^erung ihrer Angenörigen mit der Befugniss zur zwangsweisen 
:iErheb«ng der kirchlicbeQ Stenem eingerftumt wird. 
...»§. \L Jeder obersten EirchenbehOrde steht es frei, für die 
»von ihr geleitete Kirche auf die Gewährungen dieses Gesetzes zu 
»yerzichten. in diesem Falle, sowie nach Erlöschen der verbind- 
»lichen' Kraft der Bestimmungen dieses Oesetzes (§. 18. Abs. 2.) 
»gelton folgende Vorschriften: 

>D(ie Begelung der Gebühren der Pfrandeverweser bedarf der 
»Genehmigung der Staatsregierung. 

»Der Zustimmung der letzteren, welche jeweils nur für einen 
»genau bestimmten Zweck gegeben werden kann, bedarf auch jede 
»Aoftage an den Inhaber einer Pfründe zur Abgabe eines des 
»PfrüDdeertrags und die Verwendung von Zwisehengefallen zu an- 
»deren Zwecken^ als zur Verwesung der erledigten Pfründe. 

»Die zur Bestreitung der Lasten, Verwaltungskosten und Ver- 
»wesungsgebühren nicht erforderlichen Einkünfte einer erledigten 
»Pfründe sind vorzugsweise zur Aufbesserung des Einkommens (§. 3 
»und 6.) solcher Pfarrer zu verwenden, deren bisheriges Verhalten 
»die Annahme rechtfertigt, dass sie* die Gesetze des Staats und die 
»rechtagUtig erlassenen Anordnungen der Staatsgewalt befolgen wer- 
»den. Solche Bewilligungen sind durch die Staatsgewalt sofort wie- 
» der einzustellen, wenn der Empfänger sich der Zuwiderhandlung 
»gegen die Staatsgesetze oder rechtsgiltig erlassene Anordnungen der 
»Staatsgewalt schuldig macht. 

»Kommt eine Verständigung über die Verwendung der im 
»vorhergehenden Absatz erwähnten Einkünfte nicht zu Stande, so 
»verfügt darüber die Staatsregierung, nach Anhörung der betheilig- 
»ten Kirchengemeinde, für kirchliche Zwecke des betreffenden Be- 
»kenntnisses , insbesondere auch zur Aufbesserung des Einkommens 
»einzelner Pfarrer bis zu dem in den §§. 3 und 6. bestimmten Be- 
»trage, nach Massgabe der obigen Bestimmungen. 

»Die Befriedigung nothwendiger kirchlicher Bedürfnisse der 
»betheUigten Gemeinden geht in allen Fällen jeder anderweitigen 
»Verwendung vor. 

§. 15. Üd>ergangsbestimmung. 

€ Pfarrer -der evangelisch-protestantischen Kirche, welche bei 
»Einführung dieses Gesetzes bereits im Bezüge eines höheren festen 
»Diensteinkommens^ als gemäss §. 3. nach dem Dienstalter ihnen 
»zukäme, sich befinden, sollen durch das gegenwärtigs Gesetz keine 
»Verkürzung ejrleiden. 

»§. 16. Das Ministerium des Innern ist mit dem Vollzug 
»dieses Gesetzes beauftragt.« 
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Verordnung deis bischSflicWn Ordinana^^^ 

ietreffend die kirchliche Ei^isetsmg W^j YorsidhAtf^ .<iör J^m^rpr, - 

, tmd KapUm. , . .x ^. 1, . .;m7/ 

Mitgetbeilt Ton Stadtpfarrer i^nd Känunerej, "WT^'öer in l^u(Jiwig?.^^g. ;.;. 

Erscheint es schon an eich als. würdig mndangbuiciase^,-^^ 
die Einsetzung eines Pfarrers in sein 4M vor «der '^rsäi«foält4n 
Gemeinde -— im Hanse Gottes -^ aus öherhirtKcbem Auftrarg^ voll- 
zogen werde, so bildet diese Fmerli^hkcdt iaöctf ehioöTbrÄö^^ 
eigneten Anlass, das heilige und wichtige Verhältniös ÄWischeft eiij^t 
christlichen Pfarrgemeinde und ihrcftn Seelsorger beiden 'TheÖeft <^öf 
Augen zu halten und für Geist und öenvüth tfefer eiÄ2Äpt<Sgt3ii.'»''' 

Zur ^eichung dieses Zweckes hasbön wir'besöUoise'nV 'lintlfefr' 
theilweiser Abänderung der unter dem 24; DeöeMbe*^ 1829 ergahg^iiefn 
Verordnung für die kirchliche Biiisetzung und Vördtellung der Pfar- 
rer und Eapläne Nachstehendes 2ur allgemeinen^ Kachachtung an- 
zuordnen; 

1) Nach Empfang des MsohdÖichen Indtitüttonö-Deoreteä- hat 
der Dekan den neuen Pfarrer hiervon ungesäumt in Kennttiis^ zu 
setzen und einzuberufen, worauf letzterer iii thunlichsfeer Bälde dem 
bischöflichen Ordinariate, sowie auch dem Dekane anzuzeigen hat, 
Ins wann er seine Stelle zu beziehen beabsichtige; Peröer wird der 
Dekan dem Neuernannten, wenn es nicht schon vorher gesöhehön 
ist, alsbald nach dessen Atfkunft ein Exercbplar des kirchlichen tö- 
vestitur-Eides, sowie des staatlichen Dienstreverses, ebenso die Pffünd- 
beschreibung wie auch das nach der Erledigung der Pfarrstelle auf- 
genommene- Untersuchungs-Protocoll mit den Ergänzungen und den 
etwa darauf erfolgten Verfügungen zur Einsichtnahme mittheilen. 
Endlich lässt der Dekan Sonntags zuvor die Pfarrgemeinde von dein 
für die Investitur ihres neuernauQteh Seelsorgers anberaumten Wochen- 
tage durch den Pfarrverweser von der Kanzel aus in Kenntniss setzen 
und dieselbe dabei zu dieser für sie so wichtigen Feier einladen, auch 
wird er dem Orts- Vorsteher und durch diesen den bürgerlichen Col- 
legien die hierauf bezügliche nöthige Mittheilung machen; -^ Bis 
zuöi Tage der Investitur hat sich def Pfarrer — ausgenommen den 
Fall, dass der bisherige Pfä^rrverweser als Pfarrer der Gemeinde er- 
nannt worden ist: pfarramtlicher Handlungen zu enthalten. 
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Q sich der Pfarrer in der Sakristei mit Albe nnd StoU bekleidet 
ihn der Dekan und Pfarrverwoser im Cborrocke an den Eingang 
>aelbat ein Tisch mit den dem Pfarrei za abergebenflen Symbolen 
. Dienstee and der pfarriichen Gewalt — den Schlüsseln der Cirche, 
mm Tanfbrnnoen, dem Brangelienbnche, dem Schlflesel znin T&- 
lem Bitoal — antgestdlt ist. 
un beginnt: 

Geti^te in Christo dem Sei-ml 
)11e each biär in der Person d^ N. N. earen nenen 
T. üeber seine Emennang, Bestätigang and BinseUung, 
ien mir gewordenen Auftrag in der gegenwärtigen Hand- 
I ieh Sie (dem PfanreTweser das biseh^cke InstallaÜOns^ 
lichend), diesen Hirtenbrief laat za yerlesen. 
UeBung desselben folgt die Anrede des Dekans, in welcher er in 
tliehe Anordnung des seelsorgerlichen Amtes, die wechselaeitigen 
i'farreTB nnd der Gemeinde darlegt, oder anch Aber die beiderseits 
Bedingungen and Voraussetzungen eines gedeihlichen Seelsorger- 
I eich verbreitet. 

erfolgt die TTebergabe der vorgedacfaten Symbole durch den 
P&rrer mit den nachfolgenden Brklfirangen: 
Igen Sie, thenrer Mitbmder, 
rhutiden Ihrer Einseteung und Bevollmächtigung 
lieaer Gemeinde. 

ben kurz zuvor in Ihrer Wohnung in Gegenwart von 
katholische Glaubensbekenntniss in der vorgeschriebenen 
egt — auch haben Sie ror Gott, dem Allwissenden, 
:hwor«i, dem bochwürdigsten Bischöfe den gesetzlichen 
1 leisten , die kirchlichen Vorschriften und Anordnungen 
it getreu nnd pünktlich zu vollziehen , Ihrem Amte als 
iener Christi und als Ausspender der Geheimnisse Gottes 
id Beispiel nnd Erfüllung aller Obliegenheiten würdig 
für die Erhaltung der Pfarrkirche, ihrer Güter nnd ^e- 
Qichtmässig zu sorgen und die Ffrüodgefälle nach Vor- 
rwaltsn und zu gebrancben. Ebenso haben Sie Seiner 
a EOnige Treue nnd Gehorsam nnd bei Ausübung der 
Lmte verbundenen staatlichen Functionen genaue Ein- 

betreffenden Gesetze und Verordnungen gelobt. Die 
igkeit, mit welcher Sie diese eidlichen Gelöbnisse zu er- 
lossen sind, gibt Bürgschaft, dass Sie das in Sie gesetzte 
iren und rechtfertigen werden, indem Sie Ihr heiliges 
i:esichte Gottes verwalten. 

rund Ihrer Einsetzung führe ich Sie nun zuerst ein in 
isige Gewalt über Ihre Pfarrkirche, indem ich Ihnen 
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die Sektüssel der 
Kbergebe. Wachen Sie Aber dieselbe a 
der Herr sagt (Mark. 12, 15), ein Bei 
wie d«r Apoatet lehrt I, Cor. 14, 40), 
Ordnung gemäss geschehen soll. Sie 
für die Ehre and die Zierde dieses Hau: 
Unordnung und kein Äergernisa dalden. 
spiel dabin wirken, dasB der Name Got 
geheiligt werde. — Mit diesen Schlüss 
dem gläubigen Volke das sichtbare Ha 
QDaden und Segnungen zu Offnen ; eeie 
sichtbare Haus Qottes, d. i, die Herzei 
Herrn und ErlCser, zu Offnen, dem Wie 
ken aber zu verschliessen. 

In der Kirche findet die Wiederg 
and das erste und nothwendigste Sacra 
gesetzt bat, ist das Sacranient der ^ 
Taufe. — Empfangen Sie darum 

den Schlüssel sunt Ti 

Anf Grund des göttlichen Wortes 
aus dem Wasser und dem heiligen' Geis 
Reich Gottes (Job. 3, 5), werden Sie d 
faoehwiehtige Handlung verricliten, und 
Tanf-Oelühde erinnern, damit sie die Q 
empfangen haben, als das kostbarste Gu 
machten Versprechangen aber unverbrücb 
des Apostels: wie nea belebt vom Todi 
eare Glieder ihm als Werkzeuge der G 

Ist die Tanfgnade ungl&cklicher ' 
hat Ihnen der Herr die Vollmacht geg 
die Sünden nachzulassen und zu behalt 
cfaen ihr die Sfinden nachlassen werdet 
aad welchen ihr sie behaltet, denen ^ii 
22 — 23). Sie werden darnm 

das heilige Sacrataeni 
mit jener Gewissenhaftigkeit nnd Ausd 
Geduld verwalten, wie sie einem so hei 
wie sie zur Bettung unaterblicher Seele 
und Vervollkommnung im christliehen '. 
Sie ZQ jeder Zeit und in jeder Stande 
aber anch — ■ wie dieses eine ansdrückl 
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jeden Sonn- und Feiertag und an den Vorabenden dieser Tage Ihren 
Pfarrkindern ein bereitwilliger Beichtvater. Ihr aber, geliebte An- 
gehörige dieser, Pfarrgemeinde, nahet diesem heiligen Gerichte alle- 
zeit im Oeiste aufrichtiger Busse, damit es nach den liebevollen Ab- 
sichten des Heilandes für Euch das tröstliche Mittel rettender Qnade 
und Erbarmung, niemals aber die Ursache der göttlichen Verwerfung 
und des ewigen Verderbens sein möge. 

Das Wort Gottes, das Sie in dieser Kirche von heiliger Stätte 
aus verkünden werden, wozu ich Ihnen hiemit 

das Evangelietibu^h 
übergebe — ist, wie der Apostel sagt, eine Kraft Gottes, selig zu 
machen alle, die daran glaubeti (Böm. 1, 16). Mit dem heiligen 
Apostel Paulus beschwöre ich Sie vor Gott und Jesus Christus, der 
die Lebendigen und Todten richten wird bei seiner Wiederkunft, ver- 
künden Sie das Wort, halten Sie an, es sei gelegen oder ungelegen, 
weisen Sie zurecht, bitten und strafen Sie in aller Geduld und Lehr- 
weisheit (II. Tim. 4, 1—2). Predigen Sie nicht Menschenweisheit, 
sondern was gemäss ist der gesunden Lehre (Tit. 2, 1), was gemäss 
ist der katholischen Kirche, dieser treuen Bewahrerin der unverfälsch- 
ten Lehrer des Herrn. Dabei bedenken wir aber wohl, was derselbe 
Apostel dem Timotheus und da'mit jedem Verkündiger des göttlichen 
Wortes an das Herz legt: sei ein Vorbild der Gläubigen im Wort, 
im Wandel,* in der Liebe, im Glauben, in der Keuschheit (I. Tim. 
4, 12), auf dass wir die Gläubigen wie belehren so auch erbauen, 
und auf dass wir nicMT selbst verworfen werden, während wir anderen 
predigen (J. Cor. 9, 27). -— Ihr aber, christliche Pfarrgenossen, lasset 
den Samen des göttlichen Wortes, welchen der Euch verordnete Seel- 
sorger in Euere Herzen ausstreuen wird, nie fallen auf den Weg, so 
dass die Vögel des Himmels ihn wegnehmen, auch nicht auf Felsen 
oder unter Dornen, so dass er verkümmert und erstickt. Bringet 
vielmehr zur Anhörung des göttlichen Wortes allzeit empfängliche 
Herzen mit, auf dass der himmlische Same, auf gutes Erdreich fal- 
lend, Fmeht bringe zum ewigen Leben. 

Seien Sie in Lehre und Unterweisung, in Erziehung und Um- 
gang insbesondere 

ein liebevoller Freund der Kinder^ 
die einst die Lieblinge des Herrn waren , nach dem Worte : Lasset 
die Kleinen zu mir kommen, denn ihrer ist das Himmelreich. Als 
einst Mutter ihre Kinder zu dem Herrn brachten , breitete er seine 
Hände über sie aus und segnete sie; so ersuche ich auch Sie^ diesen 
Kfaidern zum erstenmal Ihren priesterliehen Segen zu ertheilen. 
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''' " ßenedi^iö Dei opinipoteptis, fatriaf et Filii,* 
iedeeQiä,i superrOs ^t maneäfc semper! Amen. 
'"^' 'bkl^'ßek^'ii KlJrt'fort:;', ■" ' " "\ "''"' 

^""-' tifebö:'£iftaer1' Mit"d()r'Örta"d'e vou öbeu und t 
w^lbfeWlhif feT)en 'eiiipfan^en'llaliet, '"bringet dieaerh e 
Vater Ehrfurcht und Liebe, den guten Lehren abe 
getien'ÄirdV älFi'öIt offene und ' *i!lige Herzen entge 
ihr, christliche Eltern, 'seid ihm in der gottwohlgi 
bildung euerer Kinder bereitwillige und gewisaenh 
iddenl'Ihr dieselben anch ' eurerseits liacb der ^ahm 
iri der Xehre und in der Zlicht des Herrn erziehet 
■ Wenden Sie nunniehr, hochwördiger llitbrüdt 
auf' daä Hgiligste in einem christlicben Gotteshause, 

' ' " , auf den Altar des Herrn, 

wo'd'aa er'^a^ene 0j}fergebeimnis3 des neuen Bunde? g 

auf den Tabernakel, 
wo.'det.Herr selbst indem .heiligep SacrameAte .wa 
und, wesentlich unter, uns Menschenkiiidern TOhntiii] 
Tabernakel , . zu. neli^hem Sie. hier den SchlöBsel 9va\ 
detp ^i|.igen Qpter der Messe, das wir allzeit mit 
und nun mit reinem <3ewissen darbringen sollen , 
allem, ,|iifer die Verehrung, Anbetung nnd den Gen 
heiligen Sacraiiientes unter Ihren Pfarrkindern pdan 
an,t dass es för dieselben sei eine nährende Speise. 
Bapd des Friedens und der Liebe upd das ünterp 
Aiiferst^nug. . • ■ 

Empfangen Sie endlich 
, das Kirehenritual, 

nafh dessen Anwdsungen and Vorschriften Sie mit ' 
dia Sapramente und Segnungen der Kirche an Gesu 
spenden werden. Lassen Sie dahei die Kravihm I 
Obwiige ecDpfohten sein,, auf dass die himmlischea Tr 
heiligen Seligion keinem Ihrer Pfarrkinder weder im 
Tode entzogen seien^ 

Id all^i Ihren prie3terlich«n Verrichtungen sei 
und; das Heil der Seeleu Ihr Eadzlel, auf dass Sie d 
de« Gerichtes Ihre Heerde getrost dem obersten Hi 
zotühr^Q können .uQ,d von ihm den Lohn emptaugen 
er seinen 'trenen Arheitern verheissen hat 
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ieh Euch, geliebte Pfarrgenossen ! im Mamen des 
lischofeB aafzufordera , dass Ihr mit Eaerem neaen 
tracht und im Frieden des Heiro wandelt, ihm in 
Eher Seelenheil getreulich mithelfet nnd ihm deaa- 
lässige Achtang und Folgsamkeit, welche die Kirche 
'riester fordert, gelobet, wozu die Vertreter der Ge- 
ehen nnd sich im Namen dieser durch Handschlag 

:beii Vertreter der Qemeinde gehen vor nod verpflicliteii 

lag. 

adet der Dekan den Pfarrer zwt Feier der beiligen Hesse 

)der ähnlichen Worten ein ; 

sginnen Sie, hochwflrdiger Pfarrer! das Opier der 

bringen Sie es dar för sich nnd fär die Ihnen Än- 

Siö denselben ein besorgter Hirte, diese aber Ihnen 
I seien. Mit Ihren Oebeten wollen wir auch die 
I , anf dass Sie das Werh , das Sie heute beginnen, 

gut fortsetzen nnd glQcklich voUeudeu mögen — auf 
■m. — Amen. 

rirt der I*farrer das Amt der Tagesraesse. Nach demselben 
')eum (Grosser Qott toir loben dich) an. 
singt nnd betet er : 

it uns preisen den Vater und den Sohn sammt dem 
ten Geiste. 

it uns ihn loben und erheben in Ewigkeit. 
lesen bist du Gott, unser Herr, in den Hohen dea 
nels, 

gelobt,- verherrlicht und erhaben in Ewigkeit. 
! erhOre mein Gebet, 
lass mein Bufen zu dir kommen. 
Herr sei mit euch, 
mit deinem Geiste. 

Lasset nna beten: 
issen Barmherzigkeit ohne Mass nnd dessen Beich- 
uerschOpflich ist: wir sagen Dank deiner liebreich- 
' die verliehenen Gaben, und flehen ohne ünterlass 

dass dn, der du den Bittenden das Verlangte ge- 

nicht verlassen, sondern sie zu den künftigen Gütern 

r du keinen, der anf dich hoftt, allzusehr bedrängt 
sondern den Bittenden geneigtes GehOr schenkest : 



Verordnung des Rottenburt/tr Ordinariats vom 

wir daDken dir fftr die gnadenvolle Aufnabi 
Wünsche, and flehen za dir mit kindlichem 
una in Zukunft vor allen Widerwärtigkeiten 
seren Herrn Jesus Christus deinen Sohn, wel 
regiert in Einigkeit des heiligen Geistes, ( 
Ewigkeit. 

"Bf. Amen. 
Nach der Rückkehr in das Pfarrhaus 
bischöfliche Installationsdecret , bezieh ungswei: 
staliation von deu anwesenden Geistlichen um 
der Gemeinde unterzeichnen ; das Deeret ist 
legen; hierauf übeigibt er dem Pfarrer die S( 
Pfarrbücher und Pfarrakten and setzt ihn dam 
ein , auch lässt er sich von ihm die Pfrnndü 
Weisung in Z. 13 des Erlasses des Königl. kat 
12. December 1826 schriftlich bezeugen und 
Beseheinigung nebst der kirchlichen Verpliieh 
mit einem Bericiite über die geschehene In 
bischöfliche Ordinariat ein. 

Einsetzung der Kapläne. 

Da die Kapläne .nur in untergeordnetem 
liehen Diensten und zur Aushilfe in der Seeiso 
beauftragt werden, so will man tür deren Ein 
Feierlichkeit nicht anordnen. Der Dekan hi 
seinem eigenen Hause unter Beiziehung eines 
uuständigen Geistlichen vorzunehmen, und es 
Gl<a^)ensbehennt»isses , mit der kirchlichen i 
der Verpflichtung für den Staat, mit der ünt 
lieben und staatlichen Verpflichtnrigs-UrkunJi 
machnng der Kaplaaeiverhältnisse, mit der I 
und der .Akten und endlich mit dem Anze: 
halten, wie hei der Institution der Piarrer. j 
treffende Pfarrer von der geschehenen Einse 
schlossenes und von dem Kaplan selbst zu t 
in Eenntniss zu setzen. 

Gegeben Sottenhnrg im bischöflichen Oi 
nuar 1882. 

+ Carl 
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VI. 

Ein päpstliches Schreiben und die Erlasse der französischen 

Regierung zur Ausführung des Gesetzes vom .28. März 1882, 

betr. den obligatorischen Elementar-Unterricht. 

(Vergl. Arckiv Bd. 48. S. 137 fF.) 

1, Schreiben Leo's XIIL vom 24, August 1882 an den Gardine^' 

Ergbischof von Paris, 

Papst Leo XIII. hatte deu Cardinal Guibert bei dem feier- 
licbeu Triduum zu Ehren Urban's 11. zu Bheiois als seinen Ver- 
treter ernannt. Bei dieser Veranlassung sendeten die dort versam- 
melten Bischöfe eine Adresse an den heiligen Vater. Dieser hat 
dieselbe nun mit folgendem an den Cardinal Guibert gerichteten 
Schreiben beantwortet, das besonders fiir die brennend gewordene 
Unterrichtsfrage von hoher Wichtigkeit ist. Das Schreiben Leo's 
XIII. lautet: 

Mit Freuden haben Wir, theurer Sohn, erfahren, dass man es 
überall gut. aufgenommen hat, dass Wir Dich- als Legat zu Unserem 
Vertreter gewählt haben bei dem Feste , das zu Bheims anlässlich 
der Wiederherstellung des Cultus Urban IL gefeiert wurde.. Wir 
haben aus Anlass dessen sogar besondere Dankschreiben erhalten. 

Wir konnten das übrigens erwarten, weil Wir wussten, wel- 
chen würdigen Dolmetsch in Dir die bischöfliche Freiheit und Festig- 
Jceit gefunden hat bei dem Proteste gegen gottlose Gesetze , . welche 
Gott am den Schulen verbannen^ und bei dem Bestreben, den katho- 
lischen Lehrern eine weisheitsvolle Verhaltungsmassregel zu geben 
gegenüber von unheilvollen Instructionen, welche sie erhalten sollen. 
Desshalb hat kein einziger Bischof Frankreichs in dieser Be- 
ziehung sich von Dir getrennt oder auch nur eine leichte Meinungs- 
verschiedenheit an den Tag gelegt. Im Gegentheil, Deine Worte 
sind mit dem einstimmigen Ausdrucke der Billigung aufgenommen 
worden'. Die Hirtenschreiben aller Deiner Amtsbrüder haben sie in 
beredten Worten bekräftigt nnd von allen Seiten sind ihre Glück- 
wünsche Uns zugegangen. 

Diese Kundgebungen haben die Folge gehabt, dass die Einig- 
Jceit unter dem französischen Episcopat gegen die perfiden Pläne der 
Gottlosigkeit noch grösser geworden ist, sie haben ferner den Muth 
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religiösen Gefahren, die der Jugend drohen^ Das beste Mittel dazu 
ist die Grandung katholischer Schulen. In grössemn Städten wird 
diese Gründung nicht so schwer sein. Schwieriger dürfte sich die 
Sache in den Dörfern gestalten, doch werden diesen die gemein- 
schaftlichen Diöcesankassen zu Hilfe kommen, auch lässt sich er- 
warten, dass die katholischen Gutsherrn den Gemeinden beispringen. 
Zum Glücke hat die Ortsschulcommission, wo die Katholiken die 
Majorität in derselben besitzen, Mittel und Wege in^ der Hand, um 
den Lehrer zu überwachen und einer atheistischen Propaganda sei- 
tens desselben zu steuern. Das Schreiben des Papstes dürfte von 
der atheistischen, freidenkerischen Presse mit einem* Wuthgeheul be- 
antwortet werden. Den Katholiken Frankreichs wird es dagegen ein 
Sporn sein, Alles aufzubieten, um von der jungen Generation die 
Gefahren einer religionslosen Erziehung abzuwenden. 

Auch politischerseits steigern sich die. Ausgaben für die offi- 
ciellen Schulen, wie die ministerielle Zeitung »Le temps« vom 3. Sep- 
tember meldete, schon blos für das Departement der Seine um 4—5 
Millionen, weil dort in Folge* des gesetzlich eingeführten Schul- 
zwauges an 12,000 Kinder mehr als bisher in den Schulen unterge- 
bracht werden müssen. Der Seine-Präfect, M.- Floquet, lud auf den 
5. September die Bürgermeister des Departements zum Zwecke der 
mit 1. October beginnenden Ausführung des neuen Schulgesetzes zu 
sich ein. Zu demselben Zwecke erging 

^. folgendes Schreiben des Seine-Fräfecten M. Flqqmt vom 30. August 

1882 an die Bürgermeister des Departements. 

(Pabl. im Journal officiel vom 2. September 1882.) 

Monsieur le maire. 

Les commissions municipales scolaires instituäes par la loi da 
28. mars 1882, pour surveiller et encourager la fr^quentation des 
^coles, sont aujourd'hui reguliärement constitu^es dans tous les arron- 
dissements de Paris et' dans toutes les communes du d^partement de 
la Seine. 

Ges commisssions ont ät^ recemment compl^t^es par la nomi- 
nation des membres dont la d^signation, aux termes de Tarticle 5. 
de la loi, appartient ä Tinspecteur d'acad^mie. 

La loi du 28. mars, qui ätablit Tobligation de Tinstruction pri- 
maire, devant §tre r^guli^rement appliqu^e ä dater de la prochaine 
rentr^e des classes, il Importe que les commissions scolaires com- 
meacent, sans retard, raccomplissement de la mission si delicate et 
si importante qu^'la loi leur a confi^e. 
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est bien entendu qa'en cas d'empechement , cette pr^sidenc^ peut 
etre dflöguöe par vous ä. Fun de vos adjoints. 

C'est ä YOttS quHl appartient de cönvoqaer la cpmmission toates 
les fois que sa röunion est n^cessaire, et de veiller, en particulier, ä 
ce que Finspecteur de renseignement primaire, qüi fait pai;tie de droit 
de toates les commissions scolaires iustitu^es daDS son ressort, soit 
toujonrs averti en temps utile des r^uniöns de la commission. 

C'est ä vous aussi qu'est confiö, par Tart. 7. de la loi, le soin 
de recevoir les d^clarations des chefs de famille, tuteurs ou patrons, 
döclarations qui doivent taire connaitre si Tenfant recevra Tinstruc- 
tioD dans la famille ou dans une ecole publique ou priv^e, et qui, 
daus qes deux derniers cas, doivent indiquer Tecole cIToisie par la 
famille. 

En raison de Tiroportance qui s'attache k ces d^clarations, dont 
Fabsence peut seule vous autoriser ä däsigner d'office T^cole que 
Fenfant devra suivre, j'estime qu'il Importe qu'elles soient consignöes 
sur un registre, de fafon ä öviter sürement les difficultös et les con- 
testations auxquelles pourrait donner lieu la perte d'tme d^claration 
formul^e sur une teuille volante. 

L'inscription sur le registre pourra se faire directement toutes 
les fois que le chef de famille, tuteur ou patron, viendra en personne 
faire la d^claf ation , et il sufSra d*eiiger' de lui qu'il appose sa 
signature en regard de la döclaration ^crite. sons sa dict^e, par 
Temployö chargd du Service. 

Ces dispositions ne sauraient toutefois vous. autoriser k refuser 
les d^clarations qui vous seraient adress^es, par lettre, par les per- 
sonnes que leurs occupations empecheraient de se .rendre ä la mairie. 
Les d^clarations faites dans cette forme de vront etre transcrites sur 
le registre avec une meiition renvoyant au dossier dans lequel Tori- 
ginal sera conserv^. 

Dans les deux cas, un r^c^pise^ de la d^claration devra etre 
dölivrö au. döclarant. 

Le deuxi^me paragraphe de l'article 7, accorde aux familles la 
facult^ de choisir T^cole publique qu'elles d'e'sirent. voir fr^quent^e 
par leurs enfants. 

L'exercice de cette facult^ est, bien entendu, subordonnd au 
nombre des places disponibles existant dans chaque ^cole, et, sons 
aucun pr^texte, Feffectif normal d'une ^cole, une fois qu'il aura 6ie 
atteint, ne pourra Ure d^pass^. 

La loi admet qu'en cas de contestation sur ce point, le litige 
peut etre port^ devant le conseil d^partemental. 
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aux parents, apres la rentröe, le d^lai de quinze jours que la loi 
leur accorde pour döterminer le mode dMnstruction de leurs enfants. 

La forme des avis ä adresser aux familles pourra varier suivant 
les convenances locales, et il vous appartiendra de faire imprimer las 
formales que vous jugeriez convenäble d'employer pour ce travail. 

J'ai cru bon cependant de faire preparer deux spöciraens de 
forraules, Fun pour Favis ä adresser aux parents, Tautre pour la 
d^claration que ceux-ci auront ä faire afin d'indiquer le mode d'in- 
structioQ choisi par eux pour leurs enfants. 

Vous pourrez, si vous le jugez convenäble, faire ötablir, d'apres 
ces modales, les iraprim^s spöciaux dont votre mairie aura ä faire usage. 

Quant ä la liste nominative des enfants de 6 ^ 13 ans ,- qui 
doit etre drossle par les soins de la commission scolaire, M. le mi- 
nistre de Tinstruction publique a pense qn'il importait qu'elle fut 
partout ötablie d'aprös un modele uniforme. • ^ 

II m'a fait parvenir, dans ce but, un modele de cadre d'apres 
lequel j'ai fait preparer les tableaux imprimös qui devront servir a 
rinscription de lä liste nominative. 

Vous recevrez en meme temps que la präsente circulaire une 
quantit^ süffisante de ces tableaux qui vous seront d^sormais fournis 
par la pr^fecture de la Seine. 

La liste nominative contenant Tindication du mode d'instruc- 
tion, cboisi ou designö d'office pour chaque enfant, une fois stabile, 
vous ne devrez pas oublier que vous avez ä en extraire, pour chaque 
^cole publique ou privöe, une liste speciale des enfants qui doivent 
suivre cette ^eole; que cette liste speciale doit Stre adressöe ä chaque 
äcole, huit jours avant la rentr^e des classes, et que vous avez, en 
meme temps, ä en faire parvenir un duplicat ä Tinspeeteur de 
Tenseignement primaire. 

A la- auite des dispositions que je viens d'analyser et qui ont 
pour objet d'obliger les familles ä faire choix d'un mode d'instruc- 
tion p6ur leurs enfants, la loi determine les moyens ä employer pour 
assurer la fr^quentation reguliere de T^colc publique ou priv4e par 
les enfants qui ne doivent pas recevoir Tinstruction dans la famille. 

Elle impose, dans ce but, des obligations formelles, non seu- 
lement aux parents, mais aussi aux chefs d'ätablissements publics 
ou privös. 

Aux termes de Tarticle 9, lorsqu'un enfant quitte T^cole, les 
parents ou les personnes responsables doivent en donuer imni^diate- 
ment avis au maire, et indiquer de quelle fa9on Tenfant recevra 
rinstruction k Tavenir. 
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i valear des motifs iuToqn^s pour jusüfier ces ab- 

otifs lui Bemblent inaufSsanls , et ai le Dombre .des 
at4es ä k Charge d'un enfant s'est 6lev6 h. qnatre 
ois (les absencea doivent Stre compt^es par demi- 
ise), la commissioD cite'ra la personoe responsable de 
paraitre deraat eile ponr receroir un premier- aver- 

le non-comparutioiT de ]a personne ainsi citöe o» en 
dive dang loa douze mois qui sui^ront la piemi^re ia- 
ommissiou acolaire prononcera, contre la persotine re- 
)eine de l'inscription-ä la porte de la mairie, dana les 
irmia^ea par l'article 13. 

le nouvelle recidive , la commisaion acolaire ou, ä soa 
ictear primaire devra adresser une plainte au jage de 
a ä appliqaer les articles 479, 480 et suivanta da 
rvec facolte de mad^rer, a'il y a lieu, les p^Galit^s 
ces articles par l'applieation des diapoaitioos de l'ar- 

I divers articles de la loi da 2S. Tuars 1882, que je 
er, le rdle de la commissioD acolaire est tiettement 
il est faeile de le resnmer.- 

oir stabil la liste dea enfauts soumia aax preacriptions 
it-ä-dire äg^s de six ä treize ans, la commiasiou sco- 
tie des pouvoira n^ceaaaires pour veiller ä ce qu'aucon 

n'^cbappe h l'obligation de l'instraction primaire. 
IX qai, Boit par le choix de leors parents, soit en T«rtu 

prise d'oMce parle maire, doiTentfr^quenter une ^le 
-iv^e, sont soumis d'une fa^on conatante ä la sorreil- 



irenta nögligent d'assnrer la fr^quentation reguliere' de 
rs enfanta, la commiaaion les convoque devant eile 
laaer un premier avertiaaement 
'ertiasement ne auffit paSf eile applique la p^oalit^ 
liae eatre ans mains, c'eat-ä-dire l'inscription ä la porte 

le a ^puiaä ces moyena d'action, pnremeiit moranx, la 
trouve dessaiaie. 11 äe loi reate plua qu'ä d^förer 
ople police les parenta qui, par leur r^sistance aus 
e la loi, HC sont plac^a en ätat de contrarentioa. 
nmiasion acolaire n^gligeait d'accoiuplir ce devoir ri- 
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po34e par un tiets; mats si le matre avait des doutes sur la vära- 
citä de 1a sigDatnre, il serait aatorisä k refuser de la recevoir, et k 
exiger la comparutioa peraonnelle du döclarant. II n'y a pas lien 
d'admettre 1«3 d^claratioDS collectivea s'appitquant ä des enfants de 
familles diffßreofces. On entravera ainsi les manoeuvres d^loyales et 
OD ^vitera toutes surpvises possiblea. 

Je vons eiiToie uu modele de registre ä souche destinä ä rece- 
voir les dßclarations, et d'oü sera dötach^ le röcöpissö dölivr^par 
le maire. 

L'^poque de la rentr^e des classes doit, aax termes de l'ar- 
ticle 8, etre notifiee quinze jours au moins ä ravaitce aus perBonues 
qui ont Charge d'enfauta de six h treize aos. 

Gette notification se Jera h son de caisse et par affiches aux 
lieux accoutQDi6s. 

L'article 10. impose ans directeurs el directricea d'^coles pub- 
liqnes ou priväes, robligation de tenir un registre d'appel destin^ ä 
constater pour chaque classe Tabsence des eleves inscrits. A la Sd 
de chaque tnCis, ils doivetit adresser au maire et ä I'inspecteur pri- 
maire un extrait de ce registre avec l'indication du notnbre des ab- 
seoces et des niotifa invoqu^s. 

Vous trouverez ci-joint un modele du registre dout il s'agit. 

Recevez, etc. 

Le ministre de l'instruetioa publique et des beaux-arts, 
J. Dtivattx. 

4. Das Jouraal officiel vom 10. September publicirte weiter 
folgenden 

Erlass vom 7. September 18S3, bdr. die Anwendung des neuen 
Etemeütar-Sehvlgesetzes. 
Monaieur le prefet. 

Depuis la Promulgation de la loi du 28. mars 188ä, relative 
ä rinstruction primaire obligatoire, mon administration tous a suc- 
cessivemeat envoy^ les iustructions que comportaieat les diverses 
p^riodes par lesquelles doit passer l'applicatioit de cette loi. 

Dte le 29. mars, vous avez et^ iuviti ä procäder ä la cousti- 
tutiiMi des commissidns scolaires muuicipales. 

Atissitöt appr&s leur nomination, ]& circulaire du 18. juin vous 
a rappelt les attributions pr^cises et speciales de ces commissions. 

B&fiQ, le 30. juillet, vous avez re9u les modales de tous les 
imprim^s ä faire pr^parer pour les diverses constatations prescrites 
par la loi. 
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, ä l'approche'de la rentr^e des clasaea, je doi3 
ntioQ toute particuli^re aur Celles des prescriptions 
nars doiit il importe d'assurer en ce moment l'exä- 
'6 sur Ie3 formalitäs relatives ä la d^claratioa des 

concerne le rnode d'instruction de leurs enfants. 
iiona nmnicipales scolaires, iiommiSßa dang cbaque 
il^t^es par la nomiuation du d^läguä dei'inspecteur 
aroir ä accomplir le premier acte de leur maadat ; 
, d'aprls I'article 8. de la loi, d'aider le maire k 
le tpns les enfaiita äg^s de six i. treize ans.« 
3 esaeDÜels de ce travail soat foarnis par les listes 
r receusemeut officiel de la population. Mais des 
omicile et diverses autres circonstüuces ont pu mo- 
aes commaties le nombre dea enfants ä ins^rire. 
Ute Chance d'erreur ou d'omissioQ , la loi a remis 
ocales le soIq de reviser annuellement la liste do- 
nts en äge scolaire, et je toqs ai d^jä adress^, ä 
l^le de cadres. 

issible, quelques commissions, soit par n^gUgence, 
9 raotif, refusaient leur concours pour la confectioa 
lus appartieudrait, monaieur le prüfet, de les faire 

daiis le plus brel d^lai par le maire , ou , ä son 
\ga6 de l'iuspecteur d'acad^Qiie ou par l'iospecteur 
idrait pour base da relev^, jnsqu'ä uonvel ordre, 
iu recensement qaiuquenal, dont les minutes soat 
lue mairie. 

bravail fait; il restera ä coostater, ainsi que le veut 
ent il est pourvu ä riiistruction de chacuti des ea- 

1 pere de famille, vous le savez, est entiöre; il 
trois modes d'instruction : ä l'äcole publique , k 
lomicile. La loi exige seulement qu'avant le com- 
nn^e scolaire il fasse savoir au maire quel est de ■ 
l'instruction celui qu'il aura adopt^. 
ISO majorit^ des famillea, le choix est däjä fait 
^oque de la rentr^, et il est d^s ä präsent conna 
Stentes, ce qui permet de simplifier consid^rable- 
I de la d^claration exigee par I'article 7. 
envoie ou continue d'euvoyer ses eufants ä T^cole 
ton au registre de l'äcole diapense de toatre autre 
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Si eile Iqs confie ä une äcole libre, l'inscriptiOD au 
cett« ^cole libre, dument communiqu^e ä 1a comiGissic 
mnnicipale, tient ägalemeut lieu de d^claration. 

Qaant am parents qni veulent instruire ou taire insl 
enfants ä domicile, its n'Ont qu'ä faire cooDäitre leur intei 
eviter qae leurs eDfauts ne soient coosid^rds comme priv^i 
d'instructioD. 

Äfin d'^pargDer aax familles qui se trouveraient 
troiaieme catägorie tout embarraa ou tout d^rangemeut 
maire, prösident de la coimuission mnuicipale, proc^dera ( 
suivante. Apres avoir relev^ snr la liste g^n^rale des en 
acolaire les uoms de toDS ceu: qni sont instruits dans 
quelcoaqae, publique ou priv^e, 11 dressera I'etat nomina 
ceui qui oe Ggnreut sur aucnn registre d'äcole ot il adresi 
purents, conform^meut ä rarticie 8. de la loi, un avis do 
euvoie ci-inclus la teneur (Modele de lettre No. 1). Les ) 
ea demeure par cet avis seront tenus de faire savoir ci 
eatendeut pourvoir k rinatruction de leurs eofants; afiti ( 
ciliter la r^pouae; le maire aura Joint ä sa lettre nu bulle 
d'avance et que les famüles devront lui retounier (modele 
elles Vöulent e'öviter un d^placemeati. 

Äu re^u de la räponse faite par les familles de vit 
pai- äcrtt, si les parents declarent se charger euz-m^mes d 
tion de leurs eufants, le maire, leur d^livrera Taccus^ di 
ci-j(iint (modele No. 3). 

S'ils n^gligeaient de repondre et apr^ une demieri 
rappel (modele No. 4), le maire iuscriratt d'office dauE 
publique, couform^ment ä l'article 8, les enfants dont 1 
a'est pas sssuräe et pour lesquels la commission n'a pas 
motif d'empSchement. 

J'ai ötö consnltö aur la queation de savoir si uue 
collective des peres de famiile d'nne commune ou secttc 
mune ponrrait tenir lieu de r^ponse ä la demande adre 
maire, II est ävident que chaque d^daratioQ doit a'appli 
eofaut iadiyiduellemeut et faire partie en quelque aorte.de 
peisoanel. D^a lors, il eat impossible de d^gager ä la f 
TisioD de toute eventualit^ ult^rieare, et la reaponsabilitö 
famiile et celle du maire et de la commisaion municipale 
qu'il reste k la mairie une trace ^rite de la declaratiou 
cliaqae enfant; il sera u^ceasaire, plusieurs aouees de si 
reporter ä cette deelaration initiale; il est donc indispena 
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sabsiste, soit soas la forme d'aiie r^ponse ^ciite du gäre de faraille 
pour chacuD de ses enfants, seit sous Celle d^inscription dans un re- 
gistre k souche dont je voas ai envoy^ le modele, iQscription faite 
par le raaire apres la d^aration Verbale de la famille. 

Tel est, . monsieur le prefet, Fensemble des Operations, ea somme 
assez ' simples , auxquelles donnera lieu Tapplicatioa de la loi du 
28. mars. De cette vaste enquete, qui pour la premiöre fois va nous 
faire coanaitre Vexacte v^rit^ sur notre Situation scolair^, 11 est un 
point sur lequel j'apelle d'avauce toute votre attention : c'est la con- 
statation authentique du nombre des enfants d'äge scolaire qui de- 
meurent priv^s d'instruction par le seul fait qu'ils habitent une com- 
mune ou une section d^pourvue d'ecole. 

Je Yous demanderai, aussitOt que vous atirez ces renseignements, 
de m'en transmettre le relev^ coraplet pour votre d^partement, en me 
faisant connaitre les points sur lesquels des cr^ations scolaires sont 
urgentes. G'est raa terrae intention de consacrer, avant tout autre 
objet, les fonds du budget de Tinstruction publique ä doter d'etab- 
lissements scolaires les communes ou les hameaux dans lesquels K 
loi ne peut ^appliquer faute de locaux. 

Cet obstacle mat^riel est , vous le savez , ' le seul qui s'oppose 
ä Tapplication enti^re et indmddiate de la loi; le seul, dis-je, car, 
non plus que personne en France, je n'ai jamais pris au särieux Tan- 
nonce d'une insurrection en masse contre la loi qui veut que tout 
citojen sache lire et äcrire. Ce qui est serieux, mon pr^d^cesseur 
Fa dit, c'est qu'il manque des ^coles ä nos enfants et non des enfants 
ä nos ecoles. 

Mais cette lacune est de celles qui se peuvent combler ä bre( 
dälai dans un pays oü, d'une part, le gouvernement est armd par la 
loi contre toutes les r^istances, et ou, d'autre part, les Chambres se 
montrent en toute occasion energiquement r^solues ä ne reculer de- 
vant aucun sacrifice pour compläter Foeuvre de Töducation na- 
tionale. 

Je vous envoie, avec la präsente circulaire et en nombre süf- 
fisant, tous leü imprimes que vous avez ä faire distribuer, afin 
qu'aucun retard ne se produise dans rexäcution des mesures que je 
viens de prescrire. 

Veuillez m'accuser räceptiou de cette däpeche et recevoir Tas- . 
surance de ma consideratien tres distinguäe. 

Le ministre de Tinstruction publique et des beaux-arts 

J, Duvaux, 
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5. Im Aoschlusse an yorsteheodes Circular pablicirte das 
Joaroal officiel die folgenden Formulare: 

JSiodele No. 1. — Lettre du maire au pere de famille. , 

M 
La loi- du 28. mara 1882 a rendu l'instroction priroaire oibli- 
gatoire ponr las enfants des döui seiea ägfe de ais ans rtvolus k 
treize ans r^voIoB. 

Ponr oböir aus prescriptions de cette loi, j'ai l'honneur de Fons 
informer qu'aax termea de l'articie 7, >le päre, le tnteur ou le pa- 
tron de tout enfant de sii k treize ans eat tenn de faire savoir aa 
maire de la commune s'il entend faire donner ä l'enfant rinstructioo 
dam la famille on dans uoe ^cole publique ou privöe ; dans cea 
demiers caa, il indiquera IMcole choiaie.« 

Je voaa prie de me faire coanaitre sans retard quel est de cea 
trois moyens d'ioatniction celui qne voua adoptez ponr tos eofauts. 
Ponr ^viter toute cause de confuaion et de retard, je voua 
adresse, aveo prifere de lea remplir, autant de bullettns qne voua avez 
d'enfanta en äge scolaire. Vons pouvez me retonrner ces builetins, 
revetus de rotre signature, soit par la poste, aoit par toute autre 
Töle, ^ moins que vous ne pr^f^riez me faire tenir votre r^ponse 

Terbalement ä la mairie, ou tous me trouverez le 

Recevez, M , l'assurance de ma' constd^ratioD distingu^e. 

Le maire, 
President de la commission municipale acolaire. 
Modele No. 3. — Bepome du pere de famille au maire. 

Le souBsignö d^clare que le jeune ^) n6 le , 

i recevra l'instruction ä *) 

(Le p^re, tuteur ou patron.) 
Modide No. 3. — Lettre du maire aecusani rSc^ion de la^decla-, 
ration du pere de famiUe. 
M 

J'ai repu la röponse an date du , . , par laquelle vons 

m'annocez que v fll , li^ le , recevr 

rinatmctioQ ä domicile. 

En voua donnant acte de cette döelaration, je crois devoir voua 
rappeler qu'aux tetmes de l'articie 16. les enfanta inatruits dana la 
fanaille doivent, cbaque aonnäe, h partir de la öa de la deuxiöme 

1) Mettre \ei pr^noms de Tenrant. 

2) Dire si Vinstinction sera donn^e ä domicile ou dans one ^cole, et 
donaer le nom et l'adresBe de cette £cole. 

Arehir fili Klrshnirecht. XLIX. 7 
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annee d'instruction obligatoire , subir an examen qui portera sor les 
mati^res de renseignement correspondaut ä leur äge dans les ecoles 
publiqaes. Voas serez avisä ulterieurement de la date et da liea de 
cet examen. 

Recevez, M , Tassarance de ma considöration distinguee. 

Le maire, 
President de la conunission manicipale scolaire. 

Modele No. 4. — LeUre de rappd du maire, 
M • •. 

Far ma lettre en date du j'ai eü Phönneur de vous 

inviter a me faire savoir, conformeroent ä la loi du 28. mar& 1882, 
si vous entendez faire donner l'instruction ä vos enfänts dans la 
faraille, dans T^cole publique ou privee. 

Je n'ai pas re9u de reponse ä cette demande, que je vous 
adressais au nom de la loi. 

Je vous r^itere mon invitation et je dois vous pr^venir qu'aux 
termes de Tarticle 8. de la loi, »en cas de non-d^claration de la 
part des parents, le maire inscrit d'office dans une des Ecoles pub- 
liques les enfants ä Finstruction desquels il n'a pas ät^ pourvu.« 

Le maire, 
' President de la commission manicipale scolaire. 

6, Das Journal officiel vom 3. November publicirte das nach- 
stehende 

Beeret des Unterrichtsministers vom 2, November 1882 an die; Prä- 
fecten, betr. die Entfernung religiöser Abzeichen in Gemeindeschulen. 

Monsieur le prüfet. 

bepuis quelques semaines plusieurs de vos coll^ues ra'ont sig- 
nalä rinsistance avec laquelle on les presse de se prononcer dans une 
questioy qui, ä premi^re vue, ne semblait pas comporter.un aussi 
vif inter^t. Ils s'agit de savoir si Ton'enlevera imm6diatement les 
emblemes religieux qui se trouvent encore dans un certain nombre 
de locaux scolaires. 

Assur^ment la loi du 28. mars, prise dans sa rigueur, implique 
la suppression de tout ce qui donnerait ou conserverait ä F^cole 
publique un caracterc confessionnel. 

Mais dans Tex^cution de cette loi et en particulier dans les 
mesures d'ordre mat^rial qui en doivent däriver, il est naturel de 
distinguer Celles qui s'appliquent aux äcoles nouvelles et Celles qui 
ont pour objet la modification d'installations anciennes. Dans les 
öcoles qui s'ouvrent ou vont s'ouvrir sous le regime de la neutralitä, 
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derenn le seul l^gal, nal ue soogera k demander l'introdnction 
d'embl&mes religieui d'ancnne natare. Qaant k ceux qni se trou- 
?aient.daiis les ^coles anciennes, le 14gUIateur u'en a paa fait I'objet 
d'une preseription expresae et imperative. Le gouvernemeDt , ä qui 
l6 silence de la loi laiase h cet ^gard le choii des voies et moyens 
d'ex^cution, ferait-il sagement de procäder d'^urgence et par mesure 
d'ordre gön^rale ä renlövement de ces emblemes? 

Si jö cro;ais que cette mesui'e föt n^cessalre oa mSme utile ä 
la mise en' vigueur da regime nouveaa, je n'bäaiterais pas ä la 
prescrire, qnelque di&cult^ qu'elle püt soulever. Mais je crois pr6- 
cis^ment le contraiie. 

J'estime, en effet, qae le principal objet de l'acte l^gislatif qni 
a s^parä IMcole de l'Egliae, que aon r^ultat ä la fois le plus im- 
m^diat et le plus efficacedoit etre non la traDsformatiou des locaux 
acolaires, mais celle des programmes, des le9oa8, des exereices, de 
tout ce qui fait l'esprit de l'enseigneraent et la valeor de l'educatioQ. 
La loi du 28. mars n'est pas ua accident , un fait isoi^ dans notre 
lögislation: en söcularisant l'öeole, eile ne fait qu'^tendre le droit 
commun, et en qnelque sorte les principes meines de notre Constitu- 
tion, k l'organisation de ['Instruction nationale, c'eat-ä-dire au seul 
des Services publica qui, jusqu'ici, par une Strange contradiction, eät 
couserv^ l'attacbe professionelle. Par uonsi^quent, tout ce qui tendrait . 
ä rapetisser cette loi, h, la präsenter au pays comme une sorte de 
rfeglement de police des locaux seolaires, h. en inaugurer l'application 
par un semblaut de croisade ' inconoclaste , pourrait bien servir les 
desseins de ses adversaires, mais en alt^rerait la notion lu^me et 
risquerait d'en fafre möconuMtre par lea populations le vöritable ca- 
ract^re et la haute port^e. 

11 n'y a qu'une maoi^re de la bien appliquer, c'est de I'ap- 
pliquer dans l'esprit m^me oü eile a &16 vot^e, dans l'esprit des 
däclarations r^it^r^es du gouvernement, non comme une loi de com- 
bat dODt il faut violemment enlever le auccils, mais comme une de 
cea grandes lois organiqnes qui sont destin^es ä vivre avec le pays, 
ä entrer dans sea moeurs, i faire partie de son patrimoine. 

Je V0U3 autorise donc, monsieur le prüfet, ä ne prescire l'en- 
levement des emblömes que quand et comme vous le jugerez ä pro- 
pos. II ne faut pas que la rigueur de la logique, les injouctions 
des uns, les pötitions des autres Tons tofcent ä prendre des meanres 
intempestives et voua exposent ä porter le trouble dans les familles 
ou dans les ^celes pour häter l'ex^cution d'une räforme tout acces- 
äoire. Je voas donne toute latitude pour tenir compte ä cet ^gard 
du Toeu des populations en reeouraut pour le connaltre ä tous lea 
moyens d'information dont voua disposez. J'ajoute, comme l'avait 
d^jä dit mon honorable präd^cesseur , que , dans les cas oü vous 
croirez devoir ordonner la suppression des emblemea, il conviendra, 
k moins de raison grave , de reporter l'exöcution de cette mesure ä 
l'une des öpoques rßglementaires de vacanees et de ne jamaia la 
laisser accomplir d'une la9on qui puisse froisser la conscienee ou fa- 
Toriser l'agitation facüee q'on voudrait cr6er. 

7* 
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Quant aux iostituteurs et aax institutrices, je vous prie de leur 
adresser en mon nom une seule recommandation , mais absolument 
formelle. Je leur interdis de la mamere la plus eipresse une inter- 
ventioii, une initiative quelconque en cette matiere. Ils s'abstien- 
dront egalement soit d'etablir, soit d'enlever des emblfemes proprio 
motu, soit de prendre part ä des p^titions ou manifestations pour ou 
contre le maintien de ces objets. 

A cet ^gard, et en g^nöral en tout ce qui touche aux questions 
religieuses, c^est un devoir strict pour Finstituteur de rester scrupu- 
leuseoient ötranger ä toutes les polömiques et d'attendre les ordres 
de ses chefs. Si — en dehors des heures de classe et des locaux 
scolaires — - la loi lui laisse la libre disposition de son temps; s'il 
a meme le droit de donner dans ces conditions telles le9ons privöes 
qull jugera convenable, sans en excepter les r^petitions de cat^chisme, 
quelques inconvönients que puisse avoir cet usage de sa libertö , du 
moins en classe et dans Texercice de ses fbnctions , lui est-il rigou- 
reusement interdit , et par la loi et par les reglenäents , de se faire 
ou Tagent ou Tadversaire d^clare de qaelque doctrine, de quelqne 
croyance confessionnelle que ce soit. 

La ligne de conduite que je vöus trabe, nH)nsiear le prefet, ä 
Toccasion de cette question des embl^mes, est ^videmment la meme 
que vous aure2 ä suivre, le cas ech6ant, pour toutes les difficult^s 
analogues qui pourraient surgir. Vous n^accorderez, sous aucun prd- 
texte , ni atermoiement , ni concession qui puisse porter atteinte au 
principe meme de la loi; mais quant aux mesures, indifferentes en 
elles-memes, quant aux d^lais qui vous seront demandäs, non pour 
eluder la loi, mais pour en mieux assurer le fonctionnement , vous 
etes seul juge des menagements ä garder; et, pour en marquer la 
limite dans chaque espece, vous rapellerez toujours que le gouverne- 
ment, plein de confiance dans le bon sens public, a la Prätention, 
tout en faisant respecter la loi, de la faire comprendre et de la faire 
aimer. 

Recevez, monsieur le prüfet, l'assurance de ma consid^ration 
tres distingu^e. 

Le ministre de Tinstruction publique et des beaux-arts : 

J. Duvaux. 

7. Statt der Beligion sollen die Kinder in den Schalen Frankreichs jetzt 
Politik lernen. »Ja, die Politik,« sagte Minister Duvaux, Anfangs October 
1882 bei einer Schuleinweihang in Tatonville, »hat ihren gegründeten Platz in 
der Schale f d. h. die Lehre alles dessen, was sich aaf unsere Constitution and 
auf die Gesetze bezieht, die ans regieren and denen wir zu gehorchen haben. 
Ist nicht die Politik überall? ist sie z. B. nicht auch in der Geographie? Wenn 
der Lehrer seinen Zöglingen eine Karte von Prankreich zeigt and wenn er den 
Finger des Kindes aof den schwarzen Fleck fahrt, ^wo vor wenigen Jahren unsere 
östä&en Provinzen gewesen, hat das Kind nicht das Becht zu fragen, welche 
Begierung diese Provinzen überliefert hat?« u. s. w. 



Vit. 
Adresse der Seelsorgsgeistlichkeit der Dii 

" an Se. königliehe Hoheit den Grossheraog «. 

»Mit ehrfurchtsvollem Vertrauen naht 3ich die 
unterzeichnete Seelsorgsgeistlichkeit der Diöcese M 
Ew. königlichen Hoheit, um wegen des gegenwS 
Nothstandes in der Diöcese AUerhOcbstderselben i 
Stellung alleruDterthänigst zu unterbreiten. 

Die vor sieben Jahren erlassenen fünf Kirel 
wesentlieh das auf Grund staatsrechtlicher Verträge 
üebuDg zu Recht bestehende Verhaitnias der ka 
zur Staatsgewalt und verletzen die unter dem Sc 
Verfassung stehende Verfassung der katboUschen E 
Funkten. 

Die katholischen Geistlichen haben vor -wie' r 
Gesetze in voller Einmöthigkeit mit ihrem nunmel 
verewigten Bischöfe die Erklärung abgegeben , das 
und Priestereid nicht gestatten , zur Durchfubrunj 
Staatsgewalt einseitig erlasseneu, auf das innerste I 
öbergreifendea Gesetze mitzuwirken. Bis zur Stun 
unterthänigste Seelsorgsgeistlichkeit diese ihre Gi 
ändern vermocht, wohl aber hat sie seither stillsi 
Geduld alle Uaehtheile ertragen, welche ihre Qe 
selbst in Folge dieser Gesetze erlitten haben. 

Was zunächst die grossen Naehtheile ffir i 
anlangt, so bitten wir Ew. königliche Hoheit, all 
statten, Hochderen Aufmerksamkeit vorzugsweise au 
zu lenken. 

Achtundzwanzig katholische Pfarreien des i 
sind verwaist und entbehren der ordnUngsmässigen 
mit grossen Opfern an Geld und Zeit kdnnen di 
eher Pfarreien kaum ihre nöthigsten religiösen Be( 
gen, während doch ihre Vorfuhren zu diesem Zwec] 
dotirt haben. 

Die religiös-sitiliehen Zustände in diesen Pfai 
Tag zu Tag besorgnisserregender. Die Verwildei 



I 

102 SeelsorgsgeistL d, Diöc, Mainz, Juni 1882, an Grrossh, u. Hessen* 

nimmt in immer höherem Masse zu, während die Achtung vor 
der Autorität , der elterlicheiü als der weltlichen und geistlichen, 
immer mehr schwindet. Diesen sittlichen Niedergang in manchen 
Gemeinden dürften wohl auch die grossherzoglichen Staatsbeamten 
auf die Verwaisung dieser Pfarreien zurückzuführen in der Lage sein. 

Die schädlichen Folgen dieser Gesetze beschränken sich übri- 
gens nicht bios auf die verwaisten Pfarreien , sondern dehnen - sich 
über das ganze Bisthum aus. Der ganze Körper leidet, wenn ein 
Glied leidet. Den Schmerz , welchen ein Pünftel unserer Pfarreien 
darüber empfindet, dass ihnen durch die Gesetze eine geordnete 
Seelsorge vorenthalten wird, empfinden in gleicher Weise alle Katho- 
liken des ganzen Grossherzogthums , und die Missstimmung, welche 
dadurch hervorgerufen wird, kann unmöglich vom Heile sein. Wenn 
diese Missstimmung sich bisher weniger laut bemerklich machte, so 
hat dieses seinen Grund theils darin, dass die Geistlichen bis zur 
Aufreibung ihrer Kräfte Aushilfe leisteten, theils aber auch in der 
Hoffnung, dass die Gross herzogliche Regierung sich zur Anbahnung 
des kirchlichen Friedens ehestens bereit finden würde. 

In manchen Gemeinden, welche kränkliche oder altersschwache 
Seelsorger besitzen, stellt sich die Berufung eines HilfsgeistUchen als 
dringendes Bedürfniss dar. 

Ganz ^ besonders V schmerzlich wird in der ganzen Diöcese em- 
pfunden, dass der bischöfliche Stuhl schon seit fünf Jahren ver- 
waist ist. 

Besorgnisserregend ist auch die Thatsache, dass in den letzten 
sieben Jahren in Folge der Schliessung der Convicte und der theo- 
logischen Lehranstalt zu Mainz die Zahl der Theölogiestudirenden in 
ausserordentlicher Weise abgenommen hat. Während nämlich die 
Zahl der neugeweihten Priester früher durchschnittlich im Jahre 
zehn bis zwölf betrug, beträgt sie jetzt nur zwei bis drei und wird 
die Folge davon sein, dass viele Seelsorgsstelleu späterhin gar nicht 
besetzt werden können. 

Was dann die Nachtheile dieser Gesetze für die Geistlichkeit 
anlangt, so erlauben wir uns Ew. Königlicfhen Hoheit nur das Eine 
unterthänigst anzuführen, dass die noch nicht als Pfarrer angestell- 
ten Geistlichen zur • Uebernahme eines Pfarramtes nicht gelangen 
können, sondern nothgedrungen weit über die übliche Zeit hinaus, 
manche jetzt schon in ihrem achtzehnten Priesterjahre in ihrer 
Stellung als Kapläne verbleiben müssen. Ebenso sind Pfarrer, welche 
gering dotirte und mitunter sehr schwierige Pfarreien besitzen , ge- 
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zwnDgen, in dieser tranrigen Lage zu verharren, weil sie eine Be- 
förderung unter dem Drnake der Gesetze nicht erlangen köjiaen. 

Wenn vor einiger Zeit eine Ew. Königlichen Hi 
thänigst unterbreitete Voratellung dieser Misastände 
herzoglichen Ministerium des Innern und der Justiz 
wurde, dass die kirciiliche Behörde dieselben verachi 
wir UH8 verpflichtet, vor dem Throne Ew. Königl. B 
heben, dass nach unserer festen Ueberzengung unseri 
hörde keinen Aagenblick zögern wnrde , den verwaii 
Pfarrer zu gehen, wenn Pflicht und Gewissen es ihr 
durch die genannten Eirchengesetze bei Besetzung 
Stellen geforderten Bedingangen zu erfüllen. 

Da nur eine klare und volle Einsicht in unsere 1 
läge zum Heile fahren kann, so wolle es Ew. Königl 
anterthänigst unterzeichneten Seelsorgsgeistlicbkeit : 
in dieser nnterthänigsten Torstellung änf einige sehä 
der -in Bede stehenden Gesetze hingewiesen zu h^ben 

Die Liebe zu Kirche und Vaterland , zu Fürst 
sie zu diesem Schritte getrieben. Ebendieselbe Liebi 
vor dem Throne Ew. Königlichen Hoheit die all« 
Bitte auszusprechen , AUerhÖchstdieselben möchten 
Notbstand der Katholiken des Bisthums Mainz a 
Erwägung ziehen und auf die Ew. Köuiglichen I 
scheinende Weise für Aufhebung oder Abänderung 
Kirchengesetzgebung und damit für Abhilfe des gesc 
Standes Fürsorge treffen zu wollen. 

Bereits ist in Preussen ein wirksamer Anfang g 
die unseligen Folgen der dortigen Kirchengesetzgebun 

Aach in Baden haben die Verhandlungen zU] 
kirchlichen Verhältaisse und in letzter Zeit zur Best 
bischöflichen Stuhles geführt. Gewiss dürfen auch 
des Grossherzogthums Hessen die baldige Wtederbert 
schwer gestörten religiösen Friedens erhoffen. 

Wir haben darum' das zuversichtliche Vertrauen, ( 
liehe Hoheit den Gerechtigkeitssinn und das Wohlwollen, 
ihre katholischen Unterthanen sich auch stets versicl 
dieser so hochwichtigen Angelegenheit zn bekunden ge 

Maine, den 24. Juni 1882. 



VIII. 
Das preussische Sperrgesetz und die Vacaturgehälter. 

Mit Becht muss es anffallea, dasä seit Ericas des Sperrge- 
setzeB vom 22. April 1875 von keiner Seite die für die katholischen 
PfarrgemeindeD in Preussen iu fioanzieller Bedeotang hochbedeut- 
same Frage besprochen worden ist: «w» nach dem Tode der 
^arrer und sonstigen mit Staatsgehdlt dotirten Geistlichen die 
. StatUsleistmigen zukommen: ob der Staat berechtigt ist, dieaeVuca- 
turgehälter, - wif ea factisch seit Juli 1875 geschieht, in seinen Caaaen 
znrückztibehalten, oder ob der Staat nach dem Ableben der Inhaber 
geistlicher Stellen diese Qelder, nngeachtet des Sperrgesetzes, an die 
Kirchen, Pfarrstetlen und Beneßcien nach wie vor auszuzahlen hat? 
Wir entnehmea darüber der .Köln. Volksztg.c 1882 Sr. 304 I. Bl. 
folgenden beachtenswerthen Artikel : 

Vacaturgehälter (IntercalargefäUe) sind jener Antheil des Er- 
trages einer Kirchenpfrunde, der während der jedesmaligen Erledigung 
derselben deductis deducendis (unter Berücksicbtignng der erforder- 
lichen Abzflge) berechnet und ordnungsma^sig derjenigen Kirche zo- 
fliesst, an welcher das Kirchenamt gestiftet ist. Der Regel oaoh 
würde also darunter der nach Abzug der interimistischen Verwal- 
tungshosten verbleibende Ertrag der Amtseinknnfte vom Tage der 
Erledigung der Pfründe bis zum Tage der Wiederbesetznng dersel- 
ben begriffen sein. Die Normen, nach welchen die Berechnung und 
Verwendung der IntercalargefäUe zu geschehen hat, sowie auch die 
Bestimmnngen darüber, wem, dieser Antheil des Pfründeertrages zu- 
fällt, sind in Deutschland durch Landesgesdee und Diöeesanstaivten 
fesl^estellt und müssen daher aus dem Particularrecht geschöpft wer- 
den. Was bestimmt nun das Particularrecht im Königreich Preussen 
in Bezug auf die Vacaturgehälter der geistlichen Stellen? 

In Preussen ist der nach Abzug der Vicarirungskosten während 
der Vacatnr erlaufene Pf rflndebetrag , welcher, wo nicht eine beson- 
dere Nachfrist gesetzlich oder herkömmlich ist, vom Sterbetage des 
Verstorbenen bis zur Ernennung seines Nachfolgers berechnet wird, 
der bürdenden Kirche zugesprochen (Allgemeines Landreeht, Theil 
II. 11, g. 852). Nach dieser geaetKlichen Bestimmung waren also 
in den Diöcesen Posen-Gnesen , Breslau, Culni und Ermland überall 
da, wo seil dem ^errgesete Pfarrer und Inhaber sonstiger geistlicher 
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vom Todestage derselben ab die Staats- 
endea Kirchen auszazahlen. In BeziehoDg 
Einkünfte erledigter katltoliachei Curat- 
Iprengel von Faderborn und in den anf der 
nen Theilen des Drzbiethums EGln nnd der 
Trier gelten die Bestimmungen des Gesetzes 
es in §. 8. verordnet : »Sollte die Wieder- 
Steile sicii über die Zeit hinaus yerzßgem, 
Beneficiaten das Einkommen der Stelle zu 
geniessen haben, so ist das hieraus entstehende Ersparniss nach 
näherer Bestimmung der bischJtflichen Behßrde zum Besten des 
Beneäciums zu verwenden.« In den anf der linken Rbeinseite ge- 
legenen Theilen des Erabisthums Köln und der BisthQmer Mflnster 
und Trier gelten die Bestimmungen des kaia. französ. Decrets über 
die ErhaituDg und Verwaltung, der Qüter des Klerus vom 6. No- 
vember ISIS, welches in Art. 24. feststellt: >Die Einkünfte, welche 
vom Tage des Anfanges der Erledigung einer Pfarrei bis zum Tage 
der Ernennung gelaufen sind, werden in die Kiste mit drei Schlüs- 
seln zurückgelegt, um zu den Haupt'Separaturen verweudet zu wei- 
den, welche in GemJlasheit des Art. 13. etwa an den zur Dotation 
gehörigen öebäulichkeiten vorgenommen werden müssen.« Der Geist- 
liche, welcher die Pfarrei verwaltet, soll nach dem Decret vom 17. 
November 1811 ausser den Casualien, auf welche der Pfarrer ein 
Recht gehabt bat, auch noch eine Entschädigung erhalten. >Diese 
VerfögBng,« heisst es in Art. 27. des Decretea vom 6. November 
1813, isoU auch auf jene Pfarreien und Succarsalen angewendet 
werden, deren Gehalt entweder ganz oder zum Theil durch den 
Staatsschatz bezahlt wird.« Für das Bistham Limburg besteht ein 
Central- oder allgemeiner Kirchenfonds , in weichem die von dem 
Sterbemooat bis zur Wiederbesetzung der durch den Tod erledigten 
Pfründen deeuctis eipensis öberschflssigen IntercalarfrÜchte fliessen 
(Grossherzoglich Nassauisches Edict vom 9. October 1827, §. 1. 
Nr. 9). 

In allen Bisthömern der prenssischen Monarchie ist hiernach 
durch Recht nnd Gesetz Über die Vacatnrgehälter nach den vor- 
stehend angegebenen Normen Bestimmung getroffen. Die Gehälter, 
auch die Staatsleistungen , müssen für die gesetzlich festgestellten 
kirchlichen Zwecke verwendet und ausgezahlt werden, einerlei, ob der 
mit Staatsgehalt dotirte Geistliche lebt oder gestorben ist. Es wur- 
den daher auch die Vacaturstaatsgehälter in der gesetzlich vorge- 
schriebenen Weise stets ausgezahlt bis zam Jahre 1875 , wo das 
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Sperrgesetz in Kraft trat. Wenn die königliche Staatsregierang von 
da ab die Tacatorgehälter einhält, so scheint es, dass sie ihr Ver- 
fahren darch Bestimmungen des Sperrgesetzes glaubt rechtfertigen 
zu können. Es ist dies indessen ein grosser Irrthum. 

Das Sperrgesetz sagt im §, 1: »In den Erzdi^cesen Köln, 
Ghiesen and Posen , ^en Diöcesen Culm , Ermland , Breslau , Hildes- 
heim, Osnabrück, Paderborn, Münster, Trier, Fulda, Limburg, sowie 
in den preussischen Antheilen der Erzdiöcesen Prag, Olmütz, Frei- 
barg und der Diöcese Mainz werden vom Tage der Verkündigung 
dieses Gesetzes ab sämmtliche für die Bisthümer, die zu denselben 
gehörigen Institute und die Geistlichen bestimmte Leistungen aas 
Staatsmitteln eingestellt.« Auf diese Bestimmung hin sind gesperrt 
worden die Staatsleistnngen für die Bischöfe, die Domcapitel, die 
Seminare, die Emeriten- und Demeritenfonds und für die Geistlichen 
überhaupt. Das Sperrgesetz redet aber mit keiner Silbe von Einbe- 
haltung der Staatsleistungen an die Kirchen, Beneficien und sonstp- 
gen Cetüralfonds, Diese Leistungen sind denn auch vor wie nach 
Erlass des Sperrgesetzes ausgezahlt worden; letzteres will nur die 
Geistlichen treffen, und sollen die Geistlichen allein durch die Ein- 
behaltung der Staatsleistungen zur Befolgung der Maigesetze ge- 
zwungen werden. 

Aus Vorstehendem ergibt sich , dass in allen Bis£hümern 
Preussens überall da, wo ein in den Staatsleistungen seit 1875 ge- 
sperrter Pfarrer oder sonstiger Geistliche gestorben ist, vom Sterbe- 
tage desselben ab die Vacaturgehälter dauernd und fortlaufend aus- 
gezahlt werden mussten, sei es an die betreffenden Kirchen oder 
Beneficien oder, wo solche bestehen, an die Centralkirchenfonds. 
Der Schaden , welcher durch die Zurückhaltung dieser Einkünfte 
in den Staatscassen die Kirchen, Beneficien und sonstigen kirch- 
lichen Fonds seit 1875 getroffen hat und noch tnfft, ist ein über- 
aus grosser. 

Da wir der festen Ueberzeugung sind, dass die Einbehaltung 
der vorhin gedachten Vacaturgehälter weder rechtlich noch g^esetz- 
lich aufrecht erhalten werden kann, so ist es ein'e Fflickt der Kirchen- 
vorstände, bei jenen Kirchen, welche durch den Tod der Pfarrer oder 
anderer Beneficiaten verwaist sind^ vom Fiscus die zurückbehaltenen 
Vacaturgehälter vom Tode der betreffenden Geistlichen ab zu recla- 
miren, und deren Weiterzahlung für die Zukunft zu verlangen. Wir 
zweifeln nicht, dass, wo Recht und Gesetz mit solcher Klarheit 
reden, und da nach den neuesten Zeitungsmittheilungen über 15 Mil- 
lionen Mark gesperrter Staatsleistungen in den Staatscassen sich be- 
finden sollen, diese Beclamationen den beabsichtigten Erfolg haben 
werden. Im entgegengesetzten Falle würde der Weg Rechtens zu 
bestreiten sein.« 
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Ein maigesetzliches Urtheil des Berliner Kammergerichts vom 
. 26. October 1882. 

Der Strafsenat des Berliner Kammergerichts hat am 26. Oo 
tober 1882 in der Revisionsinstanz «ine in Bezug ^uf die Beurthei- 
lang gewisser Theile der ^Maigeset^t principiell and praktisch 
wichtige nnd einschneidende Entscheidang gefällt, welcher folgender 
Thatbestand zu Grunde liegt: Der Pfarrer Peter Boperte bu Ahr- 
weiler hatte von Ehrenfeld aus an einen Kaplan N. daselbst folgen- 
des Schreiben gerichtet: » In. Folge Ihres rhehrf ach Aergerniss geben- 
den Lebenswandels untersage ich Ihnen hiermit nach vorhergehender 
Berathung mit dem Herrn Dechanten Weisshaupt die Ausübung der 
priesterlichen Functionen in der hiesigen Pfarre.« Dem N. worden 
sodann auch die Paramente und die zur Ausübung des Gottesdienstes 
ndthigen kirchlichen Gefässe verweigert Auf Grund dieses Thatbe- 
standes erhob nun die Staatsanwaltschaft gegen Boperts und Weiss- 
hanpt die Anklage, geiheinschaftlich als Kirchendiener und auf An- 
ordnung des »aus seinem Amte entlassenen« Erzbischofs von Köln 
eine saspensio ex informata conscientia, also ein bisdiöfliches Becht 
ausgeübt zu haben, und beantragte gegen beide die im Gesetz vom 
5. Mai 1874 vorgesehene niedrigste Strafe von je sechs Monaten 
Gef&ngniss. Die Angeschuldigten bestritten , dass sie vom Herrn 
Erzbischof Melchers den Auftrag zur Massregelung des p. N» er- 
halten, vielmehr hätten sie nur aus eigener Initiative gehandelt; das 
Recht, welches die Pfarrer in Bezug auf Aergerniss gebende Laien 
haben, müssen ihnen noch mehr gegenüber einem ihnen unterstellten 
Geistlichen zukommen. Die I. Strafkammer des Landgerichts zu 
Köln, bei welcher die Sache am 13. Juni c. zur Verhandlung kam, 
sprach die Angeklagten frei, kdem sie u. A. Folgendes au^hrte: 
Im §. 4. des Gesetzes vom 5./5. 74 wird mit Strafe bedroht, wer 
vor der eidlichen Verpflichtung bischdfliche Rechte der im §/1. be- 
zeichneten Art, demnach auch ein einzelnes Recht ausübt. Als 
Sinn des Gesetzes muss jedoch etwas Anderes angenommen werden. 
Die eidliche Verpflichtung, von welcher im §. 4. die Rede ist, soll 
nach den §§. 2 und 3. des Gesetzes nur Demjenigen abgenommen 
werden, welcher den ihm ertheilten kirchlichen Auftrag darthut. 
Solche Aufträge aber werden nur ertheilt, wenn das bischöfliche Amt 



. ' • .\ 



108 Ein maiges* Urtkeil des Berl. Kammergerichts v. 26. Od. 1882, 

als solches ausgeübt werden soll, sei -es seinem ganzen Itihalte nach 
oder nur für einen einzelnen Tbeil und für eine einzelne Handlang. 
Da die Strafbestimmung des §. 4. wegen der Worte »vor der eid- 
lichen Verpflichtung«« im engsten Zusammenhang steht' mit den 
|§. 2 und '3, und da angenommen werden muss, dass bei Abfassung 
dieser Paragraphen das katholische Eirchenrecht berücksichtigt wer- 
den sollte, so kann im §. 4. nicht ein blosser JJehergriff in die 
bischoflichen Rechte, sondern nur eine solche Handlung mit Strafe 
bedroht worden sein, aus welcher eine Anmassung des bisehOflichea 
Amtes im Ganzen oder einzelner Befugnisse desselben sich ergibt. 
Dasselbe folgt aus dem angedrohten Strafmasse, welches nicht unter 
sechs Monat Gefängniäs betragen soll und bis zu zwei Jahren gehen 
darf. Es würde mit dem Stralbystom der Maigesetze in vollem 
Widerspruch stehen, wenn eine so strenge Strafe schon wegen eines 
einzigen Uebergriffs in die bischöflichen Rechte verhängt werden 
könnte. Daher erscheint der Schluss gerechtfertigt, dass dieselbe 
Unterscheidung, welche im §. 5. des Gesetzes vom 14. Juli 1880 
(das sog. Licenzgesetz) bei Beschränkung einer von den Vorschriften 
der lilaigesetze gestatteten Ausnahme zum Ausdruck gekommen ist, 
zwischen der einzelnen Amtshandlung und der Absicht, das betraf- 
fende Amt zu übernehmen, bei der Anwehdung des Gesetzes vom 
20. Mai 1874 vorausgesetzt ist. Eine derartige Absicht ist aber bei 
Bopertz und Weisshaupt nicht erwiesen. — Die Staatsanwaltschaft 
legte gegen die freisprechende Entscheidung beim Eammergericht, ' 
als dem höchsten Gerichtshof für die Landesstrafgesetzgebung , Re- 
vision ein, Folgendes ausführend: Ropertz und Weisshaupt haben, 
indem sie über den Kaplan N) die Suspension verhängten, eine nur 
den Bischöfen zustehende Befugniss ausgeübt. Nachdem das Gericht 
die Ansicht gewonnen hatte, dass diese Ausübung nicht auf Anord- 
nung oder im Auftrage des »früheren« Erzbi^chofs von Köln statt- 
gefunden, musste es in der Erwägung, dass. ein Auftrag irgend einer 
anderen der im §. 5. des cit. Gesetzes bezeichneten Personen nicht 
nachzuweisen und auch nicht anzunehmen war, gegen die beiden 
Angeklagten, weil sie vor der vorgeschriebenen eidlichen Verpflichtung 
bischöfliche Rechte ausgeübt hatten, die Straf bestimmung des §. 4. 
des cit. Gesetzes anwenden. Die Gründe, aus denen das Gericht die 
Yernrthdlung abgelehnt hat, erscheinen hinfällig. Das Erkenntniss 
nimmt an, der §. 4. beziehe sich nicht auf einzelne üebergriffe in 
bischöfliche Rechte, sondern auf die Anmassung des ganzen bischöf- 
lichen Amtes oder einzelner Befugnisse desselben. Abgesehen davon, 
dass diese Unterscheidung überhaupt nicht präcise erscheint , findet * 



Ein maiges. Urtkeü des Berl Kammerg erichts v, 26. Od, 1S82. XQ9 

sie auch in dem Ges^etze keinerlei Bestätigung. Das Gesetz kennt 
diese Unterscheidung nirgends, es rerbietet die Ausübung bischöf- 
licher Kechte überhaupt. Das Gesetz kann unmöglich gewollt haben, 
dass derjenige, der im Auftrage eines Anderen ein bischöfliches Becht 
ausübt, zu einer verhältnissmässig hohen Strafe verurtbeilt werde, 
dass Derjenige, aber, der aus eigenem Antriebe genau das Nämliche 
thut, straflos bleibe. Im Uebrigen durfte das Gericht nicht ausser 
Augen lassen, dass, falls weder §. 4. noch 5. des betr. Gesetzßs far 
anwendbar erächtet wurde, doch immer die Ausübung einzelner 
bischöflicher Rechte seitens der Angeklagten unter die ^allgemeine 
Strafbestimmung des citirten Art. 2. der Declaration vom 21. Mai 
1874 fiel lind event. eine Verurtheilung dieserhalb erfolgen musste. 
Der Oberstaatsanwalt vertrat im Audienztermin dieselt^en Ansichten 
und beantragte Vernichtung der Vorentscheidung und Verweisung 
der Sache behufs anderweiter Feststellung und Aburtheilung an das 
Landgericht zu Düsseldorf. Der Senat schloss sich hierauf nach 
langer Berathung völlig den Ausführungen der Staats- bezw. Ober- 
staatsanwaltschaft an und erkannte dem Antrage der letzteren ge- 
mäss auf Ueberweisung der Sache an das Landgericht Düsseldorf. 
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X. 

Kirchenpolitische Entscheidungen des deutschen Reichsgerichts. 

I. UKtkeü vom 28. Märg 1882 in Sachen des linksrheinischen 

PfarrzusategehciUes. 

Der katholische Pfarrer von Neu/nkirchen bei Ottweiler musste, 
weil in Folge einer Verfügung der Regierung zu Trier die Gemeinde- 
kasse nicht mehr das versprochene Zusatzgehalt zählte, die Gemeinde 
verklagen. Die Sache wurde am Landgericht zu Saarbrücken am 
10. Februar 1881 und am Oberlandesgericht zu Köln am 22. Oc- 
tober 1881 zu Gunsten des Klägers entschieden. Die verklagte Ge- 
meinde ging aber bis an's Heichsgerkht zu Leipzig^ und auöh dieses 
entschied zu Gunsten des Klägers. 

Das Erkenntniss des Reichsgerichtes lautet : 

In Sachen der Gemeinde Neunkirchen, vertreten durch ihren 
Burger meister und Orts Vorsteher Franz Daniel JongneU daselbst und 
Genossen, Beklagten und Revisionskläger, wider den zu Neunkirchen 
wohnenden katholischen Pfarrer Adolph Meyer^ Kläger und Be- 
visionsbeklagten , hat das Reichsgericht, Zweiter Givilsenat, aiif die 
mündliche Verhandlung vom 28. März 1882 unter Mitwirkung des 
Präsidenten Er. Bingner uad der Reichsgerichtsräthe Dr. Wemu^ 
v. Gmelin^ Eüger^ Widfertj Dr. Dreyer und Bettels für Recht er- 
kannt: die gegen das ürtheil des 4. Civilsenats des königlichen 
Oberlandesgerichtes zu Köln vom 22. October 1881 eingelegte Re- 
vision wird zurückgewiesen^ und haben die Revisionskläger die Kosten 
dieser Instanz zu tragen. 

Thatbestanä. Zufolge eines von der königlichen Regierung 
zu Trier bestätigten Sammt-Gemeinde-Bqthsbeschlusses vom 3. Ja- 
nuar 1867 ist, dem Antrage des katholischen Kirchenrathes zu Neun- 
kirchen stattgebend , die ' Erhöhung des Zuschussgehaltes für den 
Pfarrer der katholischen Pfarrei zu Neunkirchen aus den Kassen der 
GemeindiBn Neunkirchen, Nieder-Neunkirchen , Kohlhof und Welles- 
weiler bis zum Betrage von 250 Thlr. per Jahr vom 1. Januar 1867 
ab bewilligt worden. Der Kläger hat desshalb Festsetzung der Ver- 
pflichtung der Gemeinden zur Zahlung eines Zusatzgehaltes von 
750 M. per Jahr verlangt und gleichzeitig für die Zeit vom 1. April 
1875 bis 1. October 1880 den Betrag von 4125 M. als rückständiges 
Gehalt nebst Zinsen eingeMagt. Durch ürtheil vom 10. Februar 
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1881, auf dessen Thatbestand und Gründe verwiesen wird, hat das 
königliche Landgericht zu Saarbrücken dem Elage-Petitum gemäss 
erkannt und den Beklagten die Kosten zur Last gelegt; 

in Erwägung, dass, wenn auch die Civilgemeinden gesetzlich 
nicht verpflichtet sind, dem Pfarrer eine Gehältszulage zu seinem 
Staatsgehalt zu gewähren, dieselbe eine solche Verpflichtung un- 
zweifelhaft freiwillig und im Wege des Vertrages übernehmen können ; 

dass nun Untergebens der durch die königliche Begiemng zu 
Trier genehmigte Gemeinderatbsbeschluss vom 3. Januar 1867, auf 
welcheja Kläger die Verpflichtung der Beklagten zur Zahlung der 
Pfarrgehaltszulage gründet, nach der demselben vorhergehenden Ver- 
handlung des Kirchenrathes vom 25. November 1866, sowie dem 
Wortlaut nach die freiwillige Uebernahme dieser in Gemässheit des 
Gesetzes vom 14. März 1845 den Confessionsgenossen obliegende 
Verbindlichkeit enthält; 

dass die Auslegung des ' fraglichen Beschlusses um so unbe- 
denklicher erscheint, als einerseits der Gemeinderath in keiner Be- 
ziehung Organ der Kirchengemeinde ist, also auch nur die Civilge- 
meinde verpflichten kann; anderseits aber auch der Beschluss nicht 
ein Mal die Bestimmung enthält, däss die Zulage nur von den be- 
treffenden Confessionsgenossen aufgebracht werden solle, eine Be- 
stimmung, die übrigens das Rechtsverhältniss zwischen Gemeinde 
und Pfarrer zu tangiren nicht im Stande wäre; 

dass, wenn sonach die Beklagten dem Kläger als Inhaber der 
Pfarrstelle zu Neunkirchen zur Zahlung der Gehaltszulage verpflichtet 
sind, auch der von den Beblagten angezogene §. 1. des Gesetzes vom 
14. März 1880 an dieser Verpflichtung < nichts geändert hat, indem 
derselbe in Absatz 3. ausdrücklich bestimmt, dass die aus, privat- 
rechtlichen Titeln entspringenden ^Verpflichtungen der bürgerlichen 
Gemeinden nicht unter die Bestimmung des in Bede stehenden Ge- 
setzes fallen ; 

dass zwar die Beklagten aufstellen, die fragliche Verbindlich- 
keit beruhe auf öffentlichem Becht und sei daher auf die Kirchen- 
gemeinde übergegangen, dass aber offenbar der vom Kläger geltend 
gemachte Anspruch privatrechtUcher Natur ist, indem derselbe nicht 
auf einer allgemeinen gesetzlichen Verbindlichkeit, beziehungsweise 
einem dem Gebiete des öffentlichen Rechts angehörenden Be- 
steuerungs-Act beruht, vielmehr nur durch Bewilligung seitens der 
Beklagten begründet worden ist, also auf einen speciellen Bechtstitel 
sich stützt; 

dass insbesondere auch §. 7, Absatz 2, des genwnten Gesetzes 
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die Qemeinden zur Ablösung der in Kuschüsseu zu den Kosten ffir 
ordratlicbe kirchliche Bedarfoiaae der Kircheagenieinde bestehenden 
Leistun^n befugt erklärt, damit also implicite ausspricht, dass der- 
artigä Verpäichtungeu, zu denen jedeofaUs das (behalt tür^den Pfar- 
rer zn rechnen ist, nicht auf die Kirchengemeinde übergegangen siod; 

dasa, wie hiernach den GericbteD die Entscheidung über die 
Rechtsverbindlich keit einer solchen einem privatrechtlichen Titel ent- 
springenden Yerpflichtung gebührt, so auch die Civilgemeinden, die 
Beklagten also im vorliegenden Falle, nach Erlass des Gesetzes vom 
14. tiktz 18S0 zur Fortgetrährung der diesfallsigen vertragUcben 
Leistungen verpflichtet sind. 

Die Beklagten legten Berufung ein; dieselbe ist aber durch 
ürtheil des königlichen Oberlandesgerichts zu Köln vom 22. October 
1881, anf welches Bezug zu nehmen, lediglich aus den als zutref- 
fend erachteten Gründen des ersten Richters zurückgewiesen wordeo. 

Entscheidungs^nde. Die gegen das Drtbeil des Oberlandes- , 
gericbts eingelegte Bevisioa kann einen Erfolg nicht haben. 

Cnzutrefiend erscheint zunächst die Rüge der Beklagten, welche 
sich aut die Behauptung stützt, daas ' es sieb hier um eine auf öf- 
fentlichem Becht beruhende und desshalb nach §. 1. des Gesetzes 
vom 14. März 1S80 auf die Eirchengemeinde übergegangene Ver- 
pflichtung htmdele. , 

Zufolge §. 2. des Gesetzes vom 14. März 1845 lag die Auf- 
bringung der ordentlichen kirchlichen Bedürfnisse , zu welchen auch 
das Ffarrgehalt gehört', lediglich den Gonfessionsgenossen obt nur 
waren Zuschüsse zu den Kosten für die Bedürfnisse, welche bei Ver- 
kündigung des genannten Gesetzes bereits aat dem Haushalts-Etat 
der bürgerlichen Gemeinden standen , von diesen bis zum Eintritt 
veränderter Umstände fortzngewähren, g. 1. leg. cit. 

Ausser diesem Falle konnte seitdem also von einer anf öfTeot- 
lichäm Rechte bemhenden Verpflichtung der letztem, Beiträge zu 
den kirchlichen Bedürfnissen zu leisten, nicht mehr die Rede sein. 
Wenn daher unter Herrschaft des bezogenen Gesetzes eine Civilge- 
meinde, wie hier geschehen, Zuschüsse zn dem von der Kirchenge- 
meinde aufzubringenden Ffarrgehalte bewilligte, so war das lediglich 
die üebernahrae einer fremden Verbindlichkeit, und eine solche ist 
ancb nach §. 1. al. 2. des Gesetzes vom 14. März 1880 mit Ge- 
nehmigung des RegieruDgs-Präsidenten fernerhin gestattet. 

Dass im gegenwärtigen Falle ein privatrechtlicher Titel, wie 
ihn das ak 3. des §. l. dieses Gesetzes voraussetzt,' um desswillen 
nicht aozanehnaeo sei, weil es an jeder Feststellung über die Person 
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des Gegen-Contrahenten und dessen Acceptation mangele, ist ein ver- 
fehlter Angriff; der Antrag auf Bewilligung des fraglichen Zuschusses 
ist Tom Eirchenrathe der katholischen Gemeinde — wie es keiner 
Ausführung bedarf — zugleich im Interesse derselben und des Pfar- 
rers gestellt worden und darauf der zustimmende Beschluss der Be- 
klagten erfolgt. Der Kläger seinerseits hat sodann auch die Bewil- 
ligung dadurch acceptirt, dass er die jährlich geleisteten Zahlungen 
annahm. In dieser Beziehung kann also ein begründeter Zweifel 
nicht obwalten und hat auch in den Yorinstanzen ein Bestreiten 
nicht stattgefunden. 

Wie es ferner für die Bevision von Bedeutung sein soll, dass 
die fragliche Bewilligung in Form eines Gemeinderathsbeschlusses 
erfolgtest, erscheint nicht ersichtlich. 

Endlich kann auch nicht mit dem Beklagten anerkannt werden, 
dass hier eine der gesetzlichen Form entbehrende Schenkung vorliege. 
Es handelt sich um einen Zuschuss zum Gehalt des Klägers, wel- 
ches eiü Aequivalent für die Ausübung seiner pfarramtlichen Function 
bildet, und an dieser letztem habeii auch die Beklagten, wie nicht 
weiter auszuführen, ein naheliegendes Interesse. 

Hiernach wgir die Revision, wie geschehen, unter Kostenfolge 
zurückzuweisen. 

gez. Dr. Bingner, Dr. Wern/s. v, Ghnelin. Büger. 
WulferL Dr. Dreyer. Bottels. 

Verkündet in der öffentlichen Sitzung des II. Civilsenats des 
Reichsgerichts vom 28. März 1882. 

2. Urtheil des Reichsgerichts^ IL Hilfssenats ^ vom 18. September 
1882^ hetr. Recht der Anpflanzung auf einer Begrähnissstelle. 

Der Erwerber der Begrabnissstelle hat auf einem Kirchhofe 
im Geltungsbereiche des preuss. AUgem. Landrechts ein dingliches 
Eecht an der von ihm erworbenen Stelle, welche er zu allen Zwecken 
benutzen kann, die in der allgem. Volkssitte bei Begräbnissstellen 
hergebracht sind. Er darf also beispielsweise, gleichviel, ob eine 
Beisetzung auf der Stqlle bereits stattgefunden hat oder nicht, die 
Stelle nach seinem Geschmacke durch Anpfiansungen schmücken 
und verzieren, und er hat dem Eigenthümer des Kirchhofes gegen- 
über ein Recht auf den Fortbestand dieser Anpflanzungen. 
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XI. 

Die Verträge Ober die religiöse : Erziehung der Kinder ' 

nach einer Entscheidtmg des hayer. Verwaltungsgerichtshofs vom 

.12, August 1882. 

Der IT. Senat des bayer. Verwaltungsgerichtshofs hat am 12. 
August 1882 folgendes besonders für die Rheinpfalz wichtiges Er- 
kenntniss gefällt, welches im schroffen Gegensatze 'zu der seitherigen 
Praxis Steht. Wir 'berichten darüber nach dem Pfalz. Journal: 

Die beregte Materie hat in der Beilage 2. der Verfassungs- 
urkunde Cap. 3. ihre gesetzliche Regelung gefunden : 

§, 12. Wenn in einem giltigen Bhevertrag zwischen Eltern, 
die verschiedenen Glaubensbekenntnissen zugethan sind, bestimmt 
worden ist, in welcher Religion die Kinder erzogen werden sollen, so 
hat es hiebei sein Bewenden. 

§. 13. Die Giltigkeit solcher Eheverträge ist sowohl mit Rück- 
sicht ihrer Form als der Zeit der Errichtung lediglich nach den 
bürgerlichen Gesetzen zu beurtheilen. , 

§. 14. Sind keine Ehepakten oder sonstige Verträge hierüber 
errichtet, oder ist in jenen über die religiöse Erziehung der Kinder 
nichts bestimmt, so folgen die Söhne der Religion des Vaters, die 
Töchter werden in dem Glaubensbekenntnisse der MuUer erzogen. 

Nach der bisherigen Doktrin und Praxis stand bei gemischten 
Ehen den Eltern das Recht zu, sowohl vor und hei Eingehung der 
Ehe^ als auch während der' Dauer derselben nach Gutfinden über 
die religiöse Erziehung ihrer Kinder vertragsmässige Bestimmungen 
zu treffen und die eingegangenen üebereinkünfte im beiderseitigen 
Einverständnisse zu jeder 2eit wieder abzuändern, so lange die 
Kinder nicht durch die Communion oder Confirmation in eine be- 
stimmte Kirche eingetreten waren. 

Durch die oben erwähnte Entscheidung des Verwaltungsge- 
richtshofes ist jetzt aber ausgesprochen, dass die in gemischter Ehe 
erzeugten Kinder in jenem Glauben zu erziehen seien, welcher ihnen 
durch die Eheverträge oder durch in der Form von Eheverträgen 
abgeschlossenen anderweitigen. Verträge bestimmt worden. In Er- 
manglung solcher greifen die Vorschriften jenes §. 14. Platz. Diese 
anderweitigen Verträge müssen also, tvie die Eheverträge ^ vor der 
Trauung abgeschlossen werden; es muss bei Strafe der Nichtigkeit 
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eine Notariatsurkunde darüber errichtet werden;- sie können durch 
spätere üebereinkommen nicht aufgehoben oder abgeändert werden 
(cf. art, 1394 Und 1395 dea code civil). Wir bemerken also einen 
tiefgreifenden Gegensatz zu dem seitherigen Rechtazustande, nach 
welchem Stipulationen, betreffend die religiöse Erziehung der Kinder 
auB gemischten Ehen, vor, bei und nach Abschluss der Ehe zu 
Stande kommen konnten , und an keine bestimmte Form gründen 
waren ; derartige Üebereinkommen konnten schriftlich, mQndlich oder 
stillschweigenci getroffen, aus concludenten Handlungen gefolgert 
werden. 

Die §§. 12 — 14. des dritten Cap. der zweiten Beilage zur Ver- 
fassungsurknnde vom 26. Mai 1818 reprodueiren wörtlich die Be- 
stimmungen der §§. 14 16, des Religionaedicts vom 24. März 1809. 
Wenn dieselben, sowie die §§. 15 -20. nur die Religion syerhÄltnisse 
der Kinder aus geraiachteu Ehen Dormiren, ao wird dadurch dem 
Rechte der Eltern, über die Erziehung ihrer Kinder beliebige Ver- 
fügungen zu treffen in dem Falle, wenn sie in ungemischter Ehe 
leben, nicht präjadicirt. Die am 21. Januar 1830 und 2. Januar 
1837 idi entgegengesetzten Sinne erlassenen Ministerial-Entschlies- 
sungen wurden durch diejenige vom 13. Juli 1838 wieder aufgehoben. 
Was nun die mehrfach allegirten §§. 12—14. betrifft, so hat deren 
Interpretation schon manche Wandlung erfahren. Schon im Jahre 
1835 tauchte in der Pfalz die Frage auf, ob es den in gemischter 
Ehe lebenden Eltern zustehe, während der Ehe, also nach der 
Trauung, Verträge über die religiöse Erziehung ihrer Kinder zn 
schliessen. Das Ministeriam verneinte die Frage und entschied, nnr 
vor der Ehe abgeachioasene Verträge hätten Gittigkeit ; in Er- 
mangelung solcher wäre §. 14. cit. massgebend. Durch diese Ent- 
scheidung waren alle von den Eheleuten während der Ehe über die 
religiöse Erziehung geschlossenen Verträge für wirkungslos erklärt 
worden und die Kreisregierung setzte diese Entschliessung in 
mehreren angeregten' Fällen , stellenweise mit Zwang, in Vollzug, 
Der Bischof von Speyer erhob Beschwerde gegen diese Entachlies- 
snng nicht ohne Erlolg. Mittelst Ausschreiben vom 31. Mai und 
17. Juni 1838 "erfolgte weitere Entschliessung, durch welche aner- 
kannt wurde, dass den in gemischter Ehe lebenden Eltern auch wäh- 
rend der- Daifer der Ehe das Recht zustehe, über die religiöse Er- 
ziehung der Kinder Verträge zu sehliessen. Eine Ministerialent- 
schli^sung vom 31. März 1838 fährte ans: »Nach einer richtigen 
doctrinellen Auslegung der Bestimmungen in §§. 12— 23, desEdicta, 
Beilage 2. zur Verfassungsurkunde kann es keinem Zweifel unter- 
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liegen, dass bei gemischten Ehen den Eltern das Recht zusteht, 
sowohl vor und bei Eingehung der Ehe, als auch während der Dauer 
derselben über die religiöse Erziehung ilirer Kinder vertragsmässige 
Bestimmungen zu treifen und die eingegangenen üebereinkünfte im 
beiderseitigen Einverständnisse zu jeder Zeit wieder abzuändern, so 
lange die Kinder nicht durch die Communion oder Coufirmation in 
eine bestimmte Kirche eingetreten sind.« Hieran schliesst sich eine 
Reihe schwerwiegender Gründe. Im Einklang mit dieser Ent- 
schliessung steht eine Verfügung der kgl. Regierung der Pfalz, er- 
lassen auf einen Recurs des kgl. Consistoriums vom 5. Februar 1853. 
»Es wird als ein Irrthum bezeiclmet, wenn wegen der Artikel 1394 
und 1395 des bürgerlichen Gesetzbuches und wegen §. 13. der 2. 
Verfassuugsbeilage angenommen wird, Verträge über die religiöse 
Erziehung der Kinder könnten nach der Heirath nicht errichtet 
werden. Aber die allegirten Artikel haben nur die Eheverträge als 
solche, das heisst die Bestimmungen in Betreff der Vermögensrechte 
zum Gegenstande und^ haben, indem sie deren Abfassung und Ab- 
änderung nach der Heirath verbieten, den Schutz dritter Personen, 
insbesondere der Gläubiger im Auge. Pestsetzungen übei; Erziehung 
der Kinder bilden ihrer Natur nach keinen Bestandtheil eines Heiraths- 
vertrages im Sinne des code civil, wenn sie auch zufällig in einen 
solchen aufgenommen sind. Der §. 13. des 2. Edicts ist aber au- 
thentisch dahin interpretirt, dass auch nach Abschluss der Ehe Ver- 
träge über Kindererziehung errichtet werden können.« Dass Pest- 
setzungen über Erziehung der -Kinder ihrer Natur nach keinen Be- 
standtheil eines Heirathsvertrages im Sinne des code civil bilden 
können, dass sie also um mit den französischen Schriftstellern zu 
reden, nicht zu den Conventions matrimoniales gehören, dafür spricht 
noch ein weiteres Argument, das Nichtvorhandensein eines jeden 
Motivs, ihnen den Charakter und die Eigenschaften der Conventions 
matrimoniales zu verleihen. Die eigentliche Eh^beredung, welche 
sich nur auf Vermögensrechte erstreckt, ist unabänderlich, wie in 
der allegirten Regierungsentschliessung bemerkt ist, zum Schutze 
der Gläubiger, man wollte Flunctuationen und betrügerische Ver- 
schiebungen im Vermögensstande der Eheleute verhüten. Aber noch 
ein anderes Motiv spielte eine Rolle, dasselbe, welches die freigebi- 
ge« Verfügungen unter Eheleuten verbietet. Die Ehegatten, und 
man wird in Sonderheit die Prau im Auge haben müssen, sollten , 
nicht ein Opfer ihrer zärtlichen Gefühle noch der Erpressung werden. 
Keines dieser beiden Motive kann auch nur entfernt bei der Stipulation 
über religiöse Erziehung der Kinder aus gemischter Ehe in Betracht 
kommen. 
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Somit war folgendes seither Rechtens, und ist es jetzt nicht 
mehr: 1. die Ehegatten konnten sowohl vor Eingehung der Ehe als 
während derselben Verträge über die religiöse Erziehung der Kinder 
abschliessen ; 2. sie kannten sowohl vor als nach der Heirath die 
abgeschlossenen Verträge ganz aufheben oder abändern; 3. sowohl 
die ursprünglichen als die aufhebenden oder modificirenden Verträge 
konnten nach Belieben durch Notariats- oder durch PrivataMe be- 
urkundet werden, so dass zum Beispiel ein späterer Privatakt die 
Bestimmungen eines frühem Notariatsaktes aufhob und abänderte. 
Der Verwaltungsgerichtshof ist in seiner jüngsten Entscheidung zu 
derjenigen Bechtsanschauung zurückgekehrt, welcher die Ministerial- 
entschliessung vom 22. Januar 1837 gehuldigt. 

Wie die Doctrin der weltlichen Behörden in der vorwürfigQn 
Materie eine schwankende war, so waren auch die geistlichen Obern 
.getheilter Ansicht darüber, inwiefern den Eltern das Recht zustehe, 
aber die religiöse Erziehung der Kinder vertragsmässige Bestimmung 
zu treflfen. Hauptsächlich war auch der Punkt strittig, ob bei ge- 
mischter Ehe der überlebende Theü A^s Recht habe, über die reli- 
giöse Erziehung der Kinder beliebig zu verfügen. Dies veranlasste 
den als Erzbischof zu Köln verstorbenen Cardinal Johannes v. Geissel^ 
diese oft und tief in die geistliche Verwaltung eingreifende Frage 
in allseitige und reifliche Erwägung zu ziehen und zwar zur Zeit, 
da er noch Bischof in Speyer war. Bei den bezüglichen Berathungen 
wurden wichtige Gründe gegen und für die Bejahung dieser Frage 
geltend gemacht. Diejenigen, welche sich gegen die Bejahung dieser 
Frage aussprachen, und die für ihr Votum auch die Ansicht des Vor- 
gängers, des Cardinais auf dem bischöflichen Stuhle in Speyer, des 
Bischofs Richarz hatten, brachten folgendes Verfahren in Vorschlag: 
Besteht ein Vertrag für die katholische Erziehung und der pro- 
testantische überlebende Ehetheil will ihn nicht halten, so sollen 
gemäss des §. 23. Cap. 3. der Beilage 2. zur Verfassungsurkunde 
die katholischen Verwandten einschreiten. Kommen diese nicht zum 
Ziele, so hat der Pfarrer sich der Sache anzunehmen. Bedarf dieser 
der Unterstützung, so muss zuletzt das Ordinariat mittels der Staats- 
gewalt schützend eintreten. Im entgegengesetzten Falle aber, wenn 
der protestantische Ehetheil, für welchen der Contract spricht, stirbt 
und der überlebende katholische Ehetheil will, nach seinem Gewissen 
wider den Contract die Kinder katholisch erziehen, so ist er zu be- 
lehren, dass er hiedurch nur seine Pflicht erfüllt. Wird aber der 
Katholik durch den Stellvertreter des verstorbenen protestantischen 
Ehetheils an der katholischen Kindererziehung gehindert, so kann 
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ihn die bischöfliche Stelle nicht äusserlich stützen. Würde jedoch 
die Staatsgewalt den Pfarrer oder das Ordinariat auffordern, daa 
verträgsmässige Recht auf die protestantische Erziehung der Kinder 
vollziehen zu helfen, so mussten der Pfarrer und das Ordinariat 
diese Zumuthung mit der Erklärung zurückweisen , dass dies gegen 
die katholische Gewissenspflicht streite, welche die katholische Er- 
ziehung aller solchen Kinder in der katholischen Religion fordert. 

Da nun aber den Gründen für die Verneinung der Frage nicht 
minder gewichtige für deren Bejahung entgegengesetzt wurden , so 
fand der kirchliche Oberhirte für gut, unteroL 4. November 1839 die 
jenseitigen sieben Ordinariate um ihre diesbezügliche Meinung und 
Verfassungsweise zu befragen. Die meisten derselben erwiderten, 
dass sie sich, in der fraglichen Beziehung genau an die Bestim- 
mungen des Religionsedicts halten und sohin nur dann ein Kind vom 
Geschlechte des protestantischen verstorbenen Ehegatten in die katho- 
lische Kirche aufnehmen würden, wenn protestantischerseits keine 
Einsprache dagegen erhoben würde. Nur das Ordinariat zu Eich- 
städt stimmte grundsätzlich für das Recht des überlebenden Ehe- 
theiles, die Kinder nach seinem ereithen zu lassen^ meinte jedoch, 
dass man dann Recurs an die Staatsbehörde ergreifen müsse , wenn 
der überlebende protestantische Gatte, die durch Vertrag zur katho- 
lischen Religion bestimmten Kinder in der protestantischen Confession 
erziehen wolle. Dieser Ansicht des Ordinariats von Eichstädt trat 
auch dasjenige der Diöcese Speyer bei und ungeachtet des noch be- 
stehenden Bedenken über das fragliche Recht der überlebenden Ehe- 
gatten bezüglich der religiösen Erziehung der Kinder erhielten die 
Pfarrämter entsprechende Weisung. Mit dieser Praxis stand auch 
ein Bescheid der Kreisregierung vom 26. März 1840 in Einklang. 
Als letzterer aber auf Einsprache der protestantischen Kirchenbe- 
hörde durch Ministerial Verfügung vom 28. August 1840 gemissbil- 
ligt und erklärt worden war, dass nach dem Tode des einen Ehe- 
gatten eine Veränderung der religiösen Erziehung der Kinder nicht 
zulässig sei, erhielt seit dem 4. Januar 1841 bei dem bischöflichen 
RathscoUegium die Ansicht die Oberhand, dass durch den abge- 
schlossenen Contract der verstorbene Ehegatte repräsentirt werde, 
und der Vormund und die Anverwandten die Rechte des Verstor- 
benen, gemäss dem §. 23.- des Religions-Edictes zu wiihren haben. 

• Um den Wirkungen der letzterwähnten Ministerialverfügung 
vorzubeugen, wurde in einem bischöflichen Rundschreiben vom Jahre 
1840 eingeschärft: »Nach den klaren Bestimmungen des Pastoral- 
normatives — des Bischofes Richarz — über die Behandlung ge- 
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mischter Ehen dürfen solche nur dann ohne Anstand kirchlich ein- 
gesegnet werden, wenn die Brautleute entweder durch Ehepakten 
oder durch sonstige 5cAr?/iJKcÄe.Fer^rägFe den Entschluss, ihre sämmt- 
lichen Kinder in der katholischen Religion zu erziehen, glaubwürdig 
nachgewiesen haben ; in jenen Fällen aber , in welchen die katho- 
lische Erziehung der Kinder nicht in den Ehepakten stipulirt oder 
durch andere schriftliche Verträge zugesichert ist, jedoch der Seel- 
sorger aus näherer Kenntniss der Personen und Verhältnisse und 
durch glaubhaftes mündliches Versprechen der Brautpersonen die 
moralische Gewissheit erlangt hat, dass die Verlobten aus eigenem 
Antriebe alle ihre Kinäer in der katholischen Religion werden er- 
ziehen lassen, soll die kirchliche Einsegnung nicht eigenmächtig von 
dem Seelsorger vorgenommen werden, sondern derselbe hatbiezu 
durch erstatteten umständlichen Bericht über die obwaltenden Ver- 
hältnisse die oherhirtliche Erlaubniss oder Weisung über das weitere 
Verfahren zu erholen. 

Was die Doctrin des protestantischen Consistoriums anlangt, 
so war diese seither dieselbe, welche in der neuerlichen Entscheidung 
des kgl. Verwaltungsgerichtshofes ihren Ausdruck gefunden hat (cf. 
Verfügung des kgl. Consistoriums vom 5. Februar 1853). 

Die katholische Kirche hat principiell ihren Anspruch auf 
katholische Erziehung aller Kinder aus gemischten Ehen niemals 
aufgegeben. Sie hat niemals der Staatsgewalt das Recht zuge- 
standen, über die religiöse Erziehung solcher Kinder feste, keiner 
vertragsmässigen Abänderung unterworfene Normen aufzustellen. Sie 
musste sich jedoch der Staatsgewalt beugen, wenn diese gesetzliche 
Bestimmungen erlassen hatte, sie musste geschehen lassen, was zu 
ändern sie nicht die Macht besass. Das Corpus Evahgelicorum hielt 
m Allgemeinen an dem Grundsatz fest, dass zunächst der zwischen 
den Eltern abgeschlossene Vertrag und in dessen Ermanglung der 
Wille des Vaters über die Erziehung der Kinder entscheide. Auf 
Grund der Praxis des Reichskammergerichts und des Reichshofraths 
wurde in Territorialgesetzgebungen meist die Theiltmg der Kinder 
nach dem Geschlecht als subsidiarische Norm aufgestellt. Noch 
gegenwärtig ist dies in manchen Ländern bestehendes Recht, wie 
z. B. in Bayern. In Oesterreich Werden alle Kinder katholisch er- 
zogen, wenn der Vater katholisch ist ; ist er protestantisch, so tritt 
Theilung ein, wenn nicht die Erziehung aller Kinder im katholischen 
Giftuben ausdrücklich bedungen ist. Andere Gesetzgebungen aber 
haben für den Fall, dass kein Vertrag vorliegt, die Erziehung der 
Kinder in der Religion des Vaters zur Begel gemacht ; so in Baden, 
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Oldenburg, Hessen, Württemberg, Sachsen u. S; w. Noch andere 
Oesetzgebüngen schliessen jeglichen Vertrag aus und lassen die Gon- 
fessian des Vaters schlechthin entscheiden, wie in Preussen; ähnlich 
in Hannover, wo nach Gesetz vom 31. Juli 1826 das Recht über die 
Erziehung der Kinder zu bestimmen dem Vater zusteht, dessen et- 
waige Verzichtleistung darauf ungiltig ist. Letzterem Grundsatze 
huldigt auch das französische Recht, der code ciril, und dies ist für 
den Rechtszustand in der Pfalz, wenn schon in der Beilage 2. Gap. 3. 
der Verfassungsurkunde pin anderes Princip aufgestellt wurde, nicht 
ohne Einfiuss. 

Nach dem code civil bildet das Recht oder besser die Pflicht 
der Erziehung überhaupt und also auch der religiösen einen Theil 
der puissance patern^Ue , der elterlichen Gewalt. Steht diese nun 
auch beiden Eltern gemeinschaftlich zu, so wird sie doch wälirend 
der Dauer der Ehe vom Vater allein ausgeübt. Können die Eltern 
sich über die religiöse Erziehung der Kinder nicht einigen, sind sie 
hierüber en desaccord^ so ist die Ansicht des Vaters die entschei- 
dende, in Anwendung desselben Princips, welches der code art. 148. 
zum Ausdruck bringt : Der Vater gibt zu der Heirath eines minder- 
jährigen Kindes seine Einwilligung, die Mutter versagt dieselbe ; der 
Wille des Vaters ist massgebend. Wollte man bei divergirender 
Ansicht der Eltern über die Erziehung der Kinder die Entscheidung 
dem Gerichte übertragen, so käme man zu seltsamen Consequenzen: 
Dieses hätte schliesslich darüber zu befinden, ob der Sohn nach dem 
Willen des Vaters Jurisprudenz oder nach dem Wunsche der Mutter 
Medicin zu studiren hätte; ob •die Tochter den Schleier nehmen 
müsse oder sich verheirathen dürfe. Nach der communis opinio geht 
die Präponderanz des Vaters so weit, dass, wollte er selbst seine 
Kinder im Islam erziehen lassen, die Mutter vergebens die Hilfe des 
Gerichts anrufen würde , so wenig vielleicht der Glaube Mohamedls 
nach dem Geschmacke des letztern sein dürfte ; es handelt sich eben 
um ein dem Vater zustehendes Recht, und alle andern Rücksichten 
müssten schweigen (cf. Laurent^ principes tome XXI. pag. 120). 

Da die Vorschriften des code civil über die. Erziehung in Grund 
und Zweck auf Handhabling der göttlichen Ordnung beruhen, so ist 
auch keine Vertragsbestimmung wirksam, welche jenen Vorschriften 
derogirt. Jede Willenserklärung , welche derartigen im öffentlichen 
Interesse gegebenen- Vorschriften zuwiderläuft, ist ungiltig. Hätten 
beispielsweise die Ehegatten das üebereinkommen getroflfen, dass "iie 
Kinder männlichen Geschlechts in dem Glauben des Vaters, die Mäd- 
chen in der Religion der Mutter erzogen werden sollten , so würde 
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jenen wohl das gegebene Wort moralisch, nicht aber das Oesetz 
rechtlich verpflichten, diesen Vertrag einzuhalten. Enthält das Ge- 
setz in diesem Falle nicht eine unbillige Härte gegenüber der Frau, 
wird nicht ihrem Gewissen und ihrer religiösen Ueberzeugung zu 
nahe getreten, welche gebieterisch von ihr fordern, ihre Töchter in 
dem Glauben zu erziehen, in dem sie selbst geboren und erzogen 
wurde und der ihr um desswillen theuer sein muss? Die französi- 
schen Schriftsteller — wenigstens die herrschende Ansicht — ver- 
neinen die Frage mit guten Gründen : Das Recht der Erziehung der 
Kinder ausschliesslich zu leiten stehe dem Familienoberhaupte von 
Natur zu, das Gesetz hätte nicht einmal nöthig gehabt, dasselbe zu 
sanctioniren ; dasselbe sei unantastbar; es zu verkürzen oder das- 
selbe vertragsnrässig sich zu begeben sei im höchsten Grade ver- 
werflich und hiesse eine der Grundlagen eines gesunden Familien- 
lebens zerstören. Die Schöpfer der bayerischen Verfassung huldigten 
allefdings anderen Anschauungen, indem sie vertragsmässige Be- 
stimmungen über die religiöse Erziehung der Kinder für zulässig er- 
achteten und ich hätte mich über die Theorie des code civil, die 
durch das Religionsedict verworfen wurde, und also grossentheils nur 
mehr antiquarisches Interesse bat, nicht so weitläufig verbreitet, wenn 
der Verwaltungsgerichtshof bei seiner neuerlichen Entscheidung in 
der Begründung nicht die Ansicht vertreten hätte ^ es sei nicht ab- 
zusehen, warum die Eltern, wie über Vermögensrechte, so über die 
religiöse Erziehung der Kinder im Ehevertrag bindende Pacten nicht 
abschliessen könnten. Dort handelt es sich um Privatrechte; aber 
die aus Gap. 3. der IL Beilage zur Verfassungsurkunde abgeleiteten 
Rechte sind keine reinen Privatrechte , sondern als auf jener Ver- 
fassungsurkunde fussend zugleich staatsrechtliche, mit der öffentlichen 
Ordnung zusammenhängende Befugnisse. Verträge über die religiöse 
Kindererziebung unterliegen daher auch nicht der Gompetenz der 
ordentlichen Gerichte, Ansprüche aus denselben sind nicht mi privat- 
rechtliche gerichtlich erzwingbar, nur kraft des oberhoheitlichen 
' Schutz- und Oberaufsicbtsrechtes ist die Staatsgewalt einzuschreiten 
berufen (cf.* Urtheil des kgl. Appellationsgerichtes zu 24weibrücken 
vom 18. Februar 1865). 
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XII. 
Die Kinder der Confessionslosen. 

Eine .Kritik des Urtheüs des österr, Verwaltungsgerichtshofs vom 

. 22. Aprü 1882 Z. 848. 

Von Prof. Dr. Rudolf R. v. Scherer in Graz. 

Zu den sogenannten Grrundrecbten der Staatsbürger zählt die 
liberale Theorie die Glaubens- und Gewissensfreiheit. Sie wird als 
Errungenschaft der Neuzeit gepriesen und ^ie als kostbarer Schatz 
gehütet. Ueberall wo man in unserem Jahrhunderte daran ging, 
die Grundlagen der Staatsverfassung zu codificiren, wurde die feier- 
liche Gewährleistung der Glaubens- und Gewissensfreiheit in einem 
Grundgesetze verlangt. So in dem Bewegungsjahre 1848,. so später. 
Auch in dem österreichischen Staatsgrundgesetze vom 21. December 
1867 über die ällgem^nen Rechte der Staatsbürger (R.-G.-B1. 
Nr. 142) findet sich ein betreffender Artikel. Das erste Alinea des 
Art. 14. lautet: »Die volle Glaubens- und Gewissensfreiheit ist Je- 
dermann gewährleistet.c Die Worte sind schön und Niemand wird 
es wagen, Glaubens- und Gewissenszwang zu vertheidigen. Gleich- 
wohl sieht der unbefangene allsogleich ein , dass die Worte zu viel 
sagen.. Wäre es wahr, dass einem jeden Staatsbürger die volle Frei- 
heit des Glaubens und des Gewissens gewahrt bleiben müsse, so 
wäre in demselben Augenblicke jede Mösflichkeit einer staatlichen 
Ordnung geleugnet. Das Bestimmungswort »voUec beseitiget jede 
Schranke, an Stelle der Objectivität tritt die masslose Subjectivitat. 
Sogar die Einschränkung des »Glaubens« auf den religiösen Glaa- 
• ben fehlt und da mag ein Jeder dafür halten was und wie er wolle, 
er darf darin nicht gestört werden. Es gibt nicht nur religiöse, es 
gibt auch politische und sociale Dogmen. Dergleichen Freiheit er- 
freut sich das »Gewissen.« Mit demselben Rechte kann der Staats-' 
bürger mit »Gewissenlosigj^eit,« wie etwa mit seiner »Glaubenslosig- 
keit« sich brüsten. In der That ist freilich dafür gesorgt, dass die 
Bäume nicht an den Himmel wachsen. Von »voller« Glaubens- und 
Gewissensfreiheit kann nicht die Bede sein: die eine wie die andere 
findet ihre Schranke. Freilich nicht im citirten Staatsgrundgesetze, 
aber in anderen Gesetzen, mögen dieselben vor- oder nachher er- 
lassen worden sein. Es ist dies ein Beweis für die Richtigkeit der 
von besonnenen Rechtslehrern vertheidigten Ansicht, dass den allge- 
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meinen Sätzen der sogenanntea Grundrechte ein unmittelbar prakti- 
scher Werth nicht zukommt, sondern dieselben lediglich Sentenzen 
sind , welche den Bestand von ihnen widerstreitenden Einzelgesetzen 
in keiner Weise beirren. Wäre dem anders, so müsste vor allem 
das ganze Strafgesetz als hinfällig und an sich unmöglich erklärt 
werden. 

Die Frage, ob die in Oesterreich staatsgesetzlich anerkannten 
Religionsbekenntnisse ausreichen, die verschiedenen religiösen Be- 
dürfnisse der Einzelnen zu befriedigen, soll biet nur gestreift wer- 
den. In der That hat sich deren Zahl seither um ein einziges, das 
altkatholische Bekenntniss vermehrt. Weniger neue Religionen zu 
schaffen, als die bisherigen aufzulösen, scheint dem Geiste der Neu- 
zeit eigen zu sein. Seltener wird sich auf .die »Glaubensfreiheit« 
berufen, um einem neuen Glauben anhängen, viel. häufiger, um dem 
bisher gehabten Glauben, ja jedem religiösen Glauben offen und frei 
den Laufpass geben zu können. Das Interesse des Staates erheischt 
Religiosität und Gewissenhaftigkeit der Bürger. Der vulgäre Libe- 
ralismus scheut sich noch immer, dem Gegensatze dieser beiden 
Eigenschaften das Wort zu reden , er fühlt sich, aber wegen seines 
Eirchenhasses zur Glaubeuslosigkeit hingezogen und erkennt in der 
Corvfessionslosigkeit sein eigenes Kind. Um Missverständnissen vor- 
zubeugen, sei bemerkt, dass der Mangel eines bestimmten Bekennt- 
nisses aus der Zahl der in einem Staate anerkannten Confessionen 

* 

dann, nicht Glaubeuslosigkeit bedeutet, wenn das betreffende Indivi- 
duum einem anderen positiven Bekenntnisse sich zugewandt hat. 
Letzteres ist bei den Confessionslosen unserer Tage in der Regel 
nicht der Fall; es sind Leute, welche aus den verschiedensten Mo- 
tiven Kirche und Confession, Glaube und Religion zumal abgethan 
haben. 

In Oesterreich besteht die Confessionslosigkeit nicht auf dem- 
Grunde einer ausdrücklicBen Gesetzesbestimmung. Sie verdankt ihren 
Bestand lediglich dem Umstände, dass in den vom Religionswechsel 
handelnden Artikeln des Gesetzes vom 25. Mai 1868, betreffend die 
interconfessionellen Verhältnisse der Staatsbürger (R.-G.-Bl. Nr. 49) 
die beiden Momente des üebertrittes von einer Religionsgenossen- 
schaft zur andern ihrer . nothwendigen Verbindung entkleidet er- 
scheinen. Es wird vom Austritte aus der bisherigen Kirche gehan- 
delt, es ist von dem Eintritte in die neugewählte Kirche die Rede, 
es ist aber nicht gesagt, dass dem Austritt ein Eintritt folgen müsse 
und durch diese — offenbar bewusst gelassene — Lücke hielt die 
Confessionslosigkeit ihren Einzug in Oesterreich. 
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Das genannte Gesetz enthält, wie gesagt, in seinem Wortlaute 
nicht die entfernteste Andeutung, dass es Leute geben könne, welche 
ohne Gontession, glaubenslos und religionslos sind, ßo kommt es, 
dass in dessen von dem Religionsbekenntnisse der Kinder handeln- 
den Artikeln der Fall nicht vorgesehen erscheint: in welcher Reli- 
gion die Kinder zu erziehen wären, wenn ein oder beide Eltern th^eile 
confessionslos sind. 

In dieser Richtung hat der k. k. Verwaltungsgerichtshof in 
Wien am 22. April 1882 eine Entscheidung gefällt, welche die Ver- 
anlassung des vorliegenden Aufsatzes, bildet. Die Schustersleute 
Märkel in Braunau wurden am 3. September 1880 confessionslos; 
am 11. October d. J. wurde ihnen ein Mädchen geboren, dessen 
Taufe die Bezirkshauptmannschaft anbefahl. Die k. k. Statthalterei 
Prag hob diese Verfügung auf, wogegen sich das Königgrätzer Con- 
sistorium beschwerdeführend ans k. k. Ministerium wandte. Letzteres 
gab der Beschwerde Folge und erkannte am 28. August 1881 Z. 
4121 : Das Mädchen ist binnen vierzehn Tagen nach dem Ritus der 
von dessen Eltern verlassenen Kirche, d. i.. der katholischen, zu 
taufen, widrigenfalls die Zwangstaufe zu veranlassen kommt. Die 
MärkeFschen Eheleute wandten sich an den k. k. Verwaltungsge- 
richtshof in Wien, ihre Vertretung führte Dr. Kopp; er beklagte 
vor allem, dass das Ministerinm die bischöfliche Beschwerde über- 
haupt annahm und nicht wegen mangelnder Legitimation zurück- 
wies. Denselben Gedanken traten einige Zeitungsartikel mit grossem 
Behagen breit. Dabei ist völlig übersehen, dass nach Art. 3. des 
citirten Gesetzes vom 25. Mai 1868 ausdrücklich den Oberen der 
Kirchen und Religionsgenossenschaften das Recht zuerkannt ist» 
wegen Verletzung der über das Religionsbekenntniss der Kinder han- 
delnden Vorschriften die Hilfe der Behörden anzurufen. Das Mini- 
sterium vertrat Sectionsrath Heinefetter. Der Gerichtshof, bestehend 
aus den Hofräthen Alter, Ehrhardt, Lemayer und Skulski, erkannte 
unter dem Vorsitze Belcredi's die. Beschwerde als begi-ündet und hob 
die Ministerial-Entscheidung auf. Der Grundsatz, dass die Kinder 
der Religion -ihrer ehelichen Eltern folgen, sei auch im vorliegenden 
Falle anwendbar und müsse demnach das Kind als keiner aner- 
kannten Confession angebörig behandelt werden^). 



1) Bei hudwinsky, Erkenntnisse des k. k. Verwaltungsgerichtshofs 
VI. Jahrg. 1882 S. 220 f. werden die Entscheidung sgrunde also angegeben: 
>Nach der Absicht des Ges. vom 25. Mai 1868 Art. 1. soll soweit 4s sich um 
die erste Bestimmung des Religionsunterrichtes handelt, für eheliche Kinder 
keine andere Religion bestimmt werden, als welcher beide Eltern oder wenig- 
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Mit dieser Entscheidung hat der k. k. Verwaltungsgerichtshof 
wiederholt von ihm ausgesprochene. Rechtsgrundsätze beseitiget und 
zu deren Gegeatheil sich bekannt. 

Dieser Satz wird sich als richtig erweisen, obwohl rair nicht 
bekannt ist, dass der k. k. Verwaltungsgerichtshof in einem dem 
eben erzählten gleichen Falle bereits einmal entschieden hätte. . So 
viel ich mich erinnere, wurde der Verwaltungsgerichtshof zweimal 
von Confessionslosen angegangen, die vom Ministerium ihnen aufge- 
tragene katholische Erziehung ihrer Kinder als im Gesetze nicht 
begründet zu erklären, und beide Male lehnte der Gerichtshof dieses 
Begehren ab. So am 26. April 1877, so am 27. September 1879. 
In beiden Fällen folgte die Confessionslos- Erklärung der Geburt des 
Kindes nach und so scheint, da im letztlich entschiedenen Falle die 
Eltern zur Zeit der Geburt bereits confessionslos waren, ein Widier- 
spruch der Judicate des k. k. Verwaltungsgerichtshofes nicht vorzu- 
liegen. Doch bei näherem Zusehen schwindet dieser Schein. 

Die Entscheidungsgründe des Erkenntnisses vom 26. April 1877, 
sowie vom 27. September 1879 setzen auseinander, dass die Con- 
fessionslos-Erklärung , der Austritt aus der bisherigen Beligionsge- 



stens ein Eltemtheil angehören. Nach dieser Absicht des Gesetzes müssen offen- 
bar auch jene Fälle entschieden werden , für welche in diesem Gesetze eine 
directe Bestimmung nicht getroffen ist, nämlich das Beligionsbekenntniss jener 
Kinder, deren Eltern zur Zeit der Geburt derselben keinem gesetzlich aner- 
kannten Bekenntnisse angehören. Es muss also auch hier daran festgehalten 
werden, dass das religiöse Bekenntniss der Eltern ; eventuell bei gemischten 
Ehen des betreffenden Eltemtheiles für das Eind massgebend ist, dass somit, 
wenn die Eltern keinem religiösen Bekenntnisse angehören, auch das Eind für 
ein solches nicht in Anspruch genommen werken kann. Diese aui^ der Absicht 
des Ges. vom 25. Mai 1868 abgeleitete Bestimmung findet dann ihre positive 
Begründung, in dem Ges. vom 9. April 1870, durch welches ,erst die staatlichen 
Verhältnisse der keiner gesetzlich anerkannten Kirche angehörigen Personen ge- 
setzlich festgestellt worden sind und welches ausdrücklich auch die Führung der 
Geburtsregister für die Kinder solcher Personen bei der politischen Behörde an- 
ordnet. (§. 3.) Hienach hatte die Administrativ-Behörde im vorliegenden Falle 
sich aus Anlass der von Benedict Märkel erstatteten Geburtsanzeige strenge auf 
diese Amtshandlung zu beschränken, welche ihr durch das Gesetz vom 9. April 
1870, ß.-G.-B. Nr.. 51, vorgeschrieben ist, d. i. sie hatte lediglich den Geburts- 
fall in die von ihr zu fährenden Geburtsregister einzutragen. Die darüber 
hinausgehenden Akte der Administrativ-Behörde hingegen , welche darauf hin- 
zielen, dieses Kind der von den Eltern verlassenen katholischen Kirche zuzu- 
führen, hatten keine gesetzliche Begründung und musste daher die angefochtene 
Entscheidung nach §. 7. des Ges. vom 22. October 1875, ß.-G*-B. ex 1876 Nn 36^ 
aufgehoben werden.« 
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nossenschaft nicht ein »üebertritt von einer Kirche zur anderen« sei 
und demnach auch nicht ein »Religionswechselc im Sinne des citirten 
Gesetzes vom 25. Mai 1868 sei. Es wird ferner unter Hinweisung 
auf §. 139. d. a. b. G. B. die Pflicht der Eltern betont, ihre ehe- 
lichen Kinder in der Religion zu unterrichten, eine Pflicht, welche 
nicht erfüllt werden könnte, wenn die Kinder ohne jedwede Religion 

. belassen werden dürften. Diese Worte lauten so entschieden , dasß 
die Versicherung der Gründe des ersten Erkenntnisses: »Heute ist 
aber nicht zu entscheiden, ob Kinder auch einer gesetzlich nicht an- 
erkannten Kirche oder Religiönsgenossenschaft angehören dürfen,« 
als eine Bemerkung rein formeller Art sich zu erkennen gab. Sicher 
war die Religionslosigkeit und Confessionslosigkeit der Kinder als 

. eiffe Unmöglichkeit erklärt und mit vollem Rechte. Die einzige nach 
dem Gesetze mögliche Entstehung der Confessionslosigkeit ist, wie 
schon gezeigt, der Austritt aus einer Kirche oder Religionsgenossen- 
schaft. Dem Austritt muss der Eintritt noth wendig vorausgehen. 
Wende nur ja Niemand ein; es läge ein Missbrauch der Religion 
darin, in eine Religiönsgenossenschaft präcis desshalb einzutreten, 
um dann aus derselben seinen Austritt erklären zu können. Es ist 
Sache einer jeden Kirche, nach Kräften übel gesinnte Personen sich 
vom Leibe zu halten, es darf aber ein Kind nicht als bösen Willens 
vermuthet werden. Ferner muss jede Kirche so viel Selbstbewusst- 
sein haben, dass sie ihren Einfluss auf die Gemüther nicht unter- 
schätzt oder gar leugnet, zudem eine Kirche wie die katholische, 
welche von der Wirksamkeit der Sacramente eine so erhabene Vor- 
•stellung hat. Der Thätigkeit der kirchlichen Erziehung können auch 
katholisch gebliebene Eltern die grössten Schwierigkeiten bereiten. 
Das Kind auch des Confessionslosen hat ein Recht auf Religion und 
es wäre schlimm, wenn der Staat das gottlose Gebahren pflichtver- 
gessener Eltern ruhig müsste geschehen lassen. Mit besonderer 
Deutlichkeit sprachen es die Entscheidungsgründe zum Erkenntniss 
vom 27. September 1879 aus: »Daraus, dass das Gesetz vom 25. Mai 
"1868 die Bestimmung des Religionsbekenntnisses der Kinder den 
Eltern keineswegs überlässt, sowie daraus, dass der Staat die sitt- 
lich-religiöse Erziehung der Kinder als Zweck seiner Schul anstalten 
im Reichs- Volksschul-Gesetze vom 14. Mai 1869 (R.-G.-Bl. Nr. 62) 
hinstellt, muss gefolgert werden, dass es in der Absicht des Ge- 
setzes gelegen ist: dass Kinder einem Religionsbekenntnisse ange- 
hören und dass, wenn das Religionsbekenntniss eines Kindes in Frage 
steht, der Fall wo die Eltern* ihr bisheriges Religionsbekenntniss nur 
mit einem anderen vertauscht haben, keineswegs mit dem Falle 
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identisch ist, wo sie ihr Religionsbekenntniss aufgeben, ohne ein 
anderes wieder anzunehmen.« 

Als Rechtssatz dnrfte die Verwaltong aus diesen übereinstim- 
menden Entscheidungen den Satz herausziehen : Ein Kind darf nicht 
im Zustande der Confessionslosigkeit belassen werden. Die Con- 
fessionslos- Erklärung der Eltern erschien als ein bezüglich der Be- 
stimmung des Religionsbekenntnisses d^r Kinder belangloser Akt und 
folgten daher solcher Leute Kinder jener Religion, welche sie vor 
ihrer Confessionslos-Erklärung bekannt hatten. Hätte sich der k. k. 
Verwaltungsgerichtshof darauf beschränkt, letztere Folgerung, wßlche 
auch' im Falle der Schuatersleute von Braunau gezogen wurde, ab- 
zuweisen, so wäre meines Ermessens wenig oder nichts dagegen 
einzuwenden gewesen. Denn in der That erscheint es als sehr son- 
derbar, dass Personen, welche aus. was immer für Gründen einer 
bestimmten Kirche den Rücken gekehrt haben, mögen sie wollen 
oder nicht wollen, ihre Kinder als Mitglieder gerade der von ihnen 
verlassenen und bestgehassten Kirche zuzuführen gezwungen werden. 
Oben wurde bereits gesagt, dass das Gesetz vom 25. Mai 1868 den 
Fair der Confessionslosigkeit der Eltern oder eines Elterntheiles 
nicht vorgesehen hat. Es liegt demnach eine Lücke vor, welche zu 
ergänzen kommt. Aus der Rubrik I, und Artikel 2. steht fest, 
dass jedes Kind ein bestimmtes Religionsbekenntniss haben rnüsse. 
Ferner ist gewiss, dass die »Religion« der Eltern, welcher das 
Kind vor Allem zu folgen hat , nicht eine beliebige , sogenannte 
philosophische (lucus a non lucendo) Religion ist , sondern mit dem 
bestimmten Religionsbekenntniss des Art. 2. identisch ist. Weiteres 
kann Confessionslosigkeit nicht als eine »Religion« im Sinne des 
Gesetzes angesehen werden; sind daher Eltern thatsächlich con- 
fessionslos, so ist der Fall, dass Kinder der Religion der Eltern 
folgen, nicht gegeben, weil die Voraussetzung, eben die »Religion« 
der Eltern fehlt. Nach meinem Dafürhalten muss zur Entscheidung 
der Frage des Religionsbekenntnisses der Kinder von Confessions- 
losen Alinea 4. des Art. L des genannten Gesetzes herangezogen 
werden. Der Absätz lautet: »Im Falle keine der obigen Bestim- 
mungen — a) gleiches Religionsbekenntniss der verehelichten Eltern, 
b) gemischte Ehe, c) uneheliche Kinder bekannter Mütter — platz- 
greift, hat Derjenige, welchem das Recht der Erziehung bezüglich 
eines Kindes zusteht, das Religionsbekenntniss für solches zu be- 
stimmen.« 

Wem das Erziehungsrecht zusteht, bestimmt das bürgerliche 
Gesetzbuch. Hier möge nur darauf hingewiesen werden, dass für 
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den Fall, als sicH die confessionslosen Eltern weigern sollten, dem 
Kinde ein gesetzlich anerkanntes Religionsbekenntniss zu bestimmen, 
dem Kinde ein Vormund zu bestellen kommt und der Vater nach 
§. 177. b. Ö.-B. der väterlichen Gewalt anf immer verlustig zu er- 
klären wäre. 

Aus dem Gesagten durfte . hervorgehen , dass das Erkennt- 
niss des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 22. April 1882 weder 
der bisherigen Judicatur dieses Gerichtshofes, noch dem Art. T. 
des Gesetzes vom 25. Mai 1868, B.-G.-B1. Nr. 49, gemäss er- 
gangen. 



XHI. 

Eriass des (fsterr. Ministeriums des Innern v. 14. 1 

im Einvernehmen mil dem Min. für Cult. und Vnterr. 
JUtn. Z. 1U531 ex 4881, betr. die Matrihid. gemiachttr 
nachträgl. kiickl. Einsegnung einer vor der xceltl. Behörde 

Die Berichte der LandesstelleQ hiaaichtlich des 
der Matrikuliniag gemiscbter Khen, nameotlich in je. 
welclieo die Bi'äutleute gemäss Artikel II, Absatz 3 
vom 31. December 1868 {R.-G.-B1. Nr. 4 ei 1869) 
ßinsegnung ibrer vor dem Seelsorger des einea der I 
scfalossenen Ehe, bei dem Seelsorger des anderen The 
— haben zu der Wabrnehmung geführt, dasa die 
stehende Uebung nicht überall den geltenden Gesel 
Schriften entspricht, und dass dadurch nicht nv 
Doppelmatrikulirungen entstehen, sondern auch die ( 
im kais. Patente vom 20, Februar 1784 betonte Gl 
der Matrikenfuhrang gefährdet erscheint. 

Im Einvernehmen mit den Ministerien des Gi 
Jastiz findet sich deshalb das k. k. Ministerium des Im 
anzuordnen, dass nur jener der beiden ordentlichen S 
gemischten (einer verschiedenen chriatlichen Confession 
Brautpaares die Eheachliessung desselben im Traui 
fortlaufender Beihesakl zu matrikuliren hat, welch 
feierliche Erklärung der Eheeinwillignng des Paare 
bürgl. Gesetzt).) entgegennimmt. 

Der spätere Akt vor dem Seelsorger des andere 
nur ohne fortlaufende Reihesaht im Traubuche eingei 
und ist dabei unter Anführung des bezüglichen Taj 
Borgers ersichtlich zu machen, wann und wo bereits z 
die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe abf 

In analoger Weise ist sich auch bei den im Arl 
des Gesetzes vom 25. Mai 1868, B.-G.-Bl. Nr. 47 ge 
der nachträglichen kirchlichen Einsegnung einer vor 
Behörde geschlossenen Ehe zu benehmen. 

Wird die vor der weltiichen Behörde geseblo 
einem Seelsorger nachträglich eingesegnet , in dess 
dieselbe gemäss der Vorschrift des §. 23. der Minister 
vom 1. Juli 1868, R.-G.-B1. Nr. 80 bereits eingetraf 
so kann die Thatsache der geschehenen nachträglich' 
nur dieser Eintragung beigefügt werden. 

Beschemigungen über solche Registrirungen m 
die Ersicbtlicbmachnng des anderen Seelsorgers oder 
Behörde, sowie des Tages, wann vor diesem anderen 
vor der weltlichen Behörde die feierliche Erklärung dt 
zur Ehe abgegeben wurde, enthalten. 

Arvhiv tUr Kirch eureclit XIJX. 
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XIV. 

Aus dem Osterr. Ges. vom 2. October 1882, womit einige 
des Wehrgesetzes vom 5. Deo. 1868 abgeändert werden, nebst 
der Verordnung des Landesvertheidigungs - IMInisteriums vom 
1. Nov. 1882, betr. die Candidaten des geistlichen Standes. 

L^ Für kirchliche Verhältnisse haben von dem Gesetze vom 
2. October 1882 (R.-Ö.-BI. Nr., 153) folgende Stücke besondere 
Wichtigkeit : 

Artikel L 

Die §§. 4, 14, 15, 21, 25, 27, 31, 32, 33, 34, 36, 39, 40, 
41, 44, 45, 52, 53, 54 und 55 des Wehrgesetzes vom 5. December 
1868 (R.-G.-Bl. Nr. 151) treten in ihrer gegenwärtigen Passeng 
ausser Kraft und haben von nun an zu lauten, wie folgt: 

§. 4. Die Dienstpflicht dauert: 

1. im*stehenden Heere: a) drei Jahre in der Linie, b) sieben 
Jahre in der Reserve; 

2. in der Kriegsmarine: a) vier Jahre in der Linie, b) fünf 
Jahre in der Reserve; 

3. in der Ersatzreserve zehn Jahre; 

4. in der Landwehr: a) zwei Jahre für Jene, welche, nach voll- 
streckter Dienstpflicht im stehenden Heere oder in der Ersatzreserve, 
in die Landwehr übersetzt werden; b) zwölf Jahre für die unmittel- 
bar (§. 32.) in die Landwehr eingereihten Wehrpflichtigen. Jene, 
welche* ihre Dienstpflicht in der Kriegsmarine vollstreckt haben, sind 
nicht landwehrpflichtig. 

Die Dienstzeit aller innerhalb der regelmässigen Stellungs- 
periode (§. 31.) oder im Wege der Nachstellung bis zum 1. October 
assentirten Wehrpflichtigen beginnt mit deml. October des Stellungs- 
jahres, die Dienstzeit der ausserhalb dieser Periode Assentirten und 
der Freiwilligen — ausschliesslich der im §. 21. bezeichneten Aus- 
nahmsfäUe — mit dem Tage der Assentirung. 

Denjenigen bei den Militärmusiken und bei der Kavallerie 
dienenden Soldaten, welche, nach Zurücklegung des ihnen obliegen- 
den Präsenzdienstes, diesen freiwillig fortsetzen oder in denselben 
neuerlich eintreten, ohne im Bezug der Unteroffiziers- Dienstprämie 
zu sein, wird jedes im Präsenzstande freiwillig zugebrachte Jahr in 
die Reservedienstzeit doppelt eingerechnet. 
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§. 25. Die Candidaten des geistlicheti Standes jeder gesetzlich 
anerkannten Kirche und Religionsgenossenschaft werden, wenn sie 
asseqtirt worden sind und zur Zeit ihrer Einreihung (1. October) 
bereits die theologischen Studien begonnen haben über ihr Ansuchen 
zur Portsetzung ihrer theologischen Studien beurlaubt. 

Nach Erhalt der priesterlichen Weihe, beziehungsweise nach 
erfolgter Anstellung in der Seelsorge werden die Betreffenden in die 
Listen der Heeres- oder Landwehrseelsorger aufgenommen und kön- 
nen im Kriegsfalle nach Massgabe ihrer Wehrpflicht entweder im 
Heere (Kriegsmarine) oder in der Landwehr so wie auch in Feld- 
und stabilen Spitälern als Seelsorger verwendet werden. 

Während der. Dauer des bestehenden oder eintretenden Priester- 
mangels bei allen gesetzlich anerkannten Confessiönen ist jenen as- 
sentiften Studirenden der letzten zwei Jahrgänge des Obergymna- 
siums, welche die Verspätung der Studien nicht selbst verschuldet 
haben, wenn sie vor der Stellungs-Commission erklären, sich den 
theologischen Studien und dem geistlichen Stande widpaen zu wollen, 
beziehungsweise sich über die erhaltene Zusicherung der Aufnahme 
in die theologischen Studien oder in das Noviziat ausweisen, ebenso 
wie jenen bedingt aufgenommenen Einjährig-Freiwilligen, welche bis 
zu dem Zeitpunkte der definitiven Zuerkennung der Einjahrig-Frei- 
willigen-Begünstigung Theologen bereits geworden sind oder mit 
demselben in die theologischen Studien, beziehungsweise in das No- 
viziat eintreten, die obige Begünstigung unter der Bedingung zuzu- 
erkennen, dass sie sowohl die theologischen Studien in Wirklichkeit 
absolviren als auch nach Beendigung dieser Studien die höheren 
Weihen oder eine Anstellung in der Seelsorge erhalten. 

Sie -sind jedoch bis zum Eintritte in die theologischen Studien 
im Mobilisirungsfalle zur Dienstleistung im streitbaren Stande ver- 
pflichtet. 

Diejenigen, welche die Gyranasialstudien aufgeben oder deren 
Vollendung durch eigenes Verschulden verzögern, oder welche in die 
theologischen Studien, beziehungsweise in das Noviziat, nicht unmit- 
telbar eintreten oder vor Erhalt der höheren Weihen den geistlichen 
Beruf aufgeben, endlich Priester- und Pfarramtscandidaten , welche 
in einer von den betheiligten Ministerien einvernehmlich mit dem 
Keidis-Kriegsminister festzusetzenden Zeit eine Anstellung in der 
Seelsorge nicht erlangen , sind , vorbehaltlich ihrer eventuellen An- 
sprüche auf die Begünstigung des Einjahrig-Freiwilligen-Dienstes, 
zur sofortigen nachträglichen Ableistung des gesetzlichen Präsenz- 
dienstes verpflichtet. 
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Diejenigen, welche nach voUstreckter Präsenzdienstpfiieht in 
die theologischen Stadien eintreten, beziehungsweise dieselben fort- 
setzen, dann jene Einjährig-Freiwilligen, welche Theologie studiren, 
nach diesem Gesetze aber einen Anspruch aai die obigen Begün- 
stigungen nicht besitzen und den Präsenzdienst noch nicht abge- 
leistet haben, sind im Frieden vom Dienste im streitbaren Stande 
überhaupt, die Ersteren insbesondere von den Reserve- (Landwehr-) 
Waflfenübungen zu entheben und nach Erbalt der höheren Weihen 
oder einer Anstellung in der. Seelsorge in die Liste der Reserve- 
Militär- ^Landwehr-) Seelsorger aufzunehmen. 

Im Allgemeinen sind die ausgeweihten Priester oder beziehungs- 
weise Seelsorger, während ihrer Dienstpflicht, vom Dienste im streit- 
baren Stande enthoben und in der Liste der Militär- (Landwehr-) 
Seelsorger zu verzeichnen. 

§. 27. Lehramtscandidaten für Volksschulen (mit Inbegriff der 
Bürgerschulen und Lehrer- Bildungsanstalten) und Lehrer an diesen 
Anstalten sind nach ihrer Einreihung in das stehetide Heer (Kriegs- 
marine) oder ip die Landwehr (1. October) zu einer den Volksunter- 
richt am wenigsten störenden Zeit durch acht Wochen militärisch 
auszubilden und dann zu beurlauben und im Frieden nur noch zu 
den periodischen Reserve- (Landwehr-) Waffenübungen beizuziehen. 

Während der Dauer des bestehenden oder eintretenden Lehrer- 
mangels an den Volksschulen sind Stellungspflichtige Lehramtszög- 
linge, welche am Tage jener regelmässigen Stellung in ihrem Hei- 
mathsbezirke , zu welcher sie berufen sind, einem der letzten zwei 
Jahrgänge an einer Lehrer- Bildungsänstalt angehören und sich 
darüber ausweisen, dass sie die Verspätung des Studienganges nicht 
verschuldet haben, im Falle ihrer Assentirung zum stehenden Heere 
oder zur Landwehr behufs der Vollendung der Lehramtsstudien 
vorbehaltlich ihrer Einberufung im Mobilisirungsfall§ zu beurlauben. 

Haben sie dann bei regelmässigem Studienfortgange die Lehr- 
amtsstudien mit gutem Erfolge beendet und eine bleibend systemi- 
sirte Lehrerstelle an Volksschulen erhalten, so ist ihnen die obige 
Begünstigung definitiv zuzuerkennen. 

Lehramtszöglinge, welche diese Nachweise nicht rechtzeitig 
liefern, dann Lehramtscandidaten und Volksschullehrer, welche 
während ihrer Wehrpflicht den Lehrerberuf aufgeben, sind zur nach- 
träglichen Ableistung des gesetzlichen Präsenzdienstes verpflichtet. 

Eigenthüraer ererbter Landwirthschaften , wenn sie auf selben 
den ordentlichen Wohnsitz haben, die Bewirthschaftung selbst führen 
und wenn das Grunderträgniss der Wirthschaft zur selbständigen 
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Erhaltung einer Familie voq fnof Persooen ausreicht, ohne das Vier- 
fache eines solchen Ertrages zu überschreiten , sind — wenn sie 
nach der Losreibe in das Bekruteocontingent entfallen — auf die 
Daoer dieses Verhältnisses in die Ersatzreserre zu Qberweiaen und 
derlei StellnngspSichtige auf däa Conting^t der letzteres einzu- 
rechnen. 

In jenen Fällen, wo besonders berücksichtigangswärdige Fa- 
milienverhältnisse obwalten, welche aber den Anspruch auf zeitliche 
Befreiung nach den Bestimmungen des §. 17. nicht begründen, kann 
nach erfolgter Ässentirung und Äasbildnng die Beurlaubung für die 
Dauer des Friedens jedoch nnbeschadet der Heranziehung zu den 
Waffenübungen und Controlsyersammlnngen verffigt werden. 

§. 44. Eine Verehelichung vor dem Eintritte in das stellungs- 
päichtige Älter und vor dem Anstritte ans der dritten Altwsklasse, 
beziehungsweise vor der vollständigen Erfüllung der Stellnngspäicbt 
ist nicht gestattet. 

Für die vierbe Altersklasse ist dieses Verehelichungsverbot 
nar insofern nnd insolange wirksam , als die Heranziehung dersel- 
ben in einem bestimoiten Verwaltnngsgebiete im Sinne der Bestitn- 
roungen des §. 32. ausgesprochen und Öffentlich kundgemacht wor- 
den ist. 

Bei besonders rücksichtswfirdigen Umständen kann vom Mini- 
sterium für Landeavertheidigung oder von der hiezu detegirten Lan- 
desbehörde eine ausnahmsweise Ehebewilligung ertheilt werden: es 
begründet jedoch diese Bewilligung keine Befreiung von der Erfül- 
lung der Wehrpflicht. 

II. In Betreff des §. 25. bezüglich der Candidaten des geist- 
lichen Standes hat das Ministerium für Landesvertheidigung am 
1. November 1882 (R.-G.-B1. Nr. 154) Nachstehendes verordnet: 

>1. Auf die Beurlaubung zur Fortsetzung der theologischen 
Stadien und seinerzeitige Einstellung in die Listen des Heeres- oder 
Landwehr-Seelsorger haben nach Alinea 1 und 2. des §. 25. dieses 
Gesetzes Ansprach jene im Wege der regelmässigen Stellung assen- 
tirten Candidaten, beziehungsweise Zöglinge des geistlichen Standes 
jeder gesetzlich anerkannten Eirche nnd Keligions-Genossenschaft, 
welche entweder schon zur Zeit der Stellung in den theologischen 
Studien stehen oder dieselben zur Zeit ihrer Eiureihung(l, Octoher) 
bereits begonnen haben. 

2. Während der Dauer des bestehenden oder eintretenden 
Friestermangäs bei allen gesetzlich anerkannten Confessionen haben 
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auf diese Begünstigung nach Alinea 3 und 4. de: 

setzes bedingungsweise Anspruch: 
a. jene assentirten Studirenden des vorletzte 
Obergymnasiums , welche die Verspätung 
selbst verschuldet haben, dann jene des l 
und zwar die Studirenden beider Jahrgänge. 
Stellungs-Commission erklären, sich den the 
und dem geistlichen Stande widmen zu wolle 
sich bei derselben über die erhaltene Zua 
nähme in die theologischen Stadien oder in 
weisen ; 
b) jene bedingungsweise aufgenommenen Einj 
welche bis zu dem Zeitpunkte der definitive 
Einj&hrig-Preiwilligen-Begfinstignng Theolog 
den sind oder mit demselben in die theologi 
zieliungsweise in das N^oviziat eintreten ; 
in beiden Fällen unter den im Alinea 3 nn^ 
Gesetzes näher bezeichneten Bedingungen nc 

3. Auf die im Nachstellnngswege Assentirtf 
gänstigung in der Webrpflicbterfütlnug dann Ann 
selben in dem Jahre, fär welches die Nachstellnn; 
logischen Studien bis zum J. October begonnen h 
Artikels) beziehungsweise zur Zeit der regelmässif 
in einem der letzten zwei Jahrgänge des Obergyß 
sind (Punkt 2a diesss Artikels). 

4. Die Entscheidung über derlei bei der regt 
oder Nachstellung geltend gemachte Anspräche sl 
Gommission nach Auhandgabe der diesbezüglichen 
Instruction zur Ausführung des Welirgesetzes §■ 
In allen andern auf dem behördlichen Wege ansz 
einschliesslich der im §. 25. vorletzten Alinea die 
führten, hat über solche erhobene Ansprüche < 
gänzungsbezirks- , beziehungsweise Landwehr-Ba 
mit der politischen Bezirksbehörde die Entscheidu 

In nächst höherer Instanz, an welche der Ge 
der politischen Behörde zu leiten ist, iUlIt die 
Müitär-Territorialbehörde (Landwehr-Comraando) < 
der politischen Landesbehörde. 

In höchster Instanz entscheidet das Reichs. 
einrernehmlich mit dem Ministerium für Landesvt 
zOglich Landwehr-Angehöriger das letztere allein. 
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ESiiie Berufung der Partei gegen die behördliche Entscheidung 
kann binnen 14 Tagen, vom Tage der sofort zu erfolgenden Zustel- 
lung des schriftlichen Bescheides an gerechnet, eingebracht werden; 
bei gleichlautender Entscheidung der nächst höheren Instanz findet 
eine weitere Berufung nicht statt. 

In gleicher Weise ist über, derlei von Ersatzreservisten er- 
hobene Ansprüche zu entscheiden, und sind auch diese, nach Erhalt 
der höheren Weihen oder einer Anstellung in der Seelsorge in die 
Liste der Heeresseelsorger aufzunehmen. 

5. Die in einer der Begünstigungen des §. 25. dieses Gesetzes 
stehenden Wehrpflichtigen haben den Fortbestand ihres Anspruches 
auf dieselbe bis zu dem Zeitpunkte ihrer Ernennung zu Heeres- 
(Landwehr-) Seelsorgern alljährlich dem Ergänzungsbezirks--, be- 
ziehungsweise dem Landwehr-Bataillons-Gommando nachzuweisen. 

In den im §. 25, Alinea 5, dieses Gesetzes bezeichneten Fäl- 
len , dann wenn Priester- und Pfarramtscandidaten durch ein Zeug- 
niss ihrer Eirch^nbehörde nicht nachzuweisen vermögen, dass sie 
gemäss des Regulativs ihres Eirchendistrictes als Priestercandidaten 
dem Verbände der geistlichen Corporation angehören, oder wenn 
dieselben nicht innerhalb vier Jahren nach Absolvirung der theo- 
logischen Studien eine Anstellung in der Seelsorge erlangen; oder 
endlich, wenn der Nachweis des Anspruches trotz wiederholter Auf- 
forderung des Ergänzungsbezirks-, beziehungsweise Landwehr-Batail- 
lons-Gommando, welches sich diesfalls an die politische Behörde 
wendet, ohne genugende Entschuldigung nicht beigebracht wird, 
erlischt für die Betreffenden die ihnen bisher zugestandene Be- 
günstigung, und es sind dieselben, insofern ihnen noch die Ab- 
leistung des gesetzlichen Präsenzdienstes obliegt, hiezu heran- 
zuziehen. 

Die Aberkennung der Begünstigung erfolgt militärischerseits 
im Einvernehmen der politischen Behörde nach Punkt 4. dieses 
Artikels. 

Jenen dieser Wehrpflichtigen, welche nicht schon in der 
Einjahrig-Freiwilligen-Begünstigung stehen, den Anspruch hierauf 
aber geltend machen, ist derselbe über das innerhalb 14 Tagen 
vom Tage der Bechtskräftigkeit des Aberkennungsbescheides beim 
Ergänzungsbezirks- , beziehungsweise Landwehr - Bataillons - Com- 
mando einzubringende Ansuchen vom Standeskörper (dem Land- 
wehr-Bataillone), nur dann zuzuerkennen, wenn der Betreffende zur 
Zeit seiner Assentirung zur Einjahrig-Freiwilligen-Begünstigung oder 
zur bedingungsweisen Aufnahme als Einjährig-Freiwilliger berech- 
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tigt war und im letzteren Falle die Bedingungen fär die definitive 
Zaerkennang der Einjahrig-Freiwilligen-Begünstigung erfüllt. 

Uebergangsbesiimmungen. 6. Den vor dem Beginne der Wirk- 
samkeit dieses Gesetzes assentirten Wehrpflichtigen, welche den 
diesfälligen Bestimmungen des §. 25. entsprechen, sind die mit 
demselben festgestellten Begünstigungen in der WehrpflichterfüUnng 
über ihr Ansuchen nachträglich von dem Ergänzungsbezirks-, be- 
ziehungsweise Landwehr-Bataillons- Gommando zuzuerkennen. Wird 
der Anspruch für nicht berechtigt erachtet, so ist der Gesuchsfall 
nach Punkt 4. dieses Artikels in der höheren Instanz zur Ent- 
scheidung zu bringen. € . 
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XV. 

Entscheidungen der rSmischen Congregationen. 

1. Decr, s. Gongregat. Episcop. et Begut. d, 30. Julii 1881 de regu- 
laribus FrancogalUcis exptdsis nee non saecularisatis. 

Com Reguläres Ordines ac pia Instituta tantopere de re cbri- 
stiana ac civili Societate benemerita, etiam in Oallia haud levia, 
luctuosis hisce temporibus, passa fuerint detrimenta, s. haec Con- 
gregatio Negotiis et Consultationibas Episcoporam ei Begalarium 
praeposita, de expressa Apostolica Aactoritate, necessariis et oppor- 
tnnis iDstructionibas Generales illorum Modemtores munire haud 
praetermisit. Etenim ad Religiöses ejusdem Regni, vi majori e 
claustris ejectos, quod jam s. Poenitentiaria pro Regularibus Italiae 
constituit, extendendum ita esse existimavit: »Curandum nempe esse 
»pro viribus ut Reguläres expulsi a propriiff conventibus in alios Con- 
»ventus collocentur ac recipiantur. Quatenus vero Reguläres expulsi, 
»praesertim ob defectum domorum, alibi coUocari nequeant, concur- 
»rentibus gravibus justisque causis, super quibus conscientia Supe- 
»rioris Generalis graviter onerata remaneat, ipse Superior Generalis 
»Apostolica Auctoritate eisdem indulgere poterit, ut mauere valeant 
»extra Claustra sob obedientia Ordinarii Loci, tamquan^ saecularizati 
»ad tempus .et a9 nutum s. Sedis ac ipsius Superioris , in habitu 
»Religiöse, ac etiam, quatenus ita ferat necessitas, in habitu Pres- 
»byteri saecularis quoad Sacerdotes, et in habitu laicali, modesti 
»coloris, quoad Laicos seu Conversos, retento tarnen interius aliquo 
»signo habitus religiosi, servatis quantum fieri potest substantialibus 
tvotorum, ac relaxatis regulis quae cum novo eorum statu minime 
»fuerint compatibiles.« Cum vero ex hujusmodi Religiosis extra 
Claustra commorantibus haud pauci inveniantur, qui adjutricem ma- 
num Ordinariis utiliter praebere possunt in animarum salute procu- 
randa, haud abs re visum est, ut ii interim, donec praesentia rerum 
adjuncta perduraverint, in vinea Domini excolenda mandatis Ordina- 
riorum, sub quorum obedientia vivunt, obtemperent cum quoad ea 
quae sacrum ministerium, tum praecipue quoad ea, quae curam aQi- 
marum respiciunt. Quare SSmmus Dominus Nester Leo divina Pro- 
videntia PP. XIII, cui relatio de hac re facta est ab infrascripto 
Secretario praedictae sacrae Congregationis in Audientia diei 29. Julii 
curr, anni 1881, perpens^ uni versa rerum ratione, declarantüm ac 
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statueßdum esse censnit, prout praesentis Decr^ti tenore declaratur 
ae stätnitur , Begnlares in Oallia e claustris expulsos ac sab obe- 
dieotia Ordinarioram constitutos tamquam saecularizatos ad tramitem 
sQprascriptae Instructionis , durantibus praesentibus rerum adjunctis, 
eisdem Locoram Ordinariis in qaoram dioecesi commorantur , etiam 
in muneribus sacri ministerii obenodis, ac praesertim in cnra ani« 
mirnra exercenda obedire omnino teneri, et idipsum Sancütas Sua 
intelligendum esse volnit de Alumnis piorum Tnstitutoram seu Gon* 
gregationum votornm simplicinm, qui suppressionis causa in eadem Be- 
galarium conditione versantar. Consiitationibas Apostolicis ac propra 
Ordinis vel Institati aliisque in contrarium facientibnsetiani speciali 
ac individna mentione dignis non obstantibus qaibusGQmqae. 

. Datum Bomae ex Secretaria ejusdem sacrue Gongnis die 30. 
Julii 1881. 

2, Decr. s. Büuum Congregationis d. 23. Mart. 1881 

(d« imaginibas yotivis in ecclesiis). 

Vasten. seu Theatin. 

Perillustris et Bevme Domine uti frater! 

Parochus una cum Clero Ecclesiae sub titulo sanctissirai Sal- 
yatoris, loci vulgo Gasalbordino istins Dioecesis Yasten., exposuit huic 
8. Bitunm Congregationi quod in rurali Ecciesia s. Mariae a mira- 
eulis nuncupata, fideles ad eas convenientes in Signum gratiarum, 
quas a Deipara se accepisse tenent, suspendere consueverunt penes 
ejus altare tabellas votivas, ex cera confectas, partem illam faumani 
corporis referentem, cujus sanationem ejusdem Beatae Mariae Vir- 
ginis ope obtinuerunt. 

Quoniam vero Amplitude Tua nuper mandavit, ut ab altari 
eae ex bujusmodi 7otivis tabellis toUerentur, quae partem corporis 
minus honestam (S. Lig. lib. III. n. 423) exbibent; idem parochus 
etsi, uti asserit, huic mandato roorem gesserit, voluif tarnen s. Bi* 
tuum Congregationi insequentia dubia, italico idiomate expressa, de- 
olaranda humillime subjicere, nimirum. 

1. In quamplurimis Ecclesiis nedum istius, sed et aliarum 
Dioecesium suspensa respiciuntur ejusmodi ex voto in cera; sunt 
ergo habenda ceu omamenta indecentia atque inconvenientia in sacro 
Templo? 

U. In casu supra exposito, idest ex quo Episcopus jussit ex- 
Yoto in cera esse respuenda, neque amplius suspendenda in pariete, 
post altare virginis, quomodo sese habebit Parochus et Clerus propter 
seandala et reclamationes fidelium ? 




Congr. RH, 23. Mart 1881 de imag, vot in eccles. 139 

Sacra porro eadem Congregatio, aodita seatentia in scriptis 
alterias ex ipsios consultoritms , t4 mature perpensa^ sie redcribere 
rata est. 

Ad. I. Affirmative. 

Ad II. Äd mentem* Men$ est iU Parockus ipse edoceat po^ 
pülum de indecentia expositae consuetiAdinis^ morem ethnicorum re~ 
dolehtiSy amnigm studio adhortetur fiddes^ ut sapienti Amplitudinis 
Tuae mandato libenti animo rdigiosissime pareant. 

Dam aatem^hanc s. Oongregationis resolutionem ac roentem 
Amplitadini Tuae significo, praefato Parocho anthentice significandam^ 
ut ipsa ditt felix et iBCoIumis vivat ex animo adprecor 

Amplitudiois Tuae 
Roraae die 23. Martii 1881. 

üti frater addictissimus 
D. Card. Bartolinius S. R. C. Praef. 

Flacidus RalU S. E. C. Secretarius. 

Ferillastri et Emo Domino nti Fratri' 

Archiepiscopo Theatino 

Administrator! Dioeceseos Tasten. 

3, Decisio Ä C Concilii concernens emolumenta qme percipiunt 

qtmedam curiae episcopales pro executione dispensationum apostoü- 

earum in causis matrimonialibus d. d. 28. Jan. 1882. 

Mense Augusti anni 1880 ad exitum vergente, Be^erendissimus 
Grranatensis Episcopus sequens postnlatum S. G. G. porrexit: >In 
cunctis dispensationibas , ' quae ab Apostolica sede super matrimonii 
impedimentis concednntur, Sanctitas Sua Officiali Episcopi haec gra- 
viter imponere seiet: Discretioni tuae ... per praesentes committimus 
- et mandamus, quatenus deposita per te omni spe cujuscumque nu- 
meris aut praemii, etiam sponte oblati, a quo te omnino abstinere 
debes, monemus ... de praeraissis te diligenter informes . . . Volu- 
mus autem quod si spreta monitione nostra hujusmodi , aliquid nu- 
meris aut praemii occasione dispensationis praedictae exigere aut 
oblatum recipere praesumpseris, excommunicationem latae sententiae 
incurras . . . Haec vero excommunicatio est Summe Pontifici reser- 
vata in dispensationibus in forma pauperum expeditis, et nibilominus 
dispensatio tunc per officialem facienda nullius declaratur roboris vel 
nomenti. 

»Quamvis adeo clara haec appareat prohibitione officialis quid- 
qnam numeris vel praemii etiam sponte oblati, pro dispensationum 
Apostolicarum executione exigere, nee etiam accipere possit, illudque 
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planes apud Qareia, Conrado alioSqae probatos auctores, istaec S. 
Gongregatio Goncilii declaraverit , coBtrariam etiam immemorabilem 
consnetudinem, si qua sit, abusum et eorraptelam declarando et re« 
probando, ut nemo 3^ illa taeri possit; nihilominüs adeo bis in re- 
gionibas invaluit haec consnetud«, ut nulla pene in tota Hispania 
Curia Episcopalis inveniatur, in qua ofBcialis ob dispensationnm 
ApostoUcaram executionem qnaedam munera, praemia vel stipendia 
nednm accipere, 8ed et exigerenon soleai 

»Officiales hane exactionem bis rationibus, nt arbitror, tneri 
pergnnt tum ex vi consnetudinis universal et immemorabilis, tum ob 
laborem quem in studendo proeessu et testibus examinandis impen- 
dnnt, tum quia salarium ab Episcopo vel ab Ecclesia assignatum, nt 
plurimum non habent, nee habere possunt, reditibus ecclesiasticis 
adeo nunc imminutis, tum demum quornmdam non infimae notae 
scriptorum auctoritate suffulti. 

»Cum ergo de re hie agatur sammi momenti tum ut omnium 
retro Officialium conscieiitiae consulatur,* tum maxime ut tot dispen- 
sationnm in forma pauperum expeditarum ad haec usque tempora, 
cum hoc vitio executioni per Officiales mandatarum, simulque ma- 
trimoniorum inde consecutorum yaliditati pariter consulatur, Sancti- 
tatem Suam exoro, ut per decretum generale declarare dignetur, 
utrum praefata consuetado ob allatas rationes tolerari possit, Offi- 
cialesque tuta conscientia aliquid muneris vel praemii pro dispensa- 
tionnm Apostolicärum executione recipere, vel exigere possint, non 
obstantibtts praefatis clausulis Litterarum Apostolicarum. Quod qui- 
dem in bis tristissimis rerum adjnnctis, in quibus officiales nulla fere 
alia emolumenta, praeter illa quae pro dispensationnm Apostolicarum 
executione recipiunt, recipere solent, benigne concedentum videtur. 

»Quod si negative huic Tjuaesito respondere necessarium videa- 
tur, etiam atque etiam Sanctitatem Suam deprecor, ut de opportune 
remedio tantis malis providere dignetur.c 

Hisce acceptis et omnibus de S. C. C. disciplina absplutis, 
causa acta fuit in plenariis comitiis diel 22. Junii 1871, et propositis 
dubiis : -- An et quomodo tolerari possit consuetudo in casu ? — Et 
quatenus negative, — An et quomodo consuleudum in casu, — re- 
sponsum prodiit: — Däata et ad mentem D. secretario panditam. 

Anno 1880 per Epistolam praesulis Mindonensis quaestio haec 
iterum excitata fuit, ut tandem aliquando hac super controversia so- 
lutio prodirei Hoc epistolio recepto, quoniam inoliti Juris potissima 
ratio videbatur rimari posse in allegata consuetudine , abs re band 
esse putatum fuit, exquirere vigentem methodum' in tribunali Gar- 
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dinalis hujas almae ürbis Vicarii ; et sima rogatQs fait Apostolieos 
Nntitias in peDinsula Iberica^ ut referret an asserta eonsaetudo esset 
reapse nniTei^alis: eaindem iniiuisitionem fieri euratum fuit per Or- 
ganum S. Congregationia de Propaganda Fide in nonnnllis Americae 
Guriis. 

Emiaentissimas ürbis Vicarius retuUt , in sua Curia nihil ab 
aevo omnimo lucrari execütores dispensationum super impedimenlis 
matrimonii. Officiales vero aliquid muneris vel praemii semper per- 
ceperunt et percipiunt: sed ratio et titulus bujus perceptionis est 
labor impensus in conficiendo processu, in testibns examinandis, in 
exarando decreto executoriali. Quoad Hispaniam vero fere orones 
illius regni Praesules unanimi ehoro assernerunt consuetudinem in 
themate universalem et immemorabilem esse, si illnd excipias quod 
Curiae Bpiscopales discriminantur in ttfxarum calculo, et in personis 
qnae eas percipiunt: aliquibus enim locis etiam Vicarii Generales 
Qorum participes fiunt, dum in aliis excluduntur. 

Alius contra mos vigere comperitur in Americae regionibus, 
pronti ex litteris datis S. G. C. per Organum S. C. de Propaganda 
Fide patet. Inibi enim Curiae Episcopales vel nihil omnimo, vel si 
quid percipiunt^ ici raro cedit favore Curiae Cancellarii, sed vel ad 
expensas Caneellariae solvendas, vel. tamquam eleemosyna in pium 
opus impenditur. 

Hisce itaque praejactis^ enodandum propositum fuit sequens 
dabium : 

I. An et quomodo tolerari pos3it consuetudo ' in casu? Et qua- 
tenus negative. 

n. An et quomodo consulendum in casu? 

Resolutio. — Sacra C. C. re cognita sub die 28. Januari 1882 
oensuit respondere: 

Ad I. Qmad execütores negative in ommbtis. 

Ad II. Gonstdendum Sanctissimo pro sanctione in radice 
dispensationum et matrimoniorum quae nüllitatis vitio labor ant^ et 
pro absolutione ad catäelam et condonatione quoad execütores. 

4. Litterae s, Congr. de Prqp. Fide d. d. 20. Ocf, 1882 quibm sibi 

suhjectos Episcopos etc. provocat ad conquirenda documenta^ ad 

ampliores de ignotis populis notitias facientia, 

Ulma ac Bssme Domine! 

Quam vis hoc^ Sacrum Consiliura vel a suis exordiis ad asse- 
quendum propositum sibi finem Christiani scilicet Nominis per Uni- 
versum orbem propagandi assidua sollicitudine adlaboraverit , haud 
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tameQ omisit satagere ut Evangelii praecoaes per diversas gentium 

* 

terras dispersi, ubi opportanitas sese obfculisset, inspectis aut con- 
^oisitis monamentis aliisqae rebus nedum ad religianis ipsius inore- 
mentam, sed etiam ad scieotiarum artiamque progressum promaven- 
dum idoneis civilis etiam societatis boao plane utilem'navarent ope- 
ram. Atque hajus quidem studiosae volantatis argamenta extant 
profecto plurima. Noa semel enim coUigendis vetustis codicibus 
doctissimos bomiaes praesertim ^ ad Orieatis regiones mittere non 
dabitavit quibus ad historicam popalorum notitiam acquirendam, ad 
refatandos errores, ac libros litargicos recensendos uteretar. Qaod 
occasione legationis Gabrielis Evae Moiiachi Maronitae Libanensis in 
Aegyptum ad Patriarcham Coptorum superiori saecalo, auspice sa. 
ma. demente XL maxime factam est; quo anctore deinceps iterum 
ad Sectense moQasterium ali^ue Orientis loca missus est Joseph 
Assemanus vir eruditissimüs, qui peragratis iisdem regionibus Biblio- 
thecam Vaticanam pretiosis codicum thesauris ditavit, ac doctissima 
Bibliothecae Orierdalis volunüna ejusdem Sacrae Congregationis typis 
edidit; perillustre sane monumentum Orientalium Literarum studiis 
maxime accommodatam. Ac ipsa quidem Sacrae Congregationis Ty- 
pographia vel ab anno 1626 ad opera Latina, Oraeca, Arabica, Ohal- 
daica, Armena et Illirica tum e tenebris vindicata tum conscripta 
recentius cudenda constituta est: quae deinceps aliis plurimarnm 
liuguarum typis ditata per duo ac dimidia saequla ita delectn ac 
numero editionum floruit ut eam non semeMpsi heteredoxi elapso 
saeculo omnes alias Eurppae caracterum peregrinoruni apparatu facile 
superare nitro affirmaverint. 

Ad haec addenda, quae Sacra Congregatio assidue a missiona- 
riis expostulare nullo non tempore consuevit, cum circa geographicas 
et corographicas Chartas ad obscuras barbarorum regiones cognoscen- 
das perutiles, tum circa omnigena documenta ad eorum mores, con- 
suetudines, praesertim religionem addiscendam, maxime vero Inder um 
ac Sioensium literas et leges interpretandas conferre poterant. 

Praecipuum tamen ejus studii monumentum in ipsa Collegii 
ürbani sede hoc exordiente saeculo constituit, Musaeum inquam a 
Cardinale Stephane Borgia, olim ejusdem Sacrae Congregationis Se- 
cretario, homine omni scientiarum genere eruditissimo coUectum Sa- 
craeque Congregationi haereditate relictum ; quod ipsa curis suis 
insequenti tempore auxit ac plurimis vetustis codicibus et numisma- 
tibus nee non variis barbarorum cimeliis locupletavit. 

Dolendum plane recentiori aetate in tanta religionis ac socie- 
tatis perturbatioae Sacrum Consilium gravissimis negotiis distentum 
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ac difficultatibus praepeditum hactenus hand potnisse, ut orofecto 

mens Uli erat, stadia majorum aasidue aemalari, ac 

Musaeam noris iacrementis amplificare. Nihilomiaus ci 

sentiarnm ex dirina largitate catholicae missiones Iod;^ 

Universum terrariira orbem feliciter floreaceTe rideat, sui: 

vel ipsa itinerum terra marique facultas, et eorainercion 

versas geotes freqiientia apprime faveat, nulta ratione 

officio Toluit, ui quantum in se est ädei simul ac scieut 

sihus adlaboret. ßnimTero dum civilia diversarum Ea 

num guberniä summam in iis rebus coaquireDdia dilige 

bere soleut, maxime convenit Sacrum hoc Gonsiliuni, qm 

üde atque bumanitate iDformandas ordinatar ac tanta 

copia in varns terrarnm plagis ope missionariorum insl 

operi maDam strenue admovere. 

Itaque S. eadem Congregatio nti ad Aniplitudtnei 
ad omnes Vicarios Äpostolicos, Missionum Praefectos ca< 
corum suae jurisdictionis praepositos a me scribi jassit, 
cujusque.regioDis geographiam adhuc accuratius deacriber 
lornm historiam, artes, mores, consuetndines, religionem 
illuatraiidam plane siugolaria deprehendeiint quaeqae 
infantiam vel progressnm in societate inuuere noverit, ei 
stadeant: addant veto qnae ad historiam naturalem regi 
ceadam, botauicam nimirum, mineralogiam et zoologiam 
deaotur, et ad Sacram Congregationem pro opportanit 
Haec'rero nti accuratius asserventur Sacra eadem Cong 
moratum Musaeum Borgianum in amplisaima conclaviu [ 
CoIIegiam ürbanum nuperrime transferri decrevit. 

Expluratum vero mihi est AmpHtudinem Tnam 
poUet in sacrum hoc Consilium obsequio et affectu om 
at ad eoeptum hoc perficiendam ultro concarrat. Quam 
at ubi de taagni pretii cimetüs acquirendis sermo Sit in 
ad me scribat: apud nos vero quid in casibns singnlis a 
decernetur. 

Es Aedibas S. Congregatioiiis de Propaganda Fide, 
tobris 1882. 

Joannes Card. Simeoni Praefec 
Dominicus Archiep.' Tyren. a See 



XVI. 

Quaestiones quaedam de usu matrimonii cum Literis secre- 

tarii s. Congregationis s. Officii d.d. 28. Juli 1878 et decisione 

& PoeniL 16. Junii 1880. 

In opere praeclaro, qaod scripait Dr. Joh. _E5). Pruner de theo- 
logia tnorali (Friburg i. Br. 1877) p. 465 sq. refertur de qaaestione 
qnadam, quam solvere studuit presbyter Belgicus, Dr. Ä. Lecomte 
tractata, cni titulua est: »de l'ovaculation spontan^e de l'espßce hu- 
maine daua ses rapports avec la tböologie morale* (Louvaiu et Paris 
1873), Eam vero aententiani Lecomtii quam breviter refert Dr. l*runer, 
etiam P, Balleriiiii theol. nior. tom. 2. p. 917 ed. 3, Konings tbeol. 
mor. ur. 1655 aliique anctores secuti sunt. De eadem seotentia 
disseniit etiam epbemeria Fraacogallica , cui nomen est >Be- 
vne des sciences ecclesia'stiqaesc tom. 27. p. 586, tom. 29. p. 98. 
205, tom. 45. p. 88 sqq. Cum Lecomtio aatem cönsentit libellns 
Duper a medicinae doctore Aquisgraneasi Capellmann editus, cui 
tiinlusest: >Facaltative Sterilität ohne Verletzang der Sittenge- 
setze.c (Aacben 1883). Qaa de causa nostris leotoribua hie com- 
municare placet: 

i. IMeras Cardinalis Fatrüzi secretarii s. eongr. s. Officü ad ar- 
chiepiacopum Mechlinensem de opere Lecomtii. 
>Sacerdo3 A Lecomte, quondam professor in seminario Torna- 
censi, tranamisit per medium Reveri^tidissimi Archiepiscopi Meliti- 
nensis suum opns Lovami ac Parisüs edttum, hoc auno, ita inscrip- 
tarn: De l'ovulation Bpontan4e de I'esp^ce bamaine dans ses rapports 
avec la tb^ologie morale« eum in finem ut, praevioeiamine, 3. Sedt» 
ftpprobatione donetur. Porro Em. Patres una mecum Inquisitores 
generates, quibus linjusinodi negotii cognitio demaudata est, quamvis 
ia operia fronte approbationem ejusdem a vir^rio generali istius dioe- 
ceaais editam perlegerint, nihilominna Amplitudini tnae, per prae- 
sentes mihi aigniGcanduai mandarnnt qood sciliuet Apoatolica Sedes 
baadqaaquam in more babeat btijusmodi generis Opera adprobare, et 
eo minus illud de qua sermo eat, cum sepositis tbeorematibus pbi- 
siologicia, super quibus sese abatinet a quavis sententia seu opiaioae 
edeuda, baud dissimulare possit quod eoruradem thorematum applt- 
catio moralis theologiae principiia gravibus difßcnltatibus ac periculia 
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obnoxia esse possit. Id igitur prae oculis habeat Amplitudo tua, 
ut ea qua praestat sapientia ac prudentia videat quid in praxi sit de 
praefato opere sentiendum. 

Post haec impensos aninai mei sensus testatos tibi volo dum 
fausta ac felicia orania precor a Domino. 
Ampi. Tuae 

Addictissimus uti frater 
C. Card. FatrizeL 

Romae, die 28. julii 1873. 

De eadem autem quaestione bis jam a s. Pöenitent. Apost. 
tractatum est. Alteram illius congr. decisionem reperies in opere 
Francogallico a sacerdote quodam Berton edifco: »Dictionnaire du 
parallele eotre les doctrines philosophiques et la foi catholique.« 
Alteram vero priori conformem decisionem s. Poenit. publicavit lau- 
data ephemeris Revue des sc. eccl. tom. 45. p. 90 et postea Dr. Kohottt 
in ephemeri Linciensi »Theol. prakt. Quartalschrift« tom. 35. p. 1008 sq. 
S. enim Poenitentiariae hae quaestiones propositaefuerunt: 

I. Estne praeter reatum gravem conjugibus permissum, ut ad 
vitandam nimiam prolem sese abstineant ab usu matrimonü eo tempore, 
quod aptius est conceptioni, petant vero eo tantum tempore, quo 
mulieres concipere non solent? Ah leviter saltem peccant suo fine, 
ne quidem concipiatur proles, hac ratione agentes? 

IL Quem agendi modura licetne confessario suggerere sive 
ferainae, quae detestatur onanistam maritum frustrato tamen eventu, 
sive conjugibus onanismo sponte adbaerentibus , ne sustineant onus 
familiae nimis frequentis? 

III. Nuni quid periculi afferat hanc agendi rationem sugge- 
rere, quae minuat prolem tutiori modo, ,quam onanismus, quem re- 
probat honestas? An periculum, quod forte adfuerit, aequat emolu- 
mentum, viiandi nempe peccatum grave atque tranquillas reddendi 
plurimas uxores christianas, quas Vitium mariti vel suus ipsarum 
raetus a frequeutia sacramentorum alienent? ^ 

Momentura herum non est in quaestione, num liceat uti ma- 
trimonio tempore minus apto, quod jam S. Alphonsus, si menstruum 
seu tempus catameniarum , uti vocatur, intelligatnr, cum plurimis 
a peccati lethalis reatu liberum duxit; nee tandem quaeritur, quid 
de proposita ratione judicandum, si tempus revera extaret q.uoddam 
conceptui omuino ineptum, sed agitur de iis, qui e consilio tempus 
plerumque ineptum eligunt usui matrimonü. Tempus enim, quod 
natura actus impediat conceptum, revera extare, cum antiquis recen- 
tiores quoque medici negandum verius dixerunt ideoque pro certo 
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baberi potest, sabstaütiam, ut ajunt, legis conjugii fieri ab Ulis, qui 
stante libero matrimonii usu tempus minus favens conceptioni, etsi 
dicto fine ac semper, eleg^rint. Qui vero substantiam legis praesti- 
terit, licet fini non optimo, quo debuit, consilio et nee modo respon- 
derit si non a levi, tarnen, a lethali delicto alienus censetur, qnibus 
quaestiones priores sunt dilucidandae. Quod vero copfessarium sive 
uxorem attinet, quid prohibet, quominus utantur recepta sententia, 
licere alicui ingerere minus malum, qui jam aggreditur majus, eo 
fortiori , quum levis , quae in bis appareat, finis turbatio aliis ratio- 
nibus accedentibus omnino evanescere facile possit, quarum rationum 
in quaestione tertia mentio videtur. 

Quibus tarnen abn urgentibus, praecipue, si onanismi periculum 
alia ratione dimoveri possit, bujusmodi consilium injicere *non licere, 
imo, si incaute fiat, periculum onanismi tali consilio augeri ani- 
mumque sopiri, bene est advertendum. ünde manavit, quae se- 
quitnr, d^cisio S. Poenitentiariae, quae diligenter perpensis expositis 
respondit : 

»Conjuges praedicto modo matrimonio utentes inquietandos non 
esse, posseque confessarium sententiam, de qua agitur, illis coujugi- 
bus, caute tamen, insinuare, quos alia ratione a detestabili onanismi 
crimine abducere frnstra tentaverit.« 

Datum Bomae in s. Poenitent. d. 16. Jun. 1880. 

A. Card. Bilio P. M. 
Hip. Cancus Pdlombi S. P. Secrius. 
Ad primara uti patet quaestionem mere doctrinalem s. Poenit. 
nihil respondit. Adjicit antem Dr. Kohout 1. c. , eandem intercedere 
videri rationem, si quaeratur, liceat uxori frigidam se habere vel 
animum ad alia divertere, ut impediat conceptionem evitando seminis 
muliebris effusionem. Esto, quod non sit concessum, in praxi uti 
sententia minus tuta, ul^i agatur de damno tertii v^l de veritate rei, 
ut ait S. Alphonsus (VI. n. 918), ambigentibiis medicorum senteniiis, 
num isthaec effusio necessaria sit nee ne, labente tarnen tempore 
sententia assetens necessitatem fundamento ita destituta esse vide- 
tur, ut Sanchez aliisque assentiri velimus, potiori, quo ipsi usi sunt, 
jure physiologica opitulante disciplina, affirmantes, licere eo modo 
matrimonio uti, qui per se generationem nee impedit nee valde 
laedit, quum finis legis hac quoque ratione per accidens tantum, ut 
ajunt, frustrari videatur. Ceterum quaestio haec nondum ea, qua 
praecedens, diremta est auetoritate. 



XVII. 

Die Schulfrage in der Schweiz. 

Der Art. 27. der Schweiz. Bundesverfassang vom 29. Mai 1874 
bestimmte: »Die Cantone sorgen für genügenden Primaranterricht, 
welcher ausscitliesslich nnter staatlicher Leitung stehen soll. Der- 
selbe ist obligatorisch nnd in den öffentlichen Schulen unentgeltlich. 
Die öfientlicben Schulen sollen von den Angehörigen aller Bekennt- 
nisse ohne Beeinträchtigung ihrer Glaubens- und Gewissensfreiheit 
besucht werden dürfen. Gegen Cantone, welche diesen Verpflichtungen 
Dii-ht nachkommen, trifft der Bund die ndthigen Verfügungen.! 

Schon 1881 wurde vom Nationalrath und am 14, Jnui 1882 
mit 21 gegen 19 Stimmen auch vom Ständerath der von Schenk be- 
antragte Beschluss gefasst, den Bnndesrath zu beauftragen, unver- 
züglich durch (las Departement des Innern die zur vollständigen 
Vollziehung des Art. 27. der Bundesverfassung und znm Erlass be- 
züglicher Gesetzesvorlagen ndthigen Erhebungen über, das Schulwesen 
der Gantone zu machen. Zu diesem Zwecke sollte dem Departement 
ein eigener Secretär, ein >ErziehungssecretB,ri mit einer Besoldung 
bis auf 6000 Francs beigegehen werden, dessen Obliegenheiten durch 
ein besonderes Kegulativ des Bnndesrathes geordnet werden. Dieser 
Bund^beschluss bezweckte daher nichts anderes als eine Schulunter- 
suchung für die ganze Schweiz and Sammlung von Materialien, be- 
hufs Aufstellung eines eidgenössischen confessions- bezw. religions- 
losen Schulgesetzes. Aber die Genehmigung dieses Bundesbeschlusses 
vom 14. Juni 188^ betr. die staatliche Leitung des Elementar- 
unterrichtes ' und Anstellung eines eidgenössischen Schulinspectors 
wurde am 26. November 1882 vom Schweizer Volke mit 301,352 
gegen 167,221 Stimmen abgelehnt. 



XVIII. 

Die Lage des belgischen Klerus nach dem Berichte des Justiz- 
ministers Bara vom November 1882. 

Ans dem Berichte, welchen der Abg. Jastizmiuister Bara, der 
I er über »die Lage des Klerus« zageban Hess, theilte 

eine Brüaseler Corr.. vom 23. November 1882 in der Germania-1882 
Nr. 542 Folgendes mit: 

»Der Staat, sagt Br. Bara, ist berecbtigt zu prüfen, ob die 
Zabl der den Pfarreien beigegebenen Hfilfspriester im Verhältniss zu 
den Bedürfnissen des Cnltus steht, und ihre Zabl zu erhöhen oder 
zu vermindern. Der Staat zahlt ihnen ja das (behalt. Dazu kom- 

~ men dann Stolgebühren, welche die Betreffenden zahlen. Der Staat 
zahlt an Wohnungsmietbe ferner 200 Frcs. Die Summe des Ge- 
halts und der Wohnungs-Entscliädignng betrug 1881 genau 4,632,430 
Francs. Mit dem fünfundsecbszigsten Jahre hat der Geistliche An- 
spruch auf die ganze Pension. Die Pensionen betragen 1880 bei 
42d Pensionirten 418,812 Frcs. An Kranke werden jährlich 30,000 
Francs verabfolgt. Gesetzlich ernennt der Bischof zwei und der Erz- 
bischöf drei vom Staate zu besoldende General-Vicare. Zweifelhaft 
ist, ob der Staat den Canonikern das Gebalt zu zahlen hat; jeden- 
falls ist ihre Zahl nicht bestimmt. Das Gesetz autorisirt die Bischöfe 
zur Errichtung von Priestersemiuarien , denen die Regierung nach 
dem Gesetz von 1807 Freistellen und das Professorengehalt zahlt, 
mit Ausnahme des Seminars von Lüttich, das seit 1342 keine Unter- 
stützung erhielt,- weil der Staat dessen F^nds für hinlänglich be- 
trachtete. »Auf Grand des Princips,c heisst es wörtlich weiter, 
idass der Klerus nur besoldet wird aus Rücksicht aud nach dem 
Verhältaiss der der Gem'einschaft der Gläubigen geleisteten Dienste, 
ist die Regierung berechtigt za verlangen , dass die Cultusdiener 
ausschliesslich ihren Seelsorgpflichten sich widmen.« Bara rühmt 
sich, yerschiedenen Geistlichen, welche Nebenbeschäftigang hatten, 

. das Gehalt bereits gesperrt zu haben. Nur gegen schriftlichen Ver- 
zicht auf die Nebenbeschäftigung will Bara es wiedergeben. Im 
Weitern kommt der Bericht auf die in Belgien .angestellten aas- 
ländischen Priester zu sprechen, deren Zahl auf 162 angegeben wird. 
Wer von diesen katholischen Priestern gegen die religionslosen 
Schulen sich ausgesprochen, dem bat der Logenminister sofort das 
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Gehalt gesperrt. Sonst zahlt er es nur den 70 Priestern, die länger 
als zehn Jahre schon in Belgien angestellt sind, unter zehn Jahren 
weilen dort 30. Bara will ferner den Coadjutoren in der Seelsorge 
nur dann zahlen, wenn er die Nothwendigkeit ihrer Anstellung con- 
statirt hat. t)as scheint faät nirgends der Fall zu sein; denn seit 
Anfang 1880 bis jetzt ist die Zahl der Coadjutoren von 97 auf 2 
gesunken. Die 32 Militär-Seelsorger mit einer Entschädigung von 
29,575 Frcs. hat Bara dem Bessert des Eriegsministers entzogen 
und sich selbst unterstellt. Das sind die bisherigen Leistungen des 
Ministers bei Beschneidung des Cultus- Budgets.- Aber es soll noch 
besser kommen! Bara lobt es, dass unter holländischer Herrschaft 
von 1801 bis 1830 kein einziger neuer Geistlicher angestellt wurde. 
Wie 1801, so gab es auch 1830 nur 227 Curös. Succursalkirchen 
gab es 1807 im Ganzen 2416, im Jahre 1830 nur 20J5, jetzt 2804. 
Kapläne und Vicare gab es 1830: 1645, jetzt 2182. Bara bestreitet, 
dass die Bedürfnisse des Cultus so gestiegen, um diese vermehrte 
Zahl zu rechtfertigen. Ein Dorn im Auge sind ihm besonders die 
Yicare. Er beruft sich darauf, dass die »administrative Jurispru- 
denz« 1849 einen Vicar zuliess bei 1200—3000 Seelen, zwei bei 
3 — 6000 und für je 2000 Seelen einen mehr. Doch man hatte dabei 
nicht zwischen Stadt- und Landpfarreien unterschieden, und so be- 
stimmte man denn vom grünen Tisch 1866 in der Stadt einen Vicar 
für 3000 Seelen, zwei bei 5, drei bei 10, vier bei 15 Tausend Seelen 
u. s. w.; i^ Landpfarreien einen Vicar bei 1500, zwei bei 3, drei 
bei 6, vier bei 10, fünf bei 15 Tausend Seelen. Diese Regeln ge- 
fallen Bara; er rechnet heraus, dass danach 442 Vicare über- 
flüssig sind. 

Mit dürren Worten wird in dem Bericht also erklärt, das Mi- 
nisterium und die Volksvertretung hätten das Becht, zu bestimmen, 
wie viele Kräfte zur Ausübung der Seelsorge genügten. Was würde 
es für ein Geschrei absetzen, wenn Bischöfe und Priester bestimmen 
wollten, wie viele Beamte das Ministerium zur Wahrnehmung der 
Staatsgeschäfte nöthig habe?« 
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XIX. 
Die rumän.-or. Kirche und der Patriarcli von Constantinopel. 

Die »Deutsche Zeitung« Nr. 391 berichtete aus BuhuresehL 
17. November 1882: Der Metropolitan-Erzbischof Rumäniens nahm 
im Laufe dieses Jahres, einige Wochen vor der Krönung, die Weihe 
des hier zubereiteten heiligen Salböls vor, eine religiöse Handlung^ 
gegen welche das Patriarchat in Constantinopel schon damals Pro- 
test einlegte, weil es darin einen Akt der vollständigen Emahcipa- 
tion der orthodoxen Kirche von den Synodalsatzungen des Patriar- 
chats erblickte. Der eben tagenden Synode wurde nun folgendes 
Schreiben zur officiellen Beantwortung vorgelegt, welches nicht nur 
die Frage des Salböls, sondern auch noch andere Punkte berührt, 
die aber, wie das officielle Schriftstück selbst darlegt, nur gerücht- 
weise dem Patriarchate zur Kenntniss gelangten. Der Wortlaut 
dieses Hirtenbriefes ist folgender: 

»Joachim, von Gottes Gnaden Erzbischof von Constantinopel 
und öcumenischer Patriarch. — AUerheiligster Metropolit der üngro- 
Walachei, allverehrtester Exarch und Stellvertreter der Kirche Gottes, 
sowie ehrenwerthe Erzpriester des von Gott geschützten Rumäniens, 
geliebte Bruder des heiligen Geistes! Unser Segen und der Friede 
Gottes sei mit euch. 

Aus den Mittheilungen der Blätter haben wir mit grossem 
Schmerze und Bedauern rechtzeitig die Information geschöpft, dass 
Eure Heiligkeit am 25. März d. J. in der heiligen Metropolitan- 
kirche zu Bukurescht die Procedur der Weihe des heiligen Salböls 
vornahm, ohne Kenntniss und Verständigung unserer geistlichen 
Autorität, das ist unseres allerheiligsten apostolischen öcumenischen 
Patriarchenstuhles. Ganz entgegen den kirchlichen Vorschriften habt 
Ihr das Beispiel einer ünzukömmlichkeit gegeben, welches immer 
den verdienten Verweis nach sich zieht. 

Da allgemein die Einhaltung der Vorschriften nicht nur als vor- 
theilhaft, sondern auch als nothwendig und universell anerkannt wird, 
und nichts in der Welt geeignet ist, ohne Beobachtung der üblichen 
Regeln und Voraussicht zu bestehen, sondern unter solchen um- 
ständen zu Grunde gehen muss, wie dies schon die Heilige Schrift 
darlegt, so ist um so nothwendiger, besonders aber in geistlichen 
Dingen vor Allem die bestehenden Gepflogenheiten nicht ausser Acht 
^M lassen. 
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Daher darf auch Eure Heiligkeit in Eurer Diöcese weder die 
Absicht toleriren, eine VoracfarÜt zu umgehen, noch selbst sieb dieses 
Fehlers schuldig machen, womit Ihr einen der ältesten unserer kirch- 
, liehen Gebräuehe mit Füssen tretet. (Folgen rnebr"'"'» iiaranf hcuRfr. 
liehe Citate aus der Heiligen Schrift nnd der Wer 
apostolischen Canons.) Die Bischöfe aller Nationei 
ptlichtung, vor Allem ihr religiöses Oberhaupt als c 
anznerkeDnen, ohne dessen Wissen nichts gescb( 
Heiligkeit obliegt somit auch die Verpflichtung, sii 
Satzungen zn fügen , nicht aber vom (reiste der Ni 
leitet, Euch zu erlauben, diesen Weg zu verlassi 
brauch zu umgeben, der seit Jahrhunderten in Kr 
steht, dass das heilige Salböl nur von unserm apos 
chenstubl ausgefolgt wird , denn schon in der Kim 
gelehrt, keine der bestehenden Kegeln ausser Aeht 
verweisen Encb femer darauf, dass unserer Juris 
heiligen Väter unterstehen, welche die IV. öcumen 
den nnd zu welcher die Bischöfe der Pontuslän 
Thraciens gehören, 

Desshalb befolgen auch wir die apostolische 
verordnet: >Wacht über euch selbst nnd über die { 
über welche der heilige Geist euch als Bischof eini 
die Kivehe Gottes aufrecht erhaltet, die er mit sein 
erbaute.« Wir konnten die willküvliehe Handlung 
Lande gegen jeden besondern Wunsch und entgcj 
Gebräuchen begangen wurde, nicht übergehen unc 
dessen, sowie mit Bezug auf gewisse andere Gerücl 
sprengen und Begiessen des Kopfes bei der Taufe, 
schriebenen heiligen Handlung, die Beerdigung der 
geweihter Erde, die beabsichtigte Aenderuug bezügl 
niaclien Kalenders, die Verletzung der patriarchalis 
wie vielem Andern uns vorbehalten, einen Beschlus 
jedoch die Weihe des heiligen Salböles betrifft, ein 
als bereits vollzogen bekannt ist, beschlossen wir, 
zu schreiben und Euch den verdienten Verweis zu 
in der Euch anvertrauten Heerde nicht das Beispit 
und der Unterwerfung unter die Gesetze'^ sondern 
gegen die apostolischen und synodalen Verordnunj 
der Unregelmässigkeit und des Ungehorsams gabt. 
übrigen oben citirten Facta betrifft, so betrachten w 
läufig nur als einfache Gerüchte, laden Euch ahe 
deren Wahrheit bestimmte Informationen zu geben 
somit über diesen Punkt Eure Antwort. 

Der Segen und die Gnade Gottes sei mit En( 

(Folgen elf Unterschriften der orientalischen 1 
derz, Mitglieder der h. Synode sind.) 

Es sind bereits Schritte getroffen, um die ru 
von dem Patriarchate in Stamtul unabhängig zu m 
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XX. 

Zur Organisation der griech.-or. Kirche in Oesterreich-Ungarn. 

Vom Herausgeber. 

L In Hermannstadt wurde in der zweiten Hälfte April 1882 
eine romanische Archidiöcesansynode abgehalten. Von den betr. Be- 
richten des Sieb.-Deutsch. Tagbl. liegen uns leider nur einige vor. 
U. A. verhandelte und beschloss man Gründung eines Peosionsfondes 
für die Geistlichkeit, Regelung der Pfärrdotationen, Stipendienbe- 
schaflFung für gr,-or., Lehramtscandidaten , die Art der Vertheiluug 
der für die hilfsbedürftige Geistlichkeit a. h. bestimmten alljährlichen 
Staatssubyention von 25,000 FL , definitive Besetzung blos provi- 
sorisch administrirter Erzpriestereien , die Zustimmung zu der vom 
Metropolitan Miron Roman gegen den Mittelschulgeaetz-Entwurf er- 
hobenen Vorstellung (s. Archiv^ Bd. 48. S. 342 ff.), Verbesserung 
der inneren Geschäftsordnung des Consistoriuras, Betreibung der Be- 
stellung eines erzbisch. Vicar- Weihbischofs, Befähigungserfordernisse 
der Bewerber um Erzpriesterämter, über die Verwaltung der Kirchen- 
und Schulstiftungen des weil. Erzb. v. Schaguna, über die Zurück- 
weisung der Behauptungen des »Pesther Lloyd« Nr. 294, 303, 332 
und 346, dass wieder eine hierarchische Organisation an Stelle der 
auf Ueberwiegen des Laienelements beruhenden Autononaie der röm.-or. 
Metropolie zu setzen sei, die Organe der letzteren unter der Maske 
der Autonomie staatsfeindliche Zwecke verfolgten, und von oben bis 
nach unten immer mehr Ausschreitungen und ebenso wie auch die Consi- 
storialbeamten grosse Amtsmissbräuche sich zu Schulden kommen liessen. 

IL Ein grieeh.* Orient, Kirchencongress der Bukowina tagte zum 
ersten Male zu Czernowitz vom 26. Juli bis 10. August 1882 (Vgl. 
Czernowitz. Ztg. 1882 Nr. 170, 172, 181—183). Der Congress war 
schon d. a. h. Entschl. vom 9. August 1871 genehmigt worden Tind 
ebenso seine im Wesentlichen der Landtagswahlordnung für die 
Bukowina nachgebildete provis. Wahlordnung schon unter dem 10./22. 
Mai 1874. Die Verhandlungen desselben fanden theils in rumäni- 
scher, theils in deutscher Sprache statt. Der Congress" bestand aus 
48 Mitgliedern und zwar 24 des geistlichen Standes, gewählt von 
dem Säculur- und Eegularklerus und 24 Laien, von welch Letzteren 
der Kaiser als Patron auf den Staats- und Pondsgütern drei Mit- 
glieder ernannt hatte, während die übrigen 21 von den Kirchen- 
patronep und den gr.-orient. Glaubensgenossen der Städte, der Märkte 
und Dörfer gewählt waren. Vorsitzender war der Erzbischof, An- 
driewicz Morariu. Zu Vicepräsidenten wurden einstimmig gewählt 
Baron Alex. Wassilko aus dem Laienstande und Archimandrit Czu- 
perkowicz. Als landesfürstlicher Commissär fungirte der Landesprä- 
sident Baron Alesani. Das Verfahren bei Einberufung des Congresses 
war ganz jenem bezüglich der in Ungarn als politisch kirch- 
liche Einrichtung bereits bestehenden serbischen und romanischen 
Kirchencongresse nachgebildet, ebenso auch die Instruction von Sr. 
Majestät. Der Congress war ein constitqirender und hatte seinö 
»Wünsche« hinsichtlich des Wirkungskreises und der Zusammensetzung 
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der kflnitigen ordentlichen Congrease in Statutenform 
und der AUerb. Genehmigung zn unterbreiten. Dies t 
gTe3a durch die Ausarbeitung eines Congressstatutes und 
tiven) Congresswahlordnung. Mit nicht gerade wesent 
rangen nahm der Congreas die vom Metropoliten Mon 
gelegten Entwürfe an. Nach dem Entwurie des »StB 
KircbencoQgresa der orthodox-orientalischen ErzdiOcese d 
§. l.iat »derKivchencongress als Vertretungsorgan derGef 
Glaubensgenossen des geistliehen und weltlichen Stande 
Orient. Erzdiöcese der Biiliowina zur Mitwirkung inner 
durch dieses Statut zugewiesenen Wirkungskreises bei 
jeder gesetzlich anerkannten Kirche durch den Art. XI 
grundgesetzeg vom 21.Dec. 1867 gewährleisteten Recht 
ständigen Ordnung und Verwaltung ihrer innei-en Angele 
rufen.« Nach §. 8. soll der Kirch encongress mit a. h. ' 
des Kaisers durch den Metropoliten in der Regel einm 
werden. (Gegen die beantragte Streichung der Worte » 
erklärte sich der kais, Commissär). Cap. IV. »von dei 
kreise des Kirchencongresses« bestimmt >§. 14. Mit Ai 
jenigen Gegenstände, welche sich auf die evangelische 
religiösen Cnltus und die christliche Sitte beziehen, ut 
die Satzangen des oithod. -Orient. Kirchenrechtes der 
Synode oder der geistlichen Brzdiöcesanbehörde vorbeha 
wie mit Ausschluss jeglicher vollziehenden Gewalt ersti 
Wirkungskreis des Kirchencongresses im Allgemeinen s 
inneren Angelegenheiten, welche 'die speciellen und g 
teressen der Kirchengemeinden und überhaupt der ort 
Kirche der Bukowina betreften und die'iiach Inhalt des 
Staatsgrundgesetzes vom 21. Deeember 18G7 zur selbstst 
waltung jeder gesetzlich anerkannten Kirche und Kelig 
ac)iaft gebaren. c 

>§. 15. Insbesondere ist der Kirchencongress bet 
rathen und Anträge zu Btellen: 

1. Ueber die. Errichtung, neuer, die Abänderung un 
bestehender Kircbenämter und Institute im Rahmen di 
des allgemeinen orthodox-orientalischen Kirchenrechtes; 

2. über PfarrreguJirungen, d. i. über die Erric 
Pfarren sowie die Vereinigung oder Trennung bestehen 
raeinden und über die Dotation der Seelsorger, Cantorei 
der Pfarr- und Filialkirchen; 

3. über die Anzahl und die Abgrenzung der Proto^ 
Bezirke ; 

i. über die Regelung des Patronates bei den Pfari 
kirchen nach Massgabe der durch die Staaisgesetzgebnnj 
neten Normen; 

5. über die Regelung der Kirchen- und Pfarrbanc 
den Grenzen der allgemeinen Gesetze; 

6. über die Einführung einmaliger oder wiederke 
gaben von den Pfarrgenossen für Cnltus-, Unterrichts- 
kircbliche Zwecke; 
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7. Aber die BegelDpg der Gebübren für Verrichtnug geistlicber 
Fonctionea (Stolagebfibreo); 

8. aber die EmcbtuDg nnd Erhaltnag coDfessieneller Volba- 
ond MittelscbnleD, dann der kivchlicben ErziebnngB- nnd Wobltbätig- 
keitsanstalteo.« 

>§. 16. Der Kirchencoiigress kann über die Gebabrnng und 
Verwendnfag des Bakowiaaer gr.-or. Keligionsfondes Discnssionea 
pflegen nnd Wnnscbe formnliren.« 

>§. 17. I. Ueberdies ist dem Eircbencongrease nicbt benoramen: 

1. aucb in solcben kircblichen Aogelegenbeiten , welche nach 
§. 14. nicbt in seinen Wirkungskreis fallen, sondern znr Competeoz 
der geistlichen Oberbehfirden gehören, an diese letztere Anfragen za 
richten nnd innerhalb der Dogmen und Satzangen der orthodoz- 
orientaliaiihen Kirche knnctzugeben ; 

2. bei der kaiserl. Regierung die Erlassnng von Gesetzen nnd 
Anordnungen in denjenigen, die orthod.-orient. Kirche der Bukowina 
betrelTenden Angelegenheiten anzuregen, welche gemäss der Stajlts- 
gesetze und der ungemeinen Normen der gesetzgebenden oder voll- 
ziehenden Gewalt des Staates nnterliegen. 

IL Auch hat er Gutachten abzugeben Aber alle Gegenstände, 
worüber er Ton den geistlichen Oberbehärden oder von der kais. Re- 
gierung zn Rathe gezogen wird.« 

Es fehlt uns für jetzt Zeit und Raum zur näheren Prüfung dieser 
einzelnen Bestimmungen, aber ob und inwieweit eine solche Einfluss- 
nabme eines Kirchencongresses mit einem so mächtigen (durchweg 
übrigens nicht eigentlich klerikal gesinnten) Laienelemente zum Hello 
der Kirche selbst wie des Staates sei, darüber liegen in der serb. nnd 
rnmän. Metropolie Ungarns seit 1868, wo dort eine solche Art von 
Congressen vorbereitet und eingeführt wurden (vgl. darüber Vering, 
Kirchenr., 2 Anft. §. 63. S. 380 ff,), Erfahrungen vor: Oonflicte des 
Congresses mit der Regierung (s. Archiv, Bd. 48. S, 308 ff.) and nenesteos 
Antrage der serb. Bischöfe auf Wiederznrückführung der Kirchenver- 
fassung zu den dogmatischen Grundsätzen der hierarchischen Ord- 
nung der Kirche. Die uns noch nicht näher bekannten von der 
Karlowitzer Synode erhobenen Bedenken würden auch bei Prüfung 
der projectirten Neuordnung der ßukowiner gr,-or. Kirchenvertassung 
in Erwägung zu- ziehen sein,- zumal es sich bei der ganzen Congress' 
trage lediglich um eine ])0iit.-kircbl. Zweckmässigkeitsfrage handelt. 
Denn den Satzungen der Orient. Kirche selbst sind solche Kirehen- 
congrease mit so wesentlicher Einfiussnahme des Laienelementes fiemd, 
wenn nicht gar entgegen (vgl. darüber FeriKy, Kirchenr., 2. Aufl. §, 173. 
Nr. VIII. S. 664 ff.). Wenn auch in der Bukowina, wenngleich in be- 
pcheiden gehaltenen Anfängen, die neue demokratische Kirchenver- 
fassnng nach dem Muster der in neuerer Zeit in Ungarn bei den Orien- 
talen eingeführten in's Lehen tritt, so wird ähnlich, wie die Einführnng 
einer constitationellen Staatsverfassung in dem einen Lande vordem auf 
Einführung einer gleichartigen Staatsverfassung in andern Ländern ein- 
wirkte, das auch in andern orient. Metropolien und Ländern den Än- 
stoss zu ähnlichen anf kirchL-polit. Verfassungsänderung hinzielenden 
BewegoDgen geben. 
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Was den Bukowiner Kirchencongress betrifft, so war mit Rück- 
sicht auf die bereits Vorliegenden a. h. Entscheidungen über die Wahl 
der Bischöfe und Verwaltung des gr.-or. Religionsfondes die Discussion 
durch a. h. Anordnung ausgeschlossen. Der Erzbischof brachte jedoch 
gegen diese a. h. Entscheidungen in der Eröffnungsrede einige ^inter-^ 
thänigste Bemerkungen vor. 

Der Bukow/Kirchencoögi'ess beschloss auch ein Gesuch an Se. Ma- 
jestät, »damit in der gr.-ar. Kirche in den öffentlichen Akten, Urkunden 
und Ausfertigungen der ihr gebührende und canon. zukommende Name 
orihod.-07'i€$^t'. Kirche beigelegt werde.« Bis 1864 war die politische 
Bezeichnung »nicht unirte Griechen« etc., indem man davon ausging, 
dass die kath. Kirche in Oesterreich die herrschende sei. Eine a« h. 
Entschl. V. 26. Nov. 1864 schrieb für den polit. amtlichen Verkehr 
die Bezeichnung »griech.- orientalisch« vor. Es entstünde jetzt die 
Frage, ob die üebertragung der klrchl.-rejig. Bezeichnung »orthodoxe 
Kirche« in die politische Geschäftssprache, nicht so aufgefasst werden 
könnte, als ob in Oesterreich jetzt die orientalische Kirche gleichsam von 
Staatswegen für die herrschende ursprüngliche erklärt werden sollte. 

JIL Eine am 1. Oct. 1882 zusammengetretene serh, Bischofssynode in 
Karlowitz wurde am Donnerstag 18. Öct. geschlossen, nachdem sie den vom 
Patriarchen Angyeliö ausffearbeiteten Entwurf einer neuen Kirchenverfassung 
einstimmig angenommen hatte. Danach soll der Congress aus zwanzig geist- 
lichen Mitgliedern, die der Klerus selbst wählt, und aus zwanzig Weltlichen be* 
stehen; die Bischofssynode hat eine Controle über die Gongressbeschlüsse zu 
üben, und die iGremeinde-Seelsorger sind durch das von den Bischöfen ernannte, 
aus sechs Geistlichen und zwei Weltlichen bestehende bischöfliche Consistorium 
zu wählen. Das Elaborat der Synode geht nun an die ungarische Regierung 
und wird von dieser dem Reichstage vorgelegt werden. Wird sie von Letzterem 
angenommen, so wird der jetzige Congress nur noch die Wahlbezirke bestim- 
men und darüber entscheiden, ob die Deputirten Diäten zu beziehen haben. 
Hierauf wird derselbe aufgelöst. 

IV, Das Bosnische Amtsblatt »Serajewski List« v. 10. Nov. 1882 mel- 
dete, dass Se. Maj. der Kaiser die Errichtung eines gr,^or. Seminars zur Heran- 
bildung von Priester-Candidaten für die Diöcesen von Sarajewo, Mostaf und Dolnja- 
Tusla genehmigte. Di^ erste Classe dieses Seminars sollte am 1. Dec. 1882 in 
Serajewo eröffnet, und in dieselbe zwölf Jünglinge aufgenommen werden, welche 
das 15. Jahr überschritten und die Elementarschulen absolvirt haben. Die Leitung 
des Seminars ist einem gr.-or. Geistlichen als Rector anvertraut. Die Priester- 
Candidaten werden aus Landesmitteln erhalten. — Im bosnischen Budget ist für die 
Erhaltung dieser Anstalt der Betrag von 12525 Fl. eingesteUt. Ebenso brachte das 
Amtsblatt die Ernennungen zur Conslituirung des gr.-or, Metropoliian-Con- 
sistoriums, dessen Räthe mit Ausnahme eines Pfarrers in Syrmien, durchaus 
eingebome Geistliche sind. Es wurden nämlich ernannt der Protopresbyter und 
Consistorialrath in Zara, G Jorge Nikolajewicz, zum Archimandriten, die Pfarrer 
Georg Magafasevic in Surcin, Peter Petrovic in Blaznj und Stephan Prokopic 
in Bosniscn-Gradisca zu besoldeten Consistorialräthen und der Pfarrer und Pro- 
tobresbyter in Serajewo, Stephan ßakovic, der Protosyngl Benjamin Nikolinovic 
in Serajewo und der Pfarrer Popovie-Stanic in Serajevskopolje zu Ehfenconsisto- 
rialräthen. — Erst am 12. Dec. 1882 Vorm. wurde in Serajewo das orthod. Seminar 
feierlich erbSnet Es waren bei diesem Anlasse im Seminargebäude erschienen 
FZM. Appel, die Generalität, Ziviladlatus Baron Nikoliö, die Directoren der 
Landesregierung, Offiziere, Vertreter des Stadtmagistrates von Serajewo, die 
orthod. Geistlidikeit und zahlreiches sonstiges Publikum. Nachdem die öster- 
reichische Volkshymne gesungen worden war, hielten PZM. Appel und Metro- 
polit Nikolajeviö Ansprachen. Der Verlauf der Feier machte auf alle Anwesen- 
den einen sehr erhebenden Eindruck. 
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XXI. 
Literatur. 

1. Geschickte des Kirchenstaates von Morits Brosche IL Band 
Die Jahre 1700—1870. Gotha, Iriedrieh Andreas Perthes, 
1882. XI u. 469 SeUen. (8 Marl). 

Den ersten Band dieses Werkes haben wir im 44. Bande dieser 
Zeitschrift (S. 336 flf.) *) besprochen. Wie wir schon dort hervorge- 
hoben haben, besteht das Uanptverdienst des Verfassers in einer reich- 
licheren Ausbeutung des venetianischen Staats- Archiv's. Diese Quelle 
versiegt jedoch mit dem ruhmlosen Ende der Republik, nachdem sie 
auch fiir diesen Band bis S. 192 ausgiebigen Stoff geliefert. Für 
die spätere Zeit fliessen andere Quellen in solcher Menge, dass man 
eben nur eine Auswahl davon benützen kann. Eine strenge Kritik 
der Quellen ist daher dringend nothwendig. Aber weil die Zeit der 
unsrigen so nahe ist, so üben bei dieser Auswahl und Kritik der 
Quellen politische und religiöse Stimmungen der Gegenwart einen 
grossen Einfluss aus, welcher sich mittelbar auf die ganze Darstel- 
lung erstrecken muss. Dass eine Darstellung des Revolutions-Zeit- 
alters, welche zum grossen Theile auf der Correspondenz Napoleons 
und auf Thiers' Angaben fusst, mehrfach der Correctur bedürftig 
ist, wird jeder Unbefangene zügeben. Seit dem Jahre 1815 ist 
Farini sein Hauptfülirer, »dem wir,« wie es S. 390 heisst, »die öfter 
erwähnte von 1815 bis 1850 reichende Geschichte des Kirchen- 
Staates , ein auf eigener Lebenserfahrung , wie auf unzweifelhaften 
Documenten beruhendes Buch zu verdanken haben.« Und S. 343 
Anmerk. 1 : »üeber den Werth und die Verlässlichkeit Parinf s, auf 
den ich für die Zeit Gregors XVI. und Pins IX. verweise, siehe die 
Aeusserungen von Ranke, Päpste, III, 164, und Böllinger, Kirche 
und Kirchen, S. 384.« — Wir verweisen dagegen auf die von J3er- 
genröther (»Der Kirchenstaat seit der französischen Revolution,« 
Freiburg 1860, S. 2 ff.) mitgetheilten ürtheile von Katholiken über 
den persönlichen und den literarischen Wertt und über die Verläss- 
lichkeit dieses Revolutionärs, der als päpstlicher Beamter und im Be- 
züge eines Gehaltes von eben dieser Regierung' nicht aufhörte, gegen 



1) Es hat sich dort Bd. 44. S. 339 Zeile 7 y. o. der unliebsame Druck- 
fehler Ghiregati statt Chieregati eingeschlichen. 
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sie in zwei Zeitschriften Artikel zn schreiben , der in alle Geheim- 
nisse dieser Begierang eingeweiht (wie er selbst sagt), schnöde dieses 
grosse Vertrauen missbranchte und gegen sie eine Schmähschrift — 
es ist eben BroscVs Quelle, »der römische Staat von 1815—1850« 
— veröflfentlichte, Hergenrother's eigenes Urtheil lautet : »das Buch 
über den römischen Staat ist nicht ohne Schein von Mässigung ge- 
schrieben, aber an hundert Stellen zeigt sich fanatischer Sectenhass 
und parteiische Entstellung der Tbatsachen, die ihm bereits in Italien 
mehrfach nachgewiesen worden ist, freilich grösstentheils nur von 
»nltramontaneti« Organen, aber doch so, dass der revolutionäre 
Historiker, der allenthalben seine Ehrlichkeit betheuert, nicht darauf 
zu repUciren vermocht hat. Das Einseitige und zum Theil Lügen- 
hafte dieser »Geschichte« hat ihrer Benutzung nicht geschadet, da 
sie sich ja durch einen nur schlecht verdeckten grimmigen Hass 
gegen die »Priesterkaste,« gegen das »unerträgliche Joch der geist- 
lichen Aristokratie« als gesinnungstüchtig legitimirt hat, und um 
so lieher tvird ihr in England und Deutschland nachgebetet, wo das 
Vorurtheil und die weltläufige Anthipathie gegen das PapsUhum . . . 
nicht blos bei Touristen und Zeitungscorrespondenten, sondern auch 
bei viden T^berühmten Historikern^ die Kraft eines unbestreitbaren 
Axioms und einer rechtskräftigen Sentenz erlangt hat.« Hergen- 
röther hat im genannten Werke Gelegenheit gefunden, in vielen ein- 
zelnen Punkten , ^enn auch nur den bedeutenderen (wie er selbst 
sagt), die Unwahrheiten Farini's und die Irrthümer seiner Nachbeter 
nachzuwei3en» Leider scheint unser Atitor auf diese Schrift Hergen- 
röther's keine Rücksicht genommen zu haben, was zur Wiederholung 
vieler längst widerlegter Vorwürfe gegen die päpstliche Regierung 
Anlass gegeben hat. Nur einmal in einer gar nicht zur Sache ge- 
hörigen gehässigen Arabeske wird auf ein anderes Werk Hergen- 
röther's angespielt, nämlich S, 18: »Sagt doch in unserer Zeit ein 
begabter, nachmals zum Cardinal erhobener Apologet der vaticani- 
scfaen Lehre eben mit Bezug auf die Anwendung körperlicher Strafen 
und Zwangsmittel zu kirchlichen Zwecken : die Kirche verzichte nicht 
principiell auf Rechte, die sie einmal geübt hat.« Da der Verfasser 
aus seiner papstfeindlichen Gesinnung durchaus kein Hehl macht, so 
kann man schon im vorhinein ahnen > dass die Leetüre des Buches 
für Katholiken eben keine angenehme sein kann. Erzählt doch die 
objective Geschichte des hier behandelten Zeitraumes eine Reihe von 
peinlichen Verwickelungen, eine Menge den Päpsten von den welt- 
lichen Mächten, von Verschwörern und den aufgehetzten ünter- 
thanen zugefügten Unbilden und Verlegenheiten. Um 1700 stehen 
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wir ja schon inmitten jener Zeit , von welcher Louis Blane sagen 
konnte: »die Monarchen begannen den Papst ni^it eisernen Hand- 
schuhen zu ohrfeigen. Die Autorität war in ihrer Wurzel ange- 
griffen und die Democratie zog den Nutzen daraus.« j^uch der Ver- 
fasser sagt: »S. 80, dem Papste Clemens XIL gegenüber habe der 
König ?on Neapel >zum Schaden noch den Hohn gef&gt, völker- 
rechtswidrige Selbsthilfe als reine Grossmuth verkuadigt.« und 
S. 120 über das Verhalten der boürbonischea Höfe gegenüber Cle- 
mens XIII.: »Man begreift da, dass Clemens ob solcher Zumuthang 
und der gewaltsamen Art, wie man sie ihm aufdrang, in die Worte 
ausgebrochen ist: Christi Statthalter wird gleich dem niedrigsten 
der Menschen behandelt.« Vgl. S. 174 über die ersten Regierun gs- 
jahre Pins' VI. : »So schritt das Papstthum in den ersten fünfzehn 
Jahren der Regierung Pius' VI. von einer Entsagung zur andern. 
Wenn es sich fugte, ward ihm für seine Nachgiebigkeit, die man 
für eine erzwungene nahm, kein Dank ; wenn es Widerstand leistete 
ward derselbe zu einem Gegenstande des Spottes oder Mitleids oder 
auch wohlfeiler Entrüstung für Viele« u. s. w. Vgl. ferner S. 252 
über die Lage Pius VIL gegenüber den Anmansungen des eben auf 
den Eaiserthron gelangten und überdies mit der lombardischen Königs- 
krone geschmückten Napoleon: »Pius VII. hat den Widerstand gegen 
die Zumuthungen, so an ihn gestellt wurden, nicht ans Eigensinn 
unternommen: aber die Nothwehdigkeit Hess ihnen keine Wahl. 
Der Alleinbeherrscher über Italien konnte den Papstkönig in Rom, 
der es mit seinem geistlichen und weltlichen Herrscherberuf ernst 
nehmen wollte, neben sich nicht dulden.« S. 260 nach Anführung 
einer Klage Napoleon's, dass der Papst »alles Mass des Erträglichen 
überschreite, urtheilt der Verfasser ganz richtig: »Hierbei wäre nur 
schwer zu sagen, worin die Masslosigkeit des Papstes eigentlich be- 
standen habe, und gar nicht schwer herauszufinden, von welcher 
Seite Mass und Ziel in dem Falle überschritten worden.« — An 
den citirten und noch manchen anderen Stellen anerkennt der Ver- 
fasser , dass das Papstthum in dem von ihm hier behandelten Zeit- 
räume häufig ohne die Schuld seiner Träger viel Schlimmes zu er- 
leiden hatte. Aber an vielen anderen Stellen wird er nicht müde, 
der »Piesterherrschaft« im Kirchenstaate Ungeschicklichkeit, ün- 
föhigkeit und dergleichen nachzusagen und dem katholischen Leser 
die ah sich schon häufig genug peinliche Leetüre dieser Geschichte 
durch eingestreute bittere Bemerkungen, Vergleiche, Anecdoten u. s. w. 
noch peinlicher zu machen. Mitunter muss er gar weit ausholen, um 
dieses fertig zu bringen, wie z. B. S. 307. Nachdem hier der Ver- 
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fasser einer Intervention Pias VII. bei dem Prinz-Begentea von Eng- 
land fär die Milderung des dem entthronten Napoleon auf St. Helena 
bescfaiedenen Loses Erwähnung gethan, fährt er fort: »Wenn man 
dieses edel gehaltene Papstschreiben mit dem Jubelruf vergleicht, 
in den Innocenz IV. auf die Nachricht vom Tode Kaiser Friedrichs H. 
ausgebrochen ist, so wird man zugestehen, dass unser vielgelästertes 
Jahrhundert dem Mittelalter an Humanität und religiösem Sinne 
doch voraus und Pius VII., als Christ wie als Mensch, dem macht- 
vollen Papste, der dem grössten der Staufen ins Grab nachgeflucht 
hat, weit überlegen ist.« Natürlich ermangelt er nicht, die in pro- 
testantischen und freimaurerischen Blättern so oft aufgewärmten 
Fabeln von der Gunst, in welcher^ Pius IX. vor seinem Eintritte in 
den geistlichen Stand bei den Frauen sollte gestanden sein, S. 369 f. 
sich anzueignen. Dagegen hat er ebendort S. 370 ganz übersehen, 
dass Pius IX. nicht nur von Gregor XVI. im Jahre 1832 zum Erz- 
bischof von Imola,. sondern bereits 1827 von Leo XH. zum Erzbischof 
von Spoleto ernannt worden ist. üeberaus gehässig ist das S. 392 
über »den unbeugsamen priesterlichen Stolz« Pius' IX. Gesagte, und 
nicht minder die ^ gär nicht zum Thema des Verfassers gehörigen 
Tiraden über die lehramtliche Unfehlbarkeit des Papstes auf S. 425 : 
»fürwahr, diese theils schon verwirklichten, theils nach aller Regel 
vorbereiteten, mit aller Zuversicht erwarteten grossen Erfolge waren 
ganz geeignet, den streitsüchtigsten und geistreichen Verfechter des 
Papstthums in die Täuschung zu wiegen , als sei nun die Zeit ge- 
kommen, die Maske abzuwerfen und der Welt zu verkünden: »dass 
der Nachfolger des hl. Petrus der Stellvertreter Christi und sein 
Ausspruch unfehlbar, seine Entscheidungen irreformabel seien, dass 
Er in der Kirche und in der Welt alle Rechte habe, die er sich 
selbst zuschreibt.« Hier ist, nebenbei bemerkt. Wahres und Halb- 
wahres, Missverstandenes und Falsches in buntem Gemenge durch- 
einander geworfen, wie es denn überhaupt eine der grössten Schwä- 
chen des Buches ist, dass der Verfasser von der katholischen Glau- 
benslehre und Eirchenverfassung nur mangelhafte, schiefe und mehr- 
fach ganz .unrichtige Vorstellungen hat. So heisst es S. 252: »unter 
einem ersuchte Napoleon den Papst um Nichtigkeitserklärung der 
Ehe, die sein Bruder Jerome in Baltimore mit einer amerikanischen 
Kaufmannstochter geschlossen, zumal die dem Prinzen angetraute 
Frau eine Protestantin sei. Aber ... der Papst brachte seine Vor- 
eingenommenheit gegen Mischehen, nur um dem Kaiser keinen Ge- 
fallen erweisen zu müssen, lieber zum Schweigen.« Als ob es im 
Belieben, oder auch nur in der Macht des Papstes stünde, eine ein- 



eralur: Broich, Geschichte des Kirchenstaates, Bd. 2. 

geschlossene Ehe, mag sie auch eine Mischehe sein, wenn 
liu trennendes Ehebinderniss entgegensteht, fär nichtig zu 
Die Nichtigkeit der von Napoleon versuchten Begründung 
luchens ist ohnehin schon ott dargethan worden und wurde 
gleich danauls vom Papste mit aller Geduld auseinander- 
la der Verfasser auch an mehreren Stellen des Werkes von . 
m reden muas, so tritt auch hie nnd da bei solchen Ge- 
1 seine mangelhafte Kenntniss der kirchlichen Kechte und 
Igen zu Tage. Was soll man aber erat über folgenden 
nken: »Benedict XIII. hielt überliaupt ^ta.Aem. thomisti- 

Grundsaizc, dass mav für ein frommes Werk auch durch 
'. nicht zw den anständigen zahlen, sich Crcld verschaffen 
3. 65). Man möge alle 34 Quartbände der Werke des 
3 durchsuchen, man wird doch gar nichts linden, was nur 
e in 'diesem Sinne gedeutet werden könnte! Wohl aber 
theil, z. B. Comment. in epist. ad Kom. cp. 3. lect. 1. ad 
est pervenieadum ad bonum finem per mala. Man könnte 
ijig sein, wie der Verfasser zu so unqualificirbaran Be- 
gen des Thomismus kommt. Qanz einfach ! Sein Haschen 
lots und Anecdoten iässt ihn aus venetianischen Belatioaen 
erstandenes , wie auch mancherlei Klat-sch abschreiben, 
i8 von 18,000 Scudi, die vom püpstlicfien Getreideliefe- 
chi für Seelenmesseu sollten verausgabt worden sein , um 

Ernte zu erflehen; S. 123 von der »Knauserei des Je- 
rals,i wo in der Note die venetianische Depesche von im- 
lezze des Jesuitenordens faselt. Ueberbaupt hat der Ver- 
schlinime Begriffe von den Jesuiten und findet öfter Ge- 

dieses Schreckbild für grosse und kleine Kinder mit der 

die Wand zu zeichnen. Interessant sind seine Worte über 
Irüekung der Gesellschaft S. 113: »Bei dieser ünter- 
wurde selbst grausame Härte nicht immer vermiedenr 
in guter Theil von dem, was den Jesuiten damals zur 
t wurde, nicht zu erweisen. Die Höfe gingen wider sie 
jr Willkühr vor und in die politischen Beweggründe, 

Entfernung des Ordens geboten haben , mischten sich 
imutziger Art. Offen ist dies selbst von Männern ausge* 
m, die den Kampf wider den Jesnitismus mit den schärf- 
!n des Geistes geführt, aber die Gereebtigkeit doch über 
dchten gestellt haben: von Voltaire, welcher gegen Pom- 
Ib den Vorwurf der Heuchelei erhebt, und Diderot, der es 

dass in Frankreicli der Fanatismus, in Portugal die Hab- 
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sucht zur Ausweisung der Jesuiten getrieben haben. Allein unver- 
dient war darum ihr Schicksal nicht: sie mögen nicht alle die Misse- 
thaten, deren sie von Pombal und den bourbonischen Regierungen 
geziehen wurden, begangen haben; doch ihre wirklichen Vergehen 
waren um Vieles schwerer, als selbst ihre Gegner es Wort haben 
wollten. Der Orden hat den Stand der geistigen Entwickelung und ^ 

der Moral bei den romanischen Völkern gewaltsam, frevelhaft herab- *^ 

gedrückt. Ihn von sich auszustossen, war ein Akt der Selbster- 
haltung, bei dem auch eine minder gewissenhafte Wahl der Mittel 
zu entschuldigen oder doch zu begreifen ist.c S. 143 sagt er: »die 
Jesuiten haben die Fabel verbreitet, dass er (Clemens XIV.) zur 
Strafe für die Unterdrückung der Gesellschaft in Geisteszerrüttung 
gefallen und in solchem Zustand bis zu seinem Tode geblieben sei. 
Von Augustin Theiner ist die Grundlosigkeit dieser läppischen Je- 
suitenlegende erwiesen worden. Völlig unerweislich dagegen ist die 
Wahrheit oder Falschheit (oho!) des Gerüchtes, welches den Tod des 
Papstes auf ihm gegebenes jesuitisches Gift zurückführt.c Wir 
würden dem Verfasser rathen , seine Darstellung der auf die 
Jesuiten bezüglichen Parthien seines Werkes nicht lediglich auf 
Huber, Theiner und protestantische Autoren zu stützen, sondern auch 
die analogen Werke von Cretiheau-Joly, Buss, Riffel, Ravignan und 
besonders das anonyme aber die Parteilichkeit Theiners trefflich be- 
leuchtende Werk: »Clemens XIV. und die Aufhebung der Gesell- 
schaft Jesu. Eine kritische Beleuchtung von Dr. Aug. Theiner's 
Geschichte des Pontificats Clemens XIV. Augsburg, Kollmann, 1854.« 
351 SS. 8. zu Rathe ziehen. 

Ein zweites Schreckbild, welches die Phantasie und dem- | 

gemäss auch die Feder des Verfassers wiederholt sich ausmalt, ist 
die römische Inquisition. Vgl. S. 1,7 ff. Im Jahre 1848 habe man 
nach Vertreibung der betreffenden päpstlichen Beamten im Gebäude | 

der Inquisition »Spuren frischer und ganz eigenthümlich anstössiger j^ 

Benützung entdeckt,« erzählt der Verfasser S. 418 unter Berufung 
auf La Farina. Ueber dieses Spectakelstück , welches die Revolu- 
tionäre ersonnen hatten, um dem »befreiten« römischen Volke die 
Wohlthat dieser Befreiung recht augenscheinlich zu machen, ver- 
gleiche man Maguire^ Rom und sein Beherrscher,, in deutscher 
üebersetzung , Köln, Bachem, 1859. 11, 35 f. Dieses Werk und 
MargoUts »Rom und London« bietet für so manche vom Verfasser 
auf Treu und Glauben arglos hingenommene Verlästerungen der 
päpstlichen Regierung ganz nothwendige Aufklärungen und Ver- 
besserungen. 

Arohiv für Kirchenrecht. XLIX. 11 
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Dagegen machte eine Reihe von Stellen dieses Buches, worin 
der Verfasser von der Friedfertigkeit und den loyalen Absichten 
Piemonts, von der ihm aufgedrungenen Nothwehr, von der Mässigaog 
und Versöhnlichkeit der Revolutionäre von 1848, von der Volksthüm- 
lichkeit ihrer Pläne u. dgl. redet, auf den besser unterrichteten nur 
den Eindruck des Naiven. . Wir wollen nur die eiijue oder die andere 
derartige Aeusserung ausheben. Schon S. 412 ist von »wohlmeinen- 
den Rathschlägen Piemont's« die Rede, welches eine Besatzung für 
Rom anbot, sowohl zur Sicherung der Person des Papstes, als auch 
um »dem Parlamente und dem Volke wider die Unternehmungen der 
retrograden Partei« Sicherheit zu gewähren. Noch naiver S. 414: 
>Es lag völlig in der Hand des päpstlichen Hofes (in Gaeta) , der 
gemässigten Partei unter den Römern die Oberhand zu verschallen 
und die friedliche Unterwerfung der Stadt auf Bedingungen zu er- 
langen, welche für erlittene Unbill Genugthung, für die Zukunft 
Sicherheit gebracht hätten; aber zu Gaeta hüllte man sich in Schwei- 
gen; der Sinn war auf Höheres, auf Wiederherstellung der priester- 
lichen Alleinherrschaft gerichtet.« S. 415: »Je mehr sich die Re- 
volution befestigte, desto sicherer konnte der Hof von Gaeta auf 
auswärtigen Beistand rechnen, desto klarer die Nothwendigkeit eines 
solchen zur Geltung bringen. Dass ihm dies gelungen ist, lässt sich, 
nach dem Erfolg zu urtheilen , nicht in Abrede stellen; misskngen 
dagegen ist diesem Hofe die Erbringung des Beweises, dass in Korn 
und im Kirchenstaate nur eine waghalsige republikanische Minder- 
heit gegen den Papst gehetzt und den andern loyal gesinnten Theil 
der Bevölkerung, welcher die Mehrheit sei, tyrannisirt habe. Denn 
die Wahlen zur constituirenden Versammlung gingen unter starker 
Betheiligung des Volkes und in grösster Ordnung vor sich, trotz des 
Kirchenbannes, den Pins im voraus über alle Wähler verhängt hatte. 
Und als diese Constituante ... die Aufhebung der weltlichen Papst- 
gewalt beschloss ... da haben die alten, noch unter Pius' Herrschaft 
gewählten Communal -Vertretungen sämmtlich dem- Votum beige- 
pflichtet; von mehr als 160 Gemeinden des Staates sind Zustim- 
raungsadressen an die Constituante abgegangen. Dem gegenüber 
lässt sich immer noch behaupten, dass es einen loyal zum Papste 
haltenden Theil der Bevölkerung gegeben habe ; aber unmöglich be- 
streiten, dass er entschieden in der Minderheit gewesen ist.« Aehn- 
lich S. 419, 421 f. — Allein wie es bei den Wahlen zugeht, und 
wie man Zustimmungsadressen zu Stande bringt, sollte in unserer 
constitutionellen Zeit doch Jedermann wissen, der offene Augen hat. 
Zufällig kommt uns, während wir dieses schreiben, ein Referat der 
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vinns ... Als Mazzini 1831 nach Paris kam, fand er dort alle ita- 
lienische Flüchtlinge als Föderalisten, kein einziger von ihnen war 
ünitarier.« 

Wir glauben, dass die bisherige Geschichte des zusammenge- 
raubten Einheitsstaates diesen Föderalisten Recht gegeben hat und 
trösten uns damit, dass noch nicht aller Tage Abend ist. 

Graz. Prof. Dr. Fr. Stanonik. 

2. A haiholictis egyhä^ hirtokjoga (Das Besitzrecht der katholi- 
schen Kirche). Budapest 1882. 

Die Schrift behandelt das kirchliche Besitzrecnt mit besonderer 
Berücksichtigung der neueren staatsrechtlichen Theorien und des 
Patronatsrechtes. Veranlassung dazu gaben die Angrifie, denen die 
ungarischen katholischen Stiftungen und Fonde ausgesetzt sind. Der 
Verfasser leitet das Besitzrecht der Kirche in streng logischer Form 
und Consequenz von der Idee der »Societas perfecta« und den nalur- 
rechtlichen Principien des Besitz- und Eigenthumsrechtes ab, ohne 
des göttlichen und historischen Rechtes der Kirche zu verges.^en; 
das sogenannte »dominium eminens« des Staates, insofern man unter 
demselben ein eigentliches Eigenthumsrecht versteht, wird gründlich 
widerlegt. Die von ihm eingehend behandelte Frage über das Rechts- 
subject der Kirchengüter entscheidet der Verfasser dahin, dass die 
Gesaramtkirche , vertreten durch ihr Oberhaupt das Obereigenthura, 
die einzelnen kirchlich'en Institute hingegen Nutzniessungsrecht be- 
sitzen ; zur Begründung seiner These be!-uft er sich nicht' blos auf 
kirchenrechtliche und historische Gründe, sondern auch auf das 
Rechtsverhältniss, das zwischen einer vollkommenen Gesellschaft und 
den ihrem Zwecke dienenden öffentlichen Gesellschaften obwaltet; letz- 
teres Argument scheint uns indessen nicht ganz concludent zu sein, 
denn sonst müsste auch ein Obereigenthum des Staates auf alle, 
auch nicht vom Staate gegründeten öffentliche Anstalten, die dem 
Staatszweck dienstbar sind, anerkannt werden, was wir nicht für 
wahrscheinlich halten. Die Frage über das Rechtssubject der Kirchen- 
güter hat besonders für Ungarn praktische Wichtigkeit gegenüber 
der sogenannten autonomischen Bestrebungen, indem das Statut des 
Autonomie-Congresses vom Jahre 1871 als Rechtssubject der kirch- 
lichen Güter und Stiftungen die katholische ungarische Kirche be- 
stimmte. Da nicht angenommen werden kann, dass die Mehrheit 
.des Congresses die unkirchliche Theorie Sarpe's von dem Rechts- 
eigenthum der Kirchengemeinde zu der seinigen machen wollte; so 
ist wohl die katholische ungarische Kirche als , Rechtssubject der 
Kirchengüter iii dem Sinne zu verstehen: insofern und weil dieselbe 
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ein Glied der durch den römischen Papst TOrtretenen Geaammtltirche 

ist. Trotzdem theileii wir mit dem Verfasser die Beaorgniss, dass 

derlei Bechtsbestimrauügen zu nationalkirehlichen Velle:"' 

lassung geben könEen; den Artikel XXXI. des Cön( 

Jahre 1855 hält der Verfasser als geeignetste Lösujjg tl 

keitcü bezüglich der Verwaltung und der in demselbe 

Aussicht gestellten Distnembrirung des ReligioQS- und S 

Die Autonomie erscheint dem Verfasser auchdarum.im 

Lichte, weil sie auf dem 'Repräsentativ-System beruht. 

ist eine warnende Stelle aus Minghetti's Werk: >Sta 

die in der Broschüre niitgetheilt wird. Minghetti | 

S. 240 der Ueberzeugung Ausdruck, dass wenn einmal 

kirchlichen Güterverwaltung das Repräsentativ-System 

wird, d. h. dem weltlichen Element und dem uiedern Kl 

der Weg geöffnet zur Durchführung aller jener Veränd 

den Bedürfnissen ihrer Gewissen (?) und den Erfordernn 

geistes entsprechen, und zwai' nicht nur bezüglich dei 

reich dur Kirche fallenden weltlichen Dinge, sondern ai 

lieh der geistlicheu Dinge. Die letzte These der Bi 

sehäftigt sich mit dem Patronatsrechte, inshesoiidere mi 

liehen Fatronat, das der Verfasser bezüglich der ungarisc 

politischen Praxis bezeichnend ein »mare magnum« nen 

man allerlei Eingriffe in kircliüche Angelegenheiten zu 

pflegt; in Folge dessen wird bewiesen, dass auch daa Pi 

keinerlei Eigentbum begrüudet. Bei der Besprechung 

liehen "Patronats wird auch die Coneordatsfrage berühr 

fasser ist der Ansicht, dass dasselbe auch jetzt noch 

Geltung habe. Sollte auch Jemand der Meinung des V 

züglich der formellen Giltigkeit nicht vollständig heipfli 

läsat sich mit aller Bestimmtheit behaupten, dass eben d 

die sicherste Gewährleistung der köuiglicheu Privilegien 

in neuester Zeit wird ja selbst das vom Papst Sylvestt 

Stephan dem Heiligen verliehene Ernennungsrecht als eir 

personale dargestellt, wie dies Domherr Knaur im Cj-i 

versucht hat (Jahrg. 1880, S. 157—690). Aas dieser Ii 

ist ersichtlich, dass der Broschüre eben darum, weil sie 

den Tagesfrageu der Katholiken Ungarns gründlich unc 

liehen Geiste behandelt, die weiteste Verbreitung und voll 

za wünschen ist, 

Dr. i 
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5. Katholisches Eherecht mit HinblicJc auf die Civilgeset^gebungen 

in Oesterreich^ Preussen und (Russisch) Polen^ von Dr, Josef 

Pelcjsar, o, ö. Prof, der Theologie an der Je. Je, Jagellonischen 

Universität. — KraJcau 1882. I. Theil, 128 S, 8, 

(Prawo malzenskie katolickie z nwzgl^nieniem prawa cywilnego obowi^zuj^cego 

w Anstryi, w Pmsach i Krolestwie PolsMem). 

Der gelehrte Verfasser des Werkes »Pius IX. und sein Zeit- 
alter« (Plus IX. i jego wiek) , Prof. Dr. Pelcjsar hat trotz seiner 
vielfachen sonstigen Thätigkeit als derzeitiger Rector, Landtagsab- 
geordneter und gefeierter Kanzelredner noch Zeit und Müsse ge- 
funden, ein vorzügliches katholisches Eherecht fertig zu stellen, 
dessen I. Abtheilung schon im Druck vorliegt Während der auch 
in der deutschen Literatur rühmlich bekannte Canonist Prof. Dr. 
Heyzmann sein im Jahre 1857 in Krakau erschienenes Lehrbuch des 
Jcatholischen Eherechis in Oesterreich (Wiklad prawa o malzefistwie 
katoliköw w paAstwie Austryackiem) auf überwiegend reincanonischer 
Grundlage aufbaute , hingegen Prof. Dr. Rittner sein Oesterreichi- 
sches Eherecht (Leipzig 1876) auf dem allgem. bürgerl. Gesetzbuche 
basirte, hat Dr. Pelczar sich die Aufgabe gesetzt bei der Behand- 
lung der christlichen Ehenormen auch die Bestimmungen des öster- 
reichischen, preussischen und polnischen Civilgesetzes gelegentlich 
heranzuziehen. Pelczar^s Wejrk verdient in seinen gründlichen Aus- 
führungen auch auf juristischer Seite alle Beachtung, obgleich es 
, zunächst für die Pfarrer und überhaupt die geistlichen Kreise zu 
dienen bestimmt ist. Mit Rücksicht auf die seelsorgerlichen Bedürf- 
nisse ist auch eine reiche Casuistik gegeben. 

In fünf Hauptstücken dieser ersten Abtheilung bespricht der 
Verfasser den Ehebegriff im Allgemeinen , die Eheverlöbnisse , das 
Brautexamen, das Aufgebot und beginnt er die Lehre von den Ehe- 
hindernissen. Dem Ganzen wird eine üebersicht über die in la- 
teinischer, deutscher, französischer und polnischer Sprache vorhan- 
dene eherechtliche Literatur vorausgeschickt. Was den Ehebegrifi 
anlangt, wären wie uns dünkt vielme^jr die zwischen der civilrecht- 
liehen und kirchenrechtlichen Auffassung obwaltenden Differenzen 
nachdrücklich zu betonen. Der Autor fixirt die canpnische Defini- 
tion dahin, »die Ehe sei eine gesetzmässige Verbindung zweier Per- 
sonen verschiedenen Geschlechtes, die von Christus unserem Heilande 
zur sacramentalen Würde erhoben, und dazu ausersehen ist, um 
zwischen ihnen eine vollständige und ungetheilte Gemeinschaft zu 
begründen« . . . Hier wäre es wohl angedeutet gewesen, das in der 
körperlichen und geistigen Vereinigung liegende Endziel stärker her- 



Pelcsar, Prawo maln 

zuhebeo, damit die von der naturgi 
sclilechtstriebes abhängige Erlialtung < 
Hintergründe bleibe. Treffend ist hier 
lieben Institution in Kürze dargestel 
Änaspender, die Form und Materie dea 
adoptirt der Autor die heute allgeme 
Canus geltende Ansiebt, die Spender d 
trabeuten selbst, die Materie liege ii 
(weiters also sind es die Oontrahenten 
ausdrückliche oder symbolische Wille 
Dr. Pelezar in einer sehr gelungene 
seligen Papste Pius IK. mehrfach repi 
Antonius de Dominis und Johann Lau 
wie sich dieselben in der ffebronianisehi 
stischen Richtung namentlich durch d 
Ehevertrag und Sacrament der Ehe 
sachgemässig unterliege der bürgerlii 
und gar den rechtlichen Gesetzen, 
spitzfindig abgelöste Sacrament untet 
Eulen nach Athen tragen, wollte mai 
Dinstinction in Frankreich, Deutschlan 
sondere bei uns inOesterreich unter I 
ligen Kirchenrechtsdocenten und die st 
tenden Pseudo-Staatsmannern hergeleil 
dem Sophisma geschöpfte Füllhorn vor 
digen Massregelungen der legitimen E 
bübr darstellen und mit einer odiosen 
1d dem Institut der Ehe sind atlerdingi 
liehe Momente mit einander verwebt, i 
von dem Anderen nicht getrennt werd 
Sache nach aussenhin wirksam ist, so 
dem Ehehündniase durch das wechselsi 
wechselweise Einwilligung, welche all 
Vertrage hat, dennoch aber keioesweg 
Willen der Parteien abhängiger Contrt 
borenen und im göttlichen Rechte beg 
die keiner Wandelbarkeit des menschli 
von Christus dem Herrn mit sacrarae 
stattet als ein fleiligthum unter die 
lieher Behörden gestellt wurde.« 

Etwa? nur obenhin begründet d 
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Aator£i, wornach die Gewalt, auflösende Hiiidernisse zu statuiren, und 
bezaglich derselben zu dispensiren, sowie die Gerichtsbarkeit in 
Bechtsstreiten wegen Giltigkeit einer Ehe, dann Verlöbniss- oder 
Scheidungs-Angelegenheiten in die Competenz der Kirche «fallen, in- 
dem die Worte des Erlösers: »was du auf Erden binden wirst, soll 
auch im Himmel gebunden sein,« nicht vollständig den Fragepunkt 
erschöpfen. Wir sind vielmehr der Ansicht, der rechtsförmliche Be- 
weis liege eigentlich in der Thatsache einer ursprünglich göttlichen 
Einsetzung der Ehe, einer Bestituirung und Erhöhung derselben zum 
Sacramente durch Christus. — Daraus erst läsät sich grundbältig 
folgern, die Ehe sei eine durchaus kirchliche Institution und in den 
Bereich der Staatsgewalt gehöre nnr die Regulirung der aus der Ehe 
entspringenden civilrechtlichen Wirkungen. 

Im Verfolge seiner Aufgabe entrollt der Verfasser in Grund- 
zügen Qine Geschichte der s. g. Civilehe in Holland, Frankreich, 
Polen, Deutschland, Italien, Schweiz, Spanien, Oesterreich, und ge- 
langt im unmittelbaren Gegensatze zu Luthers Doctrinen^), zu dem 
wohlbegreiflichen Schlusssatze, dass jede Eheschliessung von der welt- 
lichen Obrigkeit in Ländern, wo das Tridentinische Decret T^Tametsi^ 
gehörig verFautbart wurde, null und nichtig sei. 

Anderer Ansicht sind wir i^ Bezug auf die s. g. Nothcivilehe^ 
indem wir keinen Grund dafür ausfindig machen können, waram 
diese Art der Civilehe in noch höherem Grade für die Kirche wieder- 
wärtig wäre, was damit zu motiviren versucht wird: »von der bür- 
gerlichen Gesetzgebung werde einerseits nur die kirchliche Ehe- 
schjiessung als allein verbindlich und rechtsgiltig erklärt, anderer- 
seits gestatte aber dieselbe Legislation in manchen Fällen davon 
abzuweichen und von der Civilehe Gebrauch zu machen , was schon 
an sich, ein flagranter Widerspruch ist.« 

Wir aber vermeinen, es präjudizire caeteris parihus angesichts 
der nivellirenden Tendenzen des Liberalismus die Nothcivilehe viel 
weniger dem Ansehen und der Autorität der Kirche , ^Is es ein 
gänzlicher Zwiespalt zwischen Staat und Kirche .thun würde. Ein 
einziger Blick auf Frankreich und Oesterreich dürfte unsere Ansicht 
nachhaltig bestätigen; in Frankreich hat nur die Civilehe einzig 
und allein gesetzmässige Giltigkeit, hingegen besteht in Oesterreich 
die kirchliche Eheschliessungsform als Regel, wahrend die Civilehe 
»blos eine Staatsnothwendigkeit« war (wie das damalige Bürger- 

1) »Es kann Niemand leugnen, dass die Ehe ein weltlich äosserlich 
Ding ist, wie Kleider und Speise, Haus und Hof, weltlicher Obrigkeit unter- 
worfen.« Luther's sämmtliche Werke, herausg. von Walch, X, S. 892. 
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ministerium deducirte), und notorisch als exceptionelle Eheschliessung 
zu den bei uns ziemlich seltenen Ereignissen zählt ^). 

Nach dieser Darstellung der, Wesenheit, des Charakters, der 
Bndziele und der Güter der Ehe beginnt eine Schilderung der ver- 
schiedenen Gestaltungen derselben, wobei die betreffenden kirchlichen 
und weltlichen Vorschriften angeführt sind. Es ist dies ein löb- 
licher und praktischer Vorgang, die kirchlichen und weltlichen 
Nornaen vergleichend neben einander zu stellen, was vorzugsweise 
den Studirenden augenfälligen Nutzen leistet. 

Der IL Abschnitt (S. 55 — ^93) handelt von Eheverlöbnissen. 
Hier wird die nicht uninteressante Frage aufgeworfen, ob ein Ehe- 
verlöbnisfif absolut ungiltig sei, wofern zwischen den Verlobten irgend 
ein canonisches Ehehinderniss obwaltet. Bedeutende canonistische 
Schriftsteller, wie De Lnca^ Schulte^ KutscJiker, Vering, Rittner % 
Phillips^ gehen von der strengen Ansicht der römischen Juristen 
aus, dass eine ungiltige Rechtshandlung auch in Hinkunft nicht 
gütig werden könne durch Beseitigung des üngiltigkeitsgrundes *), 
und behaupten gestützt auf mehrfache Entscheidungen der Congre- 
gatio Ooncüii und der Rota romana, mit Entschiedenheit die Rechts- 
unwirksamkeit eines derartigen Verlöbnisses selbst dann, wenn das- 
selbe unter der Bedingung der einzuholenden Dispensation abge- 
scTilossen worden; im besten Falle geben sie nur Ausnahmen zu für 
Unmündige und unter gewissen Restrictionen für Verlöbnisse zwi- 
schen Katholiken und Akatholiken. Dr. Pelczar schlägt einen ra- 
tionellen Mittelweg ein, indem er die Ansicht aufstellt, das Verlöb- 
niss sei in diesem Falle, wo die Contraljenten bedingungslos vor- 
gehen, gänzlich kraftlos, was auch dann eintritt, wenn das vorkom- 
mende Hinderniss entweder gar nicht, oder äusserst selten nur be- 
hoben werden kann*). Anders gestalte sich die Sache, wenn das 
Hinderniss behebbar ist und von Seiner Heiligkeit in derlei Fällen 
gewöhnlich die Dispens ertheilt zu werden pflegt, weil ja diese Be- 
dingung »si papa dispemaverit< im gegebenen Falle (d. h. si im- 
pedimentum est dispensabile et sunt causae sufßcientes) eine red- 

1) Es gibt viele Gegner der Nothcivilehe ; s. z. B. das ausgezeichnete 
Werk von Prof. Dr. Franz Kaspar ek n. d. T. Allgemeines Staatsrecht 
(Prawo polityczne ogohie). Krakau 1877—1881, I, S. 284. 

2) KathoL Kirchenrecht (Prawo koöcielne), Lemberg 1878 and 1879, 
n. Bd., S. 352. 

3) > — Nulluni enim pactum, nullam conventionem , nullum contractum 
inter eos videri volumus subsecutum, qni contrahunt lege contrahere prohibente.« 
L. 5. C. I. 14. 

4) Z. B. impedimentum ordlnia, voti solemnis. 
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liehe und radgliche ist, folglich mit Wirksamkeit dem Verlöbnisse 
beigefugt werden kann, welches hernach, wenn die Dispens einlangt, 
ohne neuerliche Gontrahirung volle Giltigkeit erlangt (S. 60). 

Weiters ist hier die Rede von den Formen und verschiedenen 
Gestaltungen des Eheverlöbnisses. S. 68 behauptet unser Autor: 
»das bedingungslos dem ersten bedingten nachfolgende spätere Ver- 
löbniss, ohne den Eintritt der' Bedingung abzuwarten, sei wirkungs- 
los und es könne der verschmähete Theil die Hilfe der Ehegerichte 
um Sistirung des angebahnten anderen Ehebündnisses ansuchen, oder 
mindestens eine Schadloshaltung in Anspruch nehmen, ausser es 
wurde die zurücktretende Partei einen hinreichenden Grund zum 
Rücktritte haben.« Wir unsererseits halten das nachgefolgte Ver- 
löbniss für gültig; denn in demselben Augenblicke, als das andere. 
Verlöbniss zu Stande kam, zeigt sich ja ofienbar, dass die verein- 
barte, Bedingung als beseitigt anzusehen ist, oder mit' anderen Wor- 
ten, es ist eine Zeit gekommen, wo die Bedingung hinfällig wurde 
(tempus quo conditio deficit), folglich verliert derjenige, welcher 
unter einer aufschiebenden Bedingung Etwas erworben, jegliche Aus- 
sicht auf Erlangung des intendirten Rechtes, sobald dieses ander- 
weitig begeben wurde; auch spricht für unsere Ansicht die Analogie 
mit dem Hindernisse^ deßdentis condüianis apposüae, wo jemand 
pendente condüione eine andere Ehe eingeht, wodurch die frühere 
gänzlich gelöst wird ; endlich spricht für uns die Rücksicht . . . auf 
diesem Wege unglücklichen Ehen vorzubeugen. (Cf. Instruct. für 
geistl. Eheger. in Oesterr., §§. 10 und 112). 

Auch handelt hier der Verfasser noch von den Nebenbestim- 
mungen bei Abschliessung von Verlöbnissen, von den pfarrlichen 
Obliegenheiten, von der gerichtlichen Procedur in derlei Rechts- 
fällen, endlich von der Schadloshaltung im Falle des Rücktrittes von 
demselben. — Im Allgemeinen bietet dieser Abschnitt dem Leser 
und Forscher durch seine grundhältige Behandlung und Reichlich- 
keit des Stoffes ein ergiebiges und dankbares Material, sei es auch 
nur desswegen, um den Contrast zwischen den Festsetzungen des 
Kirchenrechtes und der modernen bürgerlichen Gesetzgebungen in 
Betreff der Verlöbnisse zu würdigen, da bekanntlich die letzteren 
das Eheverlöbniss trotz seiner eminent wichtigen Bedeutsamkeit als 
vorbereitender Vertrag mit unberechtigter Nonchalance behandeln 
und meist in wenigen Worten abzufertigen pflegen *). 

Das dritte Hauptstück (S. 94 — 102) bringst die Vorschriften 

1) AuH dem particnlären canon. Eherechte in Oesterreich (welches noch 
immer pro foro interno Geltung hat) ist zu entnehmen , welche Modificationen 
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Über das s. g. Brantexamen mit seiner geoerellen und speeiellen 
Tendenz nach Masagabe dea gemeinen und particulären Eirclien* 
rechtes , sowie der ataattichen politisch-kirchlichen Verordnungen. 
Hier fSnden wir es wflnschenswerth , das Institut dea Brautexamens 
au3 den biscböflieben Attribntionen der Bltchristlicben Kirchenver- 
fassung herzuleiten, und den Ueborgang dieses Befugnisses in den 
Bereich der pfarrlicheii Jurisdiction aus den Postulaten aner Welt- 
religion zu rechtfertigen. 

Der vierte Abschnitt (S. 103 - 123) bespricht die Lehre vom 
Aufgebote. Nach einleitenden Anmerkungen ober Tragweite und die 
historische Grandlage der Verkündigungen erörtert der Autor alle 
' diesbezüglichen Fragepunkte nach Weisung des zwar scholastischen ■ 
aber für mflndüche und schriftliche Rede überaus nutzbaren Ge- 
denkreimes: quis, quid, ubi, quibus auxiliis, cur, quomodo; qnando, 
in erschöpfendem Masse unter Zasammcnhattung der kirehenrecht- 
lichen und staatsgesetzlJchen Vorsohriften. Zu den ausfährlichen 
Bemerknnget) hiernber fügen wir hinzu, dass vor dem Aufgebote die 
voreheliche Prüfung stattfindea soll, und ausserdem macheu wir auf 
die Mahnung des Conciliums von Trient aufmerksam, die Verlobten 
sollen entweder bevor es zur Abuchliesaung der Ehe kommt, oder 
wenigstens drei Tage vor deren Consumation , die Sacramente der 
Busse und der Eucharistie empfangen •). 

Auf den Seblussseiteu der ersten Äbtheiluug dea Wferkes be- 
gegnen wir der Einleitung zu dem so überaus wichtigen Lehrstoffe 
von den Hindernissen der Ehe. Wir erlauben uns angesichts der 
löblichen Redaction des Archivs den Vorbehalt, darüber des Zusam- 
menhanges wegen erst nach dem Erscheinen des zweiten Theiles 
relationiren zu dürfen. ^ 

Wir beschliesaen unser Referat mit der willigen 1 
der allseitigen Verdienstlichkeit dos mit grosser Sachll 
wahrem Bienenfleisse ausgearbeiteten Handbuches. Rri 
des Materials, systematische Gliederung, correcter ud 'f^lTj 
Styl sind darin dankend zu begrüssen und das Buch s^y", "|?^i 
werkliche Bereicherung der polnischen, fachlichen Litei;« r f-JüW^ 
zeichnen. ■■ ' ■^«tc*« 

Krakau. Dr. Alfred R. v. ScUkhting. 

das gemeine Eircbenrecht in dieser Hinsicht za Concoidatszeiteu bei noa et 
fahren hat. (Cf. mysmann, 1. c. S. 7—13). 

!) Conc, Trid. Sess. 24. d. Eef. matr, cap. 1. v. Postremo. 
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4. Die canonischen EheJiindernisse nach dem geUenäe^ gemeüien 
Kirchenrechte. Fiir den KüraiMeru^ in Dietdschlanä ^ Oester- 
reich , und der Schweiz praktisch dargestellt voh J. T^eber^ 
Stadtpfarrer und JS^ämmerer in Ludwigsburg. Dritte verh, und 
verm, Avuß, Freihurg i. Br.y Herder, 18S3. VJII u. 5^ S. gr. 8. 

Dieses zum praktischen Gebrauche für Seelsorger besonders ge- 
eignete Eherechl lässt rein tbeoretische Erprteirungen und. historische 
Entwicfcelungen ganz bei Seite, stellt dagegen eingehend und klar 
und verständlich das geltende katholische Eherecht dar« liäufig unter 
wörtlicher Mittheilung der Meinungen dieser und jener neueren 
Schriftsteller und unter Beifügung einer ausgewählten Casuistik und 
zahlreicher Formulare. Auch die einschlägigen Bestimmungen der 
bürgerlichen Gesetzbücher werden meistens als Anhang zu den ein- 
zelnen Abschnitten angegeben. Gegen die erste 1872 und zweite 
1875 erschienene Ausgabe ist diese dritte um vier Bogen vermehrt 
und fast überall sieht man nicht nur die ergänzende , sondern auch 
verbessernde Hand des Verfassers. Pur die der zweiten Ausgabe 
mit separater Paginirung beigefugte Ehescheidungslehre verweist 
der Verfasser auf die Separatausgabe, die davon erschienen. Ein 
eingehendes Sachregister erhöht den TVerth des gediegenen Werkes. 

5. Joder (bischöfl. Secretär), LHnamovihilite des desservants, au 
point de vüe du droit (Sirassbourg, Le Boux, 1882). 40 S. 8, 

Die Frage der Versetzbarkeit der s. g. Succtirsalpfarrer (des- 
servants), der mit voller pfarrlicher Jurisdiction ausgestatteten In- 
haber voh officia curata wurde wissenschaftlich , sowie von den . 
Kirchenbehörden insbesondere seit dem Rescript üregorii P. XVI. 
vom 1. Mai 1845 ernst ventilirt. Seitdem der grösste Theil der 
Bisthümer Strassburg und Met/, wieder zu Deutschland gehört, hier 
aber weitaus die ämotio der Pfarrer nur auf Grund eines rechts- 
kräftigen canon. ürtheils erfolgte, ist die Untersuchung der Rechts- 
verhältnisse jener in Frankreich und den linksrheinischen Theilen 
Deutschlands vorkomnaenden desservants um so dringender geworden. 
Det durch seine Kenntniss des Kitchenrechts, der französisch eii Ju- 
risprudenz und kirchlichen (disciplinären) Praxis zur Behandlung 
dieser interessanten Frage competente Verfasser der vorliegenden 
Schrift über die Amovibilität der desservants hat in gründlicher 
Weise den Status causae in den ersten fünf §§. erörtert, in den drei 
folgenden den rechtlichen Weg zur Abhülfe der abnormen Stellung 
dieser Pfarrer bezeichnet und begründet. 

Wie in Deutschland, so sind nach gemeinem Kirchenrecht die 
Pfarrer nicht versetzbar. Die. ordentlichen Inhaber der Pfarrofficien 
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können gegen ihren Willen von ihrer Pfarrei nur auf canonischen 
Grrund und nach voraus gegangener Uatersucbung auf richterliches 
ürtheäl hin entfernt werden. Die Ämovibilität der Pfarrer beein- 
trächtigt nicht blos die Seelsorge, welclie dijvch enge 
Verbindung des Pfarrers mit der .PfUrr^i gepflegt wird, 
die zur orspriessiichen Ausübung des Pfarramts erford 
ständigkeit der Priester. (Oonc. Trid. sess. 24. c. 10 
Xiingeu et Reiiss caasae selectae in S. Congr. Conc, Rat 
1871 S. 826 fi'.). Nach Icirchenrecbtlicher Bestimmung 
nutum* nur die Viearii temporatii, diejeriij^en Curatpri 
werden, welche nicht in titulum auf eine Pfarrei luvest 
dem solche als Mandatare oder als parochi actualesE. B. 
liehen Corporation verwalten. Es steht diesen kein 
gegen eine Versetzung, wohl aber eine (administrative 
an den höheren Obern zn, falls sie beweisen, dass die 
aut es odio* .erfolgte (Bened. XIV. de syn. dioec. 1. 11 
Joder weist an der Hand der für die Rechtsverhältnis^ 
vants massgebenden Bestimmungen nach, daas diese zv 
Hcium durchaus selbständige , vollberechtigte Pfarrer, : 
ütulnm (beneficium) instituirt und desshalb, wie die V 
rarii rechtlieh amovibel seien. 

Wie wir aus §. 2 ff. dieser frauzösisch geschtiebt 
Inug ersehen , ermöglichte Art. 60. der Organ, Ärtiltel 
den Bischöfen nur in den Cantonaorten wirkliclie ] 
(beneticia) zu errichten. Für weitaus die meisten Pfarrht 
Art 31. der Organ. Artikel durch Vicare unter Leitui 
toDspfarrer pastorirt liaben wollte , errichteten die 
Bischöfe gemäss Art. 9, 10 und 14 des französischen 
1801 officia earata, jedoch mit selbständiger pfarrlicher 
Sie besetzten diese Pfarreien, welchen die Congrua zu 
ficium fehlte, mit wirklichen Pfarrern, die weil nict 
(bene&cium) instituirt, wie die Viearii temporaiii ar 
Die über die ßechtsstellnng der Viearii teinporarü i 
Manualben eücien (die deaservauts stehen rechtlieh den 
letztern allerdings nicht gleich, weil diese in titulnm v 
den) bestehenden canoniscben Bestimmungen ^) worden 
log auf die Versetzbarkeit der s. g. -Succursalpfarrer odf 
angewendet. Sie können von ihrer Pfarrei ohne causa & 
ohne förmlichen canonischen Process und Urtheil v 



1) Sehmalsgrueher, tit de praebend. 1, III. T. V. n. 37. 
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entferat werden. Die Inamovibilität der desaervants ist aber -^ oA- 
nrnistrative Eegel. Es steht den ad natum Episcopi versetzten des- 
servants kein jus in re, kein iiecAfoa?ittel, wohl aber eine Beschwerde 
zur Seite, wenn sie nachweisen^ dass ihre remotio oder Versetzung 
nicht im Interesse der Seelsorge, sondern aus Leidenschaft (ex odia), 
zum Schaden der priesterliehen Ehre oder der Pfarrei »sine causa ra- 
tionabili« vorgenommen wurde. lu der Begel erfolgt - desshalb eine 
solche Versetzung nur auf vorher gegangenes administratives (In- 
formativ*) Verfahren und wie das dem Resoript Gregors XVI. vor- 
her gegangene^n Schreiben des Bischofs von Luttich vom I. Mai 

I _ 

1845 und das päpstliche Rescript von 1865 an den Bischof von Reims 
erilärt: »haud frequenter et non nisi prud-enter ac paterne . . . ut 
sacri ministerii stabilitati ... consulatur.-« Daraus und da die Ver- 
setzung eine administrative Massnahme ist, folgt, dass derselben keine 
Grunde beigefügt zu werden brauchen (Acta S. Sedis XL p. 392). 

Diese Amovibilität der desservants widerspricht dem allge- 
meinen Kirchenrecht nicht, da Goncil. Trid, sess. 2L c. 13. de ref. 
den Bischöfen es überlässt »prout loci qualitas exegetit« an Stelle 
der curati titulati oi. Vicarii perpetui die Pfarreien durch amovible 
Guraten verwalten zu lassen. Es ist desshalb auch die berührte con- 
suetudo rationabilis (äer Amovibilität der desservants) canonisch zu- 
lässig (c. 8. de consangu«, c. 24. de sent. exoomm. in VL Acta S. 
Sedis T. IV, p. 26). Diese Amovibilität \yurde vom heiligen Stuhle, 
wie wir gesehen, nicht reprobirt, nach den wiederholten Aussprüchen 
desselben, den Resoll der S. Congr. Ooncilii und Episcop., den päpst- 
lieh bestätigten Concilien der französischen Bischöfe soll vielmehr 
AdiS provisorische Institut der Amovibilität der desservants ' (ex »ra- 
tionabili causa« so lange aufrecht erhalten werden, bis der Ripst 
dasselbe ändert (Archiv XXI. S. 426, Acta S. Sedis IV. p. 26, XI 
p. 391, XI V>. 185, Goncil. Galliae GoUect. Lacens. p. 265, 349 flF., 
Bouix de paroeho p. 233 fi.). Zu demselben Resultat kommt die Re- 
lation des (späteren Cardin alstaatssecr. Nina) Secretar. S. Congr. 
Gonc, welche im , Archiv XXII. S. 54 ff. abgedruckt ist« 

Joder bespricht in §. 6—8. den legalen Weg zur Aufhebung 
der Amovibilität. Die Umwandlung dieser officia non titulata in 
beneficia scheint ihm zur Erreichung dieses Zieles nicht geeignet. 
Abgesehen davon, dass es an der hiezu erforderlichen Dotation fehlt, 
würde die Herstellung der gleichen Rechtsstellung der desservants 
mit den (titul.) Cantonspfarrern die bei der Ernennung der letztern 
erforderliche staatliche Bestätigung auch auf erstere ausdehnen. 
Es wurde dadurch das freie kirchliche Aeraterbesetzungs recht weiter 



Andere Vorbild >.»'«; ^:^ Ce„,„.„'*' fe,„, 

". «0 receocMand. s *=^ ^-^önitenr t^, ^. ■ 

,„ F»s5«lig »» einen , -F' 

,„,. KirehenrecW "»° ^o Tv... 
,„g bereits «J^^'^^Uo-'- "" 
. .die Kirobenba^e « ,. . 

,.) »Iteuer ei» Wos,.» ^ 

hUtmfe. t«ti»°> "™„„„, 
fimg s. yi ^ 

t, so schrieben -^^r 

ji L.'hriMi'^h des K"-' ' 
S) Kin Grun-irias ■ 

^^ »VI. J. H- J- 
XXVllI. § 1 ^ 

31 P« divei-sii 
Si Teber <1. ■ 

r den O - 



-; -..■'-, < 



Mewrer, Z*le rechlticHe Natur der PöniteÜsen. 

renn auch die Bßhmer'sche Ansitzt latsch ist, so steht 
festi, dass die altkirehliche canoniscbe iBusw-'ii^'Ai dem 
:■, di« göttliche 8erecMigk(Ht ru versftlraen, ^octfeinettf 
»V der brieidigtbti Eiri^ Gemtgthtinn^ zn 'TetiscfaÜff^ 
ihtspniM \i6hi9obida AiigusHnua^^rvor: »BecHt;'.-. /idfti^ 
> iiSi qtai «eclesfae pTEtesant/^nttentikei itt''fiitt''i!^d^ 
«I id qtoä'renriitatitin'itece&ts';.^ Und QjlpHaä ■) ä]^rftilt; 
siiiioia, welche sieb'iri vrsi&r Linie 'nichlr gt^eU'Gbtt 
t 'ObD'ni'DGcnn'eoniaiittsttttlri; Die hii&Av(i'''^t'h^ 
IfriftuBswe BeohtäbrdiHiilg'ib)' Eirebr tiiil}''wIH^(ilMa^^ 
teltfM'«' <MteM)«Ieiaifatig. A-ndh -die tJnt^eh^iiMtig'^^ 
lad bnmaua des Tertuüitm., tos 'ftelbh^o 'dt^'ersl^ei^^'iiy 
cüt Qetit,'die Zweite diefdnigeiläit d6r ElK:h'6' b&äentet, 
er'), Perner verweisen wir auf OH$(«es /weltböf-dw 
io foJgeitder' Weise rdm-Btitb des Beichtfat^is abliSn^^ 
iDtelleXerit et i)r<ievidetft taletn esse lan^orentt' tai^,' 
nta 'MU«B ecelesite eipotii äebeät et «urkrii' eX qoo' föt^' 
m aeiMcaii poterant et tä'i^M» fädle sanakl *). ' ' DaUM' 
RS freilieh nicht vei^ehlM, -dass durch '^dtfs beigefügt« 
bezQichnete Nebenzweck eins etwas probVemati^hiä-NHMi:' 
ierntheils tther aueh die Erbauung d^ Ullubigett ''-' d^äh' 
eS' wird aeidificard -hier wohl wicht' feedeuten -^'wie auch 
itfkoh crffAhBt» WiedergutniachnDg des gegeb^neil Aär^ 
1 einer rei^tlichen satisAetio laesi noch sehr rerSchi«]^ 
chsten kerösil; jhr der in den Qiiöilea ebenfalls Wtftötö" 
giaebi^gte kiticbHche Anseheo WederllerzusEenem , '■'W 
i schon frühzeitig der Grundaatfe GeRung gönHnnt: ■fW 
Söden gehören öffentiiehe Strafen.- ' - ' ' 

eim der An^bilÖTingäer Kirchenhnsae zu' 'rfnenfBechlä- 
«mit gelegt, und wir werdrä später sehen; wie Öift Siüh 
n der ersten Periode aber,' wie flie" bis jetst vor Onsöl' 
st die - ßusse, ja selbst die bfirteEite caitotiisehe Ft^eni, 
Bechtsstrafe. Und wenn selbst der ' flesichtspnnlrt 3er 
jclesiae' noch bestiatmter und'i^iner HerVortfätfe, intessten 
angc Bedenken tragen, der cauonischen Kirchenbuase einen 
Jhai-akter beizameaseu , als ihr eigenstes inneres Wesen die 
dis ist. Von hier gelangen wir nie 'mr Erzwihg'barkeit 
licht zur Rechtsstrafe. ■• ■ 

lir. c. 65. — 2) ep. ]7. c. 2. 
darüber Binlerim, V, 2. S. 245 und Frank, 707, 733. 
omil. in pt, 57. Aebnlicb Auguatin in der homil. SO ei. 50. 
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..(M. .. 2. Die 4Mff(^s^ngß^ , . 

, . -^ i . . JPüe . . altj^ . , ji^i^9ttic}^a BiHi^e . rhatt^ ^ch / in^. %%\\\e[tx Olobiesf ried^ 

WU'ksamMt; • im CqQat^a^mi^^hejQ ZejitaUerr^ «ImL damit 0ina Ver-^ 
Alling. rdi^» ki;5c^.li^ßn,ßu88g^ia^; .'die^K der iWöiden* 

tali39tLißa; |^ir<f^e ,, w^rdi^ ^osseibr^: eigenste «Giii^wiok^^^^ ^tfahfdn» 

rop^s yerlladarte^^ ibre; Sil^ ^md: Sitten, Wildheit, und Arbeit !irftr 
d|ie^,,^igpa|;»r ;dfi; Zeifc, ..nnd: die Qßpaaneo^ /an^^^^^^^^ dar euto- 

päis<^eft Ydlker.,^ '^riqgQo >8ie deci^Uieb 2a»).;A.fi$dfiiek..t Das ist daa 
Bild d^ yer^pd^r^Q. >V^tlaga^^^ v ; 

B9. ! isft bU; j^st tblic^ 
Strebe^, dar^ Aa%as|uiig P^i^ j&u^bmb^i ^ 9ei' die am Eüde di^er 
Pedod^ ; vorbaTidene ^erand^uijig in dar A»ffas8uiig^der FöpiteuReB» 
mit 4en,.gro£|a0n :^veUbi^toris€he}^ Eireignissen beim/Aufgang der »Iteii 
Gescbicbt^ . in rVerbiadung lu setzen ^). Wir bÄlten die» für Älet- 
tantiacbei^^ Spi^lf upd /siiid^ na^b^ eineipa eiiigj^end^a Quetlenstudiumt 
der Cebeic^eiig^ng, .d^B die io Biede 8ftehen4ei) Sreif nisaft aa 4er 
y^rl^v^er^ep. I^a^ dieße. vieli»^.:iiQi?;da^ KdduJibat 

eiiier ganz natorljobe^ inn^^n Entwicklung £^. 
.r . J^a ist von : v.Qrn^e^e^ bedenklich,, für Cmga$taltat)gen/ Breig*. 
nisse vexaptwortlicb zn machen, die zeitUeh weit znräckliegen: wir 
werden iiäipUch zn zeigen haben» dass die Auffassung der Busse als 
eines ßecbtsiustitut^ sich > erat sp^t Babn bricht uud.zwar.in keines^: 
wegs beix^rklicher Ueberstürzu^g^ Wisi tarhin ^heint mir . auch . di^ 
typische Wildheit unserer Vorfahren imit Um*edii zur Begrtndutig 
der Nothwendigkoit eines Umschlags ^usgeapieU s^u w'ex'detf. : Da^< 
gerade das deutsche Volk für diß .tie^s.ittlLah^.Be^atwuigdeF Busse 
ein feines Verständniss batte, und dessbalb daaalln&äUge Schwinden 
der Veriunerlicbung, beim -Busäinaititut nicht du!rcb.de0 Natienalr 
Charakter gerechtfertigt w^den kann; dürfte fieit;Witda'a geiatreichefi 
ÜUitersttcbuBge» genügend bekannt sein*); 

^ Die SdniteutiaUen (ajtbritisehen, irischen, angelsäofasia^bei^.wiie^ 
firftakiscb^) liefer9 d^yl deutlichsten Beweis jou' 4^r Gepitinujybät der 
Bifssstreuge und der Identität der altkircblicben .aad ueiier«& Fraxis^ 
Abgesehen ¥on den vielea €oneiIsebläRsen der orientaUachePfUnd 
römischen Kirche, welche in den Bnssbücber^ . nu4 indemjBeginqnir 

1) Binterim, V, 3. S. 3 ff. Auguati, 113 ff. 

2) Vgl. das kirchliche Bus^wesen im Abendland^ aUgem. Monatsschrift 
1853, .8. 121; Strafrecht der Germanen, 314, 340, 530 etc. 
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sgätw^Qnelk a,a^MCHbn»ir,:iS(igt;: 
doa p^iiec^pjti iUa pecctOa tantotn 
aoA ^sea4<h^hert iojSßxX .das i 

ja^-aacliriuE da»,ßu38bi!ui)i'äeq,f< 
Bpa^rdimng, gewählt, ist. ^Siei 
scliii6(»^n,i:5foni:Intf«;eswj8t.lii«l 
des |im. j^bce .761 «eMtoi1i>«BE»t;'C 
c>ier,4a8 Pjrfiüedece .inheiDfflf.,Biwe 
nan e^ta^ch^aden Anlfa^uiig'ia 
sj^R^mTacere, virUitet {^e et < 
i^^uig^ntJI»., quiai eine confesüe 
pc^^teroe tg bumilit^ tu eooapw 
r9ga Pominum Deam omsipotefil 
apostoli^ et martkibus et coitfass 
Porninm omnipotepä dignfstvr tÜ 
telligentiam veram ad confitend 
cum Matia et vera credulitate.d 
Domino Dep omnipotetiti eonfeaa 
et tibi, Dei. miaao qoe fe^,. < 
cogitatione et in i^re, aut in jr 
et detractionibiis etc. Domino ] 
tibi, Dei aniico et sacerdoti, et i 
orare pro me infelice et indigw, 
s^ricfirdiam Dominus da.re indnig 
Priester legt nach dem Sande: 
Bussordnnngen B) niid unter Befi 

1) W. 676. — 2) W. 323. 

3) Beda (W, 229), Bf/ftert (W 
278), Colurnban (W. 355), PoMiit. l 
4m, 461), FoBDit. PaeudO'QregoHt 
(W. 569), Corr. Bürckardi (W. 674) 

4) Ans .Cod. SangaU. 916 (sae 
. &) Concil. V. Chaloa (awiadten- 

catoram, qnae est msdela animee, 
poenitentibtis a aacerdotiboa data «on 
Bacerdotum nosoitur «mjentirö.» 

6) Poenit. H^iolancnse (W. 70 
admodum ait aacerdotibaa , qai in ai 
flantnr canonnm poenitentialiDin seien 



KTcr, t>U reehOi 

Jbiraktereigenthi , „^ .„-~ 

It die AbsoloüOD. Von höchstem Ii^i^tse sind in 
g das Poenit. Pseiido-RomataaH *), sowie das bst wfiit- 
nmende PoeniL Merseburgense^, Poenit. Bobiense*), 
iense^), Poenit. Sangallense^, Poenit. Pseudo-Ore- 
enit. YaÜceUaman IL ') nnd der Coirector Bwchardi ^ 
ir moralischen Natnr der PSnitenzen verweisen wir so- 
lestimmten nnd klaren Ansspmch des Poenit. Vatkd- 

>XaIInm peccatum innltum dimitüt Dens, hoc est 
). Qnodsi non jndicaremnr hie per poenitentiam, ja- 
us per reritatem in jndicio. Nam et de satisbctione 
iqne hora conversas fherit peccator ad poenitenlJamj 
ejus in oblivione tradnntnr.« 
) den Inhalt der Pdnitenzea anlangt, so stimmt, die 

Bussbücber mit derjenigen der alten Kirche nberein. 
contritio cordis,< ein »Ingere passiones suas,< ein 
s hier die Erzwingbarkeit nnd darnit die Annahme 
titnts ansgeschlossen ist, leuchtet ein. Die satisfaftift 

»jejonüs et vigiUis et orationilHts ad doniinam").« 
rd an deo angezogene wie anch unzähligen anderen 
lOopathisehe üeberlegung angefQhrt : >Qni per corpus 
pus emendet.« Selbstverst^dlich ist mit den ange- 
itteln keine ahgesclilossene Reihe beab^htigt, wie 
oeniL des Psendo-Beda deutlich ausgebrochen ist. 
das eibis abstinere, eleemosynas dare, genira ffeetere 
tare empfohlen ist, wird Oberhaupt alles für zulässig 
id pnrgationem peccatornm pertineat'^).« Noch allge- 
das Poeuit. Egherti: >CLeriGi Tel laici ebrietaiem et 

mtes doctniD qnemqae sacerdotem Christi, nt noirersis qne hie 
eiam, aetatem, condicionem, statnm, peraonam cnjnsqae poeoi- 
entis, ipsDm quoqna cor pealteDtis cnriose discernat et hsec 
est, aiDgola qaeque jndioet.« Beda e. 1. (W. 220). Diesem 
äie meisteo Pönit«ntialien Aasdtnck verliehen. 
ff. — 3) W. 388 ff. - 4) W. 411 f. - 5) W. 422 ff. — 6) ff. 
»5 ff. — 8) ff. 551 ff. - 9) ff. 666 ff., 675 f. — 10) W. 559. 
o-Beda (W. 249). Cotumban (ff. 353). 
•. (ff. 245), Pseudo-Beda (VV.278), Eeyino, II. c. 45S; das 
zählt: >oblatio et oratio et eleemosyna et jejaniain,* (ff. 286), 
■Ttteani (ff. 464) «jejanium, vigilia, obsecrationes et ora- 
nlieh der Corrector Burcbardi (ff. 673) and Poenit. Uediol. 
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veatm distentiopem^ in Dinpibas-^aveant;:' faHaai>, 
dixit: Sive manducabitis aive bil^tis vel.qoic^ui^ m 
glöriam D^i'facitet- taue ergo digna^ pO|^n|tQ9U^^,6S^ 
tar % "Wäg . bedeat^f; ' ferner " das typjiscbp ^,>PpenUeat 
erkt^nden jßeisätz aa .[iDztltiligea,Si;ellea,.ni^t^wi^ 
ist! diese'pbe'nitent'ia xsct .iSox^v V)@lf^b .^entl^c^ i 
Was Vii; tfeilicj^"da a jerate'jip^p J!^en,,| ]pt j'p 

zu sägen. Ein^.groi, ^pW'* da's. »m J^aQe ftkßk\ 

Dass dies aber 'unter'de^siereotvjiW' »po^niwaUj iii 
verstan^n' w'efdeü daH',. ersu]bj) Waä m b^^tfia^da 
>p6emlieat*' dem »in päne'i'^t'.'.s^ti.a. ^^|eni^,^i;^ ^^ 
Leichtere bezeichnet wird', z'^^., »3i,fliii3 a^lti^lchr^i^^ 
anno8 peniteat, III in pane et aqria*).« ^' Der üeni)i 
wat''wi)lir'&tots"aaggt3(;hi-08Seh«)'. '' fia, diö' P5aiten?zeit 
Qriiärt^feinifalfeateti atif eine' Stufe gestellt wird')','' 

"'■'''l-)('f>lb VettriS'distflntiö, das Toinere' ei Batietat'e ielehi 
sttftAag'nuD'üb»miid3lgetl'l^Hil'awl'Tritikeii-Bl6iI'.in' d'eii'' 
foch;0«g(»idnn{l;dQr,Fec9ititidr[it]g. JOalbiditttarifleh iiiiete^ 
die 4ppiti;dw ^ti(;f,^ngestift8fjB,VöU6iei,Btr*8M bWbti;?a 
copi biberit, nihil* ei nocebit^ qaain^'i^in empTne^t-.:Cl^^^r 
ad^t,'§l'24>.' Si' episcopua lUi'jabe't, noo nocet, niai ij» 
(d. Tu^sfclbBt'aiistittat}. Pomit/ TTiebdoH I. . c: t"9.'''4./ 
Cwmmetm* J. ?. 4- "^ ^'Wi'23e/' ' ■ ■■ '■ '"'■"' ■■'■■' 

', 3) C«dIixs. Ptatdo^Bghet^i cW.iSUVs' «Jinhi' Beutel 
jane^. (in d«t) Canoaeg jb«i^..efi.ai^t;&tet$|.)y)4tiU^at) dveae 
bei Pseodo-Egb.ert überhaupt beliebt, , In dan Mnltistib^a.P^ 
wir jeinnet aud poeoiteat fast gleich oft. \g\. aach Fueudi 
»da ii^poinit&ntiatn aüßia, qnintiim debeat fejiinar'd et re^i 

. ^) Pdetmb-Beda (W. iMl,: 266, 275','2<^, im)/kjöi 
355, 856, 357, 358, 859), Poenit. Bifjof. (W. 446 ff.), Fat 
572 ff.), Poeivt. Mfäiol. CW., 7p8, fi.), ., D^? 'S.ttvffi.t^.^.qrien. 
rimnil eine poenttere >iu ^ne, sale et ^qa.at« .,. . . 

h) Pseudo-Beda (W.'274). Ebenso dos PseifdorRon 
Poenit. Hubert (W. 380 ff.), Poenit. Meraeburg. (W'..391 
biense (W. 408 ff.), Fosml,- Parisienne .{W.-til3, S.).,.. P.M. 
4118 ffi), Poenit. Floriac. (W. ^24 f.), Poenit. _i)/erfcÄ, b.( 
Clemenli» (W. 4S2 it.), Poonit Merieburg. ns. (T^, 435 ffj, f i 
(W. 471 fc) eb!. ..•..,.... 

6) Voemt.,, PaeudO'EgUtrtiiyi. 335): »diwdiniii ani 
MercQii et Veneria in pane et aqua, et aliis dieb<u finatnp. 
carnc «ola . . . annnm nnnm jejmiet., U. diebns per;hebd«i 
aqna, et uliis diebna abetineat se a carne etc. Aebnlioh W. S 
344, 346; Columban (W. 358), Poenit, Meraeb. a. (ff. 406) 

7) Neben der Bestimtnang nach Jahren, Monaten, ff 
; wird die Länge der Pdnitenz sehr oft nach Qnadrageaimae 

ArohiT rOr KirchsDrsoht. XLIX. 
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imW0r>äach «tie EscoatiBRDläatio g 
^ cdnsiimmaticfpDemtentiae gdiol 

Hfiti« '«ixälüi>p/a. <i. :e. mfpane. et 
«t rini) all ditoittat pw sB' serrom 
' nKte Unti». elymoanaiil &ei£^ -et 
e^A«tiB eommmitet^).*. Im Poeu 
W. 587) iattioiiiiKiaanlicatä» utid \ 
stellt: >si quis servunn ^ropriunif f 
flXGonimunicatione(in) vel poeiüteal 
emnndabit.« Nuch den^ ong^iAri 
- !af«Sflr' Fm^ade idie Bdnitens'aMti e 
nKulieattoneic ■ 

' ' 'M 49 idesä Kbtc «ach .wiiklic 

'^T^itenz^^ea -fiecbtscharakters ;■ 

■Diese "Frage ist nach dem Qnellei 
mfläsen 'Mngest^n j dass bis jetzt 
yetlaakn ist. 

' 'lyen Strafaliu^bter berührt. 
|;eit. Seit Augustinus, wie ea acheinl 
gebiirgert, daas die criuiina publ: 

. böBst weritefl ; hiermit nai. abar im 
Bechtsstrafe verbaaden (excommui 

■ Praiis durch eine strafreebtliclie 
8«hädigü Bechtalebea sollte nieder 
Hsbottiache ytie später die an^elsäcl 
äberhaupt nur hCobst unbedsutead 
reübtsbildnng finden , seist sich ': 
Gegensatz: >Reconciiiatio ideo in l 
est, ums. et publica poenitentia nöi 
~ 1) Poenlt. XSXV. C«pit. (W. Ö15 
ban (W.355): »Si quis roina maiina ci 
pertigrinaa in pane et aqua poeniteat; tt 
altario.' Wir TerweiBen noch «uf S. 366 
(W. 367, 375), c. I. Voenit. Huberten 
Caitimeani (W. 478, o. 6. f. 1), Poenit, 
545), Poenit. Vaticell. (W. 5*9), Pseud 
(W. 678, 680), Poenit. Vaticell. UJ. (W. 
698), Poenit. Medial. (W. 706, 708, 715, 
' 2) Vgl. unBeren iBegriff de« ki« 
3) Theodor. L 13. §. 4. (W. 197) 
hebt Waaserachleben herror, »daaa wir 
in den spateni Bechtsqadlen bis 2um zi 
Spnr der OfTeDtltchen Bnaae Snden.t (S. I 
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ItiMfMit^'et emonice poQniteiirt,,4t 9id Ißgetn emciR^t 
'GtlpHnlari scriptum est^).! 
•''•' Die weltliebe Strafe enscheiat vielfaeli npr als 
itifnder'äohwflFen Verg^n stritt' '43«. Kirche i[i.:niü 
■ttri^'PCiiiteiffl««', bei gfOeaerea /tri^t die Tat^rstr^i 
Sh'Obeesg :?erbaiiiieiiea Staate ein; *Si q^s WQRa 
'tfHal-Mcicleriij '»am relin^uat. «t Deo sem^ vel V^ 
lieat. iD-jodMo epiacopi est.' .OpiavtemepiacppaiB, 
ö<H;ide¥it;i regia jadiitrani est diie epi ^]; oder >si ,^ai 
^tvsbitar vel äiacfluns ^aüdgiüd boQcidfflrit, rE^i^i judicii 
f-.ii,, ;:Da8«»deT. Pönitenz-ßebep der rirtueUea Eigau^ 
'tistii^ino iQei ' fmdl idiei Bftbigkelfc beigscaesaeof wuiid», 
letzten 'giuugzniltaiia, ersieht. Btsa bereit» aus, dem.F 
'1^ ^s Tfiaia faeiat de «leriuia mt, raMiistm Bei, ebd 
:^nit«at dum i paofl et aqua et pebat veai^m a Deo 
km pleoa «Ofifeasioii«' et hiunilitate, et sie potest De< 
proiimo suo*). 

H» ist ^es inglmeh eia Beweis von der tiefsittlii 
■unserer Vorfahren. Der- Schritt von hier zv satiafact 
WiAdeiherstellung der verletzten RechtsprdnuDg ist i 
and er irsrd ebeaso neber vieallgemeinget^an. Was 
-miterstrebt faittte, tritt jetzt bestimmt und bestimmpiid 
ist damit, wie vir sahen, der Qedanke einer satisfactii 
opfert: »Semel et bis atque tertio si necesse fuerit,,vo 
-admonibione per sunm presbjteram canonice ad eiu.e 
compositionein et ad poeniteotiam , «t Beo et ecdei 
qmtn 2acää").< Der Öedabke einer satisfactio Dei t 
und. mehr zarfick , und es bleibt eia rein strafrechtli 
sExtorres nämque a liminibns sanctae Dei ecclesiae ta^ 
ad satisfaclionem ecclesiae, quam laeseruni, sunt 
fiimiter denofcaadae*)« Dieser Gedanke kommt be: 

1) Hegino II. c. 35. (Conc. Tribur. A. 895). 

2) Theodor, l. Th. IV. §. 5. (W. 188). Diaad Bestim; 
aocb in den eanon. Gregor, c. 108. (W. 172). C^pit. Dächer 
152), Poenit. Cummeanl Yl. c. 4. (W. 478). Poenit. Ma 
Poenit. XXXV. Capit. c. 1. §. 2. (W. 506). Poenit. Pteiti 
c 3. (W.'538). Piienit. Paeudo-Theod. c'6. g. 10. (W. 587). 

3) Poenit. Vaticeü. 11. c. 7. (W. 557), 

4) §. 5. (W. 109). Ebenso Beda V. §. 8. (W. 226): 
fecerit clerioonim ant monachomm, reconoilietQt da, qnos las 
diernm peniteat.« 

5) negino II. c. 28, 42, 133. 294, 435 etc. 

6) Regina U. c 281. (Capit. Karoli IL apnd Carida 
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jationsformularen des Ke^trto >) znm Aosdnick, vobü in 
illoeutio in der Verletzung der Kirche sogar mae- solübe 
aen erlilicM wird: >Iit ttnoqnöqne nostrmu {taocätjrQbi in 
lesiani p'eccat. Si enlm sancta ecdesia imnDi xiorpna «st( 
is Caput Ohristus -est, singuli aatem siiinuB<alt«ralteriiis 
cum patitnr annm membrnm, cotnpettaBtfaBFomnia membri;, 
]'in'iios peccat, qui tnembra ilosira laedit ^;« DieJCit-die 
^, Ihr geb&hrte daher auch eine Srstaitai^^)! . Die 
len, speciell die späteren OeUredenttiOäeii, disntea' diesen 
ne ja aiich im weltKeheri Strafreeht der Verietate'-aBine 
en bezog, :■...■:■;.,.. ■..,.•:,■■ i,;- , 

: fränkischen Kirche begrSndet sich iimoer meltr'die>'Ab* 
die Pönitenzen selbst Strafen 'sind, dnreh wälchfl das Vor» 
int werdet): qui ia talibas excesaibus Tideatur depieliendi, 
% 413, 415, 416, 417. '' 

:. 412. — 3) Spimei- 1 284. -■■... ,_..,,.. 

udo-Beda, a. 5. §. 2. {W. 262); 'I annmu ;«niteat, aut fKCÜini 
«t XXTI. Mlidos ad eoolesiain reddftt unt i» paoper^s liUvid)^ 
9. 8- 3>-<W, 275;. Doch andi dieae Frage hat, wie das g^uia 
nt, ihre Eutwicklang, Die BuGaredemtioncn dareh Geld, in Wet- 
iteie Zeitgeist das bequeme und von der Eirche gednldäte Mittel 
; persSnlich drüt^enden PdnitenieeQ in Oeldopfer nniEinTandAii, 
tet Linie znm Wohl der Ärnwii und Loskanf der GiefangeneB bfri 
it. Remetue e. 2. (W. 499) qni . . . . jejaaare non potent, pro 
ie de piedo Talente denarium in paaperiboa eroget;* ebenso 
:. 19. (W. 358) das Poenit. Vaticell. 11. c. 40 (W. 562) und Cor- 
. c. 195. (W, 672); def Prolog des Poenit. Pscitdo-ßorn. '(W; 363) 
Bnsfigelder >pTo redeniptione eaptiTOram, sive anper sanctamal^ 
peribns ehriatiania;« §. 6. (W. 373), dagegen beaeiehnet an erater 
da* isanatani altäre* und läaat die Armen anerwäbot, während 
)it. Meraeburg. c. (aU Bitsszosatz) eine ÄrmenniiterBtützang und 
ron Ki rebenge wändern vorachlägt. Der Corrector Burchardi be- 
197t (W. 673) nicht ganz im Einklang mit dem oben citirt«n 
Bsredemtion »pro redemtione eajitivorum, sive anpet sancUim al- 
;i servi», aive paoperibns.« Wie die Priester dazu kommen, jat 
nznseben (vgl. übrigens bereits daa Poenit. Vinnfaie. SS. W. 116) 
lie Klage dea Poenit. Pseudo Gregorii III. (W. 536) In Erin- 
it nonnnlli, qni sarcinam aacerdotalem non propter Deam, sed 
t dicerc) magis propter tenennra ambiant Incram. In dem Poenit. 
c. 19. W. 358) überrascht uns dann auch thataächlich ein »data 

poenitentiam jndicant! epula.« Uebrigena eoll rühmend die mdtr- 
hrende Bestimmung hervorgehoben werden; »Clericus habens sd- 

ea panperibua, ain antem, excommunicetur,* Poenit. Biyot. III. 
'. 453) , Poenit. Cummeani 8. §. 5. (W. 483) . Poenit. XXXV. 

(W. 518), Poenit. Pseudo-Theodori c. 10. §. 6. {W. 594). 

Loening, Geschichte des deutsch. Eirchenrechts, II. 471. 
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non solum exeommunicatione , verum etiam poenitmtiae satisf actione 
debeani coerceri ^X« 

'Die 'PdüiteQz gilt als die leichtere ) die ExeommuQicatiou alp 
die^-scbwerere Strafe. Diese Auffassung finden wir schon in der 
angaMehsiscbea Kirche vertreten >) und in der fränkischen Kirche 
voüst&ndig «iflgebörgert. Mit Recht hebt daher Loening^) hervor: 
»Die BflfssbOcher (erklären) mehrfach die Frivatbosse ffir unzureichend 
und verlangen für besonders schwere und Öffentliche Sünden die Ex- 
cooHBviücation.« £9 ist überhaupt interessant, zu verfolgen, wie die 
ExcommnnioationeB in dm Pönitentialien in zuerst fast unmerklicher 
Zahl auftauchen und dann in immer steigendem Umfang die Buss- 
büdrer besohäftigen ^) , ein deutlicher Fingerzeig dafür, wie; die 
Riobtung der Flkiitentialiien sieh der Beehtsstrafe immer mehr und 
mehr günstig erweist. 

Wie die Pönitenz als mildere Strafe der Excommunication 
vorausgeht (pro evitanda excommunicatiope) , so dient sie nunmehr 
auch dem Exeommunicirten als Ersatzstrafe (pro avertend^ excom- 
municatione) , in der Weise , dass die Excommunication aufgehoben 
wird unter der Voraussetzung, dass der Excommunicirte --* nicht, 
wie früher^ die canonischen Bussübungen wirklich durchgemacht hat, 
sondern schon verspricht, sich der Pönitenz überhaupt zu unter- 
ziehen. Freilich hat auch diese Frage eine mühsame Entwicklung 
hinter sich. Ein Reginonisches Reeeptionsformular gibt den Ab- 
schluss derselben : »Deinde interroget episcopus , si poeni- 
tentiam juxta quod canoues praecipiunt , pro perpetratis sceleribus 
suacipere velit, et si ille, terrae prostratus veniam postuIat, culpam 
confitetnr, poeuitentiam implorat, de futuris cautelam spendet, tunc 
episcopus, apprehensa manu ejus dextra, eum in ecclesiam introducat 
et ei communionem et societatem Christianam reddat. Post haec 
secundum modum culpae poenitentiam ei injungat, et litteras per 
parochiam dirigat, ut omues noverint, eum in societate Ghristiana 



1) Gregor Tur. IX, c. 41. 

2) Foenit. Theod. I. c. 11. §. 4, 5. (W. 195 f.): »Si autem contempserit 
iudictam jejaniam in ecclesia et contra decreta senioram fecerit sine XLma, XL 
dies poeniteat. Si aatem in XL, annam poenitent. Si frequenter fecerit et 
in oonsnetadine erit d, ezterniinabitar ab ecclesia.« Vgl. auch Can. Greg» 
c. 60. (W. 167 f.), Marien. 59. §. 5. und Poenit. Pseudo-Egberti , additam. 
522. (W. 347). 

8) Gesch. des deutsch. Eircbenrechts, IL 488. Vgl. Poenit. BigoL, VII. 
c. 2. Oumm, XI. c. 5. §. 21. Merseburg, Anhang, c. 169* 

4) In den ang«ls. Bnssbüchem noch verhältnissmässig selten, sind sie in 
den frank. Pdnitentialien eine gewöhnliche Erscheinung. 
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.weigert er sie, so wird si« ereunaisen, und zwa 
idnrdt; den Buiq: »episoopiis ad saani sjnodum i. 
T9Ceteti<Ugneeme&det^). Si eontemseriDt renire, exco 
.Yon Jutsresse iat auch folgende Instraetion des Hut: 
'SB'die Pfarrer. seiner Di9oese: >Si forte quis ad po 
^nidUerit, iofra qaindeeim dies poat perp«b:ationem i 
tetioiiem PFesb^ri . . . dec«rnatar qnaUter qni pei 
verit et ad poenitsiitiaai redire contemnit , a coeta 
-sd'Poemtentiam redeat, aegregetur*).« 

Äaeh speeiell die POnitenttalien — frälich nu 
becichten von der Krzwingbarkeit; der Busse. So Ui 
<Po^it..PamMffi«e;'>Si qnia ctericua, postqnam se I 
ad alterom halntam , sicnt canes ad roniitum rt 
uxorem duierit, X. annos ambo poeuiteant, III. ex 
^nqu^Q) poatea in conjagio eopnletitur. Quodsi 
sjrnodus Tel sedes apostolica separat»t eos a cooimu 
omnium catholicorniu*).« Ein Mittel, die üebernah 
;;a ejzwingen, iat auch die Bedrolmng mit der Ekitzi 
j^hen Bsgräbnisaes : >Qui blasphemaveriti Denm el 
^resertim .virgiaem Maria», VII. septimanas penite 
domiDicis extra ecciesiam eiuens palium et calciani 
et ,VI. diebus in pane et aqua jpjunet et III. panpi 
solides aolvat, et si hoc facere tioluerü, careat sepüi 
selben Sache trifft das Poenit. Meäiolanense folgen 
»Si quia Deam, yel beatam Mariam virginem vel 
■publice blasphomaverifc, pro foribus eeclesiae diebns 
in inanifeato, dura missarnm solomnia agnntur, st 
illis die sine piillio et calceameutis , ligatns corrif 
^eptemque praectidentibus ieriis sextis in pane et aqi 
siani uuUo modo tono ingressurns ; singalis item se 



1) Emendatio u, poenitentia werden in den Quellen pi 
vgl. besonders das Poenit, I'seudo-Eyberli. 

2) Cunc. Tribor. (/fe^iwo, II. e. 34'. Vgl. aach Ca 
{a. 884) c. 5: »Vocabit iUnm sna admonitlone per anam pr 
ad emendatinnera eire eompositionem et ad poenitentiam , t 
saUifaciat, quam iaesit.i {Regina, II. 239). 

3) Vgl. Binterim, V. 3. S. 25. 

4) e. 22. (W. 414). Diese Bestinimang findet sich fast 
Pseudv-Rom. II. §. 7. (W. 365), Poenit. Ueraeburg. a 
Poenit. Bobienee c. 28. {VI. 4091.), Poenit. Vindob. a. c 1 
Cummeani, «. S. g. 4. {W. 472). 

&) Poenit. Civitalenst c. 86. (W. 698). 
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beDemsnder als im EiPo)ieDred)t^.< € 
liebJti^citeachon' im Ä^Iterthum äer RecätHöbäf&kter mit der Pöni 
teali;' aber-'dar üitV^ Abbt^sn der' ietzterra tot dem Kwiüag verMi 
dwfe ein« Verbindn^T' es blieb' bei eiDeot freaDdäebafUiiÄen .V«i 
hülitiin^ iRiä'''di« sittüahe HIhe der eraten: Cbristeu fand noh.mi 
dieiM- TbatasiOlie ^^ireobti Di« Oeeidentalen , speeiell dio FronkM 
th^bUB teinösträg»' diesen seUetieD Grad sitäi^w VolleacUing, -ab« 
bito batte ^cfa' beieits «ioe äbtilicfae Vetbitidaiig TollBog»). Watrii 
HdimaUlland gctiwierigkeü^ bot , •' das beireristelUgtie sic^ mi 
Lmitigkeit inider Fninde, wa ab nefar, säe die Kirclu aa diese 
Vet^budnng Momtfar «in legtf ra- IdtwesM tiefte: näm vcrhitffle sie 
voQ! dieeier ^erriTcradehtdeii Binfluss aaf den Recbtsbigc^. Da« 
«her'' wird '^w^t »um Tag als Zmtng sar' Fceilreit^ IHe beide 
lebtnt zwar^^nie' in'Teindsdiaffe, aber es erfolgte -eine TretiniiRg de 
Aulgahtla.- Na«h ikVaaea traten' si« unter einer einbratUchen un 
zwar'i:unidr>'deF<^rfi)HnIicb bewährten atüen Firma mf^ aber .h 
Inneren wapt» zwei .verScbiedeae aelbstftndige Ressorts mit geschie 
detter 'Veraii(wortli6hlreit: das moraliiche und rechtUchelnstütiede 
iVWäme mwH zw^ wesetUUdh mra^ed^e InstUate, ^ie nur dat 
se^m' Nam«n-ir<igen, und' UH äer'im Mittdcüier eigmar^gm Fer 
qui^ung ■<Bm (Recht tmA-Matalaudh wohl nicMgam iitihrer eonträre 
SteÜUtig' v^BUutden wto^en, sich nichtsdestowemger aher in diese 
befattdm.- Daher eridiren »eh snch die widerspredietiden Bästim 
mungen (nicht selten in denselben Pj}nitentialiea) Sber den Zeitpanhi de 
BeooD^iatio abaolntisshua; Das moralische Pünibeneiöstitat verscho 
sie-aum Scblnss, das jodiciale aber liebte sie fraher; je naöbdemman da 
eiae" oder attddre Institut vor Augen hatte, gestalteten sich die Be 
sthomungeti. Die 'V^rsehiedenh^t der bnden Institnte ist zwarsebo 
vorhanden, aber noch nicht genug zom Bewosstsein gelangt: in dieaar 
kafen vielmehr noch beide dnrcheinander. !^ ei^lärt sieb der va 
Waaaersckl^en (EiDleitnng, S. 83) noch nicht erkannte Widersprkei 
der Qoelles nach unserem Darffirhalte» ziemtioh einfach.. Im Altei 
tham wellte man mit der Pönitenz neben dem moratisdien aoei 
einen halbrech^iobem Zweck mitrerfulgen. Im Abendland, und spe 
ciell tm Lande der Franken , welche von der ethisehea Vollendun; 
der ersten Obristea bimmelweit ent&rat waren , fand diese Kahen 
ridttong einen g&ostigen Boden und erstarkte um so schn^er, al 
abgesehen davon, dass das forum internum und extemum noch nicb 
geschieden war, sittliche und rechtliche Schuld noch vor demselbei 



1) Vgl. ungfre bereits cititt« Abhandluoir, S, 31 f. 
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spr^heodeQ 'MHteto am8eh(ni.^)4 Der saKSram^dtale ^barakt^ider 
Basito ^(^kuiiS^rt^rfy^ihiMiiAfr^^ »w*eit6 

kMni^i aberMisi: so ^her nur ßitot^DS: g^langaft, '^ dte fAob iminer 
]»e&tiAiixri;(9P« Vi^ltei^henddiScbetdafig des forum ini^mmnfiA ßti^rmm 
wie i demry B^oht^ekantfct^r ; iinehr ' t$iiibq)?eeb0nd/9 Umbildungi ^djat Bu^a«- 
millM' nahelegte; 4iiei i»m deYn/BJSdu^a9taQd$i}t9p]3ecfaeud.mehr«d9r 
WMis^r.Arohfauüw^te/ Mmt&im: sagt i^ioinal sekr Irb^dr: \pti9» 
«(^che:.WtMb9Mlä9at moh* dil«eh.<^iie kadstlicbe , Haad zmn G^ildia 
4inJaebaffBii,vidQr^bftrte. .Stein kaim durob das uodi ^bfotlBre Eiam^^b^ 
gfthmt/^rdÄil?)*;«;' 

-M ' :fDi6ii<ihmi»tefigd^ d»98er Riebtang teetebwis^bereitsi in tSrnFfSmi*- 
«tMtialteii' ^ :ea^aS;M'd0ki^8pfttetm, di^ wir' in ^n^ho/ogfi^d^ef Hin- 
^cAft züfflt^Tteäli b^aese^ il^^ nftdisteu^ Periode eint^beti I^Hbten^ ^ 
b(9^iiiifljte Mtge^u.' Ate beliebte Strafe lenotaeintf hier vdt allen ^die 
^fiter «(»gettänntcJ detrusio in moriatsterium. So beetimmt das 
f^h. XXXVv Oapital. c. 15. §.1? i^Si laicQ^ per üUrpidicaiem 
'p^jiU'iüt', :^tolaa^ -ve»' süos veudat et det pauperibti» ot' cKmv^us in 
tööwtöteriö' usSiibe^ ad t^ Diese im Peenit Jfe- 

äioläi^emB- {än^ A'^iWi 16. Jabrk.) 4fker vorkommende i^SniCen^ irird 
4»^fetgeMer Weise empfohlen: »Mitd 'eoaialiutn; <it' eertisihdpe eeias, 
'V^VBß M sdubritts eöt^ ni mtb ^alterius custodia kgeös deSeada pec- 
eatti^)i4 Dass aber die Aetrusio' in 'monasteriam sobi^n fräiel' den 
Charakter eiaisr wirklkhieii Beehtsetrafe ai^enomtiieft hat, ersiebt 
maii am- besten aas dem auch als c. 4; X. ß. Sl/aufgenottmienen 
e. ll. des im Jabr Il7d abgehaltenen S. Lateran: Coneils: »Qai- 
ctmque antem iltia in GöntiDentia) quae contra näturam^est) prcf^er 



i>^i* -^ w#**'i*<* i' ^ i i^wfc » 



'^ ^1).&B wSre freilich anüH denkbas geiiresen, dtsa das noehiiächt betotigte 
strafrechtliche Institnt wieder verschwand; doch hatte diesea.wegeii.Sjdinear Aehn- 
Uchkeit mit der weltlichen Basse zu sehr die pationale Zustimmung. Aller- 
dings hinderte dies nicht , dass die Öffentliche Busse eitie Zeit lang in Abgang 
kam: »Pdenitentiain agcire jbxta äntiqiiam canonuYA condtltutionem m plerisque 
locis ab tisa neeea^ let neqne excommnnicaaidi neque roeoncinAudi , antiqni 
iQOm ordo seryatEi,« (Syn. von Cbalon,^ Binterim^ V* 3. S. 7). 

2) Denkwürdigkeiten, V- 8. S. 4 

3) W. 515. Vgl. aach Cqlnmbdn 13i c. 20, (W. 35^), Merseburg, a. 
c, 47. (W, 396), Cummean. 5. §. 4. (W. 477), 14. %. 1. (W. 492) Merseburg, 
c. in c. 5. (W. 436), Pseudo^Gregorii III. c. 3. (W. 538), Vaticellanum IL 
c. 40. (W. 562), PseudO'Theodori c. 4. (W.STÖ), BurcJtard.Ti/Z^, 40, XIT. 
t und Corrector Burchardi c. 28. (W. 685).- Ferner audh die inrDdcret be- 
findlicheii Bestimmungen des Poenit. CivUatense c. 128, 130, 132, 138; Poenit. 
Mediolanense pMee. IL (W. 708, 709, 716, 722). 

4) W, 715. 
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D, aniiso: inniger beatriliteB,waritet< isls/sr iaianch 

vamten-TWÄk. .■■■■■' . ',.-,■■ ^ v -.i; ■■.-»vi ., 

' ■■''--■ ■■\ Wte'dto'Verbanninig'ziir E))Mt«rr0rweisaitg,''>M* "fS^UIt -tich 
''^SP^ratet-etl du gevftbttlM attf ti6in)<)iaiatB''g^etz^'V«r&ott >W<aflbn 
«tt'tntgto, zu i^ken ond'Weltiliefce'^S^tehElif^'ZH^treHtMiresliiVolvirt 
'^^c lächtMe Strafe: Bi 'c|iliä vir saaih Qioretn^aiiieckudaiotcldcfrH;''^. 
amn'. exillluit eSti-R tehdintiB saae partriae;'deiAd^'KV.'aAn'. ihertnis 
''^It.',' et 'Miteli&riErtiatii'DbBaJtfi aÜA ad exltmä'i^DrftB iibti'{ffli^ipfät^.c 
Daher gibt das Poeliit. MeSiobinettse Aoeh- dtib ebett angAf^rteii 
'•Katii,:die'älBdni'im'EtaätiMr- sniiVBKbuHsei^al&jsebunflailiiStfDsiliuiii: 
ti»AfiiiB 'd«poite< et 'eAneta 3aäeabnA"-neg<däa'' tMttittä, -catnentJ-et 
V-asogma^m ^mmbns diebaä ritne iatc dmi" e<nedat ■efjc.^f^iir' iCfasrade 
■In dem' Umstand, dass maa^jetzt i» voHsli&ailigen ^ Segensatz zn-fter 
. 'fraheres Praiis ^ie Art der FAnitdnz^bia .illa'^lä)nstte''bestim»tf'är- 
" blicken' itIf ein ^«otliohes Aaaeicbea dafnr, daas. die Jnnftrtichteit 
dea' moraliMhen StaB^nnkt«»' znEä(!l1cgatreteB:iat,"ai<th dageg«» iites 
' Bastrebea ffiblbar raacbt, aaalo^ der «^Uichea.:Sii%rgeset%ebm)g 
-^in..VieEgeheni Bsia ^nanüUie» fttrafinaa» ziziukeiBen ^ *l8i Mpiiä Beant, 
.velbeatam Uanam^ virfinemi ve\ alöquani eüiotoai p»ldioei< blasptae- 
maverUi, pro foribos esolenae diebaa d<MaimciB: sepfaiti in manäeato, 
dnm misBaram solemnia agnatuFf stet; nlttsioqne' ex- ilQa disjAilie 
pallio ei caloeamentis"), Hgatue eoltiga .täioä coUum, SEl^tenique 
■ praecedebtibas fei!lia seitia in paoe et.aquat ^juftet, eeelesianii-DUllo 
.modo toDc tngressuFSB it singalia item Septem illis'. 4iebus' domimeis, 
* tres anl duos ant nnom :panpeiem paBcat:, n'potasl,' ^ioqnin a|ia 
posmientia aUciatur; reciisaas, ecclesiae tngiwasqi üiterdiaatlir , in 
ebitiji eocle^astica Bepoltara ofcrejLt*):« AuCtidet'.BnbsBad Uit be- 
reits seine Verwendung : >Sacco iadntns bnmi cababit, diu noctnque 
misericordiam Dei implorans").! 

Analog der «eltlichen FrügelBtrafe kennt das i kirchliche Straf- 
recht auch bereits eine Züchtigung mit Rutben. Das Judic. Clemenlis 



1) PoopiL ValiceU. I. c. 14. (W. 549). 

2) Vgl. feraet das Poenit Paeudo-GKegorü lll.'e.S. (W.538), Poenit. 
Pseudo-TheodoH e. 3. g. 4. (W. 569). Poenit. CivHäteme e. 91. (W. 098), 
e. 97. (W. 699); du Verbot, Waffen zu tragen, finden wir bereits tp 4er briti- 
sehen Klrohe. Vgl. Vinniam c. 35. (W. 116). 

3} Aehnlich das Poenit. Civitatenae c. 86: >eitr8 eocleaiam emena 
palioni et caleiamenta non faab«at' (W. 698). 

4) Poenit. Medial. (W. 709). 

5) Poenit. Mediol. (W. 722). 
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kennt diese Strafe zwar nur fär Kinder ^), und man dürfte sie daoäiA 
vielleicht nur als Zachtmittel ansehen, aber das Poenit. Medial. 
empfiehlt sie auch für Sclaven ') , und bereits das Poenit. Golum^ 
bani ^) sowie das Poenit. Remense ^) machen überhaupt keine Unter- 
scheidung. Bei R^no findet sich die Frage (N. 76), ob Jemand 
dem Bischof das Becht bestreite , die Bauern oder Knechte für ihre 
Verbrechen nackt mit Ruthen zu züchtigen. Dass der körperlichen 
Züchtigung besonders die Qeistlichen unterworfen waren, ersieht man 
am deutlichsten aus dem Canon 19. des 2. Conc. v. Tours und dem 
c. 8, des 1. Conc. v. Ma9on^). 

Von besonderem Interesse sind die Bussredemtionen durch Qeld, 
welche bereits in der britischen Kirche bekannt sind. Sie kommen 
schon im 6., nicht erst, wie Mbrintis meint, im 8. Jahrhundert vor^). 
Diese Bnssumwandlungen, anfangs selten und begränzt, wurden bald 
Kegel und brachten in das kirchliche Strafrecht ein wirkliches Com- 
positionensystem. Die Anhänge zum Beda'schen Beichtbuche gestatten 
bereits, worauf schon Wasserschieben hinweist, die Verrichtung der 
Busswerke durch bezahlte Stellvertreter^). Das also ist nach so 

1) c. 9. (W. 4^): »Si quis manducat, et postmodam communicat, VII. 
dies poeniteat in pane et aqua» parvnli de hoc vapnlent.« 

2) Si contra nataram coierit, si scrrns est, scopis castigabitur et poeni- 
tebit annos dnos.« (W. 722). 

B) Si qnis rero lavans licito coram fratribus staudo hoc fecerit, si non 
neeessitate lati largius abstergendi, XXIV. plagis emendetar/ c. 27. (W. 359). 

4) c. 3. §;19: »Qui non manu idonea tangit limphaticum alimentnm, C. 
emendetar mann plagis.« (W. 502). 

5) Vgl. auch c. 38, 41 des Conc. von Agde, c. 15. des Conc. von Epao. 
-J^emer Qregor Tur. IV. 36. u. V. 50. 

6) Vgl. darüber Binterim V. 3. S. 169. Wasser schieben hat darge- 
than; dass die Hinweisang Theodors v. Canterbury auf die Bassredemtionen 
bereits auf altbritischen oder irischen Ursprung hindeutet, dass sie Theodor 
nicht schuf, sondern vorfand Vgl. seine recbtsgeschichtliche Vorrede, S. 29 f. 
Ferner Dove, Zeitschr. für Kirchenrecht, IV. 11, Loening^ Geschichte des 
deutschen Kirchenrechts, IL 484. 

7) S. 50; ferner Dove^ a. a. 0. IV. S. 11. Im i^eda'schen Beichtbach 
(c. 10. §. 8. (W. 230) heisst es nämlich: »Et qui de psalmis hoc quod superius 
diximus, implere non potest, elegat justumt qui pro illo impleat et de suo 
predo ac Labore hoc redemal.* Diese Bestimmung ist wörtlich aufgenom- 
men von Oummean (W, 463). Die Synode von Cloveshoe vom Jahre 747 
(c. 26 u. 27) eiferte zwar gegen diesen Missbrauch (vgl. Waaserschlebent 50), 
aber eine ßussordnung König Eadgars beweist, wie wenig dadurch der be- 
dauernswerthe Unfug abgestellt wurde. Sie ist zu bezeichnend, desshalb soll 
ihr Inhalt angegeben werden : Mit vielen Seufzern muss der Sunder die Busse 
antreten , Waffen und Kleiderschmuck ablegen , mit einem Stab in der Hand 
fleissig baarfuss .gehen, sich in Wolle kleiden, sich in kein Bett legen und in 
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heroischftin ApUuf dais traurige l^beijsend&der PjJhHqdzi 
sie utB^ döEL verlockiendeQ : Prois , die! äoiralt' einer «tn 
Dik:t>aj:mr ai .gewiuneii, Un&reniBgbarkeitmtd-.iDnerei^ert 
gegel^f. Letztere ging saehriUiUl mehr Verlemiii'lundi'i 
dem Wergeld der gerqiaDiHitt)en;!Vöitker Sudan wir.näcbdi 
eimelnea Sünde 4**^ luid. DftHsr genau aOrmirt. Die £ 
geifall^n, sichni^Qoi^hj' in dsr^itiffli^iStii^g^oiTiVGrffaQ&li 
welche gi^n^da^ Ajussj^hea .r^it StaueH>ä<dietli hdban:i »Sii 
QQO poteet £t pßal^oB neec^, pro die -ü^t: den&tiumi oont 
habet pretium, de cibo, quantum samlt, .'taatiAn. porrifd 
aDfjp.ip .paoe ^ a|(|^det,^alMlp3.£XVl^>.i Iii'diQsra'-Hiiu 
b«M)ftd|^re8 .Iflterease ,di?. lÄrig6Te& . Vemnadl-BiigBtbfelii ■. 
F^eudo-Mammum ((W.,3ß2),i Eoeiät. Vinäobotamse 'a. ür 
420), PoeniW Florißcmse & &0.: (W. 436), -Poenit; Vi» 
495 f.), Poenit Jt^mense^ c &■; (.W--498..if.), :,PoeiriL- fS 
c. 35 (W. 621 fu .Gomiiioz Sm-chardi (W. 68l'fi, .8? 
Das Eade .ilieser Etitwicklnog' bietet frtUisbieiti.l 
quickliches Bild, ohd zwar be^ond^ns .dee^ajb-, >wei) bei: 
Periode noch vielfach yorhandeueii Verquickung von sj 
recbtlicber Schuld die genannten Bussioittel auoh eiaau, 
Efiect erzielen sollten. Doch mag der Moralist v«>r. dii 
gebniaa einer längeren Bildungsgesehichte imin^hin bed 
Kopt schütteln, der Jnrist wird sich ■bereitwillig mH ih 
denu gerade die Veräusserliehung der Pönitenzen war 
samste Mittel, die Ausbildung derselben zum, Kechtsips 
schleunigen und ihre Fecbtliohß- Selbständigkeit zu beies 
einer Hütte bleiben. Eine solche siebenjährige Baase kann dei 
schon in 3 Taffen dadatch leisten, daSs er meret 12 Männer zu 
welche 8 Tu^e bei Wasaer, Btod und grünen Eräntem fasten ,"ai 
7 Mal 130 Männer, welche in gleicher Weise fflr ihn 3 Tage fast 
Weise wurden awiel Tage gefaatet, als Tage in 7 Jahren sind'. 1 
volle Bestimmnng hat den nooh bedauemawerthefcn SchlnsS: >Ha 
viri et aroicornra divitiü poenitentiae allevatio. Sed non datnr 
procedere, sed debet in ae il>30 illad reqiiirere d i 

aeqaigsimnm , nt qnillbet prt)pria sua delicta dili{_ n< 

se ipso. Scriptam enim est: Quia nnasqnisqne onus sanm port 
Mansi, t. XVIU. ool. 525 und Harduin. tora. III. p. 674; vgl- 
BinlerimV. 3. 8. 173 f. und Wasserschieben, Einleitung. S.'f 
1) Poenit. Merxeburif. a, c. 42. (W. 395 f.) Ferner c. 1 
>Qaoii8i non potuerit oninino XLII. ebdora. jejnnare et habnerit pec 
ei laboribos suis ad redimendnm animam suam. Si divcs fuerit, del 
XX., qDodBJ noluerit tantnni dare, det solid. III. et si permultnin pai 
solid. III. et jBjnnBt ebdom. XXII, et neminem hoc contarbet, qnia ; 
XX.dareantminaBaatampliufl.» Vgl. in dieser Frage auch Loenitti 
Aiehir für Kirehanreriit. XLIX. 
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Die spätvre Ati) 
lieiieti, Allfaag und Ahaclitaas i» fiatniek- 
Rschtsiustitut chi-Dtiölagiscli zu besUuUnöii. 
ich, WuuD es im Allgemeinen sßboi) «iRO 
tätli, das Batstehen vod rechtHohen Insti- 
itimmtes Datum ko'üpfeii zu wolle» -^ dfts 
und die Rechtsbildung insbesondere' p&egt 
,cli kaum bemerkliehen forts<.'britt kq yoII- 
ironolo^ische Zwaogsjacke in unserer Frage 

Der Anfang der Entnlckluag ist bereits in 
ich, und das Ende entzieht aich erst raclit 
lg. So viel glauben wir allerdings aiig«b«D 
tit Keglno's — also Anfangs des 10. Jafai- 
akter der Judicialpönitenz bereits vollendete 

Kechtäiristitut in bald giösserer, bald ge- 
h immer wieder moralisuh angeltaucbt oder 
n PGnitenzen vermischt erscheinen, es bktibt 
eseu nach rechtliche)' Na'tur, und wie das 
räum trotz ihrer vielfachen Beeiefaungen rji 
' schärfer auseinandergehalten werden , so 
ramentale und moralische Buss« von dem 
nt immer klarer und bestimmter ab. 
unmehi kurz fassen. Tor allem ist darauf 
d die Pöniteutialien vermöge ihrer Doppel- 
en Vergehen , ja sogar blosse Gedanken- 
ezogen, die Sendgerichtsordnungen — denn 
hauptsächlich in Betracht kommen — ') 

chwerung liegt beaondern darin, dass in Folge 
as die Quellen ungern von der üeterlieferuug ab- 
lerlieferte für die fraglidio Zeit nicht mehr pas»t. 
rchard und Regina die J]nthaltang >on) Blate der 
Verbote von Maus- und Wieseltrank an , obsciion 
, Jahrhunderts diese den altIdrchlicheQ Canon«a 
kraftlos waren (vgl, BlnUrim, Denkwardigkeiten, 
t. S. 38). Ganz m verhält es eich mit der in der 
rnühnteu Darbringang von Wein and Brod durch 
e, denn diese fand am Ende des 10. Jahrhnnderts 

{Binterim, V. 3. 8. 38j. 
iiiamas der BussbUcher gegen letztere sich rich- 
nnderts (vgl, Veriiig, Archiv für kath, Kirchen- 
hindcrten im 10, Jahrhundert das Entstehen von 
mmen zwar vom 11.— 13. Jahrhundert noch einige 
. a. a. 0. S. 220 ff.). Doch die Zeit der Bo^urdnangcD 
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nur schwere Verbrechen und gewisse kirche 
tretungen mit der Sendstrafe bedrohen^). Man 
log dem weltliehen Verfahren ausgebildeten »pi 
»PortgOQgh des gastelike riüchtea *).« So sf 
Gesetze von libellus, litis contestatin, juramentu 
menta probationis, interlocutoria, sententia, app 
die mitteldeutschen Stamme mehr dem altgeri 
angeschlossen haheü. Die Seudgenchte werden 
Wickelung des weltüelien Strafrechts bedeutsam 
Idee der Verfolgung von Verbrechen durch 
praktische Gestaltung gewinnt*), und die sog. 
die Ausbildung des Beweismittel von Einfluss 
richte ähneln vielfach den weltlichen Gerichten 
wohl nach dem Procedere, als Aufgabe, als 
friesischen Reebtsquellen des Mittelalters, den 
weltlichen Gerichten überhaupt am nächsten g 
vielfach als Tbeile des Landrechts*), wie diese; 
dass vor ihnen in einer gewissen Beschränkung 
zur Abhandlung kommen'). 

Sehr bezeichnend ist auch der für den 
schuldigen in gleicher Weise bestehende Zwang 
rieht zu erscheinen: »Ad priorero vero sinodui: 
üantur treugati, sub poena excommuuicatiouis 

iat im Gmnde genommen vorQber. Die letzten sind ( 
(ver&sst von Andreas Hispanua, Bischof von Civita, 
Mediolanenne (des b. Karl Bori-oindua, ErzbiachoE 
Da wir diesa schon oben, wo wir von dem Abscblog» 
der JndicialpSnitenz geaptochen. genügend berücksichtij 
nunmehr flbergehen. 

1] Dies beweisen sämmtliche Sendordnangen , a: 
Elenchus Vicariornra in apititmilil)os Generalinra Sat 
(Guden'i Code* Diplomaticas , 11. p. 417 aqq.l. wo 3 
Propstes ?oa AschaSenborg mitgdtheilt ^ind. welche) 
Tabercau und Rothgan bereiste. 

2) Gesetze der Kmsigec (v. Richihofen. Friea. I 

3) Brunner, Seh worge richte, S. 458 tf. Dave, 
recht, IV. I ff, 157 ff. V, I ff.. 

4) Im wester] an werschen Friesland z. B. bildet 
hofen, a. a. 0. 401 ff.) den 7. und 8. Theil des Landr» 
weaterl. Landr. bemerkt,: >Dat saunde deel is faa dat 
. . . Dat achtende deel is fan dat aiudriucbt int specif 

5) So bBstimmt ein Sendbrief der Brukmer TOi 
hofen, 8. 139); »Saeerdotes Brocmannie non advova 
nisi quatenuK concfditur a jure.' Vgl, auch S. !■ 
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rengis snpra dictia; et si aliqui djabolico in- 
ant, in penam triam librarum GroiiiensiuiE in- 
ndarum , salva pena judicibas secularibus et 

ite Perspective eröffnen achlieaslich die Stra^ 
ämlich hier ein Compositionengystem , welches 
:aain unterscheidet. Der . bereits citirte BroV- 
icli geradezu ein mit dea Worten: >Hec est 
!aete iater nos et geatem nostram Brocmanno- 
rorigen Abschnitt wurde dargethan, wie man 
h Qeld abkaufte. Jetzt ist die Geldbnsse be- 
ters*). Der Drenther Sendhrief erklärt kurz- 
jstri fuerunt tres libre Gronienses (§. 6.) ; das- 
n Schluss (§. 14.): >Breviter omnes banne, sive 
e qnibuücunque alüs, trea libre Gronienses qo- 
tis casibus supra scriptis*).« Ebenso hestimmt, 

rief vom Jahr 1332 (i>. Richlkofen. 51«). Ueber die 
des Sendfiiedena Tgl. ancli den Sendbrief der Brokmer 
ätner das Sendrecht dea weatcrl. Friealands (o. Richt- 
irstere Beatimmiuig vgl, die Jülich- Berf^ sehe Send- 
irhnndert, beatätigt dnrcb Aleiander VI. im Jahr 1501) 



tze dazu dürfen wir vielleicht schon in den fränk. PSni- 
Geldbuaae, wie wir sahen, vielfach als comptementain 

Foenit VaticeUanum II. e. 51. {W. 566) beisst ea 
i der weltl. CompoBitioDen: >Dt nnlloa andeat epjaco- 
( accnsare et qni hoc facere voloerit, I. pondera anri 

Ut qni percDsserit sacerdotem , id est presbf ter aive 

pena anribaa (anri libr.) X, id eat aol. n. CXX; qni 
fenBores eecleaiae, det penam aari libras V, boc eat 

ecdesie percasaerit, det penam aari libns III, ho« 
ie Buaagälder, welche früher der Frieater per abnanm 
r rechtaprechende Biacbof reap. der Archidiacoii nach 
ccitione sacerdotis aolventnr episccpo pro bannis XL. 
[, pro snbdyacono XX, pro acolito XV,« (Sendbrief 
'en, S. 143). Inteieeaant iat in dieser Beziehang die 
;he Bnseordnnng (Einterim, V. 3. S, 51) : »die Bracht 
len Gerichtabotte in den ersten vierzehn Tagen per 

ooUigirt, Qnd daranaae werde angewendt die unkoite 
b Ton den weltlichen Bicbter, Paatore , Sendichefien 
iieit and jeder ein Kann weins, dat übeinatzige aber 
:ii KirchnieiBtern pro fabrica geUbert.* 
s. a. 0. 519 f. Uaa vgl. ferner den Farmaumer Send- 

Hichthofen, 292 £), den Loppersnmer Seudbrief Yon 
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utö iaüch eine süddeutsche Rechtsquellö anzufahren, das Seligeöstädtei: 
Sendweistum vona Jahre 1390: »Wo zwei ledige lede gerugit wer- 
den für onkuszheit, die sin schuldig ir igliche eyme ertzpriester fünf 
Schillinge und nit me. Wurden sie aber ober eyn jähr gerügt umb 
dieselben sache, so wer aber ir yegliches schuldig eyme ertzpriester 
fünf Schillinge und nit me^).» Also Geld und immer wieder Geld! 
Wirkliche Bussübungen oder dem Geist der Kirche entsprechende 
Strafen waren mehr oder weniger unbekannt. Mit Recht klajgt där- 
her die Synode von Köln vom Jahre 1536; »Quodque pro manifestis 
eriminibus non canonicae poenitentiae sed pecuniariae potissimum 
mulctae a delinquentibus fuerint exactae, permissio Interim delin- 
quentibus, haud praeter grave populi offendiculum, in publica scele- 
rum infamia perseverare*).« Bei den frühern Sendgerichten war es 
Sitte , dass vor dem Bischof ein Evangelienbuch lag , um auf das- 
selbe den Eid zu leisten, eine Ruthe, um nöthigen Falls die Ver- 
brecher damit zu züchtigen, und eine Scheere, um dem Pönitenten 
die Haare abzuschneiden. Sogar der ernste Binterim nun kann nicht 
umhin, die spöttige Bemerkung zu machen: »Ob man später, als die 
Geldstrafen eingeführt waien, statt der Ruthe und Scheere eine ge- 
füllte Börse auf den Tisch legte, wissen wir nicht ^),€ 

Also die Geldbusse, früher eine Redemtion der moralischen 
Pönitenz, ist nunmehr eine poena vindicativa. Das ist das juristisch 
relevante Pacit der vorgeführten Entwicklung. In den deutschen 
Synoden des 12. und 13. Jahrhunderts (nicht erst, Tyie Morinus 
meint, des 14.) findet man keine Redemtionen mehr, wohl aber 
grosse Geldtaxen*). Nun herrscht Klarheit. Die Judicialpönitenzen 
Hind aus der Moral und Dogmatik herausgetreten und ausschliess- 
lich Gegenstand des Strafrechts geworden ; aber merkwürdiger Weise 
ist jetzt, wo endlich die Identität von poena und poenitentia nicht 
mehr bloss für den Philologen, sondern auch für den Juristen 
besteht, für die Geldbusse der terminus Poenitenz aus den 
Rechtsquellen verschwunden — wie es uns scheint, ein nicht ganz 
undeutliches Anzeichen dafür, dass man sich mit der Pönitenz den 
totalen Mangel eines moralischen Nebenzweckes als unvereinbar 
dachte. 



1424 (v. Richihofen,Sl2ff.), das Sendrecht des westerl. Prieslandes (v. Rieht' 
hofen, 402 ff.), das Leeuwardner Sendrecht vom Jahr 1412 (ü. Richthof en, 459 f.). 

1) Weisthümer, gesammelt von J. Qrimm^ I. 504. 

2) Conc. German. tom. IV. p. 309. 

3) V. 3. S. 46. 

4) Bi/nterim, V. ^. S. 178^ff. 



[3 



Stettrer, Die rechtliche ffi 

'|[änni Tkomassin '), welcher diesem 
keit geschenkt, hat, stellt folgende H 

1. Poenileiites non posse railitii 

2. Non posse spectaculis inter 
publieis. 

''-' 3. Continentiae perpetuae flbula 

i. Plüribus anno quolibet quad 

"5. ' Sfonasteriis ineladi, ubi plu: 

6. Flagella et virgae. 

' ■■ 7. ■ Oratiöiies Domitiicae ceotiea 

Wie Thomassin weiter darthut, 

Concilien des 13. und 14. Jahrhuad« 

besondern Erfolg: die öffentliche B 

Auch das Tridentinisühe Coucil bes 

und erliesa folgende Verordnung: »Ap 

palana esse corripiendos. Qnaado i^ 

multorura eonspectn crimen commissi: 

offensos commotosqÄB fuisse non sit 

pro modo culpae poenitentiam publ 

exemplo sno ad malos mores provocav: 

ad reetam revoeet vitam. Episcopns 

genus in aliud secretnm poterit comi 

eipedire *).« 

Manche Particular-Synoden un 
dessen auf Wiedereinführung der öf 
eifrigsten der Erzbischof Carl Bor. 
Poenitentiale (Medioiao ense) wir ber 
3. Jfailander Synode aufa Ernstlichsti 
öflFentliche Bussdisciplin wieder zu er 
an die Pfarrer, vor Beginn der vierzi; 
Bischof lienntlich zu machen*). All 
jedoch ephemerer Natur: das Institii 
uicht mehr Wurzel, und beute beai 
Archäologen. 

1) Vetns et uots ecci. disciplina, I 
ferner Binterim, V. 3. S. 300, Auguati, 1 

2) Sess. XXIV. c. 8. de reform. 

3) Vgl. Opstraet , paBtoi Iwnns , aet 
pMtorom. P. IV. g. 7. 

4) Vgl. Harduin, Conoil. tom. X, p 
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SÜD nmb die kirchen tragn, wollen und barfasz, und sal man ir har 
hindim an dem haubet ab sniden und ir roek hindin abesniden.c 
Doch ist auch diese Busse hinwiederum ablösbar mit »sexs pfaunt 
heller und jedeme sintschefifen zwantzig penige ^).« 

Die moralischen Pönitenzen hatten sich schon geraume Zeit im 
Ablass ihre Existenz gesichert und bleiben nunmehr auf diesen be- 
schränkt ; die Judicialpönitenzen aber sind ausschliesslich ein st rafrecfat- 
liches Institut und gehen vom kirchlichen Strafrecht sogar in das 
weltliche über, eine Procession im Bussgewande zum Grabe des Eär*- 
mordeten, harte Bnssnbungen daselbst, Stiftung eines ewigen Lichtes, 
einer Anzahl heiliger Messen u. s. w. sind auch nach dem welt- 
lichen Kecht des Mittelalters beliebte Strafen. 



1) Grimmas Weisthümer, L S. 504. 
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reichten, die wirthschaftliche Lage und Selbstständigkeit namentlich 
des Mitteltstandes vollkommen sicher zu stellen, so trugen und tragen 
sie doch einigermassen und insbesondere in kleineren Kreisen und 
unter der ländlichen Bevölkerung, namentlich , was die Spar-^,af|^ 
Leihkassen betrifft, dazu bei, die tJebelstände, welche jene Klassen 
bedrücken, weniger empfindlich zu machen. 

So verstand es sich v(m selbst, dass die Geistlichen und vor 
Allem die Pfarrer, welche für das geistige Wohl und; mit ßflcksicht 
auf dasselbe auch für das leibliche Wohl ihrer Pfarranphörigen in 
sorgen haben, die Errichtung solcher Kassen ins Leben riefen v be- 
günstigten und dabei sowie an ihrer Verwaltung sieh meht oder 
weniger betheiligten. Die erspriessliche Führung solcher Kassen er- 
fordert aber nicht blos voUkommne Gewissen baftigkdt, sondern omh 
Oeschäftskenntniss, Umsicht und grosse Genauigkeit, daher sind die 
Gefahren bei einer solchen Verwaltung keineswegs gering, vielmehr 
können, abgesehen von jeglicher Unredlichkeit, gar leicht auaG e- 
schäftsunkenntniss, Maogel an Erfahrung, Leichtsinn oder aus son- 
stiger Arbeitsbelastung schwere UngelegenJieiten und Be^faädigungen 
entstehen. Treten aber derartige missliche Verbältnisseein, so wer- 
den die Geistlichen in dem Masse, in welchem sie an der Gründung 
und Verwaltung dieser Anstalten Tbeil genommen hatten, mit in dte 
Folgen aller jener Uebelstände hereingezogen und schaden daduTCb 
nicht nur ihr eigenes Ansehen, sondern auch die Achtung vor dem 
geistlichen Stande überhaupt in höherem oder in geriogereni Grade. 
Es ist bekannt, dass gerade in neuerer Zeit einzelne Geistiiche durch 
ihre Betheiligung an der Verwaltung von Spar- und Leib^ und son- 
stigen Vereinskassen sowohl sich selbst in das grösste Unglück si&i^- 
ten als auch in der Welt dadurch ein schweres Aergerniss gaben. 
Es erscheint daher wohl gerechtfertigt, zu untersuchen und festzu- 
stellen, ob, in welcher Weise und in wieweit der Geistliehe nach der 
Gesetzgebung und Auffassung der Kirche sich mit der Gründung, 
Leitung und Geschäftsführung bei dergleichen Kassen befaesen dürfe 
und könne. Es versteht sich von selbst, dass es bei einer derartigen 
Betheiligung wesentlich auf die örtlichen Verhältoisse , die persüU'- 
liche Befähigung, den Charakter und die Stellung des betreffenden 
Geistlichen überhaupt, sowie auf die Theilnehmer an solchen An- 
stalten, auf deren Zweck und besondere Verwaltungs weise ankommt. 
Ebenso ist es klar, dass die Theilnahme an dergleichen Unter- 
nehmungen der Geistlichen schon von vornherein nicht zusteht, wenn 
dadurch ihre eigentlichen Amtspflichten nicht in ihrem vollen Um- 
fange erfüllt werden könnten (Actu. 6, 2). 
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inchtet ein, ctass ansdräckHche Beütimmungea des'^ 
lenrecbtes, welche sich aber die vorliegende Frage 
nicht vorhanden sind, weil die Gründung der hier in 
iü Unternehmungen der neaeren and neuesten Zeit an- 
noch scheinen die geltenden Vorschriften des allge- 
enrecbbeB wohl hinreichende Änbaltspankte zu bieten, 
des berührten Gegenstandes ein sicberea und umfassen- 
IS ürtheil zu feilen. 

inzehnte Titel dea ersten Buches der Decretalen Gre- 
die üeberachrift : De obligatis ad ratiocinia ordinandis 
leine einzige Decretale ist entnommen aus dem Camm 8, 
onciles von Carthago vom Jahre 348 oder 349*). In 
wird angeordnet, dasa procuratores , Personen, welche 
7ar Führung ihrer Rechtsgeschäfte vor Gericht nnd 
sselben beauftragt werden, ferner aetores d. b. Solche, 
)erschaften zu demselben Zwecke aufgestellt werden, 
ir Vollziehung der Befehle und Entscheidungen des Ge- 
lte Beamte, curatores pupillorum , Vormüuder von Fn- 
1 Beistände von Minderjährigen und zur Vornahme von 
Handlungen tinfUbigen Personen (Glosse ad bnnc locum : 
jus can. univ, lib. I, tit. XIX, Nr. 3) nicht in den 
and aufgenommen werden sollen, ausser wenn sie diese 
Geschäftsfahrungen und Aemter nieder gelegt (post 
a), Rechnung über ihre geschäftliche Thätigkeit abge- 
ratiocinia actns vitae eornm) und von allen Rechtsan- 
der Verwaltung dieser Geschäfte an sie befreit sind 
am negotiornm vel officiorum). Bekanntlich begründet 
rechtliche Bestimmung eine Art der irregularitas ex de- 
s. 

nun aber Diejenigen, welche die bezeichneten Ver- 
äbemahmen, nicht in den geistlichen Stand eintreten 
sie von diesen Verbindliclikeiten völlig gelöst sind, so 
schon von seibat, daaa bereits Ordinirte noch weit 
ie berührten Geschäfte sich einlassen können, ans wei- 
ss episopcas AugQstensiB diiit; Qnid dilectioni vestrae videtnr, 
ctoTflB, eiecntores aen curatores pupilloram ei debeant oTdiaari? 
le dii!t: 6i post depoaita onera et reddita ratioduia actas vltaa 
«mprobati ia omnibos, debent cam lande Dei, d poatalati herint, 
ri. 8i eatm ante libertatem negottonim vel offlciomm fnerint 
a infamator. üniversi dixernnt: Beete atatait sanotitaa veatta 
nostra eententia. Dieselbe Stelle findet eich auch ab Palea in 
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chen manigfache Bechtsansprüche an sie entstehen mGchtecL Es ist 
aber auch den Geistlichen gesetzlich ausdrücklich untersagt, di^se 
und ähnliche Geschäfte, welche überhaupt eine wesentliche weltliche 
Beschaffenheit an sich tragen, zu betreiben, wenn auch aus solchen 
Betheiligungen eine Pflicht zur Rechnungsablage und somit ein 
Bechtsanspruch auf Ersatz und Entschädigung nicht erwachsen. würde 
c. 2—7. C. 21, q. 3, c. 26. Dist. 86; c. 1 und 2. X. 3, 50. (ne 
clerici vel mouachi). 

Der Grund, auf welchem das Verbot der Ordination von zu 
einer Rechnungsablage Verpflichteter beruht, wird in der Decretale 
selbst dahin angegeben^ dass die Kirche durch eine solche Ordination 
in Übeln Ruf gebracht wurde (ecclesia infamatur). So lange nicht 
feststeht, dass diejenige Person, welche Geschäftsführungen der be- 
zeichneten Art übernommen hatte , alle hieraus erwachsen^ Ver- 
pflichtungen vollständig erfüllte, ist es nicht gewiss, ob nicht die- 
selbe absichtlich (dolo) oder aus Nachlässigkeit, Geschäftsunkennt«^ 
niss und Mangel an der gehörigen Vorsicht (culpa) Denjenigen, zu 
deren Gunsten die Geschäftsführung stattfand, Nachtheil zugefugt 
habe, also von dem betreffenden Geschäftsführer Veruntreuungen ver- 
übt worden oder von ihm durch sein, wenn auch nicht beabsichtigteSi 
80 doch ihm zuzurechnendes Verhalten Schäden entstanden seien. 
Darüber, dass ein Solcher, welcher sich absichtlicher Beschädigungen 
oder Veruntreuungen schuldig machte, gegen welchen nachgewiesener- 
massen also dolus vorliegt, nicht zum geistlichen Stande zugelassen 
werden dürfe, besteht bei den Caponisten kein Zweifel Dagegen 
gehen die Ansichten bezüglich der Frage, ob dies auch dann 
einträte, wenn der Geschäftsführer blos aus Unkenntniss, Versäum- 
niss, Leichtsinn oder Nachlässigkeit Schaden verursacht, demnach 
culpose gehandelt habe, auseinander. Schon Innocenz IV. führt in 
seinem Commentare zu der angegebenen Stelle der Decretalen Nr. 3 
diese beiden Meinungen an und entscheidet sich für die Ansicht, 
dass nämlich ein solcher Geschäftsführer, wenn ihn auch nur schuld-^ 
bare Vernachlässigung, culpa treffe, von der Ordination auszuschliessen 
sei, dagegen spricht sich der Cardinal Hostiensis (ad huuc loc. Nr. h^)f 
für die Zulassung Desjenigen aus, welcher culposer Weise die Ge- 
schäfte in Nachtheil brachte. Diese letztere Ansicht stützt sich, 
darauf, dass es in der angeführten Decretale heisse, ecclesia infanaar 
tur, eine Infamie trete aber für die Kirche nur ein, wenn beabsich- 
tigte Beschädigung oder Veruntreuung, dolus, vorhanden sei (c. 17, 
C. 6, 9. 1), da Derjenige, welchßr ordinirt werden solle, von aller 
Makel der Infamie frei sein müsse, ut opinio eorum in nuUo vacillet, 
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durch die Iiifainm im «gentlichen Sinne , A, h. eine :|ti 
(dolQB) y^übte Bescbäfl.igung .be^eichii«! s^i, nsl«he. ui,': 
(11^ .Ii\lainie :nach sich ziehe. < Wenn sieb iej mg^fäiirbi 
noch, ifeit^r darauf bRnifb^dass nach c^>. n>j. X.. 1, 13 4 
ia ordiue . fajciendo uud c. 16. X. ^, 23 de praosumt. ^ttei 
iiätion JedeE. so lange und insoweit als tiiuglich und nur 
■nehi^ werde, als nicht das Gegeotheil dargethan sei, s» üt 
Beweisfutir^Dg ausser Äctit gelasseQ, 4a3ii beide Fällßiiicl 
gleicb, sondei'n sehr verschieden sind, indem in den twei : 
geführten Stellen vorausgesetzt wird, dass vor der OrdiiUL 
ilen Betreffenden, fte/werfej Anhaltspunkt vorliege, nach h 
aia.anfähig oder ujiwürdig betrachtet werden köiinta, wähl 
in cap./.uaic. cit. behaadeiten Frage gerade darin, dasa äi 
difiirende Geschäfte besorgte, aus welchen für ihnBechtav 
k^iten entstehen konriten, mit allem pruQile oin Anlast 
wird , Vorsicht walten zu lassen und zuerst zu prüten , ob 
selchen Öeachäfttifübrang gegen den Betreffenden nicht 
schädigungsiinsprucb, gleichviel ob aus dolus oder SQS cul{ 
gemacht und daher der Kirche eine Verlegenheit bersil 
köBnte. 

. Ans den Bestimmungen, der hier massgebendea Deci 
aber nicht nur schon im Allgemeinen, dass, wenn zur £ 
Stellung Verpflichtete nicht in den geiatliclien Stand auf 
w,erden sollen, noch weniger Oeistlielje selbst sich ip Öea« 
lassen dürfen , aus welchen gegen sie Crsatzanspröche 
k&nnen, sondern in dem angeführten, ca)'. uuic. ist dies 
destens indirect deutlich ausgesprochen. Denn wenn vor 
nation die Geschäftstührungen. niedergelegt (poat degosi 
Rechnung gestellt (reddita ratiociiiia) und Freiheit von 
bindlicbkeiten (ante libertatem) erlangt sein mflagen , also 
Ordination solche Geschäfte nicht fortgesetzt werden dürft 
es noch weniger den schon im geistlieben Stande befind] 
sooen gesetzlich erlaubt , jetzt erst Geschäfte der gedacht 
fibern^raeii. Die Kin:bengesetze verbieten aber auch,, wie 
merkt wurde, in den angeführten Stellen mit steter Be^ 
das Wort des Apostels (2 Timoth, 2, 4): Nemo militana 
plicat se negotüs saecularibua , ut ei placisat, cui se prob 
Geistliche des Gewinnes wegen sich in irgend welche Untern 
einlasaen oder mit dem geistlichen - Stande unverträglich 
Ansehea d«3Sdlbeu herabsetzende Beschättigungea treiben'! 
dabei auch, wie das cap. unic. X. l, 19 die üebernahma 
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Widerspruch in sich enthält c. 22. cit. ^). Desgleichen kann ein 
Geistlicher die Führung weltlicher Geschäfte fortsetzen oder auch 
erst übernehmen, wenn er auch aus derselben verpflichtet wird und 
demgemäss eine Haftverbindlichkeit ffir ihn begründet werden kann, 
sofern es sich um eine ihm gesetzlich auferlegte Vormundschaft oder 
Pflege handelt und ein rechtlicher Entschuldigungsgrund ihm nicht 
zur Seite steht*, c. 26. Dist. 86 ^). Endlich wird überhaupt eine Aus- 
nahme von dem Verbote, dass Geistliche sich nicht in weltliche 
Dinge einmischen sollen in dem Falle gestattet, wenn es sich um 
die Geschäftsführung zu Gunsten von personae miserabiles, d. h. von 
Solchen handelt, welche wegen Alters, Fehler und Gebrechen, wegen 
Krankheit, Armuth, ünkenntniss und Verlassenheit weder selbst im 
Stande sind, die sie berührenden zeitlichen Angelegenheiten in er- 
spriesslicher Weise zu besorgen noch Jemanden aus dem Laieüstande 
haben, der sich ihrer mit Eifer und Nutzen annehmen würde. Weil 
eine derartige Theilnahme an der Besorgung weltlicher Angelegen- 
heiten zum Besten solcher hilfsbedürftigen Personen ein Werk der 
Barmherzigkeit und ein geistliches Almosen, der Kirche aber und in 
erster Linie ihren Dienern vom Heilande zur Pflicht gemacht ist, 
die Werke der leiblichen und geistlichen Barmherzigkeit zu üben 
(Matth. 25, 34 jff.), so nahm sich die Kirche aus Gottesfurcht, um 
die Gebote des Herrn zu erfüllen und nicht gegen dieselben zu Ver- 
stössen, von jeher der in irgend welcher Noth und Bedrängniss be- 
findlichen Personen an und gestattete aus diesem Grunde selbst eine 
Ausnahme von dem durch den hl. Paulus aufgestellten Grundsatze: 
Nemo militans Deo implicat se negotiis saecularibus *) c. 26. Dist. 86, 
c. 1. X. 4, 50 ne cleric. v. mon., c. 4. X. 3, 89 decensib., c. 11. 
X. 2, 2 de foro compet. 

Allein alle diese Ausnahmen sind solche eigentlich nicht, indem 
sie Verhältnisse umfassen, welche kirchlicher Natur sind und zum 



1) Indecoram est enim laicum vicariam esse episcopi et saeondares in ee^ 
clesia judicare. In uno eodemque officio non debet dispar esse professio. 

2) nisi forte qai legibus ad minorum aetatum tutelas sive curationes 
inexcusabiles attrahuntur. 

3) Decrevit ergo sancta et magna sjnodus, neminem horum deinceps, hoc 
est episcopum, sive clericum aut monachum conducere possessiones aut misceri 
saecularibus procuratioaibus, nisi . . . cui civitatis ipsius episcopus ecclesiasti- 
carum rerum commiserit gubernacula vel orphanorum ac viduarum, quae inde- 
fensae sunt, et earam personarum, quae maxime ecclesiastico indigent admini- 
culo propter timorem Del c. 26 cit. — Multa sunt negotia saecularia, de qoibus 
pauca perstringamus ... in placitis saecularibus disputare, excepta defensione 
orphanorum aut viduarum c. 1 cit. 
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Aa gedachtem ^Angelef^enlMiten erforderlich m 
«IMT IF.iloo, <äti). -Nürweiiii angeBacheinUcI 
beBtuBfliteniADsnahinBfUDe nicht torbanden wäi 
dnem GBistlicb«Q:uEa die Betbeilig:ai^' ad weit 
eigeotlicbee Sinne anabesottdern Erheblichen, 
Vei:h&ltiBisBeQ.li«gendeD''GT4iKleTi h&nd«ki wflrt 
Dispensation- BiagahoilwiTd.Bii, weii eine deh 
Tbeihiahme An w«ltlieheD Angelegenbeiten als 
nähme vom gemeinen Kircbenrechte zu betracl 
I A.ns demOes&gten folgt aber auch, d 
"W&chter über die Beobachtung der (ftrchenges 
Una untergebenes O^istliefakeit von Amtsweger 
pflichtet iet, sieh anch darüber zu yerlSssiger 
deiner DiOcese sich unbefugt in irgend einer W 
weltlkiher, den Geistlichen verbotener oder ni 
bi«*öflicher Genehmigung gesetzlich erlaubter 
ond entweder Solches zu gestatten oder zu vei 
honamen zur Rechensebftft za ziehen. 

Es bleibt nnn die Frage zu beantworten, 
nach defi' entwickelten kirchenreehtlichen Gru 
th'eilignDg von Geistlicheh an der Errichtung ü 
gegenwärtiger Zeit sehr vielfach eingeführten , 
OBÄefCTi KiKsen zur Ih-reickung manigfach. 
sonst heilsamer Zteeelte? 

Tor allem unterliegt es wohl keinem ! 
dehibnngen der bezeichneten Art zu den ges 
yon' dem kirchenrechtlichen Grundsätze, däss ( 
TerwalfuDg des Vermögens anderer Personen f 
bOren, weil Eassen der angeführten Gattung e 
keitsanstalten sind , indem sie Personen , welc 
Waisen gegen Beaachtheiligungen schutzlos da 
tbeilong, dem Wucher, der Ausbeutung and d 
gange durch Diejenigen fiberliefert wurden, we 
weitige Hilfe sieh Preis geben müssten, vor d 
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ü m bewahren suchen. Es sind demuach die Leute, 
aolchen Anstalten Vorschüsse erhalten, vollkommen anter 
der. personae miserabiles , d. h. derjenigen Personen zu 
elie eine Hilfeleistung und Unterstützung hedürfen und 
tus eigner Kratt vor grosser Beschädigung und vielfacb 
icheiD Verderben zu schützen im Stande sind. A.ach 
bier gemeinten Kassen nicht gegründet zu dem Zwecke, 
rensverhältnisse durch dieselben erworben werden sollen 
]i Incri gratiam c. 26. Diät. 86), sondern dass Personen, 
irmögeusrechtlicher Beziehung hilfsbedfirfttg sind, indem 
ireder in Geldverlegenheit befinden oder ihre kleinen Er- 
«ie Dienstboten, Gesellen, Arbeiter u. s. w. nicht wohl 
l aulegea können, auf diese Weise Schutz und Unter- 
len, so dass in diesem Falle geradezu eintritt, was car. 26 
, dass solche Leute aus Gottesfurcht (propter timorem 
snscheuliebe ganz besonders auf die Beihilfe der Kirche, 
em der Geistlichen angewiesen seien (maxime ecclesiastico 
ainiculo). £s steht daher fest, dass Gründung und Ver> 

Spar- und Leih- und sonstigen Kassen zur Erreichung 
Tohlthätiger Zwecke unter die gesetzlichen Ausnahmen 
remeinen Verbote der Führung weltlicher Geschäfte durch 
lUen. 

diese zur Errichtung solcher Kassen nur die Anregung 
der Gründung selbst aber keinen Antheil nehmen oder 
iche zur Stiftung solcher Anstalten Gelder etwa als 
hiessen oder Einlagen in dergleichen Kassen machen, 
diesen Fällen von einer Geschäftsführung in dem hier 
>n kirchenrechtlichen Sinne nicht die Rede sein, weil bei 

Anregung zur Errichtung derartiger Kassen eine Ge- 
ig nicht stattfinden kann, da die Anstalt noch gar nicht 

weil bei der ßetheiligung an den Actien nnd Einlagen 
I nur ein passives , nicht ein actives Verhalten , welches 
waltung der Anstalt durchaus nichts zu schaffen hat. 
diesen Fällen ist daher unserer Ansicht nach der Geist- 
?erpflichtet, die Erlaubniss des Bischofes einzuholen, ob- 
isam erscheint, dass er der vorgesetzten Kirchenbehörde 
bniss gibt, dass er beabsichtige, eine Kasse der gedachten 
en zu rufen, weil ein solches Unternehmen nach der Be- 
und Stellung des Geistlichen selbst und nach den in der 
bwaltenden Verhältnissen Veranlassung zu mancherlei 
ten und Missständen werden kann. 
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Wenn aber ein Geistlicher an der Verwaltung solcher Kas; 
und an der Fubrung der sie betreffenden Geschäfte z. B. Betreibe 
von Keclitsstreitigkeiten thätigen Äntheil nehmen soll und aus die 
Betheiliguug Rechtsansprüche gegen ihn geltend gemacht ner( 
können, in dem ein solcher Geistlicher Vorsitzender oder Mitgl 
des Verwaltungsratbes der Kasse oder gar deren Rechner, o^ 
Controlenr oder Mitglied des Änfsichtsrathes werden soll ; ist für i 
zur üebernahme eines solchen Postens die Erltlärnng des Bischo 
Döthig, dass in dem vorliegenden Falle eine kirchenrechtlich 1 
gründete Ausnahme von dem allgemeinen Grundsatze: ne clerici 
monachi se immisceant saecularibus negotiis vorhanden sei und e 
nach dieser Erklärung ist dem Geistlichen die Theilnahme an ( 
Geschäften der erwähnten Art gestattet. Denn die Verwaltung jei 
Eassen, welche durch die gedachten Personen geführt wird, ist zv 
eine Betheiligung an weltlichen, Vermögensverhältnisse hetreffent 
Geschäften, ins welcher Verwaltung auch vermögensrechtliche V 
pflichtungen für die Betheiligten entstehen können, allein diese V 
waltung seibat wird nicht zum Zwecke des Vermögenserwerhes u 
des Gewinnes, sondern lediglich in der Absicht besorgt, Person 
deren Verlegenheiten zu ihrem grossen materiellen Nachtheile u 
achliesslichen Untergänge von Andern benutzt werden, gegen sol( 
Ausbeutungen sieher zn stellen, oder sie zur Sparsamkeit, Nüchte 
heit nnd Arbeitsamkeit anzuhalten, also Werke christlicher Nächst« 
liebe und Barmherzigkeit zu üben , so dass hier in der That i 
Geschäften, welche nach c, 26. Dist. 86. propter timorem Dei u 
nicht von solchen, welche »propter pecuniariam causam« c, 2, X. 
50 ne cleric. v. mon. übernommen und desshalb den Geistlicl: 
antersagt werden, die Rede sein kann. 

Bei Gewährung der Genehmigung der Betheiligung an der Vi 
waltung derartiger Kassen wird der Bischof hauptsächlich auf i 
BetUhigung und die sonstigen hierzu erforderlichen Eigenschaften t 
Geistlichen, auf dessen eigene Vermögensverhältnisse, dessen Stellu 
in der Gemeinde nnd den Umfang seiner Amtspflichten zn acht 
haben. Im Allgemeinen wird es, von ganz besondern Umstand 
abgesehen, nicht gestattet werden können, dass ein Geistlicher ( 
Stelle eines Rechners oder auch nur eines Controleares bei der gl 
eben Kassen übernehme, weil die Führung solcher Geschäfte nie 
blos dem geistlichen Stande an sich schon widerstrebt, sondern au 
in der Regel zn viele Zeit erfordert, zu Unannehmlichkeiten mit d 
Gläubigen führen und seihst grosse Gefahren veranlassen kann. 
Eben weil die Betbellignng der Geistlichen an der Verwaltu 
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gesiebte der ganzen Welt sich auabildeten, einfach ignc 
Ätn wenigsten aber läast sich längnen, dass ein Staat 
Grundsatz seiner uneingeschränkten Allmacht wirklich ai 
halten wollte, überhoMpt niemals auf den Abschluss efaies C 
mit dem Römischen Stuhle eingehen könnte; denn thut e 
hat er ja damit von selbst anerkannt, dass alierdings ( 
bestehe, Qb» welches seine Macht sich nicht unbedingt e' 

Ana dem oben aufgeteilten Begriff eines Concordat 
sich nun einige unmittelbare Folgerntigeu, welche wir zun 
TOrheben müssen. 

FUr's Erste kann das Concordat als zweiseitiger Vi 
töriich nnr mit gegenseitiger BinwilUgnng beider cont 
Theile aufgehoben oder modificirt werden; es müsste d 
derselben die Erfüllung übernommener wesentlicher Verpl 
naiCbträglich beharrlich verweigern, wo danu, da hier die I 
Frivatrecbt nicht stattfindef, nach allgemein rechtlichen Q 
auch dem Andern der Rücktritt freistünde. 

ZweUens wird dem Staat in Bezug auf die coneordi 
Fragen kein Recht der einseitigen Gesetzgebung, sei es in 
für einer Form, mehr zustehen, da er sich ja desselben, i 
weit er es ausserdem vielleicht anzusprechen gehabt hätte, 
Vertragsabsebluss begeben hat. 

Drittem erwachsen durch den Concordatsabschluss a 
kutholisehen Landesainwohnem bestimmte Rechte, indem si 
in ihrer Gesamratheit den Einen der contrahirenden Thei 
Dabei mag es zwar in Bezug auf die Erfordernisse formel 
sprecbuDg nothwendig sein, dass das -Concordat besonders | 
werde, es kann sich aber natürlich die Regierung einer so 
mutgation bona fide auf keine Weise entschlagen, selbst 
nicht besonders bedungen worden wäre. 

Nach diesen wenigen einleitenden Bemerkungen, v 
ans nun dem dermal geltenden bayerischen Concordat in 
zn, wobei ein Rückblick auf dessen Geschichte nicht wohl 
werden kann, - In dieser Beziehung wird fortan das Wer 
H. V. Sicherer, >Staat und Kirche in Bayern,« die m: 
Quelle bilden, da die bayerische Regierung sich veranlass 
bat, in demselben die gesammte aktenmässige Geschieht« 
cordataverhandlungen — allerdings aus ihrem Standpnnl 
ihrem Interesse — veröffentlichen zu lassen. Der Haupt- 
gang des Baches, welches sich wesentlich referireud vt 
durch die Masse des geboteuen aktenmässigen Materiales 
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s ganze sogenannte bayerische StaatEkirctienrecbt auf- 
I würde. Solches geschah denn auch wirklich, nachdem 
Concordatea inzwischen noch einige Modificaticmen er- 
im JuDi nnd Juli 1S18. 

Nasser sucht dabei mehr zu insiDuiren, als er es aus- 
spricht, es sei dieser Vorbehalt der Rßmiscben Gnrie 
]I bekannt gewesen nnd von ihr gleichsam tolerirt wor- 
obwohl die gewandte Aneinanderreihung sehr verschie- 
cumente allerdings bei flüchtiger Durchsicht einen sol- 
[ hervorzurufen geeignet ist, fehlt doch für diese Be- 
er eigentliche Nachweis. Vielmehr ergibt sich das 
r Evidenz schon ans den entschiedenen Reclamationen, 
Bekanntwerden des Keligionsedictes sofort von Seite 
rief, und welche augenscheinlich unterblieben wären, 
■äerseits die unwürdige Absicht gehabt hätte, gewisser- 
im Schein ein Concordat abzuschliessen. 
en nun die bekannten Anstände wegen Ableistung des 
les, die bayerischerseits nachträglich widermfene Er- 
ilin's vom 27. September 1818, dann die weiteren sehr 
rterungen zwischen dem Minister Qrafeu Bechberg und 
i(Uvif welche sich bis gegen Ende des Jahres 1820 hin- 
>bei die bayer. Regierung, die von ihr selbst geschaffene 
nutzend, sich fortwährend mit ihrer nunmehrigen ver- 
ton Verantwortlichkeit zu decken suchte. Das Ender- 
lie oftbesprochene Tegersaeeer Erklärung vom 15. Sep- 
allerdings ein nach der damaligen Lage der Dinge 
es Compromiss, bei welchem Jeder der beiden Gön- 
ne Rechte und Ansprüche formell zu wahren be- 

ese Erklärung sucht der Verfasser als «ne Niederlage 
n Stuhles darzustellen; allein seine Argumentation ist 
■ erkünstelt als überzeugend. Eine vornrtheilsfreie Be- 
d in dem Schlusssatze der Erklärung nicht wohl etwas 
die einfache Bestätigung der vollkommenen Reehtsgül- 
»ncordates erblicken können. Dass der von Seite Rom's 
ussprach über den Vorrang desselben vor dem Religions- 
isionsMllen schliesslich hinwegblieb, war unter den be- 
rhältnissen kaum zu vermeiden, bezweckte aber sicher- 
erzicht auf irgend ein sonst begründetes Recht der 
' nach den Grandsätzen juristischer Interpretation noch 
icht des päpstlichen Bevollmächtigten. 
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. Diess die karze geschichtliche Darstellung der fib 
Concordat gepflogenen Unterhaiidinngen , und zwar a 
nach einem mehr ah halb offiziellen, durchaus im Sini 
Regierung verfassten Werke : das allgemeine Urtheil dal 
in wie weit bei diesen Unterhandlungen bona fide verfi 
mag dem Leser anheinigestellt bleiben. Wir wollen 
dem materiellen Inhalte des Concordates selbst, in seil 
beziehung zu Demjenigen des Religionsedictes zuwendet 
dabei aber freilich vielfach bei blossen Andeutungen bew 
da gar manche einschlägige Fragen reichen Stoff für bi 
liandlungen liefern würden. 

Hier ist nun vor Allem anzuerkennen, dass Bay^ 
des Concordatsabschlnssea ein paritätischer Staat war, 
datirte dieser Zustand schon vom Jahre 1799 her, i 
Landesregierung die Gleichberechtigung der Coatessionei 
leitete; vielmehr noch wurde er durch den späteren 2 
bedeutenden Anzahl Protestanten in den erworbenen 
schwäbischen und pfälzischen Provinzen ausgebildet. 
and wohlbegrundet es also auch erscheint, dass der röi 
ernste Einwendungen erhob, als zuerst (schon ISOO) ii 
ausschliesslich katholischen Altbayern die Gleichberec 
Protestanten anerkannt wurde, so wenig liess sich dage; 
1817 mehr etwas erinnern, besonders nachdem inzwiscl 
gerliche und politische Gleichberechtigung aller chrisl 
giODSbekenntnisse durch art. XVl. der deutschen Bundes; 
leistet worden war. Es war eben ein Zustand eingetreil 
sich zwar theoretisch nicht als ein Idealer bezeichnen 1 
den meisten europäischen Staaten als das Ergebniss ge 
Vorgänge feststand. Daraus folgt nun aber von seibat, 
lassung eines Religionsedictes oder überhaupt einer ver 
sigen Anordnung kirchenrechttichen Inhaltes neben dei 
der bayerischen Regierung im Allgemeinen allerdings zi 
ferne ja für die rechtlichen Beziehungen der verschied 
sionen zu einander Vorsehung getroffen werden musste. i 
sich auch hierbei Folgerungöu ergeben, welche mit den 
der katholischen Kirche schwer oder gar nicht in üeber 
zu bringen waren (wobei wir nur an die Verhältnisse de 
EheH , an das für einen Confessionswechsel erforderliehe 
u. dgl. m. erinnern wollen) ; allein es waren diess eben 
Folgen eines nicht zn beseitigenden thatsäcblichen Zm 
hätte unser Religionsedict diesen Standpunkt in der rid 
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gegeben«! EinzelfBlle dnrcb ■. 
eeeAaekieieti werden mössen.. ! 
Vl^ahaelbeziehangeD T«rschiedi 
auch innerhalb der besonderen 
bei wiE nar beispielsneise an 
branebas gastlicher Strafgena 
znm Oeiinss bestimnitar Kiecl 
sohriaknngen Aea VermSgeuBi 
iottern wollen. Nun kann abi 
rinzelnen Fall nur auf ^rund 
Vorschriften entscheiden, nnd 
giODsedict nnr insoweit itod in 
eben als Gesetze TeFöffentlicbt 
bayerische Regierung, durch c 
za gebrauchen) bOchet seltsai 
zugesicherte gesetzliche Public 
seinerzeit wirklieb vollzog, ab 
geäehaffen. 

Bekanntlich erfolgte dies 
erst mit dem Religionsedict, 
selben in der Eigenschaft eii 
Dieser mit Recht ber&ehtigte 
StaatsgmndgeaetK bestimmt, i 
der verschiedenen Kirehengesel 
liehkeiten gegen den Staat, di< 
Begenten, nnd die jedem Un 
nnd Religionsausübung. In Äi 
EUlgelegenheiten sind die weit« 
die katholische Kirche, in dt 
schlossenen Concordat vom ,5. 
höchst unglfickliche und man 
dieser Bestimmung würde mit 
man nicht wüsste, wie sich di< 
läge befanden, äusserlich eine 
kandgebea zu sollen, deren ihi 
wosst war. unter einem Schv 
lieh vemflnftige und angemesa< 
die Begelang der gegenseitige! 
feesionen, gar nicht erwähnt. W 
angdegenheiten ,1 welche bezfi 
regeln soll, eigentlich gemeint i 
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scbiedeoar^ger Natnr, dass sie sich keineswegs nach 
artigeD Ornndaätzen beurtheilen lassen. 

Zunächst werden die vollständig gesonderten 6 
Docmnente auszuscheiden sein, auf denen sie sich nii 
weil Jedes speciell ihm zugehörige Gegenstände behand 
dieses beim Concordat die art. II — IV, IX, X and XV 
der Bildnog und Dotation der kflnftigeii Diöcesen, di 
uennuDg der Bischöfe nnd anderer Würdenträger hat 
art. XI, über die Normirang der Präaentationsrechte j 
art. VI und VII, mit singulären Zusicherungen weg( 
einer Emeritenanatalt und einiger Klöster. In gleiche) 
in dem Religionsedict eigenthümlicher Katar und ohni 
das Concordat die g§. 5—11. über die Wahl des Glat 
nisses und den Wechsel der Confession, dann 12—23 i 
giöse Erziehung der Kinder aus gemischten Ehen, endl 
aber den Simnltangebrauch von Kirchen und Kirchhöl 
Bestimmungen, welche gegenseitige Kecbtsverhältnisae 
denen christlichen Glaubensbekenntnisse betreffen. Ft 
hieher die §§. 3, 4, 25—27, 32-37, 45 und 89, ül 
nähme nicht anerkannter Religionsgenossenschaften und 
80 — 83 über den äusseren Anstandsverkefar der verschied« 
gesellscbaften und 84—87 Aber die Verhältnisse von 
wandten die keine eigene Gemeinde bilden. Dabei ist n 
wie schon oben bemerkt , nicht ausgeschlossen , doss • 
mungen, obwohl in der Hauptsache ein dem Concordat 
biet berührend, doch In ihrer Anwendung mitunter zu 
führen kfinnea, welche die katholische Kirche nicht 
vermag. Man denke z. B. nur an die Festsetzung ein« 
A,lters für den Confessionswechsel, durch welche sich 
nähme des katholischen Glanbensbekenntnisses hemfeni 
nach umständen unmöglich binden lassen kann. Allel 
lieh lässt sich doch, nicht in Abrede stellen, dass ~ 
eines paritätischen Staates einmal vorausgesetzt — < 
zur Gesetzgebung auf dem hier fraglichen Gebiete sowi 
als verpflichtet war, Seine Richtschnur konnte dabei 
viel irgend möglich jeden Gewisseuszwang zu vermeide 
manden zu einer Handlung oder Unterlassung direkt 
welche seiner Glaubensuberzeugung widerstreiten würdt 
sich im Aligemeinen nicht behaupten, dass die oben t 
Stimmungen des Religionsed ictes diesen Grundsatz am 
gelassen hätten. Im üebi-igen musate es der katholi 

AtdUt für Kiroheorecht. XUX. 
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assen bleiben, ihre 
n Demjenigen zorüc 
iewisseospäicbteD zt 
D wir in aoserer Bi 
n Concordat als i 
;be weniger eine i 
iten, als vielmebr A 
cbriften an die H) 

at namenUicb die art. I. und XLV, über die Auerfeennang 
ichen Eirche mit ihren altherkömtalichen Bechten und 
n, dann den derselben zu gewährenden besonderen landes- 
ihutz. Allgemeiner Natur, insoweit sie die gesammte ab- 
I Uebereinkunft betreffen , sind auch noch die art. XVI 
welcbe mit grösster Bestimmtheit die volle Anerkeunnog 
reinkunft wie die üuzulässigkeit jedes einseitigen Ab- 
derselben aussprechen. Wir haben schon weiter oben 
gehabt, insbesondere von dem art. XVIII. im Zusammen- 
irt. XVI. Erwähnung za thun. Das Beligionsedict eat- 
alls eine Anzahl allgemeiner Sätze, und zwar von dop- 
nämlich Solche, welche die Rechte der Kirchengesell- 
währleisten, dagegen auch Solche, welche sie der Staats- 
snüber einzuschränken bezwecken. Zu den Ersteren ge- 
kUem die g§. 1 und 2 über die allgemeine Gewissens- 
inn §. 24 mit der Anerkennung der drei christlichen 
infessionen, ferner die g§. 28 — 31 und 67, welche den- 
irative Beehte sowie besondern Schutz für ihr Eigenthom, 
ngebäude und ihre Geistlichkeit zusichern, die §g. 39, 50 
'effend die kirchlichen Behörden und das denselben zu* 
ifsichtsreeht, endlieh §. 88. über die Befagniss zur Bil- 
Gemeinden. Beschränkender Art dagegen sind : der Vor- 
>kiJniglicheH obersten Schutz oder (?) Äufsichtsrechtea« 
id der Kenntnissnahme von Allem was in den kirch- 
tmmlungen gelehrt und verhandelt wird im §. 57 ; die 
immten und willkürlich auszulegenden Sätze der g§, 62 
r die allgemeine Unterwerfung nnter die Staatsgesetze; 
die ebenfalls wenig präcisirte Vorschrift des §. 71, wel- 
chen Zwangsmitteln jeden Einflass auf das bürgerliche 
loht. Einzelne andere Bestimmungen mehr umfassenden 
ie insbesondere Jene über das vielbesprochene Placet, 
weiter unten berühren, insoferne sie bestimmten Artikeln 
ates gegenüberstehen. 
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Wenn schon hier, in Dem was ma 
nennen kSnnte , ein geiriaser Gegensatz i 
Concordat herrortritt, so ist derselbe docl 
akuter zn nennen. Alles kömmt anf die An 
einer Anzahl an sich unbestimmter und vi 
geben versucht. Für die Verfasser des Edi 
des Coueordates bereits vorlag, wäre es anc 
wesen, den absichtlich so allgemein als : 
ränmungen desselben wieder nur allgemein' 
zustellen ; sie fanden es viel zweckmässiger 
bestimmungen ihre Ansichten zur Geltung z 
um die Widerspräche, wele)ie sich in der ali 
Uechtsqnelle ergaben. Desshalb wollen wir 
bei weitläufigen Argumentationen darüber \ 
aus dem landesherrlichen Anfsichtsrechte, ( 
lieher Zwangsmittel u. s. w. für misslicbe F 
den ktinnten, sondern sofort zur weiteren Bi 
ciellen Bestimmungen Übergehen, wobei an 
umfangreiche Concordat als Anhaltspunkt d 
dabei, nach dem bisher Gesagten, nur mehi 
XH und XIII. hier in Betracht. 

Der Art. V. enthSlt zunächst zwei ni 
menhängende Verfügungen. In den ersten 
Seite der bayer. Regierung die Herstellung u 
von Seminarien zur Heranbildung des Kien 
gleich den Bischöfen vollkommen freie \ 
bezüglich ihrer inneren Einrichtung, Leitui 
Unterrichts in denselben, der Annahme w 
Steher und Lehrer zuerkannt. DiOcesan-Set 
hergestellt worden, wenn auch ohne die 
Gi'itern und ständigen Fonds; dagegen fühl 
§. 76, lit. d, organische Bestimmungen ( 
(Verpflegs- und Straf-) Anstalten unter den 
Natur anf, bei denen also die Eirchengewa 
Ordnungen treffen, die Regierung dagegen b 
ihr bedenklich Scheinende durch selbstständ 
seitigen. Selbst streng auf Organisationsl 
ohne die ihr zu Zeiten gegebene willkflrli 
diese Bestimmung offenbar sehr wenig zu d 
cordatsartikel und kann leicht zu einer bed< 
Staates auf einem Gebiet führen, welches 
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einsohlägigen Bestimmenden dea BdigionsediGtes in 46a §§» !l4i, dann 
46 und 47. scheinen auf den ersten Anblick gant vorn dem gleichen 
Geist in fast ü)>erstr6mendeF Weise beseeli; war es ja doeb natür- 
lich, dass man gegenüber so manchen anangenebmen EkinnienxngaQ 
an den grossen Säcnlarisationsranb das gesnnJtene Yeriraneo wieder 
zu h^ben suchte. Qleickwohl fehlt es keinesiwegs an mamugfaohen 
beigefügten Beschränkungen ddr kirchücben Mgentjiumsr^ebte he- 
imlich des Ürwerbes, wie der Yeirwaltusg und Verwendung« Schon 
dem §. 44, wurde der Zu^tz »nach den hierüber besitohenden Gte- 
seiz^n« beigefügt, bekanntlich um das Fortbestehen der Amortisa- 
tignsgesetze zu sichern, über deren ursprüngliches Entstehen sich 
Mancherlei sagen liesse, welche aber zweifellos, als ein prii^legiam 
adiosnm einzelner Bechtssubjeete , dem Geiste jeder modernen Ge- 
setzgebung dir^ct widerstreiten. Weiter sind durch §. 64. lii b) in 
einer bis zur völligen Sinnlosigkeit unbestimmten Weise »alle Be^ 
Stimmungen über liegende Güter etc. fahrende Habe, Nutzung, Beuten, 
Rechte der Kirchen und kirchlicbeh Personen« als Gegenstände aus*- 
Bohliesslich weltlicher Natur erklärt, eine Anordnung, welche schon 
der Stylistik des Gesetzgebers wenig Ehre macht, und neben der die 
im §. 75. noch besonders vorbehaltene oberste Aufsicht über 4äs 
Kir^henvermögen ziemlich überflüssig erscheint. Gleichfsdis hiefaer 
gehört die in den §. 73 und 74« ausgesprochene Aufhebung, aller 
Exemtionen von der Landeshoheit und den öflfentlicben Lasten, gegen 
welche an sich nicht wohl etwas einzuwenden ist. Lisbesondere aber 
hab6n die bekannten §§. 48 und 49. den Beweis geliefert , wie an 
sich ganz annehmbar lautende Anordnungen, wenn einseit^ und rück- 
sichtslos angewendet, zu wahren Bedrückungen fuhren können. Im 
Ganzen genommen werden aber die hier in Frage stehenden vermö- 
gensrechtlicfaen Bestimmungen inimer am wenigsten zu akuten Con- 
flikten führen , indem die katholische Kirche zu ihrer äusseren Ge- 
staltung und Wirksamkeit zwar zeitlicher Mittel nieht entbehren 
kann , doch aber eigentliche Gewissens-Yerletznngen Einzelner auf 
diesem Gebiet weniger leicht denkbar sind. So haben denn auch 
nicht nur die gesammten SäculariE^tionen in dem Goncordat die still- 
schweigende Anerkennung des Bömisehen Stuhles gefunden^ sondern 
derselbe beruhigte sich auch dabei, dass die feierUeh zugesicherte 
Dotation der Bisthümer und Domcapitel mit Immobiliar-Gütern voll- 
ständig unterblieb. Wir bemerken dies natürlich nicht , um eine 
schreiende Vertragsverletzung zu beschönigen, sondert! nur um zu 
zeigen, wie auf dem vermögensrechtlichen Gebiet die Kirche dem 
Staat immerhin die meisten Einräumungen machen kann und wuk- 
lich gemacht hat. 
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m KeligiODsedicte zasammenbängendeD Gegenstand 
in. Nicht ganz nnerwShot kann dagegen die Ver- 
sherrltcfaen Tischtitels bleiben , weil diese eine 
Vorbedingung der höheren Weihen bildet, also 
g'estöllte Voraussetzungen der Erlangung desselben 
ich des ladigenates, der Art der genossenen Tor- 
Uerdings das bischöfliche Ordinationsrecht wesent- 
werden kann. Inabesondere muss der Ansicht ent- 
ien , als sei diese Tischtitel- Verleihung ein rein 
lenakt der Regieniffg; denn gerade so, wie die- 
rechtigt, sondern auch verpflichtet ist, öffentliche 
chtspflege, den Sicherheitsdienst, den öffentlichen 
fznstellen, hat in noch viel höherem Masse die 
eruug darauf Anspruch, dass an der ihren reli- 
1 gewidmeten Geistlichkeit kein Mangel dire«^ 
ilasst werde. 

nng lit. e) des XIL Goncordatsartikels ist offenbar 
lisirt: sie schreibt den Bischöfen die Jurisdiction 
heu (causae Eoclesia3ticae)t zu, ohne dieselben 
r speciell hervorgehobenen Ehesachen) näher zu 
mmt hievon wieder einzelne, auch nur beispiels- 
legenst&nde, n&mlich Verträge, Schuld- und Stb- 
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Bchaftssachen der Geistlichen aus. Nun hatte aber bekanntlich die 
geistliche Jurisdiction, auch in Bayern wie überall, zu verschiedenen 
Zeiten eine sehr verschiedene, zura Theil von zufilligen äusserKchen 
Verhältnissen abhängige Ausdehnung; es fehlt desshalb auch dem 
fraglicheu Satz , von den wenigen besonders erwähnten Punkten ab- 
gesehen, an einem präcisen Inhalt, Dem gegenüber sind durch das 
Religionsedict §. 88. lit. a— c, e, g und h als innere Kirchenange* 
legenheiten anerkannt: Gegenstände der Glaubenslehre, der Form 
und Feier des Gottesdienstes, der geistlichen Amtsführung, Eii'chen-r 
disciplin, Einweihung gottesdienstlicher Localitäten, endlich d^r Ge* 
richtsbarkeit in Bezug auf religiöse Pflichten. Ehesachen sind gleich- 
falls stillschweigend hieher gezählt, indem der §. 64. lit. d) nur 
Ehegesetze, insofern sie den bürgerlichen Vertrag und dessen Wirk- 
ungen betreffen, unter den weltlichen Gegenständen aufführt, wie 
denn auch praktisch bis in die neuere Zeit über Schliessung und 
Auflösung der Ehebündnisse bischöfliche Gerichte erkannten. Da- 
gegen erklärt der eben allegirte §. 64 unter lit. a, b, e, f, g weiter 
als rein weltliche Gegenstände : die Verträge und letztwilligen Dispo- 
sitionen der Geistlichen, Verfügungen über Vermögensbestandtheile 
der Kirchen und kirchlichen Personen, alle geistlichen Immuntitäten 
von bürgerlicher Wirksamkeit, die Verpflichtung zu kirchlichen 
Bauten, endlich die Bestimmungen über die Zulassung zu Eirchen- 
pfründen. Bezüglich aller dieser Gegenstände war aber in früherer 
Zeit auch in Bayern die kirchliche Jurisdiction, theils ausschliess- 
lich theils concurrirend mit der Landesherrlichen, geübt worden und 
die älteren Concordate hatten sich insbesondere mit Abgränzung der 
gegenseitigen Befugnisse hierin beschäftigt. Nun lässt sich zwar im 
Hinblick auf den Wortlaut der gegenüberstehenden Bestimmungen 
des Concordates und Religionsedictes nicht gerade ein Widerspruch 
Beider behaupten; gewiss ist aber, dass durch Letztere die welt- 
liche Gerichtsbarkeit eine sehr bedeutende, in manchen Punkten wohl 
auch berechtigte, in Andern nicht unbedenkliche Ausdehnung erfuhr. 
Art. Xn. lit. d) des Concordates handelt insbesondere von der 
Strafgewalt der Bischöfe, sowohl gegen die Gläubigen überhaupt 
durch Verhängung kirchlicher Censuren wegen Uebertretung von 
Kirchensatzungen, als insbesondere gegen Geistliche wegen aller 
strafbaren Verfehlungen, mit Vorbehalt des canonischen Recurses. 
Das Religionsedict dagegen trifft in dieser Beziehung Verfügungen, 
welche hiemit schwer und zum Theil gar nicht vereinbar erscheinen. 
Als durch das Concordat stillschweigend eingeräumt darf man zwar 
annehmen, die in den §§. 69, 76 und 72 beanspruchte weltHehe 
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SO grosser Bestimmtheit beseitigt, als es die A.nder0 anfreeht erhält. 
Zugleich ist aber diese B>age von höchster Wichtigkeit und war es 
gleichMls der Neuzeit vorbehalten uns darüber zu belehren , bis zu 
welchen geradezu widersinnigen Folgerungen die Ausübung dieses 
▼on dem Staate so inniggeliebten Rechtes f&hren kann. Wir werden 
desshalb auch hierauf noch einmal zurückkommen. 

Kein entschiedener Widerspruch besteht zwischen art XII. 
•lit. f) des Goncordates und §. 76. lit. e) des Beligionsedictes , be- 
treffend die Errichtung, Theilung und Vereinigung der Pfarreien. 
Nach beiden Rechtsquellen liegt hier ein Gegenstand gemischter 
Natur vor, welcher an sich nicht wohl zu einschneidenden Differenzen 
fahren kann. 

Ebenso ist . von verhältnissmässig untergeordneter Bedeutung 
die Bestimmung sub lit. g) des eben erwähnten Concordats-Artikels 
über das Recht der Bischöfe, öffentliche Andachtsübungen zu vcor- 
ordnen und den Gebrauch der lateinischen Eirchensprache zu über- 
wachen, wiewohl es auch hier nicht ohne Anstände (man denke 
z. B. an die Missionen) abgegangen ist. Die einschlägigen Vor- 
sobriften des Beligionsedictes — §. 55, 76 a) b) und 79 -^ sind 
auch hier sehr weitgreifend in der Beschränkung: einerseits wird 
dem König das an sich unbedenkliche Recht zugesprochen , aus be- 
sonderen Anlässen Eirchenfeste direct zu veranlassen; andererseits 
sind alle Anordnungen über den äussern Gottesdienst, dann die »Be- 
schränkung oder Aufhebung (man sollte eher glauben die Sinfilhrung) 
der nicht zu den wesentlichen Theilen des Gultus gehörigen Feier- 
lichkeiten, Processionen, Nebenandachten, Ceremonien (l), Ereuzgänge 
und Bruderschaftenc (eine wohl ihres Gleichen suchende Stylisirung) 
als Gegenstände gemischter Natur erklärt; endlich soll noch zu aus- 
serordentlichen kirchlichen Feierlichkeiten königliche Bewilligung er- 
holt werden. Glücklicher Weise hat sich in diesen Beziehungen der 
Feuereifer des Staates zu Anfang des Jahrhunderts grösstentfaeils 
schon ausgetobt, und die mitunter noch vorkommenden Anstände, 
welchen Missionen, Processionen u. dgl. zu Zeiten l>egegnen, düHen 
im Ganzen wohl als verhäUnissmässig unerheblich angesehen werden. 

Der Vollständigkeit wegen sei endlich noch der art. XIII. des 
Concordates hier erwähnt, welcher eigentlich schon bei seiner Ab- 
fassung durch die seit 1808 grundsätzlich anerkannte Presstreiheit 
antiquirt war, und in Folge der seither eingetretenen zahlreichen 
Wandlungen der Gesetzgebung über die Presse ziemlich alle Be- 
deutung verloren hat. 

Haben wir nun in dem Bisherigen einen UeberbHck beider 
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kanntlich bis auf den heutigen Tag unerfflllt geblieben, und wer 
eä auch nicht geeignet scheint, hier weiter auf einen GegenstaE 
einEugehen, welchen die berechtigten Vertreter der Kirche bisher ur 
erörtert 'liesseu, so kann es doch nicht achaden, daran zu erinneri 
ijass mit dem Concordat nicht etwa blos den Katholiken des Landi 
ein allerhöchstes Gnadengeschenk gereicht, sondern zugleich auc 
Vieles and Wichtiges erlangt wurde, in dessen Besitz man sich noc 
zur Stunde gütlich thut. Soviel zur' allgemeinen Charakteristik d< 
ganzen Verhältnisses und insbesondere an die Adresse eifriger Cor 
cordats-Kündiger der Neuzeit; wir wenden uns nun zur zusammer 
faseenden Betrachtung der Rechtszustände , welche aus den coucoi 
dats- und edictmässigen Bestimmungen fflr die Gegenwart sieh ei 
geben und werden dieselben hauptsächlich nach zweierlei Richtunge 
zu unterscheiden haben. 

Für's Erste sind hier jene Fälle ia's Auge zu fassen, wo av 
den genannten beiden Rechtsquellen individuelle Rechtsansprüche Eir 
zelner abgeleitet und geltend gemacht werden, was — wie oben scbo 
gelegentlich erwähnt — aneh innerhalb der besonderen Sphäre dt 
katholischen Ktrchenverbandes recbt , wohl möglich ist. Alle hi( 
denkbaren Fälle mit einiger Vollständigkeit zu construiren, wäi 
wohl ziemlich schwer; allein Manche derselben bieten sich fast vo 
selbst der Betrachtung dar. So können augenscheinlich die gesetj 
liehen Vorschriften über die Beschränkung des Vermögenserwerbe 
kirchlicher Institute oder ihrer Verwaltungsbefugnisse zu Rechts 
Streitigkeiten Änlass geben; es können auf Grun.d mangelnder Vor 
bedingungen, wie sie das Edict vorschreibt, über persönliche An 
spräche auf ein geistliches Amt sieh Anstände ergeben; es kann ei 
Einzelner auf Grund des §. 52. des Eeligionsedictes gegen angeb 
liehe Beachwerungen durch die geistliche Gewalt den staatliehe 
Schutz anrufen. Die hier bezeichneten und weitere allenfalls denk 
bare Vorgänge gleicher Natur haben das Gemeinsame, dass hier ei 
Richter, sei er der Justiz oder Administration zugehörig, über be 
stimmte Ansprüche eines Recbtssubjectes zu erkennen hat, [n diese 
seiner Thätigkeit ist er aber an den Inhalt der rite proraulgirte 
Landesgesetze so lange gebunden, bis etwa eine verfassungsmässig 
Abänderung derselben erwirkt werden kann, und es wird lediglic! 
seiner pSichtmässigen Ueberzeugung anheimgestellt bleiben müsser 
dieselben auf den vorliegenden Fall anzuwenden: für die Staats 
regiernng als Ganzes aufgefasst ist hiebei kein Feld der Thätigkei 
mehr eröfinet. Charakteristisch hervorragend unter den Fällec 
welche wir hier im Ange haben, ist offenbar die vielbesprochen 
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pellatio tamquam ab abasa, welche bekaBotlieh, seit die [dee ^ä^ 
mmsefa rankten Staates eich mehr ansbildete, weltlicherseits «beoBe 
hatrlich ««rtbeidigt, als von der Kirche bestritten wurde. Nach 
eoretisoher Aoffassung ist dies auch wohl erklärlich , da luM- ge- 
asermasseft wn Schlagwort vorliegt, geeignet die allgemeine Än- 
M aber gegenseitige Machtbegränzung zum Aradrock za bringen, 
nerseits konnte die katholische Kirche unmöglich dazn einwilligen 
re gesaminte Jurisdiction , auch in rein geistlichen Dingen , einw 
ücretionären Beriohtigung durch weltliche Behörden zu unterstellen ; 
dererseits wollte (und bi» zu einem gewissen Grad konnte) aach 
r Staat' nicht darauf eingehen, allenfallsige Besehwerden seiner 
agehOrigen wegen angeblich ungeeigneter, namentlich bürgerliche 
srhältnisae berührender Bedrückungen durch die geistliche Obrig- 
lit sofort a limine abzuweisen. Bezüglich jener Fälle, weiche man 
fl8 wohl vorzugsweise im Auge hatte, ist die ganze Frage eigeut- 
■h von sehr geringer Bedeutung, nnd wenn auch von gewisser Seite 

wohlbewusster Absicht die alten Schreckbilder der Inquisition 
rtwährend dem Publiknm vorgefahrt werden, so weiss doch jedw 
jrnflnftige sehr wohl , dass heut zu Tage weder von Inquisitions- 
•ch Klosterkerkem mehr die Bede ist, dass auch die Renitenz gegao 
e geistliehen Obrigkeiten eher Belobungen und Ordensanszeichnungen 
a irgendwelche zeitliche Üngemächlichkeiten mit sieh bringt. Es 
b übrigens hier ganz vorzugsweise ein Gegenstand gegeben, welcher 
T Vertrags massigen Regelang bedarfte, um einerseits die weaent- 
:h nothwendige Kircheudisciplin sicher zu stellen, andererseits jede 
jsorgniss vor möglichen Bedrückungen eines Einzelnen, wenn Solche 
in einmal besteht oder wenigstens vorgeschützt wird, zu beschwieh- 
;ea. Die bayerische Regierung hat es auch hier vorgezogen , die 
,che einseitig zu behandeln; dann hätte man aber doch mindestens 
tvarten dürfen, dass dieses in einer klareren und präciseren Fassung 
sehehe, als der juristisch betrachtet geradezu erbärmlich styliairte 

52. des Religionsedictes aufweist. Der gebrauchte Auadmck: 
;egen die festgesetzte Ordnung« sagt soviel wie gar nichts, denn 
IS soll damit für eine Ordnung gemeint sein ? und wo ist sie fest- 
isetzt? Sucht man sich die Sache vernünftig und mit Beachtung 
r übrigen hier einschlägigen Gesetzesbestimmungen zu construiren, 

kann eigentlich dem erwähnten §. nur f^ Sinn zukommen: wenn 
le Kirchenbehfirde (abgesehen von der anerkannten DiscipÜBarge- 
ilt ober Oleriker) auf Grund geistlicher Vergehungen ein Indivi- 
lum an seinen allgemein bürgerlichen Rechten schädigen Trollte, so 
Irde die weltliche Regierung auf erhobene Beschwerde dasselbe in 
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Schutz nehmen, wozu ja in der Regel ohnehin die Versagung ihrer 
Mitwirkung genügt. In solcher Aufiassung (welche im Wesentliehen 
aueb die von einem wohlwollenden und acht staatsmänniscben Qe* 
rechtigkeltssinn Z^ugniss gebende A. V. v. 8. April 1852 adoptirt 
batte) wärde der fragliche §. des Beligionsedictes kaum zu. beson* 
dei^n Bedenken Anlass geben. Allein es könnte den Organen der 
Staatsgewalt auch beifallen (in der That ist es ihnen ja schon bei- 
gefallen), auf Qrund der Bestimmungen des Edictes einen vom Amte 
suspendirten Oeistlichen im Besitz seiner Pfründe schützen zu wol- 
len , wozu deren unklare Fassung immerhin Anlass bietet. Wir 
hielten nun zwar ein solches Verfahren, selbst nach den Bestim- 
orangen des Beligionsedictes (§. 38. c, e, h, §. 40 und 41,) für 
gänzlich ungerechtfertigt; allein soviel bleibt doch gewiss, dass all- 
gemeine Sätze, die eine derartige Auslegung nicht absolut aus- 
achliessen, katholischerseits durchaus unannehmbar erscheinen. 

Haben wir uns soeben mit denjenigen Bestimmungen unserer 
ELeehtsquellen beschäftigt, welche in gewissem Sinn Privatrechte be- 
gründen können, im Ganzen genommen jedoch von minderer Be- 
deutung sind, so müssen wir jetzt zu den weit zahlreicheren und 
umfassenderen übergehen, welche der Begierung cds Solchen ein Mit- 
wirkungs-, Zustimmungs- oder Beschränkungsrecht in kirchlichen 
Angelegenheiten einräumen. Diesem Zwecke ist ein grosser Theil 
des Beligionsedictes gewidmet, wie in der Natur der Sache liegt, da 
ja die Hauptabsicht seiner Urheber gerade dahin ging, Bechte dieser 
Art, deren Anerkennung im Concordat nicht zu erwirken gewesen 
war, gleichwohl festzuhalten. Das Gemeinsame aller hier einschlä- 
gigen Vorschriften besteht darin, dass die concordatmässig garantirte 
freie Bewegung der kirchlichen Auctoritäten an die Mitwirkung der 
weltlichen Gewalt gebunden wird. So bezeichnend nun für die im 
vorausgegangenen Abschnitt berührten Gegenstände die appellatio ab 
abusu war, ebenso charakteristisch tritt für die hier zu Behandeln- 
den das Placet hervor. 

Diese später so oft als ein unveräusserliches landesherrliches 
Bocht geltend gemachte Befugniss, eigentlich der Willkür französi- 
scher Könige entsprungen, musste allenthalben um so Wohlgefälliger 
erscheinen, je mehr sie der Selbstgenügsamkeit der Büreaukratie 
schmeichelte und überhaupt der Idee der Staatsomnipotenz entsprach. 
So wurde denn auch in Bayern schon im vorigen Jahrhundert der 
Grundsatz, dass keine geistliche Verordnung ohne vorgängige Ein- 
sicht und Genehmigung des Landesherrn in Wirksamkeit treten dürfe, 
thatsächlich und scheinbar als etwas Selbstverständliches zur Geltung 
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igens geschah dieses unter V«rh91tnis3ei], wetcfae von 
tefaenden in jeder Hinsicht vOllig verscbiede» waren. 

Bayern zu jener Zeit ein rein katholischer Staat, 
lg sich die ausschliessliche Aufrecbterbaltung des 
kennfaiisses zur Autgabe machte; andererseits hatte 
Der Gränzen keinen Bischof, der an den Regenten 
che Verpflichtnng gebunden gewesen wäre. Es liess 
ahl Einiges dafSr sagen, veun die Kandgebnngen der 
sdietion unabhängiger Beichsfnrsten, welche mit ihrer 
1 anf mannigfache Art ¥ermiBCht und verknäpit war, 
:ht werden wollten. Mit der erlangten vollständigen 
I bayerischen Staates and der Bildung v<m Kirchen- 
lalb seiner Gränzen, deren Bischöfe dem ECnig dnrcfa 
ideren Eid der Treue verpflichtet wurden, waren diese 
jitigt; es lag jedoch nicht in der Natur der leitenden 
ler Zeit, von der angemassten AUmaeht der Regierung 
d am wenigsten gerade das Placet opfern zu wollen, 
ite es unmöglich gelingen, dessen Anerkennung im 
rwirken, vielmehr war — wie die von Sicherer mit- 
istäcke beweisen — der art. XII. lit e) desselben ge- 
sselbe gerichtet. So wurde denn beliebt, neben dieser 
1 Bestimmung, im Tit IV. %. 9. der Verfassungsur- 
1 g§. 58, 59 und 61 des Religionsedictes eine sehr 
Behauptung des Flacet erscbeineu zu lassen, und da* 
tsquellen in einen schroflen Widerspruch zu setzen, 
ind theoretisch nnlOsbar dieser Widerspruch nun an 
nd so sehr uns gerade die neueste Zeit belehrt hat, 

abentbeuerlichen Consequenzen aus dem erhobenen 
ibleiten lassen, wollen wir doch nicht behaupten; dass 
vendig zu Con&icten fuhren müsse, wenn es auders 
ind allgemeine höhere Bechtsgrundsätze nicht ausser 
iVeise gehandbabt wird. Dazu gehört natfirlich vor 
bliche Erlasse dogmatischen Inhaltes von demselben 
n, was nach unserer Ueberzengung nicht nur der 
, sondern auch der geschichtlichen Entwicklung des 
I — soweit von einer Solchen hei einer selbstherr- 
ommenen Befagniss überhaupt die Rede sein kann — 
r den eigenen Vorschriften des Religionsedictes ent- 

im §. 38 Gegenstände der Glaubenslehre unter den 
.ngelegenheiten an erster Stelle aufführt. Da über- 
itische Definition an sich nichts weiter bezweckt, als 
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die Grewissensaberzeugung der Katholiken in einer gewissen Bichtung 
festzustellen, so könnte sie ohnehin den Organen der Staatsgewalt 
nur zum Zweck der Beurtheilung ihrer inneren Wahrheit unterbreitet 
werden, was so offenbar ausser dem Beruf und der Befähigung der- 
selben liegt , dass der Gedanke selbst an's Lacherliehe streift* In 
Bezug auf Kundgebungen der eigentlich geistigen Jurisdiction da- 
gegen, welche insbesondere die katholische Bevdlkerui^g zu bestimmten 
Handlungen oder Unterlassungen verpflichten, steht das Erlorderniss 
einer yorgängigen Genehmigung der weltlichen Gewalt zwar gleich- 
falls mit dem Concordate im Widerspruch; es werden sich jedoch 
daraus mehr Unbequemlichkeiten als Anlässe zu schroffen Conflicten 
ergeben. Dabei muss freilich ein wohlwollendes Entgegenkommen 
der Regierung . vorausgesetzt werden, wie Solches in der That in 
zahlreichen Erlassen verschiedenen Datum's wiederholt zugesichert 
wurde, welche als Grund des erhobenen Anspruches den Wunsch einer 
gedeihlichen Mitwirkung zu den Massregeln der kirchlichen Behörden 
angeben. Fehlt dagegen diese Gesinnung, so kann das Placet offen- 
bar zur empfindlichsten und verderblichsten Beeinträchtigung jeder 
Entwicklung des äusseren kirchlichen Lebens tuhren. Schon aus 
diesem Grunde wird ein Recht auf dasselbe, insbesondere in der Aus- 
dehnung wie es die bayerische Verfassung statuirt, theoretisch nie- 
mals anerkannt werden können. 

Ganz in ähnlicher Weise, wie mit dem Placet, verhält es sich 
auch mit den übrigen hier einschlägigen Bestimmungen des Reli- 
gionsedictes. Es gehören dahin: das (übrigens im Goncordat selbst 
anerkannte) Genehmigungsrecht bei allen bischöflichen Pfründebe^ 
Setzungen; die vorbehaltene Mitwirkung bei der Organisation geist- 
licher Bildungs-, Verpflegungs- und Straf- Anstalten ; die Bestätigung 
der für die Ausübung der kirchlichen Jurisdiction bestimmten Be* 
horden ; die nach dem Religionsedict gemischte Natur der Anord- 
nungen über den äussern Gottesdienst und erforderte Genehmigung 
ausserordentlicher kirchlicher Feierlichkeiten; die besonders in früheren 
Zeiten aufs schlimmste ausgebeutete Staatscuratel über das Kirchen- 
vermögen. Bezüglich aller dieser Gegenstände, wo im Grunde nur 
der allgemeine Grundsatz des Placet auf specielle Fälle angewendet 
ist, gilt naturgemäss das vorhin schon Bemerkte, Werden von Seite 
der weltlichen Regierung die allerdings eigenmächtig angesprochenen 
Befugnisse im Sinne aufrichtigen Wohlwollens und einer weisen Selbst- 
beschränkung geübt, so mag sich daraus ein ganz annehmbares Yer- 
hältniss zwischen Kirche und Staat gestalten. Greift dagegen eine 
entgegengesetzte Strömung Platz, so bietet der Buchstabe des Ge- 
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ilich AofaaltspuDkte genug für ein kircbeDfeind1icbes,£iii- 
; je weiter ein Solches getrieben wird, desto energischer 
sieglicher muss natürlich auch der Widerstand dagegen sich 

der Mannigfaltigkeit der Beziehungen, in denen die staat- 
Geschäftigkeit sich Einsicht nnd Qenehmigutig vorbehalten 

wohl auch die Frage nahe, was denn eigentlich die Folge 
, wenn man kircblicherseits sich genöthigt glaubt, von Einer 
len Genehmigungen in einem bestimmten Falle Umgang zu 

Strafbestimmungen enthält bekanntlich das Religionsedict 
1 auch die sonstigen Strafgesetze werden hier in der Regel 
bar sein. Es ist dieser Maugel einer lex imperfecta ?on 
Staats-Canonisten schon seufzend betrauert worden ; allein 
irer üeberzeugung ganz mit Unrecht. Wäre die gewünschte 
ta wirklich gegeben, so stünden wir in Bayern schon längst 
1 offenen Cultnrkampf, mit höchst zweifelhaftem Ergebniss 
irche, aber ganz gewiss zum grössten Schaden des Staates 
T\e die Dinge jetzt liegen , wird in dem vorausgesetzten 
velttiche Gewalt aich ignorirend und, soweit ihre Mittel 
,bwebrend verhalten, was freilich oft schon genügt, um 
ge kirchliche Anordnungen ihrer äusseren Wirksamkeit zu 

lien wir nun znm Schlüsse noch das Grgehnisa der ge- 
bisberigen Erörterung übersichtlich zasammanzufaasen , so 

uns Folgendes ergeben. Concordat anü Religionsedict sind 
I an gemeinschaftlicher gesetzlicher Geltung in Folge eines 
s gelangt, welches näher za qunli&ciren wir unterlassen; 
die Sache nun einmal liegt, bilden Beide zur Zeit formelles 
)a8 Religionsedict hat, wie überhaupt nach den gegebenen 
[sen nicht wohl zu umgehen war, eine Reibe von Bestim- 
Iber gegenseitige Bechtsbeziehungen zwischen den Eatho- 
1 den Anhängern anderer Reli^onsbekenntnisse getroffen, 
'ern sich daraus einzelne Gonflicte ergeben, nur die unver- 

Conseqneuz paritätischer Zustande liegt. Es können sich 
' dem speciellen Gebiet des katholischen Kirchenrechtes aos- 
ie Fälle ergehen, wo so zu sagen ein Privatrecht vor den 
kden geltend gemacht wird, und hier kann es nur dem be- 
ichter überlassen bleiben, den massgebenden Sinn der vor- 

Rechtsqnellen nach seiner gewissenhaften Ueberzeugnng zu 

In den an Zahl weitaus überwiegenden Fällen dagegen, 

''iderstreit zwischen Concordat und Religionsedict gegeben 
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örscheint, beruht derselbe darin, dass Letzteres der weltlichen Re- 
gierung gewisse Rechte der Genehmigung oder des Einspruches vpr- 
behältf deren Ausübung immerhin eine facultative ist. Eis wird sich 
desshalb auch in den allermeisten Beziehungen die Behauptung als 
unwahr erweisen, dass ein bayerischer Cultusminister durch Verfas- 
sungsgesetze zu einem der katholischen Kirche feindseligen^ sie be- 
engenden und beeinträchtigenden Verfahren verpflichtet sei, Gesetze 
bestehen leider allerdings und Hessen sich zur Zeit nur auf verfas- 
sungsmässigem Wege abändern, welche ihm dazu reichliche Mittel 
bieten; allein eine Verpflichtung in solchem Sinne begründen sie 
keineswegs und könnten — wenige AusnahmsföUe abgerechnet — 
völlig unangewendet bleiben, ohne dass desshalb eine Ministeranklage 
irgend zu befürchten wäre. 

Den einzigen Weg, um auf diesem Gebiet, unter den nun ein- 
mal gegebenen Verhältnissen, einigermassen befriedigende Zustände 
herzustellen, hatte seiner Zeit schon die Tegernseeer Erklärung vom 
15. September 1821 eingeschlagen, die denn auch zur Zeit ihres Er- 
scheiAens keineswegs als eine »räthselhafte Phrase« angesehen wurdoi 
wie man sie neuerlich wohl zu bezeichnen beliebt. Wahr ist frei- 
lich, dass König Max Joseph I. im Jahr 1821 für seine Person weder 
das Religio nsedict zu beseitigen, noch dasselbe authentisch zu interr? 
pretiren, noch im Allgemeinen rechtsverbindlich einen Vorrang des 
Concordates vor demselben auszusprechen vermochte. Was er aber 
allerdings thun konnte und unter Verpfändung seines Königswortes 
auch wirklich gethan hat, das war feierlich auszusprechen, dass seine 
Regierung von den im ßeligionsedict mala fide usurpirten, die kath(H 
lische Kirche beschränkenden facultativen Befugnissen keinen dem 
Concordat widerstreitenden Gebrauch machen solle und werde. 
Dass diese Erklärung auch dazumal in solchem Sinn aufgefasat 
wurde, zeigt zur Evidenz die durch sie erfolgte Beschwichtigung 
sehr erheblicher Conflicte. Etwas über 30 Jahre später hat aber- 
mals ein bayerischer Regent, welcher seinen katholischen ünter- 
thanen und ihrer Kirche gerecht zu werden wünschte, mit der 
Allerhöchsten Verordnung vom 8. April 1852 den gleichen Weg; 
betreten. Es wurde in dieser Verordnung kein einziges sogenanntes 
Majestätsrecht principiell aufgegeben, wie dies auch der Buchstabe 
des Gesetzes nicht gestattete; allein sie strebte danach, die Aus- 
übung derselben in einer weisen, gemässigten und den durch dasi 
Concordat feierlich eingegangenen Verpflichtungen entsprechenden 
Weise zu regeln, damit auch soviel möglich das Unrecht zu sühnen, 
welches in früheren Zeiten durch die willkürliche Zurücknahme ver- 

ArohiY fiir Kirchenrecht. XLIX. 17 M 
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XXV 
Ada Leonis PP. XML 

. J. SS. 2). j^. PP. Leonis XIII. Litter ae apostoUcqe äe. missaesacri^cio 
in singulos dies festos pro populo ab omnibm catholici orbis episcopis 

celebrando. < 

LEO EPISCOPUS 
Servus Servofwn Dei ad Perpeftum r^ Memoriam, ; 

Ja suprema rei chrisiiaDae procuratione , beato P<etro Aposto- 
lorum principi ejusque successoribus divinitns data, illud Romanos 
PoDtifices summa vigilantia providere necesse est, ut omnes sacrornm 
ministri caram animarum gerentes sui muneris officia, ex quibus 
commune Ecelesiae bonum magnopere pendet, studiose et accurate 
exerceant. — In iis autem eminet sacrosanctum Missae sacrificium, 
pro Salute populi cui quisque praeest, nominatim faciendum: cujus 
vim officii Patres Tridentini ex praecepto divino proficisci tradide- 
runt (Sess. XXIV, cap. 1. de Beform). Quapropter ne quis in ea 
re delinqueret, Benedictus XIV. Decessor Noster, editis Apostolicis 
Litteris T^Cum semper oblatas^ die 19. Augusti anno 1744, edixit 
omnes et singulos, qui in aliqua Parochiali Ecciesia quocumque 
titulo animarum curam gererent, in singulis Dominicis aliisque die* 
bus festis »non modo sacrificium Missae celebrare, sed etiam illius 
»fructum medium pro populo sibi commisso applicare debere: nee 
»illud pro aliis applicare, aut pro hujusmodi applicatione eleemosy- 
»nam percipere posse.« — Quibus quidem in litteris aperta Episco- 
porum mentio nulla est: nihilominus dubitari non potest, quin Pen - 
tifex sapientissimus quod de Parochis tam graviter praecipiebat, idem 
de majoribus animarum pastoribus intelligi tacite saltem et oblique 
voluerit. Idque multo veri similius apparet ex eo, quod proximus 
ejus successor Clemens XIII. in hoc eodem genere exposuit et decla- 
ravit. Is enim in Litteris Encyclicis »^ quo die<^ post. Id. Septemb. 
an. 1748 datis, cum multa de episcopalium munerum perfunctione 
dixisset, illud etiam adjecit, sacram pro populo peragere crebro 
Episcopos oportere, de se deque Venerabilibus Fratribns suis in hanc 
sententiam locutus: »Cum non nostras tantummodo curare debeamus 
»infirmitates, sed etiam putare aliorum mala ad nos pertinere et ea 
»aeque habere ac nostra, vehementius diutiusque intendenda nobis ad 
»Dominum nostra est oratio, qua, tamquam Ecelesiae fidelium inter- 
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Philipp. 1, 3—4). Et ad haaa deprecationem, 
gaudi^ et gratJa^ ageos Deo semper baereb 
quill aaerificiuia Kacbaristicum adhib^^t, quod 
pr-ecationis geaus, et cujus ille potisstmnm cans 
noa teatabatur esse constitutos. ömnis ponti, 
sttM^ptus pro hommiliuB c<»tstituitur m tis q 
nl offerat dona ei sacrifkia pro peccatis (Ad I 

Quaemadmodum vero ex bis locis pers 
EpiscQpoa debere rem divinam pro salate pop] 
facile iiitelligitur quam deceat, immo quam op 
singulis facere. -~ Eteuim festi diea singulari 
fpfiai addioti et consecrati suot: per eosqne, 
laboris, christianis praecipitur plus operae iia 
ad eioolendum expiandumqne animum pertiiient; i 
simo sacrißcio ioteresse, quo creatori et gaben 
Deo debitum latnae cultnm adhibeant. Qiu 
dierum festorum sanctitaH postttlare, at Episco; 
miasae custodes et principes, Banctisaimum M 
popnlo offerant Deo, >qno tamquam Ecclesiae 
»omniam fidem , spem et castitatem ante ocak 
*qnod Omnibus in uniTersuin, quodque cuique 
»Domino impetrent.c 

HnjQ9 disciplinae probe opportunitatem v 
Episcopi veteres, qui summa cum religione s£ 
dies festos semper nsurparerant. Qnod saue eoi 
antiquitatum monameuta confirmant: et in iis 
detur S. Justini JM. testimonium ex Apologia I. 
(In edit. Uaariii. pag. 83, n. 61): in qua post 
rasset, consecratum in Eucharistico Sacrificio p. 
>at commanem ctbum et potum sumi« a ehr: 
icarnati Jesu carnem et sanguiaem,« qusmad 
scommentariia suis, quae voeaatur Evat^elia, 
graphice describit ratiooem totam unde ab init 
per oblationem bujiis Kucbaristici Saorificii, so 
opUmo mmmo exhibere consaevit Dominico qui 
tiles dient solis appellabant, ethnicum Imperato 
catas: >Ac solis, ut dicitnr, die omnium si?e 
»colentium in eumdem locum fit eonyentus, et i 
»loram aut scripta Prophetarum leguntur, quo; 
»Deinde ubi lector desiit, is qni praeest ada 
»adbortationetn ad res tarn praedaras imitaii< 
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mrgimns et precee emittimus; atque, ot jam 4iti- 
s precari, panjs affertur et Tinain et ^aa: et qsi 
gratiaram actionea totis Tiribu3 emittit, et p(^ti- 
ten, et eoram, in qaibas gratiae actae sunt, distri- 
innieatio nnicnique praesentiam, «t abaentibns {tef 
■.« Quod vero S. Justinus per ea rerba gui praeest 
designet hoc low praeaertim Epiacopos, in ambiguo 
t illae qnae snpersnnt sanctoram Bccleaiae Patnim 
iliae, qnas inter Missarum solenmia conatat esste 
itas. Sic S. Gregorius M. (Hom. VÜI. in Bvang.) 
iaram solemnia ter bodie celebratari sumos, lo^ui 
• lectione dod possamns.t Immo in bsc re tarn 
tennerat, ot si forte diebus festis a cbristianorma 
EpisoDpns; item si concionem habere aut dirinam 
etennisisset , novitatem et inaolentiam rei band 
omnes (S. Jo. Chryaostomus Hom. I. de meoM- 
ura), quam si diebns juri dicundo statntia va^aom 
licnm anbsellia cemerentnr. Sacria antero in diaa 
iscopo, communis sacrificii oblatio fieri dicebalar 
lecblinien. Tit. de ^s.): cnjua appeilationis ea 
it satia significet, praeaente populo et pro popolo 
insueTiase. — Hnc alind etiam apectat, qnod erat 
i^ontificam RomaDomm: ii qnippe Domisicia diebns, 
qnidpiam consecratorum munerum mittere ad sin- 
a, aen cnrialia templa solebant, qnibns in locis iJDa 
nimamm pastoribns maltitado adeaaet, qnae adease 
sacrificanti non potnisaet. Qnae qnidem conaecra- 
ara commnni sermone fermenimn appellata ob haue 
quod sicnt modicam ferraeDtntn totam, cni injiei- 
m conglntinat atqne attollit; ita myatico illo qnasi 
Qrbanna nniyerans in nnnrn veinti corpus ooalesce- 
cum Fontifice maximo fide et caritate conjnnctoa 
ille feceret, partieipes eaae sentirent (Cfr. B. Joa. 
L Opiwe. VI. in edit. Rom. Omninm Opp. Twa. 
. Cfr. etiam Augnstini Orsi Card., Eist. EccI. 

)• 

ata bodie consnetndine, neqnaquam aingulia diebns 
tudine Episcopi sacmm facinnt, faceme tarnen pro 
. Revera Patrea Tridentini. qni hoc offioiBm ex 
repetnnt (Sesa. XXIII, De R^orm. c. I.), com 
». c. 14) jnbent Epiacopoa cnrare ut omnea Pres- 
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byteri >saltem diebus Dominicis et festis golemnibus , 
»eiiram babuerint aDimarum, tarn freqaenter ut sao mune 
»ciaut Miaaas C6lebreiit,c eoa pro(ecto tacite monueraat, 
jnato ac debito, quod ab ioferioribus animarum pastoribua 
ipsi deessent. Qnapropter in Goncilio Proviociali Medio 
cui [uaiime proposita erat decretoium Tridentiiioruni pn 
ptaeseotiibas et sufTragia ferentibus iis ipais Episcopis, qni 
ad eedea saas Trideato rerarteniDt (Gfr. Orationem a S. C 
Tomeo habitam), constitutum est: >Gum Pontifices, ut ia 
»stolos, ex hominibus assumpti pro bominibus constituai 
>qnae sunt ad Deum, ut offerant dona et sacrificia pro 
>£piscopas DomiDicis et aliis festis diebus, oisi jure ii 
»Missam celebret« (Tit. de frequenti divini Sacrificii oblo 

Quapropter mirum videri neu debet, si Theologiae i 
juris ponti&cii doctorum nna fere senteutia est officium 
Missam pro populo majore ratione ad Gpiscopos , quam ad 
pertioere. Omüium loco sit S. Alphonsi De Ligoria, 
Doctoris, auctoritas : >Si autem Parochi, et omnes quibos 
»rnamm commissa est, tenentur in Dominicis et festis de 
»Missam celebrare et applicare pro populo, lando magis 
>QeDtnr Episcopi tamqnam principaliores animarum paatore 
Moral. Lib. VI, num. 326). Cujus doctrinae ratio in e( 
coQgistit, quod cum Parochi auctoritate eceleaiastica inst 
eornm officium ex jure divino, quod mediatum et hj^othe 
cant, proficiscituT. Contra vero ad Epiacopoa pastorale n 
mediale pertinet, quippe qaos Spiritus Sauctus posuit reg< 
siam Dei: pertinet etiam j^ncipalüer, quia inest in eis p 
plena cura pastoralis, cujus partem damtaxat Parochi exei 
clesiae auctoritate sibi demandatam. Qnod sane piaeclare i 
bisverbis complectitar : >Episcopi priocipaliter babent cart 
>enae dioecesis : presbTteri autem curati habent aliqnas sul 
»tioues sub Episcopis,< id est »secnndum quod eis ab Epis 
»raittitur« (2. 2. q. 184, art. 6. ad 2 et 3. Vide etia 
XIX. cap. 4). 

His itaqne omnibns diu multnmque constderatis , ; 
Venerabilium Fratrum Nostrorum S. B. E. CardinaUum 
Tridentini Interpretnm eententiis, decemimus et declaramo 
et singalos Episcopos, quacumque dignitate, etiam Ca 
auctos, item Abbates jurisdictionem quasi episcopalem in ( 
populnm cum territorio separato habentes, in Dominicis 
feBtia diebus, qui ex praecepto adhuc servantur, et qoi ex • 
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»inqäit, aliquem existere cui singulartter incniQbat) si non regere 
»capÜTam illam miserl gregie porttonem, preces salteni ac l^rymaB 
)»pro eadem ad misericordiaram Patrem assidae effondere.« 

Volumus autem praeseutes Litteras, omniaqne et siiignla in iis 
ooüteuta iuviolabiliter observari, et de subreptionis, obreptiofiris^ aut 
cajnscumque iüvaliditatk vitio inteDtionisque Nostnie' et: quocumque 
alio defeetn a qaoqaam notari, impag&ari^ vel io oofitrofeisiam vo-» 
cari üuUo unqaais tempore posse; snblata caiHbet aliter de bis ja- 
dicaadi et definiendi potestate : et quidquid s^as super bis eontigerit 
attentari, irritum et inaae decerninios. Noo obstantibus Cionstitu- 
tionibas et Ordinationibas Apostolieis, etiam in generaKbos CSonciliis 
editis, nee non Cancellariae Apostolicae reguHs, statutis quo^mr^imm 
jaratis, consuetadinibas etiam immemorabilibus, atque indultis etiam 
Apostolicis quomodolibet bactenas concessis, ceterisque contrariis 
qaibuscumqne. Atque hae Litterae Bomae pnblicatae perinde ha-* 
beantur ac si unieuique eorum, quos coneernunt, persanaliter intimatae 
et notificatae fuisse&t. 

Nulli ergo homioum liceat baue pagkiam Nostrarum Ordinär 
tionum et Oonstitutionnm infringere, seu eidem ausu temerario €<>n^ 
traire. Si quis autem hoc attentare praesumpserit , indignaiioBem 
omnipotentis Dei, et beatorum Petri et Pauli Apostolorum ejas se 
Boverit incursurum. 

Datum Komae apud Sanctum Petrum^ anno IncamatioQis Do»» 
mimcae millesimo octingentesimo octuagesimo secundo, lY. Id. Junii, 
Pontificatus Nostri Anno V. 

G. Card. 8accon% Pro-Datarius. — TA. Card. Mertd, 

Visa 
De Curia I. De Aquila e Vioe^mitibus. 

Loco t Plumbi 

Reg, in Secret BrevUim* 

I. Gugnonius. 

2. lAUerae ad Episcopos Uiherniae, 

Dileto Füio Nostro S, B, E. Presbyterio Cardinali Mac Cdbe Ar- 
chiepiscopo Düblinensi et Venerahilibus Ftatrihm Hiberniae Episcopis. 

LEO PP. XIII. 
Bilecte Fili Noster Venerab. Fratres Salut, et Apostol. Benedictionem. 

Beneyolentiae Caritas, qua Hibernos compleotimur, et cujus 
angere vim haec ipsa temporum difficultas videtur^ Nos adducit, ut 
rerum vestearum cursum singulari cura paternoque animo 9equamur. 
-- Ex qua tarnen cogitatione plus sollicitudinis, quam solatii cdpimus, 
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(Lib. De vera Beligione n. 9), impleant mensniram nominis, et in 
ipsä rerum suaruui defensione studeant esse quod dieantur. Memt- 
nerint primam esse Ubertatem earere criminibus (S. Augustinus traet. 
XLI. in Joan. n. 10), seque in omni vita sio gerant, ut siatutas le« 
gibus poenas nemo ipsorum luat ut homcidc^ atd fur^ aut maledieus^ 
aut alienorum appetüor (T. Petr. IV, 15). 

Par est autem, vestras in populo regiendo episcopales curas 
Cleri totius adjuvari virtüte, labore^ industria* — Quam ad renl 
quae de sacerdotibus praesertim junioribus constituenda censuistis, 
recta et convenientia temporibus judicamus. Etenim säeerdotes, si 
miquam alias, certe in istis procellis popnlaribus solertes et operosos 
conservandi ordinis adjutores esse necesse est. Et quia ut optima 
qüisque opinione floret, ita in aliorum animos maxime potest, eniti 
debent ut approbationem hominum moveant gravi tate^, constautia, 
moderatione factornm atque dietorum; nee vero agere quidquaoif 
quod a prudentia aut a studio placandorum animorum alienuni videa^ 
tur. Facile autem intelligitur, talem fore Glerum, qualem tedDpornm 
ratio postuIat, si sapienti disciplina optimisque praeceptis fuerit ma** 
iure institutus. Nam, ut Patres Tridentini monueruut, adolescmtium 
aetaSj nisi a ieneris annis ad pietaiem et religianem informeiur num- 
quam perfecte ac sine maximo ae singulari prapemoäum Dei ^mnir 
potenJtis auxilio in discipiina ecclesiastica perseveret (Sess. XXIII. 
De Beform. cap. 18). 

Hac via et ratione futurum arbitramur, ut Hibemia prosperam 
rerum conditionem, quam expetit, nemine violando, consequatur. 
Etenim, sicut alias Vobis significavimus, Hibernis aequa postulanti^ 
bus satis facturos, qui rerum publicarum administrationi praesunt, 
confidimus. Quod non solum veritas suadet, sed spectata etiam 
ipsorum prudentia civilis, cum dubitari non possit Hibemiae inco« 
lumitatem cum tranquillitate totius imperii esse conjunctam. — Nos 
interim hac spe adducti minime intermittemns Hibemam gentem 
consiliorum Nostrorum auctoritate juvare, et incensas studio et cari« 
tatepreces ad Deum fundere, ut populum tot jam virtutum et nö* 
bilitatum laude propitius respiciat, compositisque fluctibus, optata 
tandem pace . et prosperitate muneretur. Herum autem caelestium 
munerum auspicem et praecipuae benevolentiae Nostrae testem Vobis, 
Dilecte Pili Noster, Venerabiles Fratres, Clero ac populo universo 
Apostolicam Benedictionem peramanter in Domino impertimns. 

Datum Bomae apud S. Petrum die 1. Augusti An. 1882 Pou* 
tiflcatus Nostri anno quinto. 

Leo PP. XIII. 



d 



i. 28. Julii 1882 de tramlatiane featorum, 

IL d. 28. Jidii 1883 de translatiöne festorum. 

. XIII. Ad Perpduam rei Memoriam. 

ribendis nortnullisr Officiis in Kalendario ecetestae 

pro Corrigenda Rubrica Generali Breviarü Ro- 
i tit. X. de Translatiöne Festorum. 
ti tempore Romani PootiGces Äntecessores Nostri 
iDctornm virorum, qui doctrina, virtute, reram 
ia Catholicam Bcclesiam, dum in terris agerent« 
riam in animia ChristiMeliura, eorum praeserfcim, 
iS exemplo anteire , quo altius possect imprimere. 
r alias ratioce eonsequuti sunt, eoruradem scilicet 
?e in Universali, eive in Parti cularibua Eeclesiia 
tae et remni gestarum historiara Breviariia inse- 
nas preces recitare tenentnr, ab iis rirtutann il}o- 
memoria cum lande quotannis repetatur. Hinc 
)oribu3 sa. me. Piua Papa IX, Praecessor Noster 
leces multorum Saerorum Antistitum, qui Romam 
:eüici Concilii Vaticani eausa, peculiarem constitnit 
im Ritnam Congregationem , -cui munus detulit 

opportunum esset in Kaiendario Ecciesiae Officia 
m Sanctorain, qui Äpostolorum opus prae caeteris 
« universae aedi&candae ac tuendae, et inter di- 
andae impenstns adlaborarunt : Oßicia haec eraat 
ii Episcopi et Martyris, Justini Pliilosophi Mar- 
atbodii Fontiäcum et Confessornm, Cyrilli Episcopi 
li EpiBGOpi Hierosolymitani et Augustini Kpiscopi 
3c autera pecnliaria Congregatio Sacrornm Rltuain> 
:em pertinerent accurate perpensis, expedire ceusnit 
eii ritu duplici ad nniversam Ecclesiam extendi, 
3se illis, qui 8. Jastini Ofßciam peterent eodem 
a differre placuit. Quam sententiam idem Prae- 
m babuit et coBfirmavit. Haec tum qnidem acta 
1 1880 vianm est Nobia, Sanctis Fratribus Cjrillo 
üiae gentis ApostoHs ejnsdem cultus honorem tri- 
io, ut diximns, a Praecessore Nostro delatum. 
iiQ Antistitea ac Fideles rogare pergerent, nt pari 
mtiir tarn S. Juatinua, tum alü inclyti Gaelites, de 

fuerat, tarn etiam 8. Josapbat Episcopus Polo- 
raeclarnm Polonae ac Kiithenae gentig lumen: 
sse tandem ratio videretur postulaüonum , quae a 
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Romano Clero ApöStolicae Sedf porrigebantur pro iuscribendis in 
Kaiendario ürbis festis quorumdain Sanctorum, qüi ürbeni ipsam 
suis illastrarünt exemplis et finem laborum saorum ibi aasequuti 
eam propriis nobilitarunt exnviis ; idcirco Nos particularem Sacrorum 
Rituum Congregationem a Praecessore Nostnro jam pridem deputatam 
iterum constituere duximus, eique mandavimus ut opportune expen- 
deret, qua ratione in Kaiendario sive üniversali sive Cleri Romani 
Officia praedicta et alia in posterum, si opus esset, inseri possent. 
Itaque approbantes, et confirmantes, quae a Venerabilibus Pratribus 
Nostris Sanctae Romanae Ecclesiae Cardinalibus aliisque dictam Con- 
gregationem componentibus decreta, et per Venerabilera Pratrem 
Nostrum Dominicum Sanctae Romanae Ecclesiae Cardinalem Barto- 
linium Sacrorum Rituum Congregationi Praefectum relata Nobis 
fuerunt. Auctoritate Nostra Apostolica volumus et praecipimus, ut 
in Kaiendario Universali Ecclesiae sub ritu duplici minori inscribantur 
Officia; die 9. Februarii S. Cyrilli Alexandrini Episcopi Confessoris; 
die 18. Martii S. Cyrilli Hierosolymitani Episcopi Confessoris; die 
14. Aprilis S. Justini Philosophi Martyris; die 28. Maii S. Augustini 
Episcopi Cantuariensis Confessoris; die 14. Novembris S. Josaphat 
Episcopi Polocensis Martyris; deinde ut in Kaiendario Cleri Romani 
sub ritu item duplici minori inscribantur Officia: die 16. Aprilis 
S. Benedicti Josephi Labre Confessoris; die 23. Maii S. Joannis 
Baptistae De Rossi Confessoris ; die 19. Augusti B. ürbani U. Papae 
et Confessoris; die 11. Octobris B. Joannis Leonard! Confessoris; 
die 17. Decembris S. Leonardi a Portu Mauritio Confessoris: affi- 
gantur autem in eodem Kaiendario Cleri Romani festa S. Cyrilli 
Alexandrini diei 20. Februarii, S. Cyrilli Hierosolymitani diei 20. 
Martii, S. Augustini Cantuariensis diei 7. Junii et S. Josaphat Po- 
locensis diei 14. Decembris. Quo vero in utroque Kaiendario tum 
Universali tum Cleri Romani habeantur sedes liberae ad nova Officia 
introducenda, eadem Auctoritate Nostra volumus ac praecipimus, ut 
Rubrica Generalis Breviarii Romani tit. X. de Translatione Festorum 
hac ratione mutetur; videlicet: »Festa duplica minora (exceptis illis 
Sanctorum Ecclesiae Doctorum) et Festa semiduplicia , si occursu 
Dominicae vel Majoris Festi seu OfBcii quomodocumque impediantur, 
non trasferuntur, sed ipso die quo cadunt, de eis fit in utrisque Ve- 
speris et Laudibus commemoratio, cum nona lectione historica, sive 
una 6X duabus aut tribus, si tamen haec eo die fieri possint; secus 
hujusmodi festa duplicia et semiduplicia eo anno penitus omittuntur, 
ut de simplici cautum est in rubric. tit. IX, nura. X, tit. X. num. 
VIII:« postremo ut praesentes litterae Apostolicae in novis editionibus 






tum 



I di 

lato ad e^ebtandnm tautornm patram natali die, 
äte Dens velle videtur, ut somma illoram merita re- 
Iqne intelligant, conditOB ab iis Tirornm reUgiosorain 
iigne Ttolari minime deboisse, in üb praeaertim ciriU- 
icrementa hnmaDitatis et gloriae labore, ingenio se- 
unt. — lata qaidem sollemaia confidimns haad vacna 
)pnlo christiano , qui non sine cauaa sodales religiosos 
semper habere consuevit: proptereaqn« aiout Benodicti 
)ietate gratoqae animo honoravit, ifca nunc Francisei 
) colta et mnltiplici sigaißcatione volantatis est cer- 
118. A.tqae istad pietatia revereutiaeque hoBeatoin 
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c^iSLtaen nan regione ciremnsenbitur, in qua yifisracäiunmttSHddijils 
est in ineeiQ, nee finitimis a praeseatiaHejos nabiUtakis spatites >iäd 
latent ad cunetas terraram oras, qnaoiimoiqae J'ranoiaci : aat n^tmeu 
perei^ebtiity aut instituta Tigent, pfopagatam. :. r 

HuQC animorat» in re optima ardorem Nos ^rte^bprohamits, 
üt nemo magi$; praesertim quia Eraneiseiim Assisisnsem adimrari 
pt^ecipoaqaejreligion^ celere ab adol^scentia aBsnerimus; et ia.la- 
miliam Franciseanam adscitos esse gloriamnr, et sainra Alirimiiae 
jQga libentes atqne alacres, pietatis causa, non semel ascendofiiQs: 
qno loco tanti viri imago, nbienmque poneremns Testigiumsr ojbjiele- 
batur animo , mentemque tacita cogitatione suspensam memor iUa 
solttudo tenebat. — Sed qnanturayis sit istnd studinm kndabile, 
tarnen nequaqnam in isto omnia. Ita enim de honoäbna; qui besüto 
Francisco properantur, statnendum, tanc maxime fatnros ei, cui de- 
femntnr, gratos, si faerint iis ipsis, qui deferant, tructuosi. In h.oc 
autem positas est fractus solidns minimeqne cadnens, ät cüjak ^* 
cellentem virtntem homines admirantnr , similitudinem ejus aliquam 
adripiant, flerique studeant ipsius imitatione m^liores. Quod^ opijta- 
lante Deo , si stndiose effeeerint , profecto qaaesita erit praesei^iam 
malorum opportuna et valde efficax medicina. — Vos itaque volu- 
mus, Venerabiles Fratres, per has Litteras allöqui^ non modo pieta- 
tem erga Franciscam Nostram publice testatari, veram etiam 
vestram exoitatari caritatem, ut in hominmn salnteeo^ qaaditimns, 
«uranda remedio Nobiscum pariter elaboretis, . 

Liberator generis hamani Jesus Christas fons ^t perennis, 
atque perpetuas omnium bonoram quae ab infinita Dei benignitate 
ad nos proficiscuntur, ita plane at qui semel mnndum servaMt idem 
Sit in omnes saeculorum aetates servaturus : Nee emm almd nomen 
est 8i^ cado datum hominibus^ in gm oporieat nos salvos fieri 
(Act. IV, 12). Si quando igitar naturae vitio aut hominam calpa 
contingat, ut in deteriorem partem delabatur genus humanum, et 
singalari qaadam ope indigere ad evadendum videatnr, omninoj^ci- 
pere m ad Jesnm Christum necesse est, atque istad patare manmum 
certissimamqae perfugium. Divina enim illius virtos tam mag^ est 
tantamque poUet, ut omnium in ea rel p^ricnlorom depidsio, ?el 
malorum posita sanatio sit. Futura est autem eerta sanatio, sx 
modo ad professionem christianae sapientiae, et ad evangelica vivendi 
praecepta genus humanum reducatnr. Iis autem, quae diximus, forte 
iosidentibus, malis, simul ac solatii venit divinitus provisa matueitas, 
fere jubet Dens, continuo virum aliquem in terris existere non unnm 
de multis sed summum et singularem , quem restituendae salutis 
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mnneri. Atqni istnd 
imi aUqaaQdaqne seria 
iQciscas. 

i est aetas cum soa in 

limis vigebat fidea catholioa : palcrnmqne erat 
ferfore iocensos Id Pataestluan) transmitten qui 
lestinavieaent. Sed tamea valde popularea moKB 
nibilque erat tarn hominibua necessarinin, qo^m 
itns revocarent. — JamTero ebristianae virtotis 
aDimi affectio, reruni arduarnm ac diffidUBOi 
ma qnaedam in crnce adumbratar , quam qni 
alunt, ODUsto ferant humero necesse e3t. lllins 
ioois sunt, abstiaentem rerum mortaliam aiÜDiino 
iter imperare: casus adversüs facile moderateqw 
itas in Deam , in prosimos ana omoiam est do- 
tutam; cujus tanta via est, ut ntolestiaa, qvae 
, omties abatergeat, laboresque quaiittmiTis magnos 
m ef&ciat, veram etiam jucandos. 
;am saecolo doodeciino magna apparebat ioopia, 
penitus tnaucipati rebus bumanis, aut appeteatia 
rutn iosanirent, aut per Inxum et libidiaea aetatem 
1 valebant panci; qaorum opus fere in oppresskn 
atemptae mnltitudiais eraserant: atque bujusmodi 
le ii quidem effngerant, qui disciplina« ceteris esse 
lent. Et restiacta passim caritate, rariae qno- 
consecutae erant, invidere, aemulari, odiase; di- 
isque animis, nt ad miDimam qaamqae caiissam 
le seae ioTieem praeliando conflcerent, et eives 
nbumane decernerent. 

m Francisci cecidit aetas. Qui tarnen mira cod- 
be pari aggressus est dictis et factia gsnninam 
onis imaginem senesceuti mundo ad spectandam 
pae, quemadmoduni Dotninicoa Gnsmiuins pater 
itium doctrinarum per eadem tempora tnebater, 
imm errores Ince ebristianae sapientiae depellebat, 
^andia ducente Deo, illud impetravit nt ad vir- 
ristianos bomines, et diu maltnmque devioa ad 
traduceret. Non certe fortitito factum est, nt ad 
lolescentig illae ei I^Tangelio sententiae: Nolite 
negue argentum , negae peeuniam in eonis veatria, 
ne(pte duas tu»icas, neque cakeamenta, negue vir- 
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^ (Matth. X, 9—10). Et, 
haies et äa patiperibus . . . et 
Qnae tamqaam sibi DomiDatim 
ae rebnB ßBanibiis; vestimenta 
comitem constitait in omni Vit 
praecepta, qnxe celao erectoqi 
velut fondamenta fore deoeruit 
mollitiam fastidiaiuquä delicatii 
inoedere : victam ostiatim qn; 
insanae pteble ludibria non tai 
rabilL Yidelicet stultitiam Cr 
Qti absolotam sapientiatn: can 
gendo penetravisset, vidit jndii 
n»lioa collocari. — üaa cum 
Caritas vehemens, qnae impnU 
christiuiBm aniinose soaclperet 
raanifegto capitis pericalo ntti 
complectebatnr aniversos : mn' 
sordidos, ita prorsna nt qnoa 
MnaBevissent , iia potissimam 
egregie de ea germanltate mei 
bominnin genere anam relut 
in potestate nnins omniam pai 
Tot igitar virtatam prae. 
vitae, etodnit vir innocentisaim 
in 86 ipsum transferre. Sed div 
eluiisse videtar, qnod rerum 
diviao Bedemptore Bimilitadine 
Jesa, Francisco contigit, ut in 
^Stratum baberet poer infans, q 
mentis terram. Quo tempore, 
rum chori, et muleentes aera i 
Item lectos quosdam, uti Cbris 
qaos peragrare terras juberet, 
lutis noatioä. Panperrimus, et 
ve] in boc speciein Jesu Cbris 
habere proprium, quo Caput r« 
accessit, cum in Aiverni mont 
ad illam aetatem exemplo, sac 
imi»-essis, propemodnm actus e 
memoramua non minus miracu 
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utrem. Cai 
tgitatiODe de: 
; tamquam s 
stradit: nodi 
iesque quasi 
1 latna Frani 
incepit animi 
reliqDum tei 
renim mirac 
satis demoni 
atibns snU e 
ictö ad Dan 
/, lolxmtem 
)t oblata dir 
iasilicae Lat 
tioeDtem. Qi 
ignificabatnr, 
idium et coli 
[uio accinget 
ulerant, exigi 
ispiciisqne F< 
etem adolesc 
'arias Italiae 

certiB intei 
iDopes, ind( 

müqae, nullo 
enun buman 
Dcipimit. M 
spondit operi 
ienii mnltiti 
compositiaq 
est, qaanta 

1 turba rapei 
e iDgredereti 
iversi promis 
lam rite ao 
>, cur sodfJit 
»>iiditioiiein , 
le renimqae 
temperavit n 

■am partibua: quae sane Demini Christiane gratioreB vi- 
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deantnr. Tidellcet praecaptis Dei Ecdesiaeqae - 
factiones et rixae; nibil detrafaatur de aliesa n 
pstriaqoe, ne arinft sumantiir: modastia in vid 
facaaaat liixm periealosß cborearam artisqoe . 
teentiir. 

Facile est intelligere pecmagnas manaFe ir 
ioatitato debuisse. cum salatiari per se, tarn ad 
rabiliter opportune. — Quam opportuDitatem e) 
ItteE ejusdem generis ex Dominicaua äniilia al 
litateg, et eventi^ ipse coDßrmat. San« illt 
Deinen dara inflammato etudio sanimaqae volan 
iofimis ad summos rnlgo properabant. Opta 
.laadem Ludovious IX. Galliarnm rex, et Elii 
regioa; saceessere aetatam decnrsu plsres ex 
item ex CardiaalibuB, ex Episcupis, ex regibns, 
nes insigaia Fianciscalia non aliena esse a dig 
— Sodales tertii ordinis animnm aaum in taen 
piuDi aeqae ac foftem probavere; qnarum virt 
improbis subjeront invidiam, ea tarnen, qaae h 
onice expetenda, sapientium et bonornm approl 
raemnt. Imme Gtegorins ipse IX. Decessor f 
ac fortitodiDeiR publice gratntatus, minime dv 
ssa defeadere, et mil-Ues Christi, Machf^aeoa i 
appellare. — Neqae carebat veritate laus. 
pablicae praesidtum erat in illo liominnm ordii 
auctoris sni virtutibns et legibus, perficiebant, 
Qt christianae bonestatis decora in civitate rei 
sonim Opera exemplisque exttnctae saepe ant de 
partes: erepta ab efferatorum dextris arma: 
caossae sublatae: parta inopiae et solitudini so! 
tuflaram gnrges et corruptelarum instrumentun 
domeatica et tranqaillitas publica, Integritas a 
rei familiaris rectus usus et tutela, quae sunt 
iocolamitatisque firtnatnenta, ex tertio Francisca' 
ex stirpe quadam, gigauntur: eorumque bo: 
magna ei parte Francisco debet Europa. 

Plus tarnen , quam alla es gentibus cet 
Italia ; quae sicut ejna virtutibus prinoepa tbes 
beneficia sensit. — Et sane quo tempore mul 
coutenderent, ille afflicto et jacenü conatanter 
8umma egestate divas, nunquam destitit alieni 
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immemor snae. Vag^iit sn 
Tim caritatis simul et poet 
ceret qnaeqoe , admirationc 
tatfs. Ad Francisci cogitat 
augdstior ingeoia Qostrorar 
gestis piag«ndi8, Sngendis, 
certarit. Nactoa est in Pi 
riter mollissitDoque eaneret 
riiasiis luminibus ad immo 
flcandi, quod magnificJB op 
minis panpercoli, vel ad a« 
miracnlonim testem. Ad 1 
mear« frequentes eoleot, t 
cni, nt se lebas hamaDis d 
large copiosectne bona afflu 

Igitnr, perspicaum es 
ab UDO hoc homiiie Tim I 
ejus spiritns, ommoo excell 
et loca et tempore accomm 
instituta magnopere sist a 
gis, quod hornm tempoti 
oaussis ridetDr acoedere. - 
nunc non panim deferbnit 
christtanomm, partim ignt 
Simili animorum euren sii 
c«mmodie, in coasectandis 
sumunt. DifSnfflites Inxnii 
temitatis humaaae nomen 
quam faeinnt: feruntui eni: 
inopes genniaa Caritas qnot 
tiplex Albigensinm. error, i 
turbis, una simnl civitaten 
genas manierat iter. Hod 
pagatoresqae crererant: qu 
tätei negant, et liHigins, qt 
ne ciTili quidem poteatati | 
bant : agrariam rem tentant 
domestici pabblieiqne ordin 

In bis igitar tot tant 
rabiles Fratres, spem subl« 
Franciscalibns, merito possi 
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tun ^ lis enim.fiorentibas, facile floreret et fides et piMaa.et om* 
iiis Christian a laas: frangeretur exlex . caducairam rerumr appeti^Q, 
nee pertaederet^ %mi maximum atque o<iio$)saiiQU]xi pkriaqu^ p^tar 
titr omis , domitas iiabere virtute copiditatea. ^Goäeordiae tere fra*- 
ternae Tiiiclis coll^gati diliger^nt hamine» inter se^: egem$que : et ea*- 
iMiitosis, quippe iioagitiem Christi gerentibtts, eam^ qimm par.est, 
tieyerentiatn adhiberent. — Fraeter^a qui religiooe christiana pemtus 
imbuti saatf seatiunt jiHÜeio certo, legitime imperaatibtt&coB^cieatia 
officii obteffiperari , nullaque in re violari quarnquatu opartere: qua 
^imi alfectione nihil est effieacias ad extiogueodam radieitus oianem 
in hoc genere vitiositatem ^ vim, injuras novarum reram Ubidinemf 
iMidiam inter vacios civitatis ordines : in qnibns omnibus initia 
simulatqae armn Sodalismi consistunt. — Deniqne illud etiam, in 
quo pruddutes reriim civilium tanto opere laborant, de lo^nplettum 
et egenorum rationibus erit optime constitutum, hoc £xo et persoaso, 
nonvaeare dignitate paupertatiem: divitem misericordeni et muiiificumf 
paoperem sua sorte industriaqae contentum esse , oportere : cumque 
neuter sit ad haec commutabilia bona natus, alteri pati^tia^ alten 
liberalitate in caelum esse veniendum. 

His de caussis Nobis est diu et magnopere in yotis, ut qantum 
qnisque potest in imitationem Francisci Assisiensis se intendat. — - 
Idcirco sicut semper antea tertio Franciscalium ordini singolarem 
curam adbibnimns, ita nunc summa Dei benignitate ad gerendum 
Pontiflcatum maximum vocati, cum inciderit ut id peropportune fieri 
possit christianos homines hortamur , ut nomen dare sanctae huic 
Jesu Christi militiae ne recusent. Plurimi numerantur passim ex 
utroque sexu, qui Patris Seraphici vestigiis alacri animo jam ingre- 
diuntur. Quorum laudamus tale Studium vefaementerque probamuSi 
ita t-amen ut illud augeri et ad plures propagari, Vobis praesertim 
adnitentibus , Venerabiles Fratres , velimus. Et caput est commen- 
dationis Nostrae, ut qui insignia Poenüentiae induerint^ imaginem 
spectent sanctissimi auctoris sui, ad eamque contendant: sine qua, 
quod inde expectaretur boni, nihil esset. Itaque date operam, ut 
Tertium Ordinem vulgo noscant atque ex veritate aestimept: pro- 
videte, ut qui curam gereut animarum, dpceant sedulo quaUs ille ait, 
quam facile unicuiquepateat, quam magnis in animorum salutem 
privilegiis abundent, quantnm utilitatis, privatim et publice poUI- 
ceantur. In quo eo magis est elaborandum , quod sodales Fraocis- 
cales ordinis primi et alterius gravi in praesens perculsi pläga in- 
digne laborant. Hi quidem utinam, parentis sui patrocinio defensi, 
celeriter ex tot fluctibus vegeti et florentes emergant ! ütinam etiam 
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gentes ad disciplinam tertii ordiois coaflaant, ita alaeres 
ueotes, ati olim nadiqne ad FraDciscam ipsam sete cer- 
debaDt! — Hoc aatem majore contentione poscimiu et 
e ab Italis speramos, quos unias patriae necessUndo et 
ceptonim beneficioram eopia propensiore jubet esse in 
animo, et majores eidem gratias habere. Ita sane sep- 
aecnlis Italicae genti et omni christiano orbi contlngefet, 
rtnrbatione revocatum ad tranqnillitatem, ab oxitio ad Ba- 
linis Assisiensis beneficio sentiret. Id qaidem commani 
boa dies maxime, ab ipso Francisco flagitemos: item con- 
i Maria Virgine matre Dei , quae famuli sai pietatem 
aelesti tntela donisqne singnlaribus perpetno remanerant. . 
ea caelestinm monenim auspicem, et praecipna Nostroe 
ae testem, ÄpostoUcam benedictionem Vobis, Venerabiles 
liversoqoe Clero et popnlo singnlis eoncredito, peramanter 

impertimus. 

m RoiEae, apnd S. Petrum, die 17. Septembris a. 1862, 
s Nostri Anno Qninto. 

Leo PP. XIII. 

Leo XIII. d. 8. Dec. 1883 ad episcopos Hispams. 
bus frairibus ei dUecUs film archiepiscopis ^iscopis alüsqm 
loeortim ordiaariis m regiotte hispana 
LEO PP. XIIL 
) Fratres et Dilecti Filii salatem et apost. benedictionem. 
mnlta sint, in qnibas eicellit generosa ac nobilis Hispa- 
io, tarn illnd est in prima commendatione ponendnm, 
; varios reram et hominum interitus, pristinum illnd ac 
ditarinm retineat fidei catholicae studinm, qnocam semper 
lispani generis Salus et ntagnitudo conjnncta. — Quod 
idinm plnra argumenta declarant: praecipne vero eximia 
idem Apostolicam pietas, quam omni significationam genere, 
iberalitate, susceptis religionis causa peregrinationibns 
)mines saepe et praeclare teatantur. Neqne interitnra est 
rioria temporia memoria, qno tempore ipsorum animnm 
\a» ac pinm Europa spectavit, cum Sedem Apostolicam 
1 eventaam calamitas attigiaset. — In bis rebos onmibns, 
ignlare quoddam Dei beneflcinm, agnoscimns, Dilecti Filii 
enerabilea Fratres, vigilantiae vestrae fructnm: itemqne 
ipsins populi ptopositnm, qoi per haec tarn infenaa catho- 
li tempora religioDi avitae stndiose adhaerescit, neqa« 






Leo XIIL d. 8. Dec. 1882 ad episcopos, Hispan, 279 

dubitat magnitudini periculoruuQ parein constantiae magaitudinem 
opponere. Profecto nihil est , quin de Hispania sperari jure queat, 
si modo talem animorum aflfectionem Caritas, aluerit, .et stabilis vo- 
luötatum coDCordia roboraverit. — Verum quod ad haue partem, 
non euim dissimulabimus id quod est, cum cogitamus agendi ratio- 
nem, quam aliquot ex Hispania catholici homines ineundam putant« 
dolor quidam objicitur animo cum nonnuUa similitudine anxiae sei- 
licitudinis, quam Paulua Apostolus olim, Corinthiorum cau$sa, susce- 
perat. Tuta et tranquilla catholicorum cum inter se tum maiime 
cum Bpiscopis suis istic coucordia permanserat: eoque nomine Qre- 
gorius XVI. Decessor Noster jure laudavit Hispanara gentem, quod 
ejus pars lange maxima in veteri sua erga Episcopos et inferiores 
pastores canonice constittäos reverentia perseveraret (AUoc. Afflictas 
Kai. Mart. 1841). Nunc tarnen, interjectis partium studiis, vestigia 
apparent dissensiouum, quae in varias velut acies distrabunt animos, 
ipsasque societates, religionis gratia constitutas, non parum pertur- 
bant. Incidit saepe, ut apud disquirentes , qua potissimum ratione 
expediat rem catholicam tueri, minus quam aequum est, Episcopo- 
rum valeat auctoritas. Quin immo interdum si quid Episcopus sua- 
serit, si quid etiam pro potestate decreverit, non desunt qui moleste 
ferant, aut aperte reprehendant , sie accipientes, nt volaisse illum 
existiment alteris gratificari, älteres offendere. — Jamvero plane 
perspicitur quanti referat, incolumen esse animomm conjunctionem, 
eo vel magis quod in tanta ubique pravarum opinionum licentia, in 
tarn acri insidiosaque Ecclesiae catholicae oppagnatione, omnino ne- 
cesse est, christianos universos collatis in unum viribus maximaque 
voluntatum conspiratione resistere, ne calliditate a|ique impetu ad- 
versariorum separatim oppressi succumbant. Igitur hujusmodi in- 
commodorum cogitatione permoti, Vos, bis litteris, Dilecti Filii Nostri, 
Venerabiles Fratres, appellamus, vehementerque petimus, ut saluta- 
rium monitorum Nostrorum interpretes in firmanda coucordia pru- 
dentiam auctoritatemque vestram adhibeatis. 

Erit autem opportunum primo loco rei sacrae reique civilis 
meminisse rationes mutuas, quia multi contrario errore falluntur. 
Solent enim nonnulli rem politicam a religione non distinguere so- 
lum , sed penitus sejungere ac separare , nihil ut. esse utrique com* 
mune velint, nee qaicquam ad alteram ab altera influere putent 
oportere. Hi profecto non multum ab iis distant, qui civitatem con- 
stitui administrarique malunt, amoto cunctarum procreatore domi- 
noqae rerum Deo: ac tanto deterius erant, quod rempubllcam uber- 
rimo utilitatum fönte temere prohibent. Nam ubi religio toUatur, 
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Tfusillarfl neceBse est illoram etat: 
aaliu publica maxime nititar quaa 
inam t caJHSniodi potia^mom sui 
pn^ter conscieDtiam officü subes» 
t^^ suutp Cttique reddere, aliena 
I Vecttm sjcut jate tarn impiiii 
^ngieada illoroiD xipiaio pi^poster 
iririUperiB^ent.afi velut in uiaii 
qui Biat ex altera parte, prope d( 
x,Qaik Hoc qiiidem est, fa(^oiu 
«ampum paaperatn compellere : ixi 
fonestaeiiue iflGommodoram mnlti 
cere, — Igitur oportet rem sacrai 
natura^ae ^ütiocta, etiam opioloi 
geBua de rebos civilibus, quamtai 
tni ia se, ritae hujuB, qaae ia te 
^r^editor. Contra rero religio , 
:Oiiinia, altins se pandit caelttinij 
, hoc paüt, animoin, qaae pars est 
aiDQre Dei imbnere, totamqae get 
quanaitiquiriiiins, toto perdacere. 
(CBt. siDgulari quodam vincalo cum 
auperipipe ordiDis aase ducere. Ex 
mam' boaoni , in varietate rerno 
.motationibus civitatam debare inl 
temjiQEum, et loccrum intervalla 
^i^ariariiin .partiam, cetera disseati 
veoiant, rem caüielicam ia civi 
iatad nobile necesaariamqoe propo 
nomea debent velat foedere icto ( 
jnsua diveraie de canasa politica i 
neste tegitimeqoe tuen licet. Hv 
religiooi' vel justitiae repngneat, E 
omni eimcertationnm strepitn , pe 
affeire atilitatem, homioesqne cm 
tamen praed^pne, qaorum Sdes pi< 
CoDCordiae vero quam dixin 
iu omni bene conetitata repnblica 
ratio legitimae potestati, quae ju 
Bünam antmos ooncordes et congi 
omnibos atqae explorata cornmem 
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cc^tatione solam teneuda, sed moril 
iMtäi regula, servanda siut. — Scilic 
eBFt Scolesiae magister et princeps, 
Bänt Eccleaiarum, qnas rite Bmguli : 
sna qaemqne ditione jus est praeesse 
iimc|ue de iii| quae e re chriatiana i 
ticipes enitn sunt eacrae potestatis, i 
occeptam Eccleslae enae reliquit: ea: 
Decessor Nester Episcopos inqnit > 
vices Bei gerere minime dubitamui 
hnjusmodi potestas Episcopis est su 
qnos exercetar, data : spectat eaim a: 
C9tristi, pei^citqne ut Episcoptis qi 
cfaristianos, quibns praoest , et intei 
tamqaam cum capite membra, tidei 
cKt In qao genere gravis eat ea i 
sunt EceleBict, pic6s sac^oH aduna 
rens< (Epist. 69. ad litpianum) : et 
Episeopum in Boelesia esse, et Ea 
cum ^^iacopo non sU, in Ecclesiae not 
Taljs est christiaiiae reipublicn« com 
perpetua: quae nisi sancte servetu 
perturbatio conseqnatur nsc^ae est, d 
apte oohaereatinm in corpore Ecclesi 
junetiones stdmtinistratt^ et constrw. 
(Oolo«. n. 19). Ex quibus appar 
Episcopos teverentiam praestantiae d 
rebus, qaae ipsorum potestatis sunt, 
Perspectia autem studiis , qail 
tempore permoventnr , Hispanos omi 
plane obsecramns, ut sese hnjus tt 
— Äc Doniinatini vehementer stndea 
tenere qui sunt ex ordine Cleri, qiu 
exemplnm in omnes partes valent 
suis insumaut operare, tum sciant i 
misqne salnhre futurum, si se ad im; 
qai Dioecesis guberoacnla tenet. 
penitos partium studiis, ut plus hi 
videantar, non est secnndum officii 
intelligant, ne prodeant extra graviti 
Tigilsntia, pro certo habeinus, Clerni 
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uem rcä pnblioae ii 
que in diea profnti 
iB a^inTandam opc 
brau, qnse snnt 
provehendo. Itaqa 
c valde CDpimns, i 
U frnetafl. — Ver 
et »mpH&catie, rei 

geratnr, sponte c 
toritati ampicüsqaf 
laborwidnn) ipsis et 

hoc «st CBtTis b 
)t effieientia a vo 
me d6cet in hnjiu 
a« debet ease ad o 
itlnmnos ?elat si^'i 

facile poeeint de i 
cordia SDimorain 
portet, quorsom sp 

et iD eoDSilüs ca 
lOB, nt Dullim p 
tili seoteatiae: >Qi 
dmstit. NoH est J 
. . . omnes mim t 

Qua ratione illad 

variae ettam ejasc 
»rovideodum , amic 
liiimuB, partinm st 
' occasiones sutdata 
i convertat, eadet 
cos hoc Domiae di| 
ifl magni ref«rt, si 
i scriptis, praosert 
;aBt. — Compertai 
be contendant; neq 
itos josta lande 
exceUens est tamq 
jnstitiae veritatisqt 
a anani partem of 
bates moonimns, idetn scriptores monemiiB, nt amotis 

manguetudine dissidiia, conjaoctionem animonim com j 
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ipgi ifiter se, tum in multitudine tueaDtur: quia lanltnm j)oU«t; 
scriptoram opera in utramque partem. Coneordiae veia cdtü »ibil 
tarn Sit contrarinn) , qu£[m dictornm aceryta»^ snsspidonnm teme^ 
ritäs, insitnnlationitni iniquitas, quidqaid est hu}tlsmodi sumitia 
animi provimone fngere et odtese necesse est. Pro sacris Ec-^ 
clesiae jnribns , pro catbolidis doctrinis non liiigteBa dispntatfo iiit, 
sed moderata et temperans, qnae poäns rationum pondere, qüdrtn 
siilo nimis refaementi et aspero vietorem certaniinis seriptorem 
efßciat. 

Istas igitnr agendi normas plarimam arbitramur posse ad eas 
cansas, qnae perfectam animorum concordiam impediunt, prohi* 
bendas. Vestnira erit , Dilecti Filii Nostri , Venerabiles Pratres, 
mentem Nostram popnlo interpretari , et qnantum potestis con- 
tendere , nt ad ea , quae diximus , vitam quotidianam nnivarsi exi- 
gant. — Quod sane Hispanos homines nitro effecturos confidimu» 
cnm ob spectatam erga hanc Apostolicam Sedem voluntatem, tnm 
ob speranda concordiae beneficia. Domesticoruni exemplornm me- 
moriam renovent: cogitent, majores snos, si mnlta fortiter mnlta 
praeclare domi forisqne gessernnt,- plane non dissipatis disseütiendo 
viribns, sed nna velnt mente, unoque animo gerere potnisse^ Etenim 
fraterna caritate animati et id ipsum invkem sentietdes de praepo- 
tenti Manrornm dominatu, de haeresi, de cfaismate trinmpbarnnt. 
Igitnr qnorum acoepere fidem et gloriam, eornm vestigiis insistant, 
imitandoque perficiant, ut illi non solnm nominis, sed etiam virtutum 
snarnm snperstites reliqnisse videantnr. 

Ceternm expedire vobis, Dilecti Filii Nostri, Venerabiles Fratres, 
ad conjnnctionem animorum similitndinemqne disciplinae existimamus, 
qui in eadem estis provincia et inter vos et cum Archiepiscopo con- 
silia identidem conferre, de rebus communibns nna consulturos: nbi 
vero res postulaverit hanc adire Sedem Apostolicam, unde fldei 
integritas et disciplinae virtus cum veritatis lumine proficiscitur. — 
Cujus rei percommodam allaturae sunt opportunitatem peregrinationes, 
qnae passim ex Hispania suscipiuntur. Nam ad componenda dissidia 
dirimendasque controversias nihil est aptius, quam Ejus vox, quem 
Christus Dominus princeps pacis vicarium constituit potestatis suae : 
itemque caelestium charismatum copia, quae ex Apostolorum sepulcris 
large dimanat. 

Verumtamen qnoniam anmts sufßdentia nostra ex Deo est^ 
Denm enixe Nobiscum nna adprecamini, ut monitis Nostris virtutem 
efficiendi impertiat, animosque populoruum promptes ad pareiidum 
efficiat. — Communibns adnnat coeptis augusta Dei parens Maria 
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Vitgo-IltmiculatcLi Hisp^oUiram pa' 
adsit Theresia a Jesn, virgo legifera 
i^'j'qiia.cMKardiae^iBDDv^pBtrtH carit 
biliter in exemplam elaxere, 

... Jüteiun OMlesliiiim muBBtuni w 
Nostrae testem ?obis >oimiÜHi8 , Di 
Fi»tres,:«iutcta!g{|ae.geuti HiSpuii&i 
peramaDter ia Domino impertimus. 

Datum Bacnae apud. s. Petn 
Ponttficatna Nostri Anno QniDUi. 



6. Motu Pr<^trio SS. l 

Quo in Falatio ApostoUco Vatiean 

ad dirimendtts coniroversias, guae, t 

nistraiione ejusdem Pcda 

In perdiMcili aernmniaque pl( 
Sedi conditione, capta Borna ejn8qa< 
bitrati snmus, nt recto Administratii 
Motu proprio consnleremns, nonnnlla 
tetnporam adjnnctis aptiora visa sun 

Qunm praeter oeconomicas, e 
Domus Nostrae Pontificalis Admin 
relate ad easdem, qneant, contractu! 
trorersiae et contestationes , jnstitia« 
teroqnin in hnjusmodi qnaestionibns 
quimns eztranearum auctorilatiim i 
earnndem contrOTersiamm et contesi 
pedire volnmus, sie opus esse censer 
cere pro mensora et forma, qaas 
pennittnnt. 

De plenitudine ergo auctoritati 
proprium duplex instituimus judicnn 
latia nominandis ; penes quod omnib 
secunda instantia, qni actiones et 
strationea vindicanda habere putent. 

Quam dno baec coUegia ratioi 
bita, mature perpenderint, relativas 
quo hae sententiae baud fuerint c 
tnnc alttira reddetur sententia in te 
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legium in unatn oonvenieos, Praeside Auditor« Gdneorali- Bev. Ca^ 
raarae Apoatolica^.: r : 

D!9posttiooes:liae iidplebiintnr^ plenumqüA €<»9iqtt«lH;ar effeo 
tum, donec per Nos aliter disponatur. 

Gardiitali Nostro :a Secreti» Status; conimksinn eftt practicas 
cotirtitaandi Dormad pro eammdem eiecotioiie. ' ' 

I>a^Tim le Nostro Palatio Ap<»t(dico Vati^and dlid^%; Maji 1882 
V. Pontificatus nostri. -' » ' 

Leo XliLj Papa. 
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XXVI. 

UnaUiängigkeit des Paktes und die Entscheidungen der 
itelienisclien Geriebte zu Rom vom 16. Aug. und 10. Nov. 1882 
und die betreffenden Noten des Carcfinal-Staatssecretärs. 

I. Der römische Architekt Martinucci brachte bei dem Civil- 
gerichte zu Boro gegen dm päpstlichen Majordomas eine Klage mn 
auf Zahlung von 15,280 Lire, welche er för Bauherstellnngsen in; 
Vatikan anlässlich des Gonclave bei der Wahl Leo XIIL noch zn 
fordera habe. Der Beklagte leistete der in der Gazetta officiale an 
ihn ergangenen Vorladung keine Folge. Das Gericht erklärte sieh in 
der Sache für competent , wies jedoch den Kläger ab , weil aeine 
Forderung unbegründet sei. In Folge dieser Einmischung des ita- 
lienischen Gerichtes in Sachen des Vatikans erlies der Cardiaal- 
Staatssecretär Jacobini an die bei den weltlichen Mächten beglau- 
bigten Nuntien des heiligen Stuhles folgende Note: 

In dem Processe gegen den Majordomus Sr JSeiligkeit und Prä- 
fecten der apostolischen Paläste, auf welchen sich das Bundschreiben 
des Staatssecretariates Nr. 49,780 bezieht, hat das Civil- und Cor- 
rectionsgericht von Bom am 16. August d. J. das hier beigef^e 
ürtheil gefäHt, worin das Gericht, entgegen der von der Vertheidigung 
erhobenen Gompetenzbestreitung , seine eigene Gompetenz behauptet, 
die Klage jedoch aus wichtigen Gründen und wegen mangelnden 
Beweisen zurückweist. 

Es ist hier nicht der Ort, die Gründe zu prüfen, auf 
welche das Tribunal seine eigene Competenz basirt. Diese beziehen 
sich wesentlich nur auf die Anwendung des sogenannten Garantiege- 
setzes, welches vom heiligen Stuhl wiederholt verurtheilt und ver- 
worfen worden ist Doch muss darauf verwiesen werden, dass der 
Urtbeilsspruch selbst in glänzender Weise den Tadel bestätigt, den 
zwer päpstliche Documente gegen dasselbe ausgesprochen haben, in- 
dem sie dasselbe einen Spott des Staates und einen jedes Ernstes 
eutbehrenden Akt nannten. 

In der That, wenn das Garantiegesetz im Sinne des Gresetz- 
gebers nichts anderes ist, als ein »Complex von Privilegien ,€ und 
wenn diese nach den in dem ürtheil aufgestellten Grundsätzen nicht 
die Kraft haben, von dem gemeinen Bechte eine Ausnahme zu sta- 
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tttiren, so wird das Gesetz selbst zu eioem Spiele mit Worten, zu 
einem lächerlichen Widerspruche. 

Doch die gegenwärtige Streitfrage ist von höherer Bedeutung ; es 
handelt sich hier um keinen blossen juridischen Streit, sondern um eine 
wesentlich politische und internationale Frage. Es handelt sich nicht 
. «91 öle Eirftge, ob^ £e jöesdtz» ?ii»i dan Bs^tefn ^m^ viA1S% iDtk-- 
gi^etirt. wordiiin sind, sondern. daruip, ob; 8ol^eQ69(tzeiHii^ri9iMies 
Yatieans Geltung hab^n^ oder yielmidhY darai^i: Q^.dex! Pa^^;der 
Autorität unterworfen ist, welche in Rom regiert, ob seine Minister 
fdr die in Ausübung ihred Amtes vollzogenen > Akie ^inetti Anderen, 
als dem Papste verantwortlich sind, und ob dits vatieanidche Gebiet 
ein Theil des Territoriums Jungitaliens ist. 

Zunächst würde man einen grossen Iri*thum begehen , ' wenn 
man die politische Lage des Papstes mit derjenigen irgend eines de- 
possedirten Fürsten vergliche. Der heilige Vater ist auf Grund seiner 
göttlichen Mission und seines apostolischen Amtes, da» er, kraft der 
höchsten Autorität, in der ganzen Welt ausübt, auch nach Verlust 
4er weltlichen Herrschaft, nicht nur von Bechtswegen, sondern auch 
de facto Souverain geblieben und dieser Charakter der thatsächlichen 
Souverainetät ist ihm von allen Mächten zuerkannt worden, welche 
bei ihm ausserordentliche Gesandtschaften und ständige, mit diplo- 
matischen Privilegien ausgestattete Botschaften beglaubigt haben, die 
ihm öffentlich solche Akte der Ergebenheit und Ehre erweisen, die 
lediglich regierenden Fürsten gebühren. Nun ist die absolute Im- 
munität der Residenz das wesentliche Attribut der Souverainetät, 
denn ohne diese locale Prärogative würde der Begriff der absoluten 
Unabhängigkeit der Person nicht vorhanden sein ; und in der That 
spricht das öffentliche Becht diese Immunität allen Souverainen zu, 
mögen auch die Gesetze und Sitten der Völker noch so verschieden 
sein. Verhielte si^h das anders, so ergäbe sich daraus der schlimme 
Widerspruch, dass der Papst schlechter gestellt wäre, als der bei 
seiner Person aecreditirte Diplomat , welchem die Unabhängigkeit 
von den Localgerichten und die Immunität ier Wohnung zuer- 
kannt sind. 

Diese Prärogative des Papstes muss ^ch nothwendiger Weise 
auf seine Minister erstrecken, welche, wie die Minister anderer Fürsten, 
lediglich Ihm für ihre Akte verantwortlich sind. Sie können in der 
That, wenn es sich um in dem immunen Bereich ausgeübte Akte 
handelt, nicht dem Urtheil einer auswärtigen Autorität unterworfen 
werden ohne Verletzung der localen Immunität. Da diese Akte im 
Namen des Souverains geschehen, so würde jegliche fremde Ein- 
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misohong auf die Person de8 Färsteo selbst zurackfallen and seine 
Unabhängigkeit vernichteo. Wenn das für jeden SonTerain gilfc^ so 
gilt es noch mehr für den Papst, denn bei dem absoluten Gliarakter 
^iner Soaverainetät muss die Verantwortlichkeit für die Akte seiner 
Minister seiner Person selbst zufallen. 

Diese Argunoentation ist so zwingend / dass selbst 4er Aavalt 
des Klägers die ganze Schwierigkeit erkannte, und die Siebter sabw. 
sich, um ihre eigene Gompetenz zu begründen, gezwuagea, in iMSbel- 
h^fter Abstraction und unfassbarer Form sich zu dem absurden und 
scandalösen Grundsatze zu versteigen, dass der Papst den Tribunalen 
des Königreichs unterworfen sei. Denn eine andere Bedeutung iSnst 
sich dem wichtigen Passus nicht beilegen, worin es heisst, dass >auf 
Grund der Verfassung die unverletzlichen ßechtstjtel über das »Mein« 
^d »Dein« in gleicher Weise durch das amtliche ürtheil der vom 
^önig eingesetzten Richter Allen garantirt werden müssen, ohne 
Bücksicht auf die besonderen Kigeuthümlichkeiten des Ortes, der 
^eit und der Person. 

Nachdem so der Begriff der souverainen Immunität festgestellt 
ist, sind zwei Einwürfe zu widerlegen. Der erste ist einem V^- 
gleiche mit dem königlichen Hause entnommen, welches ohne Be- 
leidigung des Fürsten den gewöhnlichen Tribunalen unterworfen sei. 
per pudere stellt den Lauf der Gerechtigkeit durch die Immomtät 
der Residenz des Papstes als gehemmt hin. 

Es hat jedoch zunächst die moderne Theorie von der Tfaeiluog 
der Verantwortlichkeit auf die Palastverwaltung niemals Anwendung: 
gefunden, denn dort besteht bei dem absoluten Charakter der Sou- 
verainetät nur eine politische Verantwortlichkeit, die des Soaverains. 
Abgesehen davon , dass in einigen Beleben besondere privilegirte 
Tribunale zur Aburtheilung solcher Streitsachen bestehen, beleidigt 
auch die Abhängigkeit des königlichen Hauses von den gewöhnlichen 
Tribunalen nicht die Würde und Immunität des Fürsten, denn diese 
Tribunale werden von ihm eingesetzt und fällen in seinen Namen 
das ürtheil. 

Was ferner die Verhinderung des Laufes der Gerechtigkeit an- 
betrifft, so ist dieser Einwurf für den Msgr. Majordomns sicher ebenso 
beleidigend, wie rechtlich der Passus schlecht begründet ist, worin 
die Siebter wieder auf den Begriff des Ausnahmerechts zur&ekkom- 
men^ indem sie den Vorwand als absurd bezeichnen, »dass der Voll- 
zug des Rechts in irgend einem Falle wegen eines localen Priri- 
legiums in Italien thatsächlich paralysirt werden könne oder gar 
müsse.« Denn hier handelt es sich nicht um den Vidlzug des 
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Rechtes, sondern um die Frage, in wessen Namen es gesprocfifflj'ttfer- 
den soll. Der- heilige Stnhl w^cht mehr als die italieQ^cllEi',^- 
gi:«niBg, dass die Q«iechtigt;eH ihren vollen nnd freien Eiadf habe, 
and dessbalb irurden CommissioQen und PräUtnren eingesetzt , i^m 
die Rechtsfragen des Palastes dem Rechte gemäss zn pr&feQ und zn 
entscheiden. Von welcher Gerechtigkeit nnd Billigkeit feraer die 
Leiter dea päpstlichen Hunses beseelt sind, das zeigt hinlänglich die 
TOrtiegeude Streitfrage: seit der Occnpation Roms sind zwSlf Jahre 
verflosam und trotz grosser Aufreizungen zum Abfalle und zur An- 
stresgnng von Klagen wnrde gegen die Verwaltung ein einziger Pro- 
cess angestrengt und auch in diesem wnrde von den Localgericbten 
der Elftger mit seinen Ansprüchen abgewieaen. 

Das bisher Gesagte wird durch die historische Gestaltung der 
gegenwärtigen Lage des Papstes vollauf bestätigt. Als Rom am 
20. September 1870 von den Angreifern occupirt wurde, wurde der 
ganze Bereich des Vaticans respectirt; Dort fuhr der mit seinen 
Garden und Ministern eingeschlossene nnd von der Liebe und Treiie 
seiner Unterthanen umgebene Papst in der Ansübuug der gan^ 
Fälle der Rechte fort, in deren Besitz er vor dem 20. September 
war. Wie er also von Rechtswegen nie aufgehört hat, der Souverain 
Roma und aller Staaten der Kirche zu sein, so ist er das sowohl von 
Reehtsw^en wie auch factisch in dem Bereich des Vatlcaus ge- 
blieben , welcher zwölf Jahre lang stets unverletzt gelassen wurde. 
In der That hat nicht nur kein Agent der Regie i- 

dringen gewagt, sondern die Anfrechthaltnng der i- 

tnng nnd der Gang der Verwaltung, die hierarchis( [t 

ond die hauptsächlichsten Akte des bürgerlichen i, 

unter vollem Ausschluss jeder fremden Einmischunj in 

Palastbehörden wahrgenommen. Das System der & 1- 

chea zwischen den Staaten öblieh ist, wnrde stets fri t, 

und falls im Innern gemeine Vergehen vorkamen, w is 

bei dem Palasttribunal angestrengt, dem dax Rec t, 

den Schuldigen abzuurtheilen und seine Verhaftung, g 

oder AuBüeferung anzuordnen. 

Um also die befremdliche Behauptung der römischen Richter 
aufrecht zu erhalten, mass man eine ganze Reihe Öffentlicher nnd 
feierlicher Thatsachen leugnen, welche ein Theil der politischen Ge- 
schichte unserer Zeit sind, und auch die elementarsten Grundsätze 
des internationalen Rechts verkennen, welches vorschreibt, dass keine 
jnrisdietionellen Rechte ausgeübt werden können, wenn diesen nicht 
die Oocupation des Territoriums vorhergegangen ist. Nun ist unbe- 

Arehiv Tdr Kirchenrecht. XLIX. (9 
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1S3 der apostolische Palast des VaticaDa nieoials ocoapüt 
und das3 an seiDen Thoreu du eit^driBgandeo Waffen Halt 
as allerdings nicht dem guten Willen der Regiero&g aa- 
lst, sondern uigesiohts des bewaffaet«B Wideratandes, 
des t^iitimen Herrschers, des Vetos van ganz Europa and 
in Folge der Befürchtung, der Papst kOnne mit seiner 
hen, nicht geschah. Diese Abreise hute aber die Existeaz 
Begieraug selbst eompromittirt, wie sie dieselbe audi jetzt 
ren würde. 

issen, welche grosse Enträstong der Oemätber der Eatho- 
der gewaltsamen Oucnpation Roms sich bem&chtigte. 
ielen Tausende von Adressen, Protesten und Pilgerfahrten 
1, braucht man nur das am 19. December 1870 von der 
ier Kammer vorgelegte »Grnnbuch* 2U lesen, um zu 
die weit um sich greifende Bewegung selbst die Gross- 
'opas 2u beschäftigen begann. Welchen Eindruck aber 
[f die Bevölkerung gemacht haben , wenn der VfUfA als 
und als ein gegen alle Rechte und alle Verträge seiner 
raubter in dem vom Blute des hL Ludwig getränkten 
ienen wäre , oder inmitten seiner katholischen Sfthne im 
Deutschland? Gerade desshalb wnrde von dem Minister 
gen Angelegenhdten in einem diplomatischen Documente 
ligen Vater gefasste Beschluss, in Bom zu bleiben, >eäue 
ang< genannt, und um das beunruhigte Oewissm der 
die Besorgnisse der Fürsten zu beruhigen, beeilte er sich 
Agenten und in feierlichen Erklärungen für die Onab- 
die Sicherheit und Würde des Papstes die umfassend- 
erungen zu geben. Weuige Tage nach dem sogenannten 
r r&miselien Bevölkerung erklärt der Minister selbst in 
ireiben vom 18. October 1870 an die im Auslände be- 
^ertreter, die Aufgabe' des neuen Staates sei, »appliquer 
>it dans son acception la plus large et la plus äevä am 
L'Eglise et de l'Etat,« die Idee des Rechts aaf die Be- 
ivischen Kirche und Staat in ihrem umfassendsten und 
ne anzuwenden). Sodann übernahm er angesichts der 
lud der ganzen civilisirton Welt die feierliche Vei^flich- 
Papste seine grosse religiöse, politische und sociale Po- 
rahren. »Notre premier devoir en faisant de Borne la 
ique de l'Italie est donc de d^ctaier, quo le monde ca- 
lera pas menacä dans ses organes par raohivement de 
Et d'abord, la grande Situation qni appartient person- 

J 
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»eiletnentaii Saint P&re w sera nulleme&t amoitidrie, son uaraetöre 
de Souveram, sa pr^^minenee sur les autres princes catholiqueis^ les 
in^maniti^s «t la* liste dvile qm Itti appartiennent en cette qlialit^ 
lui seront amplem^nt garantis. Ses palais et ses rteideii^e» aor<mt 
le pr^töge de FexterritoriaUt^. (Indem wir Ram ^nr politisehen 
Hauptstadt Italiens machen, erachten wir es für unsere eiste Pflicht, 
die Erklärnng' abzugeben, dass die katholische Welt in Felge nns^^r 
Einheit in ihren Organen nicht bedroht werden wird. ZtifOrderst 
wird die der Person des hl. Vaters gebührende hervorragende Stel- 
lang in> keiner Weise verschlechtert werden. Sein Charakter als 
Souverain, sein Vortritt vor allen anderen katholischen Ftirsten, seine 
Immanitäten und die ihm in dieser Eigensehaft g^ührende Civi)- 
lifite werden ihm in umfassendem Masse garantirt sein. Seine Pa- 
läste und seine Residemen werden das Pivilegium der Exterritorität 
besitzen). 

Wie diese Versprechen gehalten wurden, zeigen indirect die 
gepriesenen Qarantieen , welche unter dem erlogenen Anschein der 
Souverainetät die Unterdrückung und Erniedrigung verbergen. In 
der That, selbst wenn man von den sehr schweren Schädigungen, 
welche Religion und Kirche in Italien erlitt, schweigen will, gibt es 
doch keine Schmach und Schande, die man nicht in diesen zwdlf 
Jahren ungestraft gegen die erhabene Person des hl. Yaiets ge- 
schleudert hätte, welche beständig dem Hass des Volkes als Feind 
des Vaterlandes bezeichnet wurde. Selbst die üeberreste des ruhm- 
reichen Pins IX. blieben nicht unverletzt, und die Urheber jener 
wüsten Scenen, welche die Indignation der Laienwelt erregten, er- 
hielten in einem diplomatischen Document das Lob eines edßZ- 
miUhigen Patriotismus! (elogi di generöse patriotismo). 

Aber selbst bei diesem Sturme von Q^waltthätigkeiten und 
Beleidigungen wurde die päpstliche Residenz bis jetzt respectirt, und 
wagte es die Regierung nicht, die absurde Prätension von der Aus^ 
Übung der Jurisdiction über ein Territorium aufzustellen, das immer 
ini ungestörten Besitz seines legitimen Fürsten gewesen und dem 
diese selbe Regierung feierlich die Exterritorialität zuerkannt hatte. 
Heute dagegen massen sich die römischen Tribunale zum ersten Mal 
das Recht an, die Minister des heiligen Vaters über Handlungen zur 
Rechenschaft zu ziehen, welche sie in seinem Namen im Umkreis des 
Vaticans vornahmen, und es ist zum ersten Mal, dass sich die ge- 
richtliche Autorität nicht scheut, in einer Sache, welche die Immunität 
des heiligen Stuhles betrifft, den Grundsatz auszusprechen, dass es An^ 
gesichts der Verfassung Tceine Ausnahme von ZeU^ Ort oder Person gibt 
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;h eine schwere Beleidigung nicht nar für die 
für die geheiligte Person des beili^n TtiterB 
Absicht zeigt , Denjenigen als Unterthao' des 
tinlichen Gerichten unterworfen Ka betmchten, 
hon Anftrages der oberste Leiter der OeiriMeB, 
^eber in Saehea des Qlaubene nnd der Sitten 
Ausleger des oatfirlichen und bfii^erliefaen 
alle Gesetze als über jede Gerichtsbarkeit er- 
erlet^licb aneTkennen. Die Lage des heiligen 
also sogar innerhalb seiner Besideni äusserst 
ndernisse sich immer mehr mehren, ohne die 
idigkeit für den guten Fortgang der Verival- 
ngesichts der Einmischung der von einer feind- 
setzten auswärtigen Gierichte die hierarchische 
hängigen und die strenge Disciplin unter den 
rfaalten, — Endlich wurde durch die Ver- 
t der päpstlichen Paläate auf Grund der ?er- 
des gemeinen Bechtes eine moralische Bresche 
ticana eröffnet, welehe nur die Invasion yor- 

>r Folgen, welehe eich logisch, aus dem Bich* 
^st ergeben, bringt der EndesunterschriebeDe 

auf ansdräcklichen Befehl Sr. Heiligkeit diese 
mg zur Kenntniss nnd Anklage, welehe die 
id schwierige Lage noch verschlimmert, prO- 
-letznng seiner Immunitäten und seiner son- 

macht die Begierung fSr alle ConBequensen 
) sich aus einem Zustand der Dinge ergeben 
nerträglichor wird. 

Bichtersprueb anlangt , soweit er den endes- 
inal besonders betrifft, so ist derselbe «nt- 
leidiget bei dem Tribunal zu stellen, nicht als 
ichen Entscheidung entgehen wollte, sondern 
die von den Bichtern hinBichtlich ihrer Com- 
'undsätze gestatten, noch das Ansehen einer 

ihriebene selbst bittet endlich dies Alles zdt 
-nng zn bringen und benntzt diese Gelegenhüt, 
ihlen Aasdruck zu geben etc. 
September 1882. 
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^ IL Mixrtmucoi ^ppelliTte gegen das, ürtbeU der enstea Instanz, 
welche itn. abgewiesen, aber vo» den Procmfeosten eBJbunden hg.tte, 
an, den italie^ii^aben Appellbof zu Rom. Jedoch auch dieser erk]|.rte 
sich in dem ürü^ vom 10., registr. am 17„ Npv^ 1882 nicht etwj. 
i^competent^ sandeln wies zwar ebenfallB die, ForderuAg Martinuocrs 
als ; an si^b unbegrondist ab, ging aber in aeijuer Competeaz-Erklärang 
soweit, den Papst geradezu als einen üntertban des italienische^n Ein- 
heitsstaates ziuerkläiren, indem auf Öiund de3 y^irausgegangenen 
Plebiscites das köuigl. Decret ?om 9. Oktober 1870 bestimmt habe, 
]^om bilde einen integrirenden Theil des Königreiches . Italien. Da^s 
die italienische ßegierang selbst durch das, Giicular des Ministers 
Xiseopii Vmasta vom 18. October 1870 an die auswärtigen Mächte 
4ie Soaverainität des Papstes und die Exterritorialität des Vaticanes 
unverletzt zu lassen ui^d ai^reoht zu halten sich verpflichtete, dass 
das sog. Garantiegesetz vom 13. Mai 1872 dem Papste alle Beehte 
eines Souverains zuerkennt, dass auf Grund desselben Gesetzes der 
Vatican ein von Italien unabhängiges Gebiet ist, darüber setzte sich 
auch der italienische Appellhof hinaus. Artikel 8. des genannten 
Gesetzes verbietet auch jedem königl. Beamten das Betreten des 
Vaticanes ; würde also auch Execution des ürtheils eines italienischen 
bürgerlichen Gerichtes dort ausschliessen , ebensowenig wie ein ita- 
lienisches Gericht demgemäss nicht die Macht bat, Zeugen von dort- 
her zu pitiren; lauter Bestimmungen, welche die Competenz der 
italienisohen Gerichte in Dingen, welche innerhalb des Vaticans vor- 
gehen, ausschliessen. Zudem sprechen die italienischen Gerichte im 
I^amen ihres Königs und wenn sie hier im Processe Martinucci sich 
über eine Angelegenheit des Papstes far competent erklärten , > so 
wurde damit im Namen des einen Souveraines über eine Sache des 
andern Souverainös Recht gesprochen. Der Appellhof suchte dieser 
Einwendung durch die Ausrede zu begegnen, er habe ja nicht den 
Papst, der allerdings als Sou verain für ihn unerreichbar sei, sondern 
dessen Hausmeister vor seine Schranken geladen. Aber die päpst- 
lichen Beamten sind eben nur Werkzeuge und Vollstrecker des sou- 
verainen Willens des heiligen Stuhles und sie sind auch keine Hof- 
boamten des Königs , über welche dieser durch seine Gerichte urr 
theilen lassen kann, sondern die Beamten eines fremden Souveraines. 
Wenn der Appellhof weiter bemerkt, es lägen Fälle vor, wo der 
Vatican sich an die italienische Gerichte gewandt habe, so ist das 
allerdings richtig ; aber das waren lauter Fälle , in welchen die In- 
teressen von Bewohnern des Königreichs Italien mitberührt wurden, 
wie z. B. bei der Erbschaftsfrage des Card. Antonelli und des Papstes 
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andtea eben nicht im Vatiean wohnten. Das 
mchte der Appellhoi auch dadurch in seinem 
9 er sich anf die gegen dasselbe gerichteten 

radicaleo Depntirten berief, die bei der Be- 
den Gesetzentwurfes erfolgt waren. Endlich 
auf hin , daas der Papst etst in Folge des 
äateh sein modn proprio (s. o. S. 284 f.) ein 
atican errichtet habe; während der vorher- 
mösse daher der heilige Stuhl die itali^üschen 

angesehen haben. Aber in WiikU<^keit be- 
3 ein eigenes Gericht, das sog. Palatin-^Vibonal 
in nenes Gericht im VaU«aD errichtet wurde, 
Qrnnd nnr darin, dass bis dahin noter dea 

noch kein Bechtsstreit zn entscheiden ge- 
benden Procease und der Werthlosigkcdt des 
landelt auch eine in Rom 1882 anf 46 S. qoart. 
I Ed. Soäerini: >La sovrauitä del Papa, presa 

della rertenza TheodoU-MarÖnucei.c 

3 Urtheils des Appellgerichtes wandte sich der 
in der zweiten Hälfte December 1882 in einer 
[ächte. In dieser zweiten Note hob der Car- 
nonders den Widerspruch hervor, welcher zwi- 
'. der italienischen Begiemng zur Zeit der Vo- 
biegesetzes und deren jetzigen Haltung bestehe, 
lärangen des Ministers Yenosta wird nacbge- 
iingsweise des jetzigen Gabinets mit den früher 
enen Yerpflichtongen direct im Widerspräche 



XXVH. 
Zu c 36. X. de jurejur. 2. 24. 

Von Hugo Laemmer m Breslau. 



Dass nach caDOuischem Recht ein Jnramentd 
cessarinm nicht de ignorantia auferlegt werden darf, 
bar und als Grundeatz in der Praxis zu befolgen. Selbg 
J. B. Pr. IIb. II. tit. 24. §. 72, nimmt dies an n 
gegen mnen Eid ßber Nichtwissen aua. Das Jaram 
rantia widerspricht der nach den Kirchengesetzen dem 
den Heiligkeit geradezu und ist daher in cansis s] 
mere ecclesiaaticis , also io Ehe- und denjenigen Spt 
in welchen es sich um Giltigkeit oder Ungiltigkeit n 
Ziehung der Sponsalien durch Eheschliessung haudel 
nicht anzuvertrauen. 

Es fragt sich aber, ob aus der Fassung des c. S 
2. 24. und aus dem favor matrimonii, ans der Abnei 
nischen Kechts gegen die Ghesondemngen nnzweifelli 
dass in Fällen , in welchen der klagende Theil eine 
lenta für seine Cehauptutigeti zu begründen nichl 
(c. 27. X. de testib. 2, 20 und e. 12. X. de praesu: 
der Regel dem beklagten Theil ein Reinigungseid 
werden müssen, wenn nicht der klagende Theil aus i 
Schaft schwören kann und der Richter ausnahmsweii 
tullungseid, jedoch stets nur de veritate, niemals de 
zaerlegen befindet? 

Aülangend die den vollen juristischen Beweis er 
sumptio violenta, so ist sie nicht in allen Eheseparati« 
Boweis gleich zu achten. Auch in den allegirten St 
(2. 20) und e. 12. X. (2. 23) wird jene Präsumpti 
Erweis der eopnla camalia, wofür Ursache und Gr 
liegen, zugelassen. In ersterer Decretale (carnalia < 
per conveniens testimonium de visu ; idem in testi 
quod adminicula et fama coadjuvant) ertheilt nämlic 
auf die Anfrage: »Quum qnts accnsatur aliquam cog 
testes interrogandi de visu , aut sola viciniae fama e 
jnratis testibus sit credendum, qui se carnalis coputs 
fatentur, sed de visu nihil afßrmaut« das Besponsum : 
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motiium conveniens de Tisti reddatur s%\ etiam de auditu, et prae- 
sifniptionem vioTentam fama consentiens sabministret ,- ac aiia leg^« 
tima s(affragentar eidem, standnm est testimomo jatatorum« mit der 
Motivtrun^r »Gircumspecttis jadei atque disi^etns |aita illud, qaod 
hl jure civiÜ cautam exi^tit, motum animi Bui ex argamentis et 
teslimoniis, quae rel aptiora esse cömperer!t,^önfinnabit;€ während 
iii c. 12. Ü. de praesompt. 2, 28 (Per violentam pra^srnnptiontafi 
pröbatur carnis copiila) Alexander III. zu dem ßchluss gelangt: »ÜTqib 
ex confessioncf, tum ex violenta et certa suspiciooe fbrnicatioiiis non 
immerito potest sententia divortii proiQulgari, ita qüidem, nt vir li«' 
ceätiäm babeat mortua illa ducendi aliäm, muliere siue spe oanjagii 
remanente.« Eine weitere Ausdehnung der praesump4(io rioleota 
ausser* in Beweisfällen der oopula earnalis auf alle Ehesachen m-* 
scheiht bedenklieb. 

Nicht minder erbebeü sich dagegen Bedenken, den Beinigniigs* 
eid als Begel , den Erfüllungseid als Ausnahme allgemein aufzu- 
fassen. Denn 

1) der Wortlaut des c. ult. (36). X. (II. 24): »Juramentum a 
te parti delatum, nisi justa de causa, non potuit reeusari, quam?is, 
quod in judicio 'a parte parti defertur, reeusari possit lioite ae referri ; 
nee liceat cpnvento famosa actione referre hujusmodi jusjurandom. 
§. 1. Saue, si actor omnino in probatione defecerit, reus debet^ etsi 
nihil praestiterit , obtinere ; praesumptione rero faciente pro illo, reo 
deferri potest ad ostendendam suam innocentiam juramentuHi) itisi 
judex Inspectis personarum et causae circumstantiis illud actori vi- 
deat [nderit] d6ferendum« scheint dem Beinigungseid als Begel vor 
dein ErfSlIungseid als Ausnahme die Anwendung durchaus nicht zu- 
zusprechen. Vielmehr lässt Gregor IX. a. a. 0. dem Bicbter frde 
Wahl, sofern letzterer nacb gewissenhafter Erwägung auf eines 
Beinigungs- oder Erfüllungseid erkennen darf, ohne an ein gesetz- 
licbes Moment einer Begel oder einer Ausnahme gebunden zu sein. 
Es stfitzt sich dies Yerständniss der citirten Stelle zugleich auf die 
alte Praxis y wie sie im Summarium des Textes bezeugt ist: »Jura- 
mentum litis decisorium a judice delatum, sine justa causa reeusari 
non potest; delatum vero a parte licite recusatur et refertur; in 
actione tamen famosa non licet reo referre. Hoc dicit, usque ad §. 
Some. — §.1. Actore nihil probante reus est absque omni onere 
absolvendus ; si vero praesumptio est pro eo , defertur reo juramen- 
tum, vd ipsi acUyri^ consideratis personarum et causae circumstantiis. c 

2) In den vielen Streitfallen, wo beide TheHe gern von ein- 
ander wollen, wird gerade durch den Beinigungseid der im zweifei- 
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haften Falle gerechtfertigte favor matrimonü des Richters nicht er- 
reicht, wie aus der Praxis bekannt ist. Dieser favpr spricht dess- 
halb nicht vorzugsweise für einen Reinigungseid , vielmehr wird, die 
genaue Erwä^ng der circunastantiae personarum , wer nämlich von 
den streitenden Theilen gewissenhafter und walirhaftiger erscheint, 
oft zuletzt darüber entscheiden, wem der Eid richterlich eintretenden 
Falls zazuerlcennen sei. Il^nr wenn jene consideratio l^eia üaherge- 
wicht der Glaubwürdigkeit für einen der streitaiden Theile bietet, 
gibt im Zweifel der favor matrimonü zu Crunst^ des Reinigungs- 
eides den Ausschlag. 

Im Einklang mit c. 36. X. de jurejur. 2. 24 steht §. 233. der 
Instructio pro Judiciis Ecclesiasticis Imperii Austriaci quoad caussas 
matrimoniales. Darnach hat das Ehegericht zu entscheiden, ob ein 
Erfüllungseid von Seite der Gatten zu erlauben, ob der Baupteid 
Einem derselben aufzutragen oder zu verstatten sei (An juramentum 
suppletorium ex parte conjugum concedendum, au juramentum litis 
decisivum uni eorum imponendum vel permittendum sit, a tribunali 
decernl debet). Das Gericht muss sich dabei gegenwärtig halten, 
dass man überhaupt einem Eide der Parteien nur dann Raum geben 
solle, wenn kein anderes Mittel, die Wahrheit) ausser Frage zu stel- 
len, mehr übrig sei, und dass die leidenschaftliche Aufregung, welche 
bei Ehestreitigkeiten einzutreten pflegt, die Gefahr des Meineides 
oäher rücke (quo in negotio ante oculos habendum est, in genere 
juajurandum partium tunc tantum admitti posse, si omne aliud veri- 
tatem eruendi medium defecerit, et animorum exacerbationem, qualis 
in conjugum litibus obtinere solet, perjurii augere periculum). : 

Selbstverständlich handelt es sich hier nur um Ebeseparationen 

_ - r 

und nicht um Ehenullitätssachen , da in letzteren weder ein jura- 
mentum voluntarium (Parteieneid) noch ein juramentum necessarium 
(richterlich auferlegter Eid) zulässig ist und voller Beweis auf andere 
Weise nach Maassgabe der Benedictinischen Constitution Dei misera- 
iione erfordert wird. 



XXVIII. 
De CoemeterUs In Gallia, 

iurlaton, «Mpn; honer. eod. HettopoL Tni 

] potius abrogatio unias ex articulis legis civilis 
aae a primis aunis hajna saeculi in fjallia viget, 
tnsis Novembria anni 1881 promalgata fiiit; cujus, ' 
:, scopu9 erat, neglectis votis omnium Catholi- 
lesiae satisfaeere. 

ispositioaes illius legis, cognitae nomine pecreti 
airial anni Xn. Reipublicae gallicae (12. Jnnü 
eria, articulns decimus quiutus sie ae habebat: 
tattbus sen Manicipiis ubi plures habentur cältus, 
ebet locus proprius 'äepultnrarnm ; et, posito quod 
itutum est coemeterium, tot in partibus diridatur 
'el effossiones, quot sunt diversi cultus, quoram 
proprius et spatium terrae pro numero incolarum 
altus tribui debent. 

ispositio aat consentanea erat cum lege ecclesias- 
, iDfidelium in coemeteriis Christianorum sepelire 
; nam eoemeteria snot loca sancta, seu »auctori- 
icta in quibus cadavera Catholicorum pie dece- 
r'),« ae proinde, jmta raeatem legislatoria, non- 
am cadavera, sed et illa Catholicorum quibas 
X discipliaa Ecclesiae sepultara ecciesiastica inter- 
ciali, a terra sanda sejuDcto, ponebantur. 
} proxime sequeus ejasdem legis civilis principiis 
ino adveraabatur ; nam, ex eo quod Coemeterium 
i benedictum fuerat aut pars quaedam illius hu- 
:e locus sanctus facta fuerat, sub auctoritate ec- 
ne debnisset ; articulus tamen decimus sextus hoc 
;bite tollebat. Eteaim sequentia expresse sancivit: 
iris assignata, sive municipiorum, sive privatorura 
i, politice et custodiae administrationnm munici* 

lita mente articuli praecedentis disciplinae Eccie- 
iluel, Üb. 3, tit 28, Hr. 8. 
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siasticae congruenti, omnia coemeteria hodierna, etiam antiqaa illa 
quae post magnam perturbationem gallicam restituta faerunt, non 
amplius pertinent ad fabricas ecclesiarum , sed ad municipia civilia; 
qninimo, ex jarisprudentia Consilii Status, fabricae ipsae propria 
coemeteria acquirere aut possidere prorsus prohibeDtur^). 

Nemo non videt^ quam libertati CatlröHcoram repngnat fabricas 
ccclesiaram boc jure acqnirendi et possidendi fraudäori« Cur igitur 
fabrica, quae personam ecclesiae parochianae gerit, srnnptibniai fide- 
lium istitis oi^clesiae coemeterium constituere non posaet et tanquam 
bonum proprium servarB, saltem snb custodia xnunicipii ^yilis? 
Denegatio hujus juris eo magis mira et iniqua esse videtur, quam 
privatis in terra propria sepeliri minime abnuitnr, aecedeati dumtaxat 
Majoris municipii approbatione. 

De facto, hodiedum Ecclesia catholica in Gallia, vi articuli 
15. supradicti, jure pollebat probibendi, ne in parte coemeterii bene- 
dicta, Corpora puerorum absque baptisma defunctorum, excomrouni- 
catorum, duellistarum et illorum qui se ipsi interemerunt, juxta re- 
gulas canonicas ponerentur. Sed illi pauci, qui inhumationes civiles 
(enfauissemenis civils) fovent, erubescebant quod in parte minore et 
indecora Coemeteriorum corpora amicorum suorum jacerent, parte 
aatem majore et nobiliore Catholicis reservata: inde ira contra istum 
articulum 15. 

At nunc post abrogationem* hujus articuli, assignatio sepultu- 
rarum in coemeteriis arbitrio municipiorum pleno remanet ; porro, 
cum sint hodie tere omnia Ecclesiae inimica ad favores Qubernii fa- 
cilius obtinendos, sequitur coemeteria civitatum plerumque violata et 
polluta esse; ac, propterea, quotiescumque cadaver Catholici in eis 
tumulatur, fossa praevie specialiter benedicitur. 

Haec lex, qua abrogatus fuit articulus XV, proposita fuit a 
tribus membris^) Goetus nationalis (assembl^e nationale) yerbis se- 
quentibus : 

Vu les articles 15 et 16 du D^cret du 23. prairial au XII, 
concemant les s^pultures, les dits articles ainsi con^us: 

»Art. 15. Dans les communes oü Ton professe plusieurs cultes, 
chaque culte doit avoir un lieu d'inhumation particulier ; et, dans le 
cas oü il n'y aurait qu'un seul cimetike, on le partagera par des 
murs, haies ou foss^s, en autant de parties quHl y a de cultes diff^- 

1) D^cision da Ministre des Cultes des 11. Avril 1825 et 17. Jnillet 1854. 
— Aris da Gomit^ de l'Int^riear da 26. Ootobre 1825 — du 15. Han 1833 et 
27. Septemb. 1838. — Gircnlaire du Ministre des Cultes du 10. Acut 1862. 

2) MM. Journault, Rameau et Barih^emi 8. Hilaire* 
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I entr^ paiiicnliere poar chacnoe, et en proportiomiaDt 
DOmbre d'habitants de cbaqne enite. 

Les lieni de a^paltnce, soit qu'üs appartienDent aox 
t qn'ils appartieDsent ani particaliera, aeront soamis ä 
» et snireilUoce des admiiiistrations nmoicipales ;< 
iTit qne rarticle 15. dndit d^eret, pronin1gu£ I uae 
en iHieierme, n'est; plne eii rapport avec les id^ de 
S6 pass6ea d«is les tooeara de la natioa ; 
leryation stricte dodit artiel« 15, ea ci^aut des cat^- 
I diff^reiits oaltes, a soaveat ameuj des protestatioos 
K regrettables ; 

t article o'est pas moins en contraveoÜon arec 1« 
illaa qn'avee les besoiiis de l'ordre public; 
ilapart des graodefl villes, ei aottumneiit la Tille de 
amais teea compte d«a preMtriptions dadit artid« 14, 
I lors etre cansid^rä oomuie tacitement abrt^ä; 
llenrs l'artiele 16. place les cimeti^res duts la däpea- 
trit^ Eannicipales ; 

aatorit^ sont en efet comp^tentes poor dätwmiser, 

c^^monies des diff^rests cultes, toat ce qui coBocrae 
et qae, en cons^neoce, ledit article 16. est sufissaut 
sr la mati^re, ont Thouneur de d^poser, sur ie bureaa 

nationale, la propoeition soivante: 

15. da d^cret da 23. pratrial an XII. est abrog^. 
wsiiiene aecepta, lata fait lex quam ei BnlleUo des 
pnbtiqne franfaise, Nr. 667, 2. ^m. 1881, Utterate 

5. Novenibre 1881 ajant poar objet l'abrogation de 

1 ddcret du 23. prairial au XII, relatif aux cimeti^res. 

> et la cbambre des D^pnt^s ont adopt& 

eat4e la B^publiqae promnlgue la loi dont la teDeurstiit: 

niqae. — L'artiele 15. du döcret da 23. prairial an XII. 

Dt abrogä. 

nte loi, d^lib^räe et adoptöe par Ie Sänat et la Cbambre 

era exäcat^ comme loi de l'Etat 

'ans, Ie 15. NoTembre 1881. 

(sign^) Jttka Grevjft 
Par Ie Pr^ident de la Bäpnbliqae. 
Le Ministre de I'Iatärieur et des Cnitea: 
(sigoö) Conetan», 
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XXfX. 

Die allgemeine Begräbniss^Ordnung f Dr den Regierungsbezirk 

DOsseldorf vom 1. August 1882. 

Unter'ra 1. Augast 1882 hat, ifie wir der Kffln. Vdlksz^. 1882 
Nr. 239 IIT. Bl. entnehmen, die königliche Regierung zu Düsseldorf 
eine »Allgemeine Begräbniss-Ordnnng f&t den Begierungsbezirk Dfis^ 
seldorfc erlassen, welche in so fern Beachtung und nähere Be- 
sprechung verdient , als darin Bestimmungen getroffen werden , die 
nicht etwa in sanitätspolizeilicher Hinsicht ergangen sind, sondern 
w^it darüber hinausgehen und in die Verwaltungcft^efagiässe betreffs 
der Beerdigungsplätze eingreifen. Qewiss werden die Givilgemeinden, 
da, wo diese die Verwaltung haben, sowie die zur Vermögensver* 
waltung in < den evangdischen Eirehengemeinden berufenen Organen, 
zu der in Bede stehenden Verordnung Stellung nehmen. Wir he- 
sefaäftigen uns hier nur mit der Frage, wie die Bestimmungen ge- 
nannter Begräbniss-Ordnung sich verhalten zu dem Gesetz voüi 
20. Juni 1875 über die katholisch-kirchliche Vermögensverwaltung: 
Mit um so mehr Qrnnd dürfte übrigens die Verordnung einer Sffent- 
lichen Erörterung unterzogen werden, als es wünschenswerth ist, dass 
die durch das angezogene Gesetz zur katholisch-kirchlichen Vermö- 
gensverwaltung berufenen Organe sich rechtzeitig darüber klar wer- 
den, wie sie sich der jedenfalls in nächster Zukunft an sie ergehen- 
den Aufforderung gegenüber zu verhalten haben, unter Beobachtung 
der Vorschriften der aUgemeinm Bestimmungen eine Local-Begräb- 
niss-Ordnung zur Genehmigung einzureichen. 

Im §. 15/schreibt die allgemeine Begräbniss-Ordnung vor: 
§. 15. Für alle Begräbnissplätze ist die durch die mit deren 
Verwaltung betrauten Organe eine Local-Begräbnissordnung zu er- 
lassen, welche der Genehmigung des Landrathes bedarf. Die Ge^ 
nehmigung erfolgt — ausser bei jüdischen Begräbnissplätzen «— nach 
Anhörung des Landdechanten oder Superintendenten, wo keine Oöri- 
fessionen betheiligt sind, nach Anhörung beider gedachter geistlicher 
Behörden. Die Local-Begräbniss- Ordnung hat unter Berücksichtigung 
der allgemeinen Bestimmungen über alle bezüglich des Begräbniss- 
wesens zu beachtenden localen Gesichtspunkte nähere Bestimmungen 
zu treffen, und zwar insbesondere anch über folgende Punkte: 1. über 
den confessionellen oder paritätischen Charakter des Begräbnissplatzes 



002 Die Btgrabnias-Ordnutt 

and zwar, wean deradbe fBi 
darüber, ob eine Beerdigung 
Abtbinteng du Plattes nach 
irdcbe GintbeUang stattzafio' 
atAtten, Familiengräbern, Grä 
3. ätier die Anlage der Qrftb 
a»me Ober die Grlne und 
wacbsener wie d«r Eiuder; 4 
(Wiederbenutzung der Gräbst 
stigen BodeDV«rbältni8seQ fOt 
Jaltren, für Eindergrftber nie 
darf; 5. über die Be^fianiau] 
If^ , von Denkm&lwn n. dgl. ; 
auf dem Begr&bBis^Iatz. So 
toig^i Eiiiriebtang eines Bej 
Ordnung zn Stande, so hat 
gierang, die Local-Begräbnist 
Der Erlass dieser Vorsc! 
petemr der Regierung hinaus: 
der BegieruDg Befugnisse bei 
20. Jaai 1875 Dicht haben, 
wegs das Recht, über das B< 
eeäicher Natur, wie sie, ak 
§§. 1—15. getroffen werden, 
waUangBorgaae aufzufordern , 
BetuUsut^ der Eirchbßfe gi 
die dann der Genehmigang 
unterbreitet werden sollen, ks 
nehmen. Die katholischen F 
Verwaltung in den Händen d 
berufenen Organe sich befind« 
derselben nur der kircMieken 
behOrde , und nur von Seiten 
gesetzlich eine derartige Aufi 
die Verwaltaugsorgan« erlas« 
nong nicht etwa polizeilicber 
das Becht haben, sondern vei 
wo die Beschlösse des Kirchei 
zu ihrer Gültigkeit der Get 
börden bedürfen , sind in d 
1875 genau Sxirt; hiernach »i 









B^räbnissweseos imr ^rlarderliek »bei der 'Aftkige odeif vc^ftMeirteh 
BaautzuBg YOti Qe^räbaissplätzem« -^^ 

Was das EigenOmimreoM an deti dea katUoliddi-^iruhlfeti^n 
GeiDeindeorgaiien iunsiobUich der Verwalbnig utiterstelltdci Eir^*- 
bofen anbel^n^, 90 kom^t ^sselbe bei d^r Beiurt^lmg' der v^- 
liegendea Fragen gaJiÄ und gar nicbt in Betracht ' 

Bekanntlich bestebt bezüglich der li^Ä^im i2Aem^6i^ die Ckm- 

trQverse, ob die alten, d. i. die znrZät der Fremdhei^chäft' «tidito 

yorbaadenen Kirebhdie Eigenthum der Ciril- odi^r Kiveli^lftn^indeii 

seilen. Die Einen »agen, die alten Eirolibdfe seien dtmitb 4ie tmtiid* 

sls&ben Bevolutionsgeiietze confisdrt and sodann den Givügemeindeii 

überwiesen JHfosden^ und so hat auch daS'frftbere Obertribunat in bcJ-^ 

stimmten Fällen entschieden; die Ändern aber bestreiten^frotz dieser 

Ober-Tribunals- Entscheidung ) wdche selbstverstftndlidi , vi^il nur in 

bestimmten Fällen getroffen, far künftige gleichartige F4llb keinen 

Richter bindet, die angebliche Confiscation und behaupten, die Kirch« 

höfe seien im Eigenthum der Kirchen geblieben, und nur da, wo in 

Gemässheit des Decretes vom 23« Prairial XQ. d. i. 12. Juni 1804 

die Civilgemeinden ausserhalb der Ortschalten neue Kirchhöfe an^ 

gelegt hätten, seien diese, weil von den bürgerlichen Gemeinden be^ 

schafft, selbstverständlich auch jetzt noch deren Biigenthum. Anders 

liegt natürlich der Bechtsstandpunkt bei den später und in den 

nenern Zeiten lediglich aus Kirehenmitteln angelegten Kirc^höfto : 

hier kann das Eigenthumsrecht der Kirchengemetnden an den von 

ihnen erworbenen Kirchhöfen in keiner Weise bestritten werden. Die 

Stellung des Staates zu den alten^ angeblich confiscirten, den Gifil- 

gemeinden überwiesenen Kirchhöfen ist übrigens aiucb du^eh das 

Gesetz vom 14. März 1880 betr. die Bestreitung der Kosten für die 

Bedürfnisse der Kirchengemeinden in den Landestheilen des linkenf 

Bheinufers nicht alterirt worden. Der §. 3. desselben besagt: »Un^ 

berührt von den Bestimmungen dieses Gesetzes bleiben die Sech ts'- 

verhältnisse in Betreff der die Kirchengebäude umgebenden freien 

Plätze und der Beerdigungsplätze« Hiernach besteht also dIeGou'- 

troverse über das Eigenthum an diesen Plätzen noch heute. Der 

Staat vindicirt dasselbe noch immer den Civilgemeinden , tiM hat 

demgemäss auch der »königliche Commissar fär die bischöfiiche Yer- 

mögensverwaltung in der Diöcese Trier« in einer Circularve^fagung 

an die Kirchen vorstände unterem 14. September 1880 tu % 3. des 

bezogenen Gesetzes die Bemerkung gemacht, dass jene Plätze 

»mangels specieller privatrechtlicher Titel auch fenerhin den bür^ 

gerlichen Gemeinden dem Eigenthum nach gehören.« 



Gtlrfel ' ^4N ■ lebebiali^D GtiMBh&raogaanu vBagi I die ' UanidpaUV^ 
waltoogB-Ordnaog Mm : 13. Ottobar 1803 in BtltaQ^t-' HierBadi sind 
inF'BgMUinBiidflriCivilgsiliefibdeti' AejenigBii: SjccAiliOfa^ iW^hei von 
J^mlh'in-iäMilMsbflit dci VerwdBung: TUn. & JoU 1808' iniberiälb 

rei^tlidiM»iVeirhAtt*iue. bestehen^ UtcbMi.; ■mÜ- iät altat^.Kn-chliMe 
\i^ibtlAlteü> «id).Usräat bmdtat wurdBo:, gsliOrw äiam .ebnso 4&a 
KivdBe^Mb^wten als EigmUraia wie didjea^en, ^weldiä .Bpfiter- 
faiM't«ni^ £li<elnngMieiad«n -MM eigcaes UiU^: itf^irlMD nntF- 
d4ttiBä(4i--(i-.-:wi ;.t ... .■.,.■ .. . '.■:■ 

^''•vPieifiigMltfanmBMthElttiifeae sindiiDdaesBOv wiB'^gCBägl^ :;b«i der 
BeoiFthaHtng^> lümfei- FVage, >ob die Bedang. aamErla«iihF«i: nicht 
ebni-iaFat-'{il41ztfUtota<9 Voraebrifteo entbalteoden, <si>adeFii ssob in. die 
V«riwAu*g"«MigieifeftdeH laUgemeiusD Begr6bai3gA)Fdniuig«-bef(igt 
isi^"V»QifcsiiKm B^Bg. £b luiibBtt Tielmebr dar dsrauS aiv irriden 
0%^dft<dia Ferwottim^ der KnohhOfe tnstebt, tind ob diaBagiem^ 
g«lMtlicli bbifwlitigtiiistt diesen Initructionen in Besag aoEäitt^hnmg 
dJt^'¥«r«iAbitlg' zii etiheit«u. Dn S&the liegt nna. aberiMt. daAsso- 
wfflfl ^Ibs" «d«r-'l«c&tsiibeiBi»cli dii V«rwaltaDg der Kücbhefe (ab- 
g«iiehitiu:?Oft' einem >Th^äe der in Gemässheit d«3 Decr^ toH'23. 
Rvtri&l'XII.' Msp. was das- ifechtsclMinigefae Qebiet aabelfto^i ia 
A'OK^iyüng' d«v 'Mutiioipal-VeiWaltuDga-Otdnuog von dsn Cänlge- 
maibiteti' bes^atnien Beerdigungsplitze) immBr dorcb disOrgaoeidn 
käöhtlcbea VertHQgeDsrerwaltRMg gefilhrt worden ist Dw jetnge 
§, 4. Mes' QeseiziW WHii 26; Jmii 1875 lastete atuFaags nach dtrB*- 
giehugenrl^a: »Unter kircfalkttem Vermögen im Sinne dieses Oe- 
s«t^» M> Aujenigd flacht begriffen, nelobe» zwar 2n kirchUefaen 
Zaraoken''beatil»Bt>i8t, aber, im fiigenbbam i&t bäi'gieiliabeii Qt- 
mfliilde «ioh-b^ndet,-' tubeeondere dieden bOrgerlicbeB (Gemeinden 
g0b9fig«& Kir(^>h&ß.»t IMeee Fassung wKde indessen repnrijict, md 
dWgl.'4: ia^aeiner jetligen Faseong aufgenommen; damit der sUtiu 
qiw ante intg^a^^ werde. Es warde uameBtliob geltend g^ueht, 
dasa bei der Fassung der Begiemngevorlage die Pfarrb&oser, Kircben- 
g^Bodö-'nud alten EirchhOte im linksrheiniseben Gebieie, welche 
frvHliili '.(natih staatÜelier Auffassung) Bigentlium der bürgerlieben 
OflOMiAden ; ' aber bisher doch all Eirefaeofabrikgut durch kirfihli<äe 
OrgUM'^eiwäUat worden seieu, in der Folge auch der Vtrwaiiivms 
dat«h ' di« bOrgerKoben Qwieinde unterstellt werden wtrdeD. Bine 
sD*obe Aooderung aber werde zu tief in die bestehenden VerhältnisBe 
eingreiftn «ad den kircfalieben Organen ein sehr wasentUfifaes Gebiet 
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Die, BtgrähnSk&'On^bmmg f^J^^p^i-Btf^Düa^ddoif i^,*l<, Aug. iS89. .805 

der Thfttigkeat ttad: luebensfähigkeii eotäob^^vDi^rKiiM^b^ 
müsstea : die Yerwatta^g vrie bisher bcdialten; di6 rKäfilgenieiftA^ll 
bättea diese weder janab geUabt nocb -beanäpriiebt «tie*. • ^ jn: L. 

Diese Ausfübruiigen spreohea ek Mcd^ ^s, da98:di0^^K{|ftibli#f# 
auf der linken Bheinsöite: bieh^ranimmier zam(wellat0^ignM$l;eo:T 
der Veriraltui^ dardh kirchliebe Organe wterstelH iraTtQi^ ilfMi üir*ß 
andere ^ dass an diesen : Yjerhältiiiasdn nicbt» igetadiett wef den > mW^ , 
Noeb Wütiger kann übrigens auf der ieefaton Rbrnnseife^ daiiBe^ ; 
auf Verwaltung der Eirahhöfe den kit^Uicben Orgamb b^atritlli^ 
wecden. Verbältnisemäesig imr wenige KinehbiQle ni9g$6 tbier s^i^ 
welche von den Oivilgemeinden in Ansführnng der mehrbe^9gj^^. ^ 
VerwaUang&rOrdnimg nea angelegt wwde&^ Da die älfef^ l^bef !ganz 
gewiss niemals, wie angebiieb die auf der, andern Bbeineeil^ieen'*; 
fiaeirt worden, sondeni immer unbestrittenes £igenthiim d^ tEicefaePr 
gemeinden, geblieben sind, so sind sie 8elbstyerst&ndlidEijau^;ttt^in^ 
der kirehliohen Verwaltung imterstellt geblieben, ebenso wie dies ^bei 
den späterhin durch die Kirchengemeinden neu ang$leg4leii: der F^I 
gewesen ist Eine Bestätigung, dass die Eircbengenleiitien fastdtii^h« 
gebends überall und immer die Verwaltung der EirobbOCe sowobV 
links-» als reditsrheinisch gehabt bab^^ He^ ftbrigeiE^ aucb in der 
Thatsacbe, dass gegenwärtig noch fast äberall die VerwaUung 44Qr<^ 
die kirchlichen Organe geführt wird. Es si41te eben bei Grlaae. 4^9 ; 
Gesetzes vom 20. Juni 1875 der Status quo ante erhalten bleiben^ 
Stand dem Staat oder den burgerlieben Gemeinden bisberan nuir das 
Eigenthun>srecht zu — wie es z. B. auf der linken Bheinseiie ru0k- 
sichtlich der alten Eircbhdfe den Cifilgemduden visdioirt wii4 r«-, 
während die Verwaltung von einem kirchlichen Organ gelShrt jruMei 
so sollte das Eigenthumsreoht dem Staate, t6S|^. der .Gemeinde« die 
Verwaltung aber den Eirohengem^nden , Yertreten dotch die nettiNi 
Organe, verbleiben ; hatte aber der Staat oder die Civilgemeinde bisr 
heran ausser dem Eigentbum auch die Verwaltung, so sollte andh 
hieran nichts geändert werden und die Verwaltung nicht etwa auf 
die neuen Organe übergehen, sondern vielmehr dem bisbecigen Ver* 
Walter auch ferner verbleiben. 

Bei dieser Sachlage, in Verbindung mit den die Mfeicbt^r 
rechte der staatlichen Behörden fixirenden §§• 47-r&5. des Gesetsiiis 
vom 20. Juni 1875, mag der kßniglichen Begierung vielleicht wohl 
selbst ein Zweifel über ihre Berechtigung, den kircblicbw Organen 
Verwaltungsvorscbriften bezuglich der B^räbnisSplätze zu ertheilen, 
resp. sie zur Au&tellung einer localen Begräbniss^Ordnung aufzu- 
fordern, vorgeschwebt haben; denn sonst begreift sich kaum die Fest* 
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Ordnuftg, f- Rrg.-Bez. Detaeldttrf. n- ,hAvsi, IßSS- 

QQBrlialh sechs Uonateo J^ipa LocalrBegräÖnitia- 
al(om!neD sei,; ^üe soLoh^: ««in loondrAthir.w 

.Begterung erlaasw weFd^^fioU. .Behr«ta4)ieh 

qr so manche in die Vorwalfpag eingreifende' f<- 

jaiaa-Ordawig vom 8.; Aptii 18&8,';..aiu d^ren 

Anguat a. c. getreten ist Wif glsutbßnf aber 

dasa, al>geselieQ-vos 4eD BestipimoflgeQ poü- 

übrigens zum grossen' TbeiL nur wie^gaben, 
naöeischer HerräeliBft ges^ieb ;nonniife. war, 
esshalb nirgendno befolgt varde,^ ja sogar yiit]- 
war, weil die Regierung damit über ibneiCoa- 
I war und Vorschriften : ia Aagplegeabeitw:«?- 
tzlich nach den besteheoden kirchenreotttUchen 
walten waren. Xacb nr^rer Ausißbt köfloten 
■OrdBUDgen, wie die vom 8. April 1838 sUd 
mtandis, allgemein erlassee werden, w«fi(Uidie 
mgsbeziik DQsseldorf sämmtlicb eines, coni- 
ätten und der Verwaltung der CivilgemsindeD 

aber^ wie die Yerbfiitnisse nun einmal liegen, 
bcht des Inhaltes versnebt sein, die beiden YeF- 
1 Begräbnias-Ordnungen für die wenigen oom- 
^Qsehen,. wenn nicht einzelne BestianniLogeD 
eselben als »allgemeine Begräbniss-Ordiiang«iK 

1 wir übrigens der Verordnung vom Jahre 1838 
Vorzug, als jene mehr auf ein gütliches, £'m- 
rilliges Entgegenkommen seitens der kirchlieheD 
.SB rechnete, als sich auf den Bechtäsbandpankt 
: manchtacben Eingriffe in die Verwaltung, doch 
iinzelnen Punkten sich mehr dem kircbliehen 
3o entspricht es z. B. vollständig dem Kirchen- 
ihen Gesetzen, wenn"§. 34. der Verordnung vom 

dass dem Pfarrer und der Orts-Polizeibehßrde 
ir die Kirchhöfe zukomme. Dem Pfarrer kommt 
Drdnung auf dem Kirchhofe, sowie die Leitung 

dem Kircheurecht entsprechenden Einncbtozig 
überliaupt die Auiaicbt über den Zustand des 

die Beerdignngsweise ebenso zu, nie die Aof- 
ibung der Ordnung in der Kirche. Er hat iu 
:m Kircbbofe gleichsam die Rechte eines Haos- 
derjenige, welcher seinen. Anordnungen, die er 
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hn Interesse der Oranuiig trifft , nicht folgen will, event. wegen 
Haaefriedensbrach zn bestrafen ist. Dessgleichen isrt er selbstter- 
stäödlidi der Vorgesetzte des Todtengräbers , den er auch, wie al- 
lenthalben geschieht, anzustellen und auf sein Amt zu yer'pöiehten 
hat. Weltliche Behörden haben nicht das Recht , kraft der ihnen 
^nst zuatehenden Folizeigewalt sich in die dessfklsigen Angelegen- 
heiten einzumischen, und ist darum auch das Aufsichtsrecht der 
Orts-Polizeibehörde lediglich auf die Aufsicht über die genaue Be- 
obachtung der sanitätspolizeilichen Vorschriften beschränkt. »Die 
Pfairrer und Orts- Verwaltungsbehörden,« hiess es ferner in derselben 
Verordnung vom Jahre 1888, »sind bei der Feststellung einer der 
Ortssitte und der Localität angemessenen Begräbniss-Ordnung gleich 
betheiligt, und müssen desshalb gemeinsam diese Angelegenheit zu 
f&rdern streben.« Jetzt dagegen ist von dem Pfarrer wenigstens aus- 
drücklich nicht die Bede mehr, sondern es scheinen an dessen Stelle 
Kirchen- Vorstand und Gemeinde- Vertretung treten zu sollen. Nur 
ein Mal ist von dem Pfarrer die Bede, nämlich im §. 18, wo es 
heisst, dass derselbe zu der Revision der Kirchhöfe, die alle drei 
Jahre durch die Orts-Polizeibehörde unter Zuziehung der Sänitäts- 
Commission oder event. eines Arztes stattfinden soll, einniladen sei. 
Nach der Verordnung vom Jahre 1838 sollte hingegen die Kirchhof- 
Commission bestehen aus dem Pfarrer, dem Bürgermeister und einem 
Mitglied des Kirchen- Vorstandes , — eine Zusammensetzung, die, 
wenn nun ein Mal durchaus eine solche Commission geschaffen wer- 
den soll, und diese nicht einseitig, sondern im Einvernehmen mit 
der kirchlichen Aufsichtsbehörde angeordnet würde, gewiss den Vor- 
zag verdiente. Jedem Betheiligten wären dann seine Rechte be- 
lassen ; der Bürgermeister erschiene als Vertreter der Orts-Polizeibe- 
hörde, das Mitglied des Kirchen- Vorstandes als Vertreter des zur 
Vermögensverwaltung berufenen Organs, der Pfarrer als derjenige, 
dem abgesehen von den Polizeivorschriften im üebrigen die Hand- 
habung der Ordnung und Aufsicht über die Kirchhöfe ganz so wie 
in den gottesdienstlichen Gebäuden zusteht. 

Unser ürtheil geht nun dahin, dass die Regierung, anstatt eine 
»allgemeine Begräbniss-Ordnung« zu erlassen, weit besser gethan 
hätte, sich auf den Erlass einer allgemeinen Polizei- Verordnung iÜiQX 
das Begräbnisswesen zu beschränken. Abgesehen von Einer Aus- 
nahme, dürften sich wohl alle übrigen Vorschriften in den §§. 1 — 16. 
mehr oder weniger als in sanitätspolizeilichem Interesse erlassen cha- 
rakterisiren. Die Eine Ausnahme betrifft nur das Alinea 2. des §. 13, 
wo es heisst: »Die Grabstellen sind der Reihe nach zu benutzen, so 
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weit nicht die Erbbegräbnisse eine Ausnahme bedingen.« Die Re- 
gierung zu Aachen hat zwar unterem 23. September 1878 in einer 
Instruction an die Polizeibehörden diese angewiesen , auf die stricte 
Befolgung des §. 5. ihrer Polizei- Verordnung vom Jahre 1876, wel- 
ch^i*- die nndriterbrochene- Reihenfolge der iSJlffel^indi Beerdtgatigi^n 
vorschreibt, zu acbtenundi «dabei bemerkt, tlass alle Seitherigen Anträge 
auf Beibehaltung entgegenstehender Sitten bis zur höchsten Instanz 
abschlägig . be^ohieden worden seien. Indessen ist nicht zu erkennen, 
aiUf welche sänitätspolizeilichen Gründe hin die Regierung berechtigt 
sein soll, derartige Vorschriften zu erlassen. Wenigstens vermögen 
wir nicht einzusehen, warum, wenn die Regierung zu Düsseldorf es 
für zulässig erklärt, dass für Kindergräber besondere Leichenfelder 
gewählt werden, nicht auch ein besonderer Theil solle abgegrenzt 
werden können, auf dem die Beerdigung von Selbstmördern, unge- 
tauften Kindern u. s. w. in fortlaufender Reihenfolge zu geschehen 
hat Nach unserer üeberzeugung geht die Regierung mit der gen. 
Vorschrift weit über das polizeiliche Interesse hinaus, und halten wir 
jene nicht für befugt, im Wege eiaer polizeilichen Vorschrift der- 
gleichen Eingriffe in das Verwaltungs- resp. Eigenthums-Reeht zu 
machen. Mit vollem Recht wurde darum auch jüngst in der »Köln. 
Volksztg.« ausgesprochen, dass es wünschenswerth sei, wenn gegen 
das ürtheil des Schöffengerichtes zu Düren , welches auf Grund der 
Polizei- Verordnung zu Aachen gegen einen Einwohner aus Prauwül- 
lesheim ein verurtheilendes Erkenntniss ergehen Hess, das Rechts- 
mittel der Berufung ergriffen werde , damit so eine endgültige Ent- 
scheidung dieser principiellen Rechtsfrage seitens der höchsten ge- 
richtlichen Instanz herbeigeführt werde. 



XXX. 
Erlass des Erzbischofs Dr. Paulus Metehers vo 
Jan. 1883, betr. die KirchhSf& 

I. Mit Rücksiclit' auf deu weaentlich religiösen 
Kirchhöfe und Begrab nissstätteo gebührt von Hecht 
der katholischen Behörde die desfallsige Aufsicht un 
Wenigstens musa an allen Orten , wo der Kirchhof 1 
Kirche oder Kirchengemeinde ist, auch die Aufsicht n 
dem Kirchen vorstände eingeräamt und überalt, wentt a 
tbam der Civilgemeinde gehört, dem Pfarrer und' 
vorstände die gebührende Betbeiligung an der Anfsiel 
werden. 

II. In gewissen Gemeinden, wo beide christliche 
einen gemeinschaftlichen Kirchhof hab.en, aollen die B< 
nach Confessionen getrennt werden, so dass für Katl: 
sonderer Kaum bestimmt und dauernd überwiesen 
Massgabe, dass auf den geweihten Theilen dieses 
Leichen begraben werden dürfen, denen nach kircblicl 
kirchliches Begräbniss, d. i. ein Begräbniss in gen 
und nach kirchlichem Ritus, nicht gewährt werden d; 
in zweifelhaften Fällen die desfallsige Entscheidung 
den kirchlicheu Behörden znsteht. Wenn bei der 
neuen Kirchhofes die vorstehenden Bestimmungen n 
fuhrnng gelangen, und die bezüglichen Zugeständni 
werden,, dann darf keine kirchliehe Einweihung stattfi 
es sind nur bei der Beerdigung katholischer Leichen 
Gräber zu weihen, 

III. Es ist ferner nach altem kirchliehen Herko 
langen, dass A. für die Beerdigung der katholischen ( 
besonderer Platz vor oder bei dem Kreuze angewie 
ebenso die vor dem vollendeten siebenten Jahre gestoi 
ten Kinder auf einem besondern Baume beerdigt wen 
B. besondere, durch dauerhafte Merkmale von einai 
und von der kirchlichen Einweihung auszuschliessende 
wiesen werden für die Leichen a. ungetaufter Kinder, 
wachsenen, welchen nach kirchlichem Recht ein Virchlicl 
nicht gewährt werden darf, denen aber ein ehrliches Bi 
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staatlichen Gesetzen nicht zu verweigern ist, c. Solcher, denen wegen 
eines Verbrechens, z. B. Selbstmord u. s. w. , ein ehrliches Begräb- 
niss nicht gebührt. 

IV. Die katholischen Kirchhöfe und Grabmäler dürfen nicht 
mit unchristlichen Symbolen, Bildern und Inschriften versehen wer- 
dep, uad es ist darauf zu hallen, dass die d^sfatlsige Siitscl|^idmi(g 
in zweifelhaften Fällen der kirchliehen Behörde anheimgestellt werde. 

V. Die obigen Bestimmunsfen sind* auch für diejenigen Kirch- 
höfe, welclie Eigentfaum der Civilgemeinde sind, als massgebend 
zu betrachten, und ist in Fällen, wo dieselben nicht zur Aus- 
führung gelangen, nach der sub Nr. IL in fine enthaltenen Vor- 
schrift zu verfahren. 

VI. In Betreff der Familien- oder Erb-Begräbnissplätze ist zu 
bemerken: a. dass dem Erwerber nicht das Eigenthum des Bodens, 
sondern nur das Recht zum Begräbniss der betreffenden. Familiea- 
gUeder, und zwar höchstens nur für die Dauer der Zeit, wo der 
Kirchhof als solcher bestehen bleibt, übertragen wiM; b. dass auf 
dem betreffenden Platze nur Familienglieder katholischer Confession, 
denen nach kirchlichem Becht ein kirchliches Begräbniss gebührt, 
begraben werden dürfen. Diese Bestimmungen sind in jeden ein* 
zelnen Eaut-Akt ausdrücklich aufzunehmen. Finden die sub b. darin 
keine Aufnahme, so darf der betreffende Raum, welcher zum Verkauf 
von Erb-Begräbnissplätzen gebraucht wird, nicht kirchlich eingeweiht 
werden, sondern es ist das sub II. in fine Gesagte auch hier zu be- 
obachten. Demzufolge ist auch bei Anlage eines neuen Kirchhofe, 
welcher Eigenjthum der Civilgemeinde ist, die kirchliche Einweihung 
von der Bedingung abhängig zu machen, dass künftig auf dem ge- 
weihten Boden keine Familien-Begräbnisse verkauft werden sollen, 
ohne dass die sub b. vorstehend enthaltene Bestimmung in jeden 
einzelnen Kauf-Akt aufgenommen wird. Wenn die Erfüllung dieser 
Bedingung nicht in genügender Weise sicher gestellt wird, dann 
darf die Einweihung nicht stattfinden. 

VII. Ausserdem machen Wir noch auf folgende Punkte auf- 
merksam: a. Jeder Kirchengemeinde steht auch nach den Staatsge- 
setzen das Recht zu , einen confessionellen Kirchhof anzulegen ; 
b. jeder Kirchhof soll mit einer Mauer oder Hecke umgeben und 
mit verschliessbaren Thüren versehen sein, welche des Nachts zq 
verschliessen sind. Dem Vieh und andern Thieren soll der Zutritt 
zum Kirchhof nicht gestattet werden; c. jeder Kirchhof soll in der 
Mitte mit einem Crucifix versehen werden; d. auf den Kirchhöfen 
sollen keine grosse Bäume gepflanzt werden, weder Obstbäume noch 
andere; e. in solchen Fällen, wo nach kirchlichem Recht ein kirch- 
liches Begräbniss verweigert werden muss, darf die Leiche weder in 
geweihtem Boden, noch auch unter Begleitung eines Priesters mit 
kirchlichem Ornat, noch unter Anwendung eines kirchlichen. Ritus 
beerdigt werden. 
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Giii BHefwechsei zwisctien Rom und Serlfn ; b6tr. ^en sog. 

.''.-■' ' .. /.!'v^Oüiturkampt/^.;'V;':ir'^.''> ■,7'''' 

' J. D^r Abgeomete Dr. WtnMhorst Wachte, dntersifttfct yom 
Centrum und. der polnischen' FraCtioQ, seinen Antrag atit Aufhebung 
des Expatriirungsgesetzes , das bekanntlich in .der.i?0Ag6iivS^3sion 
vom Keidhstagie ra8g€inommen:^:<abar Voo) BiiQde$ratbe ohne .Angabe 
von Gfünden TerwöTfeö wordö (vgl. AircMv^ Bd; 48» -ß* 187 AJ^iam 
12. Janukr 1883 wiederuhi im deutächeti Reichäta^e ßiö/* Alsfäer 
Antrag im R^ichatag verhandelt werden sollte , püblicrrte die 
Nordd. AUg. Ztg. am 27. Januar 1883 ein Schreiben, Sm Eaijseys 
Wilhelm vom 22. Deoember 1882 an de» Papst» welche^ wir uttten 
mittbeilen. In Folge dieser Publikation veranlasste d^r Abgeordnete 
Exe. Windthorst, dass die Verhandlung ^ber seinen Antrag ver- 
schöben wurde, um zunächst eine Klarung der kirchl.-politischen 
Situation herbeizuführen. , Der Reichstag wurde bald dar^af Y&rtjagt. 
Aber im preu^ischea Abgeordnetenhause wurde am 22i.Feb«raat und 
den folgenden Tagen (in der 82. Sitzutig ff.) über den ßultusötat 
berathen. Die Abgeordneten «?. Schorlemer-AUt, Windthörst, 'Pjster 
Beichensperger n. A. brachten bei dieser Gelegenheit wiederum die 
religiöse Npthlage der Katholiken zur Sprache, imd zeigten, ein- 
gehend, dass sogar die Erleichterungen, weüehe das kiccb.*?poliiu .be- 
setz vom 31. Mai 1882 der Regierung an die Haind gegeben hätte; 
der Hauptsache nach, unausgeführt blieben. Aus den Antworten des 
Cultusministers v. Gossler liess sich keine Hoffnung schöpfen, dass 
man an massgebender Stelle von Seiten, der p^eussisohen Regierung 
eine organische Revision der preussischen Mai^Gesetze «lintreten 
zu lassen gewillt ist. Zu derselben Üeberzeugung, 4a«ff löän 
preussischerseits wohl äoviel als möglich Concessionen von Rom' ^er- 
langen, dabei aber die die Katholiken bedrückenden Bestimmungen 
der Mai-^Gesetze aufrecht erhalten möchte, gdangt man auch durch 
den tbeils von der Nordd. AUg. Ztg., theils sodann vom Ossiervobore 
romano veröffentlichten Briefwechsel zwischen Rom und Berlin. Durch 
die Veröffentlichung des Schreibens des Kaisers Withdm hatte 
die Nordd. Allg. Ztg. offenbar den Schein zu erwecken gesucht, als 
sei man in Berlin zum Frieden bereit und Rom allein am nicht Zu- 
standekommen desselben Schuld, und dabei hatte das Berliner ofßciöse 



• "*.: 



MomH B.' Dec^ jTSS^ unKuiserXWühtb^ 



SIS 



tfSeato* airevamoi « ripodtcr mi no^ atai ^Ji^tiecl' «Wir' iii.Mkff^ edfileid ) aUfl 
biÜMei genesesir sestkimeilti dsi¥o^'(i^hQcfatievaig0a>l3e^fil](imi^;^^ Mei^ 

ridQfh9A2k>i)la^ '! ünunquilliUiH; dellciui Gewüil6Dii'altefoipiif|:fiteirf9Ki%i^fi 
edsciHiizejja^' for pae^; ncUgioaa^ai / EncMbanodad Möllern (witel^e^Bb 
popoli . iobe ' fobbediiaeohb ^ ; lal pd- :^ ^ zmis^eü^ wstofae^^^eii^lfa&ächfti^ 
toitb Suarseeitt'Oflgd ;Oiva tttfatto//See^e]E'Tge^^ rjBtfat Mt 

stbsäoif der )rap]>(nii diplomatic^ ^ 'dtetMtsi^lk^Wi^^ 
HetabiKtie rintereäserbbe »Vi»- :xterKiifAotiied(isidiedijBe]nsbringBh,t^^^ 
st£a < Maest{i;^^ poäa al . eoidsegtl- Viei klas: linMredi^, idav Bffilc]pd|estät 
nteüto) di nno S60pQi c6si alto^ie ' für! diev.Earreielihnrgi ääetf sn^tob^h 
Dfisi ,¥iaiitaggh)fio ^) isonfa v^Äatr& llQdso^Jse^^%)6i0h^QiiSielbs^£]egeä^^^ 
raffmisare . >k Nostea; ;fidu«k.. * ' > ' ^^ 'Üiiser ^evtrai^ höcbiifehsgestäJHii;. 
' Iia Maestä Vosta^a; MF atto <>':iE^. Ma^eistät -< MssA bür Ihver 
sno senno e nella snaltogu es^e^ boheufiinsiebttoabei^ihrerid^ 
rii^a,. sentB guwto igiande^ sia/ ErfabriOi^g^; w^^ ISgthwen- 

H^l^spgna di woffdufm i popQli,^ djigjk^it ißfc^M^J^ttVöik^rrmtt d^r 
merqe ro8sar:v#n28i 4ei dovöri rer , BQobH©bt^I|gld^r:tilt|ligi§iE||l^ W\^^ 
\vgm\i all' a40mpiBa^nto 4i;quelli t0n.?;ttrißj:fülJTOgjppftliJPißHfe^ 



dini e come sudditi, ora special- 
mente cbe la societä e scossa 
nieliö stfesse firae bädi. Possia^iöo 
as^ieiirare Vostra Mäe^tli; che^Ia 
CSit^sa caiitoUea a pieoamentef 
aoimata di q^esto spirito e po^ 
«iisde^ OTe awincontii ostacoli^ 
lal b»za preaioi^' d'insina^urlo ed 
ecqp^aDderld dippertatto: Qaiadi: 
fa 'sempre Ifostro vivlssimo de^* 
sidiefio ^ teder la^ Cbiesla spie* 
gare /Bberamente do viiiu]ao la 
sna Tirtu a vaataggio däi po^ 
poli^däi govemi^e.distrii^[«ire 
om questi a tal nopo rapporti 

dii amioizia e di pace. 

' ' ' '■.■■,.'■'. 

Obe se gF iMiperiaBi doyiBn 
del Mimstero apo$ioIica, j^ieao 
di respotiaabtlitä d'ißoaaä a Dio 
e agli aominiy Ci obbii^ano a 



gern und üntertb^|SS^i,^j[i?gc[j|yjir?r- 
mentlicb jetzt, wo die Gesellschaft 
in -Jhrön (Gk^Maged^stfll^^^^^ 
tert ds*. Wir .fcömifc»^E*ri>\MöJ«stät 
veFskbeini'4 :-da&&^udier bkaAhidbobe 
Eircbä - vöMäi^. \i(sA\\'^(s»im^\^^ 
besseUi: iat^dad KiasH si^^hm:»pmi€bt 
auf HiRderai^seuj^össt^^Tdififkoitt^aiie 
Er^ MsHtt^^eihetoHsolcbsp ekelst 
überall einKiifiösiew^^d! autot^ei- 
ten. ' Daier war jCSiSnhteerjtslJnfeer 
lebäaltes'!;Vierfengetif;v[> difiio3S(ai%he 
überallT! ibce I Ejrafif ! ini^ Q«HM(der 
Völk^ limd »Begieafungfikiofretv^^t- 
faltjen zu)deh£ii4 aD&niiJtilitzteteo ^u 
diesemZweclsBtfrahadßcleiftlkbe bad 
friedldetierBemeiHingki «aqe Uiiäpföä. 
Wenadie gebsetcvisebestPflibbteii 
des aporii0lisohen r AiiMbs ^t i idaa;] ^^ 
Gott und den Menseben so verant- 
woi^blbget^ll fiat^ rl^ixKizailaE^^j'or- 






li^o X///* 30. Jaw. 188S an Kaiser 'Wilhelm, 3J& 

Befiiedigong, welche Sie mit Mir über die Berstelliing dnd dm Wirk^ 
samkeit meiner Gesandtschaft empfinden v einen neuen Be#eggttiiid 
e^nehmen werden, das seitberige Biitgegenk^^nrnden Mcrifoer tlegieftittgj 
welches die Wiederbes^ting der Mehitehl der Bischof sät2ie>iertn6g-^ 
lieht hat, durch eine entspreoheirie Amäheriing zu erwiedern'. > jeh 
bin der Meiniing, dass eine solche, wenn sie auf dettf Oektete* der 
Aiäeige der geistlichen Ernennungen stattfände, noi^h'^ mehr 4m tu- 
teresse der katbeliscben Kirche, als in dem des Staates liegen wOrde) 
weil «de die Möglichkeit zur Besetzung der im Itlrelie^diinirt 'enir- 
standenen Vacauzen bieten wfirde. Wenn kh aus eineiä- Bntgej^en^ 
kommen der Geistlichkeit auf diesem Gebiete die Deberi»ett!gfnng ent- 
nehmen könnte, dass die Bereitwilligkeit zur Annäherung eine gegen* 
seitige ist, würde Ich die Hand dazu bieten köntien, solche deitet^te, 
yrelche im Zustande des Kampfes zum Schutze streitiger Rechte des 
Staates erforderlich waren, ohne für friedliche Beziehungen dauernd 
nothwendig zu sein, einer wiederholten Erwägung in dem Landtage 
Meiner Monarchie unterziehen zu lassen, kh benutze < geni ' diesen 
Anlass, um Euere Heiligkeit aufs Neue Meiner persönlichen Ergeben- 
heit und Verehrung zu versichern. gei. WiUiJäm. 

^egengez. v. Bisnmrck. 

• . . ., i< ■ 

3. Schreiben Leo's XI JL vom 30. Januar 1883 an Kaiser Wilhelm. 

Maesta! La lettera, che FIm- Ma$€»iMl Das S^hreibeü, wel-^ 

periala Reale Maesta Yostra Gl ches Ew. kaiserliche und köäigllohe 

ha fatto rimeitere nel decembre Majestät Uns im December ver- 

decorso per le mani del Signor gangenen Jahres durch Herrn v. 

Schlözer Inyiato Straordinario e Schlözer , den attsserorAentlidhen 

Ministro Plenipotenzieurio di Gesandten und bevollmächtigten 

Pmssia presse la Santa Sede Minister Prenssens beim h. Stuhle, 

ha confermato in Noi la spe^ haben überreichen lassen, bat- in 

ranza , lungamente nutrita , di Uns die lange gehegte Hoffnung be*- 

videre risolnte con un completo kräftigt, durch ein vollständiges 

accordo le vertenze religiöse nel Einverständniss diereligiösen Streit-* 

Begno di Prussia. L'augusta pa- A*agenim Königreiche Preüssen wie- 

rola di Yostra Maesta che si der gelöst zu sehen. Das erhabene 

mostra disposta a prestar la Sua Wort Ew. Majestät, welche sich ge- 

mano per una revisione delF at- neigt zeigt zu einer Revision der 

tuale legislazione ecolesiastica, gegenwärtigen kirchlichen Gesetz- 

Gi fa scorgere non lontana la gebuhg die Hand zu bieten < lässt 

conclusione delF accordo. Per uns den Abscbluss des' Ueberein-^ 

tale favorevole disposizione Gi kommens nicht mehr femeerbMcken. 



Ltß XUL 30. Jan. 1883 an Hauer Wilhelm. 



aUa MaeaU V»atra 

4L. cib, abbiamo ■ 
a dal -(Vdinala No- 
ecia 4i SUto at 
özer nna' noba, che 
ä gü stata portata 
6 del Governo di 
14^ In assa abbiamo 
nuovameate si assi- 
EleiU« Goverao della 
i volonte aüobe altre 
iesl>ata,<li perm«tteie 
i noti&ca dei titolari 
i ai beiiefici p^rroc- 
er avvicioarä il piü 
e viste e ai desideri 
lA VoBtra abbiamo 
)we aaebe la dj^- 
ioi siamo di ma at- 
completa revisioi» 
igenÜ per provvedere 
esta notifica le Par- 
lalmeute racanti. 

per6 domandato che 
eamente vengano a 
le . misure che ora 
esercizLO del potere 
iatero ecclesiästico, 
e l'educazione del 
b^ tali modificazioni 
iili^ansabili per la 
della Chiesa catto- 
esige ehe i Veacovi 
oltä d'istruire e di 
to la loro vigilanza 
agl' insegnamenti e 
della steasa Chieaa 
stri. Lo Stato non 



Fol diese wohlwolleDde Gesinmuig 
Speechen Wir B^w- iMajestät Uifs^rtiD 
Dank luid UDsei:e Qenogtbuong ans. 

la Folge des^n haben ^ir durch 
DnsereD Ordiaal-Staatssßcretär an 
Herrn t-. Schldzer eine Note ab- 
fassen lassen , welche., wie Wir 
glauben, bereits zur Kenutniss der 
Regierung Ew. iUajestät gebracht 
worden ist. In derselben beabsich- 
tigen Wir aufs Neue die königliche 
Regierung Unseres festen , auch 
schon ein andermal kundgegebenen 
Willens zu versichern, den Biachöfen 
die Notification der für die Pfarr- 
b«ieficien zu erneDuenden Titularen 
zu gestatten. Und um Uns ao weit 
wie nur möglich den Anschaauitgeii 
und Wünschen Ew. Majestät zd 
nähern, haben Wir auch zu erkoi- 
uen gegeben, dasa Wir geneigt siad, 
die complete Keviaiou dei in KnR 
bestehenden Geaetze nicht abzu- 
warten, um dutch die verlangte 
Notification die gegenwärtig va- 
canten Pfarreien zu besetzen. 

Wir haben jedoch rerlai^t, dass 
gleichzeitig diejenigen Massregelo 
zur Abänderung gelangen , welche 
jetzt die Ansübung des kiccblichen 
Hirtenamtes und des Prieateramts, 
aowie den Unterricht und die Er- 
ziehung des Klerua behindern, denn 
solche Aenderungen halten Wir 
selbst für die Existenz der katho- 
lischen Kirche für unentbehrlich. 
Diese verlangt, dass es den Bi- 
schöfen ermöglicht ist, unter ihrer 
wachsamen Aufeicht und entspre- 
chend den Lehren und dem Geiste 
der Kirche selbst die Diener des 



,^- 



Depesche des CardinaUStaätsBecretars vöfn id. Janükr 1S83. 'Sl7 



pötl-ebbe richiedere ineno di 
questo pei suoi funzionari. Pa- 
ritnenti, e eleraentö essenzialer 
di Vita una ragionövole libertä 
neir esetcizio del poter^f e tiel 
minislero eeclesiastico pel be»e 
delle anime. Sarebbe irtdarno 
che si noniinassero alle Paracchie 
i nüovi titolari, se questi si tro- 
vassero poi impediti di agire ih 
conformitä. dei doveri ehe impone 
rofficio pastorale. 



w t 



Stabilito Faccordo su questi 
punti, sarä facile, mediante il 
Teeiproco buon volere, d'intendersi 
anche suUe altre condizioni, ne- 
cessarie per assicurare una pace 
rera e durrevole, seopo finale dei 
comuiii Nöstri desideri. 



Intanto preghiamo la Ma^tä 
Vostra di accogliere la reiterata 
espressione dei fervidi voti, che 
non cessiamo di fare per la piena 
prosperitä. della steäsa Maestä. 
Vostra e dell' Imperiale Eeale 
Famiglia. 

Dal Vaticano, 30. Qenaaio 
1883. 

sto Leo P. P. XIII 



Heiligthums fä Hnterridbteti 'ttiM 
auszubilden. Deit Steiiat wu^d^* {Qt 
seine Beamten nicht weniger als 
Das Terla&gen fcönüfen. 'In gleicher 
Weise ist eitte reeht- WAä saobg«^ 
mässe Freiheit in d^ Aüstbüng dlis 
kirchlichen Hittentiiiltes und dös 
Priestirämtes fflr das Heil dör 
Seelen eine weseiJtliche L^Bensbe- 
dingung. Es wüt^e tergeMicli sein, 
für die Pfarreieö beöö THtiläre «u 
ernennen, ' wenn die^^ sich datin 
verhindert sähen j den PflicKteH' ge- 
mäss zn: handeln vw^efohe 'das iPai- 
storalaml auferlegt; • ■- 'r 

Sobald das Uebereirikotiim^ob^r 
diese Punkte hergestt^Ut ist^ wird 
es bei gegenseitigem gtitefi Willen 
leicht sein, sich auch tibet* die an- 
deren Bedingungen zu verständigen, 
welche nothwendig öfnd, um einen 
wahren und dauerhaften Frieda, 
das Ziel Unserer gemeinschaftlichen 
Wünsche, tu siöhern. 

Inzwischen bitten Wfr Ew. Ma- 
jestät, den wiederholten Ausdruck 
der heissen Wünsche: entgegenzu- 
nehmen , welche Wir utiaufh&Hicb 
für das volle Wohlergehen Ew; Ma- 
jestät sfelbst wie auch derkais^lichen 
und königlichen Familte hegen. « 

Gegeben im Vatican, SO: Januar 
1883. 



gez. Leo R R Xtll. 
4. Depesche des Card.-Staatssecretärs Jacobini vom 19. Jan. 1383. 
Signor Inviato straordinario e Mi- 



nistro Plenipotenziario di Prussia 
presso la Santa Sede 

19 gennaio 1883* 
La risposta diretta da S. M. 
rimperatore di Germania al S. 



Aus den Gemächern des VaticfiA^ 

den 19. Januar 1883. 
Das Antwortschreiben Sr. Ma- 
jestät des Kaisers von Deutschland 



,>■■% 



•'■> .e^i 



39S D^ßesKhedes Cardinal^Siaataaeeretarepoin 191 Jakttar W^ 




Sddrct'il '22. jUL deeOFso dioembie 

fparek^ esa» oott 'tolo mamft9ta 
naovamente le coactliaDti e ben&- 
y^^4kfQ9moni ii Sna Macsti 
jB.id^ iSKUi Cfib^erno, ma e albresi 
^Ov AHQto pattd cbe si fa v^so 
]a eaoncondiä. 






I * 



:Iia..Hiaggioi: difficolüt che.a 
quaaka stii^ppöne ä.la lägislazione 
PrQasiaim iiei pantt ebe sono in 
i^Qteadüztona cou la divina co- 
iAitmtone della^ Gfaiesa cattoüca; 



.•• 'f • . 



Ora esaetdosi SttE Maestä oam- 
piachita di dicbiararev che po- 
tr^be pröstam la dua antorevole 
eooperadone/ perche dat corpi 
legislatin &i prendessero naova- 
menjte in consideraäxme le sad* 
dette leggi, quanie volte si con- 
oedease ^ notiiica delle nomine 
eeolesiafftiobe V non pu5 a meno 
di rteodoscersi , cbe nn ravvi- 
einameato si e prodotto tra i 
desideri della S. Sede, e le viste 
del tOoveroo di Berliiio. 



U Santo Padte neila nota 
lettera a MoosigDor Arcivesco?o 
di Golonia giä aveva manifesUto 
lasaa vdontä di permettere, che 
avease Itiq^o la detta notifica, 
quando sul terreno legislative si 



an den heil|g«ii Vater vom 23. v. 
M. ist mit ganz besonderem Wohl- 
gefallen und froher Hoffnung [diese 
letzten Worte hatte die Nordd. Allg. 
Zeitung in ihrer Uebersetznng des 
Schreibens ausgelassen] aufgenom- 
men worden; es bekundet dasselbe 
nicht nur von Neuem die versöhn- 
lichen Absichten Sr. Majestät und 
AUerb^hstdessen Regierung^ son* 
dem ist auch ein neuer Sefaritt zur 
Vereinigung. 

Die Hauptschwierigkeit, welche 
der letzteren entgegensteht, ist die 
preussische Gesetzgebung in den- 
jenigen Punkten, welche in Wider- 
spruch stehen mit der göttlichen 
Constitution der kathoHsdien 
Eirohe. 

Da nun jrtzt Se. Majestät za er« 
klären geruht haben ^ Allerhdcfast- 
dessen mächtige Mitwirkung ein- 
treten lassen zu können, damit die 
genannten Gesetze von den gesetz- 
gebenden Faktoren von Neuem in 
Betracht gezogen werden, sobald d^ 
NoUfication der kirchlichen Ernen- 
nungen [die Nordd. Allg. Ztg. über- 
setzte hier die Worte Notificationetc. 
mit »Anzeigepflicht«] gewährt 
würde, so lässt sich nicht verken- 
nen, dass zwischen den Wünschen 
des heiligen Stuhls und den Ab- 
sichten der Begierung in Berlin sich 
eine Annäherung volksogen hat. 

Der heilige Vater hatte schon in 
dem bekannten Schreiben an den 
Erzbischof von Köln ausgesprochen, 
dass Er die Notification der kirch- 
lichen Ernennungen [die Nordd. 
Allg. Ztg. übersetzte hier die Worte 



v-pT^'v*'^*^'*»;' 



<^ep«5cA^. 4(5^. Oar(l«»ai*Äaff«a$ec*^WrÄ' twtti i9i Janttür'l$8B, Si?Ö 



f-O. 
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dem fiebifA jderi Gbsrts^gbtoft^^ie 
enid^^cliendeir fiefoimea^^^ dtauite 

Dm iMq jefeb äUibeJEeBg^ii«^ wdfeb' 
hohm: Werth. iSeine- Jl^Iigfeelbfattf 
die iDidainf kaaierliebeii »Seiifreibeii 
enthaltenen friedlichen fitfaläMiigeii 
legt, und wie lebhaft Er den Wunsch 
hegt, mit. aller Bereitwilligkeit die 
Ursachen der Uneinigkeit zu besei- 



4 j©osti:arB ' ratto pregio ! m cni 
ijbope le paai&ehe: diofeiar^eioni; 
eontenutenella iette^a^: Imp^ri^e, 
e quant^: Viva, mAu Jiui la 
hrama. di Cav-eesis^re ßm Qgni 
proutezza le ragioni dal^dia^idio,; 
^^iui senza attend^T6.r :0sai^e 
ccfpipleto di tutöe le dispodizioni 
p^^giu4izi^yoU aUa< Chiesai, h 
di^posjta a cons^ntirej che quest^ 
per ara si limiti ad akani punti 
solam^nte, e che la conceasione 
della notifica proceda di pari 
passo, con ; la revisione . dell^ 
Ifggi. 

Ha quindi ordinato al sotto* 
s^itto Cai:dinale' Segretario di 
Stato di dicbiarare , che si da- 
ranno ai Vescoyi le opportune 
istruzioni per la notiflca al Qo- 
verno dei nuovi titolari di tutte 
le parrocchie ora vacanti^ i quali 
debbano esserne investiti con la 
eanonica istituzione , q&ando, 
pdToposte che sieno aa corpi le*^ 
gislativi le misure valevoli a ga- 
rautire efficacemeiite 11 libero 
esercizio della giurisdizione ec* 
clesiastica non che la libertä. d^lla 
educazione ed istruzione del 
olero, gli stessi corpi legisla^ 
tivi avranno raanifestato la loro 
adesione. 



tigen , ' aueh ohne dkrivpllatäfidige 
Präfang afUer- der l^th^ ^moh-- 
thefligen Besti3hm^ngeil iabzuw^r- 
ten , ist: fir gezeigt ^ eimn^itügen, 
dass sioh jene Brfifung für jeixt här 
auf einige Funkte beschränke, und 
dass die Bewilligung der Anzeige 
gleicben Schirittes niit 4^ Ee^vtislion 
der Gesrfize erfi)iga ■: u 

Derselbe haideitmaeh 4e9i tinter-^ 
zei^neten s GardinaUtaatssearptar 
befohlen,« zu^rklirr^ äass dchiiBi'^ 
schSfen erthaüt werden sollet äie 
geeign^n InfitmctioneA %\it An^ 
zeige an 'die Begierung ^fer netten 
Titulare aller A&^ jetzt vacadten 
Parocbien, welche ip dieselben ^^ mit 
canoniächer Insiätution lein^te^etzt 
werden müssl^en, soßa&I^^ nach an 
die gesetzgebenden Körparsohafben 
erfolgtem Vorschlag von Massregeln, 
welche ausreichen, um wirksam zu 
gewährleisten die freie Ausübung 
der kirchliehen Jurisdictionv sjywie 
die Freiheit der Ekriehtmg uüd f n- 
struotiott des El^^us ^r-^ diese -ga^ 
setzgebenden Eörpersehalten ihre 
Zustimmung kundgegeben haben 
werden. 



^^ 



ie dea Cm 

!a che pt 
ranea, lii 
icanze atl 
larattere s 
modi da 
maae acci 
mpiuta la 



i, profODdamente ri- 

Saa Maestä pei 

i conciliazioae cbe 

istato, nutre la per- 

la stessa Maeatä 
pprezzare l'esposta 
le , come DD DDOTo 
i quello spirito di 

moderazioDe, onde 
iti tDtti i Süoi atU 
ro Germanico, fin 

del sao Fontiflcato, 
iroo di Soa Maestä, 
ti generosi intendi- 
äo, Torrä con Lui 
li passo eguale e 

la bramata meta 
ia. 

i> neirintimo cod- 
le qaesta concordia 
ida di grandi van- 

interesai pin vitali 

e dello Stato, e 
le popolazioDi cat- 
incoli di sempre piü 
deltä al TroDo del 

iveati Cardioale ha 
rtecipare all' E. Y. 
. portarlo a notizia 
no, e ben Toleotieri 



uer ueiiige vater aat's xietste 
Sr. Majestät zd Daok verpfiichtet 
für die ihm kDndgegebenen ver- 
sOboUcben Gefühle, ist der Ueber- 
zengDDg, dass Allerböchstdieselben 
die dargelegte Entscbliessang als 
eineD neuen Beweis des Geistes der 
FreüDdschaft uDd der Mässigung, 
TOD welcfaeD alle Seiae Handlungen 
gegen das DeDtsche Reich von Be- 
ginn Seines Fontificats geleitet 
waren, erachten, und dass Sr. Ma- 
jestät Regierung, den grossmütbigen 
Absichten AUerhScbstdesselben sich 
anschliessend, mit Ihm gleicbeu 
und festen Schrittes dem ge- 
wöDscbten Ziele der Einigkeit za- 
strebeD wolle. 

Se. Heiligkeit ist fest Qberzengt, 
dass diese Einigkeit grosse Yor- 
theile fär die Lebensbedingungen 
der Kirche wie des Staates hervor- 
bringen und die katholische Be- 
völkerung mit immer nnverbräch- 
licheren Banden der Treue an den 
Thron und ihren Souverain knüpfer. 
würde. 

Das ist es , was der unterzeich- 
nete Cardinal die Ehre hat, Euerer 
Escellenz mit dem Ersuchen mit- 
ZDtheilen, davon ihre Regierung in 



i 



Depesche des Cardinal-Slaalasecrelära vom 19. Januar 1883. 

Le rinnova i sensi ilella piü Kenntniss setzen zu i 

distinta coQsiderazioDe. er zugleich die Gesini 

7- r. j T i- ■ ausgezeichneten Vereh 
L. Card. Jacobtm. 

(gez.) L. Cai 

AI Regio Inviato straordinario Aa den kSniglicfa \ 

a Ministro Plenipotenziario di ausserordentlichen Q< 

Prnssia presse la Santa Sede. bevollmächtigten Mini 

ligeu Stuh 

ITI. Die Nordd. Allgem. Zeitung vom 25. Fehn 
richtete bezüglich des Fortganges des vorstehenden 
Folgendes : 

»Gestern, erschienene Blätter enthalten die Angal 
Antwort auf die Note des Cardinal-Staatssecretärs J 
auf den Brief des Papstes erst in den letzten Tage 
Diese Angabe ist nur bezüglich des päpsdiehen Sehn 
[die kaiserl. Autwort soll am 26. Februar 1883 durch 
Gesandten v. SchlÖser übergeben svorden sein], während 
Note fiberhanpt noch nicht beantwortet ist, weil dazn eil 
wäguogen und Verständigung der diesseitigen Behdrdei 
nicht nur einzelner Ressorts, sondern des Staatsministei 
derlieh sind. Es liegt in der Natur von Geschäften rail 
Mächten, dass dieselben in ihren Details, namentlich ai 
biete, in welchem diese Details so mannigfache und 
sind, nicht durch antographe Correspondenz der Souveri 
und erfolgreich betrieben werden kennen. Die Corres 
sehen Sr. Majestät dem Kaiser und Sr. Heiligkeit de 
wie Correspondenzen zwischen Souverainen überhaupt, : 
eelheiten schwebender Unterhandlungen nicht anioendba 
nur ausnahmsweise stattfinden , um grosse allgemeine 
und Stellnngnahmen zum Austrag zn bringen, und d 
schied vergtsst man, wenn man kaiserliche und p&pstli( 
und geschäftliche Noten uno actu zusammenwirft. Im e 
geschäftliche Verhandlungen finden niemals zwischen 
sondern immer nur zwischen ihren Behörden statt, 
wägung von Einzelheiten kann niemals ihren Abschlus- 
narchiseke Correspondenzen finden. Die Beantwortung < 
sehen Note wird seiner Zeit ohne Zweifel erfolgen, ah 
nach Ahachluss und als Ergebnis» der Erwägungen all 
theiligten Staatsbehörden.«: 

Arcliiv fiir Klrchanracht. XUX. 
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Das rtt$sis6l^6 Coincordat vclm 23. December 1882; < '^ 

, Dasselbjß sqJJ, wie. vertäutet,, nicht ..pu!>]i[C|rt.7er(J^,o^j^yS^^ S^,b?9 
im Nachfolgenden die im Wesentlichen übereinstimmenden Jf^jq^ 
riebtQU der Q^-oiftnia, Polft. (Jprr. , ^Tiiö^p ,upd ji.Qs Ji;^g^f . Abend- 
blattö».' übe^ - dftS; Ziust^ncl^ikommeij : wd. .4ea< ^nhajrt. , di,^ae? ^]^W 
wieder. ; <Man^. anch 4^cÄ^y Bd. 45. S. l?;6,ff.).,. ,..;. ..r.vjys, 
Diö Vörhandlungeu wurfJep» im J^hrevlßSP i^; Wieiiibiegai^^^ 
un^ zw,ar : zwidcbeji dem damaligea.Jiluxitijas Jacolim jl^^Qv^}^ii\g%n 
Oardinal^Staatsseoretar) uad dem da^i^lj^en.rusisisph^n ,^ot^ph^fj;jefr 
V. Oubril, Die Besprechungea nahnien eine« sehr, J}^n^amen^]p^prtr 
ga^ bl8 die .russische Regierung Herrn il/()5?ö?/9M;,, IJlirectQr, dfl^ 
Departements für die »fremden^ Oultei nach Wien ent^ajidt^i. ]^9p 
einigte sich, wie die Germania vom 14. Mai 1882 Nr. 200 berich- 
tete, principiell dahin, dass die katholische Frage nicht durch einen 
Staatsvertrag im politischen Sinne, sondern durch einen wechselseitig 
vereinbarten modus vivendi geordnet werden solle. Aus diesem 
Grunde wurde von vornherein vom russischen Cabinet proponirt und 
von den Bevollmächtigten des heiligen Stuhles angenommen, dass die 
einzelnen Punkte mittelst Vorvertrag bestimmt und genau umschrie- 
ben werden sollen. Ihrer Natur nach zerfällt diese Auseinander- 
setzung in eine persönliche und eine sachliche. Zu den personlichen 
Fragen gehört die Begnadigung der Bischöfe, welche aus politischen ^ 
oder disciplinären Veranlassungen regierungsseitig von ihren Sitzen 
»amovirt« wurden;* ferner die Neubesetzung der Vacanzen in den 
fünf nicht von Capitelsvicaren verwalteten Diöcesen. In diesen 
Fragen hat die Petersburger Regierung, Dank der unerschütterlichen 
Consequenz des Cardinal-Staatssecretärs, in allen Punkten nachge- 
geben. Die verbannten Bischöfe erhalten mit Ausnahme des Herrn • 
Bischofs Borowski zwar ihre Diöcesen nicht wieder zurück, aber sie 
werden vom h. Stuhle mit neuen Titeln versehen werden und Pen- 
sionen erhalten. Auch wird es denselben freistehen, ihre Wohnorte 
nach Belieben zu wählen. Gleichzeitig wurde vereinbart , dass die 
sieben gegenwärtig als Diöcesanadministratoren fungirenden Persön- 
lichkeiten zu Bischöfen ernannt werden sollen, während die übrigen 
Sedisvacanzen noch im J. 1882 zu besetzen sein werden, üeber die 
hiefür in Aussicht genommenen Persönlichkeiten ist erst seit dem 
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■was. Concordat vom 23. Decemher JÖiSS. 

3lle üebereinstiramung bei den contrahiie^dea Par- 
1. In ßezag auf dag Bisthuin Kielze wurde bestimmt, 
kürzester Zeit regularisirt werden solle. Im Ganzen 
erfolgen fünf Neuerneanuiigen von Bischöfen, 'jtwei 
ärzeitiger Tttular-Bisch<}fe, welche Diöceaanverwieser 
efinitive VerlelhuDgen von Bischofssitzen an deren 
liiiistratoren. Der sachliche Theil der alcatholi- 
rie die Lösung der ünitenfrage bleibt weiteren Ver- 
balten. 

der sQermania« vom 8. Mai 1882 wurde weiter 
^meldet: In den letzten Tagen ist dem h. Stahle 
dsteu Concessionen gewährt , welche derselbe von 
gierung verlangte. In Polen besteht die Verord- 
Bischöfe vorbehaltlich der Bestätigung der localen 
e ihrer discretionären Gewalt l*farre« verleihen, 
ht im Sinne der Kirche sich verhielten , durften 
e nicht amovirt werden , wenn sie einmal von den 
t waren. Nach den neuesten Yereinbarungen ' ist 
tlichkeit der jurisdictionellen Gewalt der Bischöfe 
iben worden. 
rraania 1883 Nr. 11 I. Bl. nach der Polit. Corr. 

gestand die russ. Regierung damals auch berdta 
iterseminare , welche jetzt factisch vom Erzbischof 
Lngen, den DiScesanbischSfen zu untersteheD bähen, 
e sich — so behauptete die Polit. Corr. — bereit 
irauch der russ. Sprache in den kathol. Seminarien 
ens zuzugestehen, um einen geeigneten Elerus auch 
zu erzielen, welche nicht polnisch verstehen. Die 
ungen sollten in Kom geführt werden, wurden aber 
; auf Kaiser Alexander II. eine Zeit lang unterbrochen 
joris-Melikoff dieselben wieder aufnahm und Qraf 
Beschleunigung Herrn Mosaolow nach Rom sandte, 
jetzt, wie die »Pol. Corr. weiter berichtete, >uin 
einer Garantie seitens der Bischöfe für das Ver- 
ilichkeit, um die Regelung der Frage der Er- 
sepässen nach Rnssland für katholische Geistliehe, 

für die Predigten des Elerus, um die Anwendung 
tr polnischen Sprache, bei letzterer je nach dem 
jinen oder anderen Volkseleraentes , um die Ver- 
der Suffraganbischöfe, endlich um die Verpflichtung 
)utrole über die katholische Geistlichkeit io Boss- 



Das russ, Concordat vom 25. December 1882, 325 

laad und Polen dahin auszjuüben, dass dieselbe von jeder dem russi- 
sehen Staate und Gesetze feindseligen Handlung oder Etfndgebung 
abgehaltea werde. Es gelang, [nachdem der russ. Iilinist^r des Aeus- 
seren , . v. Giers , auf seiner Keise in Rom persönlich die stockenden 
Verhandlungen wieder in Fluss gebracht hatte], in Betreft aller 
Pm^kte eine Uebereinkunft zu erzielen, welche in ein SchlussprotocoU 
gebr^^cht, von Herrn v. Butienefi über Ermächtigung seiner Regierung 
signirt wurde und nun zur fornaellen Erledigung in St. Petersburg 
liegt. Die Errichtung einer ständigen Vertretung Busslands beim 
h, Stuhle ist beschlossene Sache und Herr v. Butieneff wird diesen 
Posten bekleiden.« 

Nach dem Moniteur de Rome berichtete die Germania 1883, 
Nr. 24, L Bl. und ähnlich das Prager Abendblatt 1883, Nr. 24, die 
zwischen Russland und dem h. Stuhle abgeschlossene Convention ent- 
halte acht Artikel folgenden Inhaltes: 

Art. 1. Die Frage der russischen Sprache bleibt späteren Ver- 
handlungen vorbehalten (nach dem Moniteur de Rome wäre diese Frage 
gar nicht Gegenstand irgendwelcher Verhandlungen gewesen). 

Art. 2. In Folge des gegenseitigen Uebereinkommens wird der 
h. Stuhl für die Besetzung der Bischofsstühle von Russisch-Polen 
sorgen, unter anderen sollen besetzt werden die Bisthümer: War- 
schau, Sandomir, Lublin, Plock, Wilna und Luck-^ytomir. [üeber 
die inzwischen im Consist. vom 15. März 1883 vom Papste ernannten 
Bischöfe s. die betreffende AUocut. im folgenden Hefte des Archiv]: 

Art. 3. Die hier nicht genannten Diöcesen erhalten anstatt 
Bischöfe, Verweser. 

Art. 4. Die polnischen Bischöfe können sich in der Ausübung 
ihres Pastoralamtes von Sufiraganen unterstützen lassen, die bischöf- 
lichen Charakter haben. 

Art. 5. Die von dem h. Stuhle für die bischöfl. Functionen 
ausgewählten Personen, sollen sich sowohl durch Wissenschaft und 
Klugheit, als auch durch Eifer, Weisheit und Nächstenliebe auszeich- 
nen. (In der Version des Abendbl. heisst es: »müssen von aner- 
kannt gemässigter Gesinnung und Besonnenheit sein«). 

. Art. 6. Die Diöcesan-Seminarien werden fortan in ihrer Wirk- 
samkeit nicht behindert werden (in der Version des Mon. de Rome 
heisst es hier: »Es ist beschlossen worden, dass in jeder einzelnen 
Diöcese die Diöcesan-Seminare frei existiren sollen und dass die Frei- 
heit der Erziehung und des Unterrichts des Klerus vollauf und unter 
viel günstigeren Bedingungen garantirt wird als dies gegenwärtig in 
der kath. Kirche Polens der Fall ist.« Die Pariser Defense bemerkte 
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XXXIII. 
Oesterr. Gesetz vom 16. Februar 1883, 

betreffend das Verfahren sunt Zwecke der IMeserMäha 
Seweisführunff des Todes ^). 
(B.-a.-Bl. 1883, Stttck VI. Ht. 20.) 

Mit Zustimmang der beiden Uänser dee Reicbarat^i 
anzuordaen, wie folgt: 

TodeserMärung. 

§. 1. Znr TodeaerVlärang eines Abwesenden (Ven 
der üericbtsliof erster Instanz zuständig, in dessen SpTtsa. 
lesende seinen letzten Wolinsitz und in Ermanglnng ei 
Sitzes seinen letzten Aufenthalt hatte. 

§. 2. Soweit in diesem Gesetze nicht etvas Ande 
wird, sind in dem Verfahren ober das Ansuchen ein 
klämng die allgemeinen Anordnungen über das gericb 
fahren in Bechtsangelegenheiten ausser Streitsachen in 
zu bringen. 

§. 3. Alle för die richterliche Beurtheilung ms 
tbats^blichen VerhältnisBe sind durch eine amtliche TTi 
zu ermitteln. 

In Beziehung auf die Bendtzung von Beweismittf 
die Würdigung der Beweise ist das Gericht an gesetzli 
nicht gebunden. 

Die Partei , welche das Ansuchen um Todeserklärn 
hat, und andere Personen können erforderlichen Falles a 
Temommen werden. 

§, 4. Wenn zu besorgen ist, dass die Feststellung 
Sachen, welche für die Erwirkung einer Todeserklärung t 
sein kSnnen, bei längerem Aufschübe unmöglich gemac 
beblich erschwert würde , so kann diese Feststellung not 
Ansuchen um Todeserklärung bei demjenigen Bezirksgeric 
werden, in dessen Sprengel die zum Zwecke der Peststell 
gen Erhebungen vorzunehmen sind. 

g. 5. Das Gesuch um eine Todeserklärung kann ei 
dem Ablaufe der in §. 24. a. b. G. B. bestimmten Frist 
werden. 



1) Haa TgL über diese Frage Kohn im Archiv, Bd. 48. S. 



Oesterr. GeaeCx vom 16. Febr 

Todestag ta hemehma, ao wcdcheni das E 
ist, deren Ablauf nach §. 24. a. b. G. B. di 
för den vorliegenden Fall begründet , . 

§. 9. Wenn der Äbweaeode einen. I 
hat, so kann von diesem beim Vorhimdeni 
Rechte bestimmte Erfordernisse das Begehr/ 
mit der Todeserklärung auch der Ausspracl 
die Ehe als aufg^Idst zn betrachten sei. 

Das Gericht hat in diesem Falle zi 
auch einen Vertheidiger des Ehehandes zn 1 

}d det Entscheidung, vrelche die To 
ist anch aber das Begehren, dass die fihe a 
sei, zn erkennen. 

Der zur&chgelassene Ehegatte kann, 
kl&rung des Abwesenden bereits erfolgt ist, 
Aossprnoli, dass die Ehe als anfgelM zu bi 
trftglich stellen. Das Gericht bat hierüber 
dieses Gesetzes vorzugehen, und sich iQ dei 
dem Begehren stattgibt, auf den Anssprnc 
die £he als aufgelöst zn betrachten sei. 

Der Vertheidiger des Ehebandes hat 
eine in erster Instanz gefällte Entscheidung 
enthält, dass die Ehe als aufgelöst zu betra 
ergfeifen. Das Gleiche gilt, wenn dieser 
Entscheidung erster Instanz erst in der zweit 

Bewmführwtff des Tot 

§. 10. Wenn der Beweis des Todes 
duTCh ßffentlicbe Urkunden herzustellen ist, 
§. 1. bezeichneten Gerichte der Beweis des 
Aasspruch erwirkt werden, dass dieser Bew 
sehen ist. 

Anf das Verfahren finden die Bestimm 
4 Anwendung. 

Findet das Gericht das Ansuchen um 
zur Einleitung des weiteren Verfahrens geeig 
zu erlassen, anf welches die Bestimmungen 
demog Anwendung finden , dass die Edictal 
Gerichtes, jedoch nicht auf kürzere Zeit als dre 

Gleichzeitig mit dem Erlassen des Edicl 
Cnrator zu bestellen (§. 6). 



83Ö Oesterr, Gesetz vom 16, Februar 1883. 

Die Aufnahme der Beweise kann vor dem Ablaufe der Edictal- 
frist stattfinden. 

Vor der Entscheidung hat das Gericht die Parteien über die 
Ergebnisse der Beweisführung 211 vernehmen. 

Wird der Beweis des. Todes als hergestellt erkannt, so ist in 
der Entscheidung der Tag anzugeben, von welchem bewiesen ist, 
dass^ er der Todestag ist , beziehungsweise , dass der Abwesende ihn 
nicht überlebt hat ; in dem letzteren Falle bat dieser Tag als Todes- 
tag zu gelten. 

Gemeinsame Bestimmungen, 

§. lU Dieses Gesei^z tritt mit dem Tage seiner Kundmachung 
in Wirksamkeit, und es treten die bestehenden gesetzlichen Bestim- 
mungeii, soweit sie Gegenstände desselben abweichend regeln, ausser 
Kraft. 

Die Bestimmciugen dieses Gesetzes finden auch in den bei 
einem Gerichte bereits anhängigen Fällen einer Todeserklärimg oder 
einer Beweisffihrang des Todes Anwendung. 

§. 12. Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes ist der Jostizminister 
beauftragt. 

Wien, am 16. Februar 1883. 

IVana Joseph m. p. 

Taaffe m. p. Praiak m. p. 
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1. iJ. Fi GLari FotöC&tti Min, Ob$^ Beform^ Prov..C^rni4lae LecL 
Emer: Insütutionesi Hidforiue . ecclesiasticc^ 'Novi Foederis. 
Editio quarta^ jtixta probatiores auctores emendqta.et auata a 
Mathia Hiptmair 88. Theol. Doct. et in Seminario episcopali 
Linciensi Eist ecdes, et Juris can. Rrofkssore. Cum appro- 
hatione Ordinariatus Imdensis. 2 tomi, VindobmaCji mtbptibus 
Mayer tt Comp,^ 1881. (Mk. 11). ; 

Obwohl im Allgemeinen keia; Mangel an kircbengesehichtlichea 
Compendien herrscht, so lässt sich doch nicht verkennen, daS3 bei 
aller anerkannten Vortrefflichfceit derartiger sehoa voirhandener Werke 
die Bedürfnisse zu naannigfaltig und eigaiartig sind, als dass nicht 
noch eiii tächtiges Buch Berechtignng und Platz fisdeii dur^. Es 
ist nberhaapt nicht leicht, ein Handhujch der Eircbengeatchiehte zu 
verfassen, welches Jedem das böte, was gerade er in seinen speei^llen 
Verhältnissen wünscht und braucht. Manche solcher Werke eignen 
sich eher zu gründlicherem Privatstudium, zum Nachschlagen u. s. w., 
als für die gewöhnlichen Zwecke der Examina oder der Repetitionen 
an Seminarien und Convicten, wesshalb ihre sonstigen Vorzüge in 
solcher Beziehung häufig zurücktreten, unser vorliegendes Buch 
nun will ein Leitfaden namentlich für die Seminarien sein; es ver- 
dient indess auch in weiteren Kreisen, zumal in denen der Theologie- 
Studirenden überhaupt, Eingang und Verbreitung zu finden. Der 
Schluss auf seine Brauchbarkeit, zu dem wir schon aus dem Um- 
stände berechtigt sind, dass es bereits in vierter Auflage erschienen, 
wird durch die Prüfung des Inhaltes bestätigt. An erster Stelle 
müssen wir besonders die grosse Klarheit, die einfache, edle Sprache, 
welche nirgends den Ton leidenschaftlicher Voreingenommenheit auch 
nur leise verrathen würde, die objective Ruhe, massvolle Ausdrucks- 
weise, sowie die Tasslichkeit und Leichtverständlichkeit rühmend her- 
vorheben. Es ist ein Studenten- oder Studierbuch. Die erwähnte 
Klarheit wird erhöht durch die Deutlichkeit des Druckes. Vom 
eigentlichen Text werden die Ueberschriften oder Titel der Paragra- 
phen durch kräftigen Fettdruck hervorgehoben. Das Format — Oc- 
tav — ist ganz das für ein Compendium passende und macht es 
zum Studium recht handlich. Die Verlagshandlung von Mayer in 



lienis^be Kirche des 18. JahrbnQderi» -^ary wie ein BHpl^ m Sßfii^ 
diMs XIV; Werk von der Diöcesaiisyn^de; zeigt, ,Qb!^ltow>fruebtbjif 
an solchen kivchiichea Veraammlaägen.. Auch, im la^fQD4eii .Jalilh- 
handert tf^ffonwir.siä iliebriaeh aa^ wähi:«n&sie)!n{Uib,^ar;'iieit 18&j^ 
volhogenea ttetgreileodea politisehea ümgeHaJttmg 4er ga]J^jtp90 Y^ 
der BildSäefae? deäfcirchliefaen Lebens /T^exisebWindmii Ujupacfr^^K^g^ 
sind die Bestrebungen des ans der ,altberahm.tfe^ ße^ikt^r^btei 
La Ca^a hervorgegangenen Erzbisehofs von Neapel^ Jfs|$r. Si^ttfeAicß^ 
um Wiederi^lebung des genannten .Institute m begrnssen. .Pbh* 
Stamm des neapolitanisGfaen Elerusy zn welähem MiMianA^ilieb die f^h 
iBttä Domherrn Sanseverino gestiftete, btnte vorzügliohrijbrcfa/ Tala^ 
repräsentirte Philosophenscfanle nechnen^ yerdi^t ubsera^Volk Äner^ 
kennuDg. Anderseits sind aber die politiaehen Be^Qgüngei|.d^r;let7r 
ten Jahrzehnte, sodann aueh die geistigen Str^mangen Italiens, 
wo Hegd in gewissen Kreisen die Huldigung det Anbetung ena;- 
pfängt, nicht ohne Spuren an der Geistlichkeit vorübörgegaugen. 
Dazu kam, dass der gegenwärtige Erzbischof unter hö(^st scbwieri- 
g^en Verhältnissen, welche sich aus der Stellung der Begierungsorgane 
zu dem päpstlichen Ernennungsrecht ergaben ^ sein bohßs Amt an- 
trat. Um das Bewusstsein der Zusammengehdrigk^it im Klertis zu 
heben und die Hingabe an seinen beschwerlichen Beruf zu stärken, 
schrieb der Prälat eine Diöoesansynode aus, die an den Tagen vom 
4. bis 7. Juni 1882 in Neapel abgehalten wurde und deren Deerete 
nunmehr vorliegen. 

Nach Mittbeilung der einleitenden Yerhandlungen folgen fönf 
Constitutionen: 1. DePide; 2. De Sacramentis ; 3. De cultu tlivioo ; 
4. De Disciplina; 5. De Foro et de bonis ecclesiasticis. Ein Anhang 
enthält dreizehn päpstliche Decrete und erzbisehöfliche VerordnuDgeii, 
deren im Verlauf des Contextes gedacht wurde. Eine recht prak- 
tische Anordnung sind die den einzelnen Constitutionen angejbängten 
knappen Canones, welche den Inhalt der Verordnungen kurz re^u- 
miren. Die Constitution über den Glauben verfügt pag. 6. Ab- 
legung des Glaubensbekenntnisses seitens der zu eiiiem Cauomcat be- 
förderten Geistlichen vor dem Kapitel, und ausserdem vor. dem Or- 
dinarius oder seinem Generalvicar. In der That ist das gepieines 
Recht, von dem man, unseres Wissens in Deutsehland manaherorts 
in sofern abgeht, als die Eidesleistung ausschliesslich vor dem Kapitel 
erfolgt. 

In lebhaften Farben schildert die Synode (p, 9—10) die dem 
Glauben seitens der protestantischen Propaganda drohenden Geiahren. 
Namentlich^ hat englische und schottische Bigotterie es an eifrigen 
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BMfebmgen nieht fehtea lassen, om denr Sädlftnder srinea Ghaben 
zu nehmen. Indess trotz aller Geldgeschenke, evangelischen Blättern 
und Traktätchen sind doch keine Erfolge zu verzeichnen, und die 
wenigen BeUkörten iaUea, sobald äussere Yortheile versieehen, dem 
Mtsettiichsten Unglauben mm Opfer. Zu den Begmstigeni der 
Irrlehrer rechnet die Synode solche, >qai haeretÄcoram templa «älra- 
nntf vel constroctionem dirigunt, vel molinntur, uti sunt architecti» 
mancip^s^ fabrorum noiagistri« aliique omnes, qai saxa, materiam et 
caetera hujusmodi aedificiis necessaria suppeditant. Poterant exca- 
sari a culpa gravi taabimniodo fabri eaementarii eeterique artifices 
qni ex necessitate ibi laborant« (p. 11). In die Kategorie der Ooope- 
ratores haereseos werden versetzt »typographi et omnes illi, qni in 
libros edendos haeresim sive propugnantes, sive continentes laborem 
vel ^Mram eoaleruntc (S. 12). 

Auf die Beneficialverhältnisse des Südens werfen die Reservat- 
fälle ein grelles Schlaglicht. Sie beziehen sich auf fingirte Weihe- 
titel und unbefugte Belastung des klerikalen Patrioioniuros, welches 
als Ordinationstitel diente. Kleriker, welche zwei oder drei Messe» 
an dem nämlichen Tage zu lesen wagen, verfallen ebenfalls, samint 
dem Pfarrer oder Eector, der sie mit Wissen zur Celebration znge- 
lassetti reservirten Gensuren (S. 52). Die Zerfahrenheit der politischen 
Verhältnisse Italiens, die leider viele Geistliche in ihre Strudel ge- 
zogen hat, bietet den Schlüssel zum Verständniss der Verfügung, ge- 
mäss welcher kein fremder Priester ohne vorherige Erlaubniss des 
erzbischöflichen Generalvicars Messe lesen darf (S. 88). Auch mit 
den unirt'griecbischen Priestern Unteritaliens befasste sich die Sy- 
node. Nur in dem Falle kann ihnen die Darbringung des Messopfers 
in lateinischen Kirchen gestattet werden, wenn sie unter lateinischen 
Bischöfen stehen und vorschriftsmässige Testimonialien aufzuweisen 
in der Lage sind (S. 89). 

Aus dem Capitel über den Gottesdienst seien hervorgehoben die 
heilsamen Bestimmungen bezüglich des Kirchengesanges, der aller- 
dings einer strengen Beformation bedürftig sein muss, wenn die 
Synode verfögte: »Paesertim cymbalum novae constructionis , Yolgo 
Pianoforte, ab Ecclesiis Nostrae Archidioecesis omnino excludantor.« 
Eingehende Bestimmungen bietet die Synode über den Chordienst 
der Canoniker an der Domkirche. Die Zahl derselben ist heute noch 
so gross, dass an vielen Tagen des Jahres sogar das Matutinum 
cum Laudibus durch Gesang persolvirt wird. Ausser den Canonikern 
zÄhlt die Domkirche in Neapel noch Priester (einfache Benefieiaten) 
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Haynald, Stat, eccL Coloc. ; Umschius, Kirchmr, ; l40ii&&n^ K. Krieg* ^35 

»quibus Quaäraginta ootn^n inditum, quia cum Hebdoxaadarii^ riuH 
merum quadragesimum complent« (p, 120). . 

Die vorstehenden Notizen mögen einen Begrifif von den Wl- 
samen Bestimmungen der Synode geben, welche uns das Bild' eittes 
ebenso gelehrten, wie seeleneifrigen Erzbiseliofs und ein^ aiiofa tifftter 
schwierigen kircbenpolitischen Verhältniffien in . seinein hoben Berufe 
selbstlos wirkenden Klerus entrollt. ? . 

Köln. Dr. Be\le$heim. 

3. Stattda ab em. et rever, Dom, Ecclesiarum Oolocensis et Bac- 
siensis archiepiseopo Lud, S, E. E, Haploid pro (»rchidioe'e, 
sua a die 4, Junii 1867 usque ßnem omni 1S79 t%m e eot^e- 
rentiis diaeeesanis^ Uxm peetdiotrilMus measwnibim spastsim edita^ 
nunc vero pro faciliore eleri mrati usu in unmn collßcjta, 
Coloczae 1880. Malaiin et Hofineyer, typogr, archiep. IL fol, 
et 342 pag. 4^ 

Card.-Erzbischof Dr. Ludtvig v, Haynald hielt in seiner bisch. 
Residenz zu Golocza in den J. 1869, 71, 72, 78 and 82 Didoesan- 
conferenzen ab. Die da nach Berathung mit seinem Klerus er- 
lassenen Verordnungen betreffen mehr oder weniger alle Zweige des 
Kirchenrechts und der Pastoral. Die des J. 1882 bilden die pp. 
105—132 der circ. litterae a. 1882, die ProtocoUe der früheren 
Diöcesanconferenzen nebst den wichtigeren, bei verschiedenen Ge- 
legenheiten erlassenen Bestimmungen bilden den Inhalt der obigen 
werthvoUen Sammlung, deren Gebrauch ein alphab. Inhaltsverzeich- 
niss erleichtert. Die Erlasse und treffenden Belehrungen von allge- 
meinerem. Interesse werden wir nach und nach im Archiv abdrücken. 

4. Das Kirchenrecht der Katholiken tmd Protestanten in Deutsch- 
lamd^ von Dr. P. Hinschius^ o. Prof. d. ü., Bd, 5, IL Hälfte, 
2. Äbth. Berlin, J, Guttentag, 1883. VIII u. 853 S. M. Fol. 

Auch dieser das kirchliche Gesetzgebungs- und Verordnungs- 
recht einschliesslich der Privilegien und Dispensen und der Lehre 
vom Placet historisch und nach seiner heutigen Geltung eingehend 
behandelnde Schluss des III. Bandes des nun rasch vorwärts schrei- 
tenden Werkes bietet eine Fundgrube reichen Wissens. Die histor. 
Erörterung erscheint uns zwar theilweise mehr nach dem Standpunkte 
des Verf. construirt, als einfach an der Hand der Quellen und That- 
sachen dargelegt zu sein. Die Lehre vom Placet wäre wohl über- 
sichtlicher nicht in einen historischen Theil (§. 190.), und heut, 
staatl. Recht (§. 197.) zerrissen worden, zumal bei der histor. Dar- 
stellung auch das heutige staatl. Placet skizzirt wird. Bei der Darstel- 
lung des Dispensationsrechts werden schon einige» aber bei weitem 
nicht alle Details des Ehedispensrechts berührt, so dass bei der 
künftigen Erörterung des Eherechts hier Wiederholungen und unseres 
Erachtens auch wohl einige Modificationen dieses und jenes Punktes 
nöthig werden. Die S. 849—53 enthalten mit Petitschrift Nachträge 
und Berichtigungen zum Bd. 3. 

5. Der Kölnische Krieg von Max Lossen , Vorgesch. 1565—81. 
Gotha, F. A. Perthes, 1882. XV u. 781 S, 8. (15 M.). 

Der Kölnische Krieg, dieses wichtigste Ereigniss in der deutschen 



cker, Friedennoerk, - 

dem Angab. Rel.-PriedeB (1555) und dem 30jihr, 
ier dnrch bayer.-spanische Waffen unterdrückte 
iformirten Bekenntnisa übergetretenen Kurfürsten 

Erzstift Köln die protestantische Keform durch- 
gel. Beichastfiodfln die Mehrheit im Kurfürsten- 
s Entscheidung bei der Kaisarwahl ia4ie Hand 
ehforschntig zahlreicher deutscher Archive 'neben 
zeitgenössischen und sp&teren Literatur ergab einn 
»ff, dass schon die jetzt vorliegende interessante 
j Köln. Krieges einen starken Bd. füllt. Diese 
den um die >Frei3tellUDg,< d. b. nm die Za- 

Bekenntnisses iu den dentsdten HochstifterB von 

Kampf, besonders in Beziehnng auf KSln and 
in Beziehung auf Lüttich, Paderborn, Magdeburg, 
leim, Osnabrück, Freiburg, Begensburg und Salz- 
bei den Bischofswahlen dem protest. Bekenntnisa 
ende Oandidaten durcbzusetzen nnd demgemäss 
ih ein tüchtiges Stuck Kirchenrechtsgescbicbte: 
hlen und das Treiben der adeligen Doracapitel 
der Sedisvacanz. Der Verf. hat den Stoff treff- 

aehen wir von wenigen katholisch nicht correc- 
ind einiger Polemik gegen die Jesuiten ab, aucb 

klar nnd anziehend dargelegt. 
ed&tsicerh im hadischen Cidturkampfe voti Th. 
ntrg, Herder, 1883. VIII u. 118 8. 8. 
1 ist die Beilegung des staatskircblichen Examen- 
ekanut (vgl. Archiv, Bd. 44. S. 161 ff.). Vor- 
Äbg. Wacker erzählt den historischen Verlauf da- 
gesammten Quellenmaterials und streng objectiv 
sehr nerthvollen Beitrag zur neuesten Kirchen- 
Fenn^. 



XXXV. 

r spanischen BischSfe vom 6. Jan. 1883 

}um multa vom 8. Dec. 1883 (3. 0. S. 278 ff.) 
ixte in der Madrid. >Unionc vom 10. März 1883 

mit Ausnahme des Bischofs von Daulia, des 
der Gebrüder Nocedal, welche durch ihre liberal- 
bungen die Gncyclica veranlassten, von allen 
net. Die Bischöfe erklären , dass sie die ihnen 
gegebenen Rathschläge zur strengen Richtschnur 

dass ihre Unterwürfigkeit eine aufrichtige and 
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XXXVL 

Die Wahl-Capitulationen der nirstbischfiff von Bäinlberg. 

Voa Dr. P* Wittmcmn, 8er^ior. .. » 

Die sogenannten > Wahl-Capitulationen« oder »Bischofs-Eide« 
(capitulationes, sive jurameata episcopalia) entwickelten sieh, j^e 
in andern deutschen Diöeesen^), insbesondere auch in der Bambergi- 
sehen, welche allmälig und seit 1399 vollständig eine Domäne des 
fränkischen Adels geworden war*^), in einer sehr bedenklichen Weise. 
Au$ rechtmässigen 3.) Verpflichtungen der Fürstbischöfe und freiwil- 
ligen Zugeständnissen einsselner derselben (Thienoo, 1201 ^ Bertbold, 
1265, Leupold, 1326, Werntho, 1328) *) entstanden , erhielten die- 
selben seit der Annahiiie der ersten^), eigentlichen Bamberger Wahl- 
Capitulation durch den Fürstbischof Friedrich von AufießS (»Statu- 



1) S. Bruderi diss. >de Capital, Episcoporum Germaniae,« Jenae 1737; 
Vering, Lehrb. des kathol., or. und prot. Kirchenr., 2. Aufl. §. 143. S. 579 f. 

Note 13 und die dort cit. Lit. 

2) C. Hufler, Fränkische Studieii, Bamberg, 1849—52, III, S. ClI— CV. 

3) Deer. Gratiani, Can. 2, causa 8, qu. 3. 

4) Höfler, 2L, a. 0. III, S. LXVIII, vgL LXI. XCVI. CY. Schuherth, 
Nachträge zu seinem bist. Versuche über die geistl. und weltl. Staats- und 
Ger,- Verfassung des H. St. Bamberg, 1792, S. 42, erwähnt, ohne Nachweis, 
Capitulationspunkte. des F. B. Leopold von Grundlach, 1295 (irrig). 

5) Ussermann, (Episc. Bambergensis, 1802, I. 193—194) bespricht, mit 
entschiedener Missbilligung eine »Capitulatio probrosa« — nämlich »Capitulatio 
seu juramentuni Alberti IL electi epiacopi Capitulo praestandum, d. d. 27. No- 
vembr. 1398,« und theilt dieselbe im »Codex probationum« (p. 222—226) voll- 
ständig mit unter der üeberschrift: »Ex archiyo apud Pfeufer€ (»Beytra^e zu 
Bambergs Geschichte,« 1791, S. 379-396). Der geheime Archivar B. Pfeufer 
gibt jedoch für das von ihm beigebrachte Notariatsinstrument keinerlei Nach- 
weis. Da nun einerseits dieses angebliche »juramentum« als ein von dem 
> Albertus 11. electus Episcopus Bambergensis« erst zu leistendes bezeiöh- 
net wird, anderseits in dem betreffenden Instrument »Albertus comes de 
Wertheim« unter den Übrigen Domherren nur als »Cantor,« nicht ab »Electus 
Ep.« aufgeführt ist, so lasst sich daraus nicht beweisen^ dass Albert nadi seiner 
Erwählung die erwähnte Capitulation angenommen h*be. Im J. 1745 war den 
Käthen und Archivaren des P. B. Friedrich Karl nichts von einer solchen 
bekannt. Im k. Kreisarchiv B. befindet sich nur eine, aus einem kleinen und 
grossen rothen, domcapitlischen Copialbuch entnommene Abschrift einer »Lit- 
tera instrumenti super novo Statuto et certis articulis servandis per Ep. Alber- 
tum d. d. 11. Febr. 1400«, welches aber von der »Capitulatio« wesentlich 'Ver- 
schieden ist. * : . . 

ArohiY rOr Kirohenrecht. XLIX. 22 
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tum perpetnqm«) mehr nnd nieh 
setzen iriderstreiteude Gestaltung 

Obwohl ihre sorgfältige Ge 
verbürgt war, erlangten doch die 
den achwe.ren Nachtheilen, welcl 
tionen verursacht wurden, und 
schiedenate. Allein die Für9tbia( 
noQ vor ihrer Wahl sich anferlet 
mittelbar nach derselben ansferti^ 
eidlich verpflichtet, die Lossprecli 
dem Papste, oder dem Kaiser, 
ohne ihr Zuihun ertheilt würde, 
also nicht wnndem, wenn diese W 
hundert hinein in der alten Fem 
keit erst im Jahre 1745 vollstän 
geschah diess durch eine nmfassei 
P. B. Friedrich Karl , Graf von 
üess, nachdem das Domcapitel 9e 
läufigen Beschwerdeachriften *) n 
Sprüche bei dem Reichskammer 
gleichfalls dem Druck übergeben 

Die bezeichnete >Rg. PrüfTi 
schichte und Kritik der Bambet 
gänznng dienen die zahlreichen > 
berg, in welchen jene enthalten : 

Selbstrerständlich kommen 
tracht, als dieselben — neben ei 
sUmmungen — iirchmrechtlich i 

Bereits die erste Bamberg 



1) Eine eolcbe Klauael Btammt^ 

2) >Iiechtsgegrundet« . . . Prüfini 
Dhomkapitola wider das Eochetifft n. 
schein gebrachten Scbrifl'ten . . ., gedi 
ten Tort, Torwort n. 174 nrkandliohi 
fiibl. des k. Ereisaichivg zs B., FoUi 
>Capitiilatio sive jaramentnm episco] 
Bbg.> (de a. 1693, 19. Oct., 54 folia, 
ans Kloster Laagheim ataTomenden, t< 
»Bg, Ptüfnng. in der k. Bibliothek i 
voran gebnnden. Auf dem Exemplar 
mal: »dieses Ut ans den geheiluen Es 

3) K. Kt. A. B., hiat. BibL, Sfci 
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F. B. Friedrich vört Aufsees ^) (1422—1432) im J. 1422 auferlefgt 
wurde, enthielt solche Punkte 2): 

a) Der Fürstbischof solle — ohne Einwilligung des Capitels — 
keinen Zehent, keine CoUecte, kein Subsidium charilativum von der 
Geistlichkeit und den Klöstern der Stadt und Diöcese Bamberg ver- 
langen und erheben können, selbst wenn er mit oder ohne sein Zu- 
thun die päpstliche Bewilligung dazu erlangt hätte. ^ 

b) Der Domdechant solle »judex Ordinarius der Stadt und Diö- 
cese Bamberg« (erster Instanz) in unbeschränkter Weisb sein. 

' c) Der bischöfliche General- Vicar solle sich nicht Bambergi- 
scher Official nennen. 

d) General- Vicar solle immer einer von den Domherren sein, 
welcher sich zur Beobachtung der in der Wahl-Capitülation enthal- 
tenen Punkte eidlich verpflichten müsse. 

e) Der Fürstbischot solle keinem Andern, als einem dazu taug- 
lichen Bamberger Domcapitular die Propsteien von St. Stephau, 
St. Maria in der Teuerstadt (St. Gangolph), St. Jacob u. s. w. 
(d. h. St. Martin in Vorchheim, alte Kapelle in Regensburg) und 
andere Aemter, Commenden, Verwalterstellen übertragen. (Zu diesen 
teservirten Aemtern gehörte die Scholasterie , Cantorie und Custorie 
nebst dem Archidiaconat Eckolsheim; zu den Commenden: Erlach, 
Kothmannsthal, Vorchheim, Ebersberg, Wolfsberg in Kärnthen nebst 
mehreren andern «). Die Pfarreien,, welche dem Bamberger Dom- 
capitel zur Verleihung an seine Mitglieder (als sinecuristische »Ober- 
Pfarrer«) überlassen werden mussten, waren: ü. L. Frau in Bam- 
berg, Hallstadt, die obere Pfarre in Kronach, ßotstall, Holfeit, 
Amblingstadt, Haag im Gebiete Salenberg, ob der Ens*), kurz vor 
dem Abfall auch die Pfarreien St. Lorenz und St. Sebald in 
Nürnberg). 

f) Kein Domherr, welcher in Bamberg zeitweilig wohne, solle 
irgendwie gezwungen werden, bei einer andern Pfründe, die er inne 
habe, Residenz zu halten, auch wenn die Pfiründe ein Personat 
(Dignitarier- Würde), oder eine Pfarrei wäre. 

g) Der Fürstbischof solle keine geistliche oder weltlichen Per- 
son in den Domherrnhöfen oder den Immunitäten verhaften und aus 
denselben hinwegfuhren lassen. 



1) Ussermann, I. 197—199. 

2) »Rg. Prüffung« II. S. 570—574; Original P. U. mit S. im k. Kr. Archiv 
Bamberg. 

3) Capitulatio Lotharii Francisci Ep. Bbg. §. 16. 

4) Capitulatio Loth. Francisci Ep. Bbg. 1. c. 

22* 
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' b> in Iceiivem Falle solle t 
Absolntiön, ftetaxation, RbToeat 
Bidäs ,' oder eines Punktes dessc 
^er eiaefa andern Obern, nede: 
Andart]; oder Andere zu erwirke 
erine sdlohe von irgend Jemand 
au» fVeietti Entechliiss des Papst 
Eaisen) g«w^rt wfirde, diesell 
ubd annehalHir^ eracfaton , niocli 
.dem sllee tmd jedea 'Bidzolae vc 
jedes fflr sich treulich, fest und 
beaebten ohne Trug und Arglis 

Da diese Wabl-Capitalat: 
-welclifl die weltlichen Rechte d< 
tlgten, erbeb der rOmisebe EödI 
päpstlicben Stnble. Papst Mart\ 
gateü, Cardinal Julian , dnrcb i 
idus Februar, a. p. XIV. (ö. 
Funkten unbegründete, in ändert 
in andern der bitchöflicbeu Wä] 
geistlicber Hinsicbt schädliche 
sei, für null und nichtig zu erl 
den domcapitliscbea Büchern au 
und andere geeignete Mittel zu 
geltend gemacht wfirden.< 

Obwohl nun der rjjmlsche 
eine goldene Bulle *) (mit Einsc 
?om 2. August 1397) zur Wahrai 
biacbofs bezüglich d6r »Immuni 
pflichtete das Domcapitel bereit 
wählten F. B., Ätittm von Boienh: 
einer neuen, etwas erweiterten \ 

Ebenso den F. B. Georg vo 



1) Eg. PrBffnng, U. S. 574—51 
treffende Balle Tollständig abgedmcfc 

2) Bg. pTüffnng, Beilagen, I. ' 

3) Schuberth, bist. Teraach Q 
1790, S. 43-44; 163 ff.; Pfeufer, B 

4) VagermafM, I, 200—202, 
6) Eg. Prllff. n. 3. 575-57«. ( 

daaelbat ein dsroof bezüglichea Notai 






F. WUtnianth WahlACapiiulaUonen^der.Fii^rstJßUch^fe^VA Bamberg. HAI 

145&^)) mit Naditrag vom &. Ju]i 14&d^);')d^s9gleiiahien jd^Q F. B. 
Phä^^ Graf von Hmneberg (1475-Tr.US7) ^ 10r.F€ä>ri^ftr:t476[^. 
Da jedoch Letzterer bei dem Pa$»i:v0ii seinem' Stsebofaeid io fiiv^^eu 
Punkten IKspieose erbot ^),ma€lbte das Dom/e9rpitel «iite.ii^Ei^igUDg«^) 
ge^n äenselbeb. . Papst 5ia?tfüs i F. verwarf .die: Cj^pitnIdtioprWMr^t 
in strengen Worten^). Mlein.t Philipp und. !daB;>Oapii»l k^man^^uji)^'- 
ein; den Eür^isohot Wilhelüi von Eicbitädt als SobiadBr^^h^A mf- 
anstellen^)» Sein Aaesj^rucli., erlaseen äüf eiaaem Tftg äUl Nftrjftberg 
»tüit beider Tbeil' Wissan 'ünd^ Willen, MonUg nacht Simonis mi 
'Jiidä,> nechst verschienen« {29^ Oct. 1481), beurk«lBc(et m Eieiistadt, 
Montag naeb St. Eanigundis (4. Mftrzr 1482)^)./ bestältig-te. mehi^ere 
Punkte und änderte andere ab. Naefadem der Papst ¥on beiden 
Tbeilen Bericht darüber, erhalten hatte, hob efr die dem.Fufatbischof 
ertheilte Dispense von der Wahl-Capitulation förttilidh auf u^d ; be- 
stätigte die letztere nach Massgabe des erwähnten ^ Sdhiedsriehter* 
Spruches durch die Bulle vom 21. Februar 1482^). 

Da aber in beiden Urkunden die abgeänderten Artikel sieht 
näher angegeben sind und keine weitere dar&ber vorhanden isft, an- 
dern bloss eine nnklare domcapltlisehe Aufzeichnung ^<^),iä3&t.sich. nicht 
mit Bestimmtheit angeben, in wiefern dieselben von tveaentlieli^ Be- 
deutung waren. ^ 

Unter demselben Datum bestätigte der Papst die Privilegien 
des Domcapitels und der CoUegiatsrtifte ^i). 

Dem folgenden F. B., Heinrich Gros vm Trociott, (1497--1501) ^), 
wurde wieder eine Wahl-Capitulation von 60 Artikeln mit der ge- 
w5hbliohen Pönal- und Schlussformel auferlegt ^) (h Febr. 1487). 



1) Abschrift ebendaselbst; vgl. Ussermanny I. 203. 

2) Abschrift ebendaselbst. 

3) Copie, ebendaselbst mit 8 Beilagen wegen Haltung des Jüraments; 
vgl. Üssermann, Ep. Bamb., I. p. 205 — 206. 

4) Acta des Domcapitels contra P. B. Philipp (vgl. Note 3. p. 841). 

5) Ferg. U. d. d. 17. Aag. 1431 mit 20 Siegeln; »Aot& a. Han^ltmgon« 
11» 6. w. Papier-Libell niit 78 Bl. 

6) BuUe Siztu8 IV. vom 21. Febrnar 1482, Orig. im k. Kr. A. B., 
Perg. U. mit Bleibulle, abgedr. in Eg. Pruffung, Beil. I. Nr. 160. 

7) Ebendaselbst. 

8) Orig. Perg. ü. mit Siegel im k. Er. A. B. 

9) S. oben, Note 6. p. 341. 

10) »Acta und Handlungen,« Bl. LVIII. ff. 

11) Or. Perg. U. mit Bleiballe iin k. E. A. B. Zur Beurtheilung der- 
selben vgl. Rg. Pruffung, I. 302—305. — 12) üssermann, I. 206—212. 

13) Im k. Er. A. B. nur in Copie vorhanden; in Bg. Pruffung nicht 
erwähnt. 
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Die Wafal-Capitolation dt 
fdde» 1501—1503»), (d. d. 3. 
weiiert Neben andera wid«il 
aneb jene, dass der Biscbof >o 
CapitelB keiae Sjnodal-Oonstita 
lifllikeit, oder der Stadt Bambc 
einen Befehl aber die Eanz^ i 

Bis Eam Beginne des 16. 
bwger Wahl-Capitnlationen ber 
iniqnitatisc and manche ihret 
scbädliefa,( beseichnet werden 1 

F. B. Veii war durch sei 
bnnden; deon er starb bereil 
sein Nachfolger Oeorg, Marse) 
1503, gestorben 80. Januar 15 
hielt 65 A.rtikel. Noch etwas 
Georg von Limburg {1505—1 
Bchworene *). 

Viel kürzer und wesentlii 
nur auf weltliche Dinge bezOgl 
P. B. Weigand von Bedteiie 
untermcbnete '"). Die von sei 
(1556—1561), Georg, Dichs v 
nur noch unrollatändig TOrhan< 
erwähnten. 

"Weit ausffihrlicber wart 
P. B. B., VeU von Würgburg (1 
and Johann Georg Zobel von 
worden, letztere am 3. Septem 

War schon iu früheren ! 
eine Person und die Vemachlä 

1) üasermann, L 213. 

2) Oiig. Feig. U. 9 Bl. gt. ] 
flmg, n. 577— 5?1. — 3) Rg. PrOff 

4) Vssermann, 1. c — 5) I 

6) Im k. Er. A. B. nur in A 

7) Uiiermann, I. 214—215. 
9) Uaaermann, I. 215—218. 

wovon nnr 2 tieschrie1)ea. — 11) Ut 
Bchriebene Blätter. — 13) Usaermi 

14) Parg. D. im k. Kr. A. B., 

15) [/««ermann, I. 220—221, 
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Eirdfcetirecht unzulässig ^) , 130 musste es um sc^ verwöirflidifer er- 
scbeiöen, wenn in Wahl-Capitulationen, wie die ebenbezeicbnete^^^ie 
DonH^apitel niebt nur eine ganze Reihe von Fropsteiaa, Pfarreien 
u. s. w. ihreü Mitgliedern rorbebieltän, soüderä dieselbeü aoeb zum 
Voraus von der Besidenzpflieht losmachten, nachdem dBß Gontüivon 
TWem^ solche Missbräucbe entschieden yertirtbeilt hatta (JBeto. VII. 
c. 4. de ref.; sess. XXIV. c/ 12. de ref,). Allein^ das Bamberger 
Domcapitel kümmerte sieh während dieses Ooiteüs usdnaob dem- 
selben wenig um solche Disciplinar-Bestimmangeu^ giteichwie es auch 
dem Papste und seinen Nuntien gegenüber nicht immer den schul- 
digen Gehorsam zeigte *). Weder durch deu grossen Abfall des 
16. Jahrhunderts im Allgemeinen, welcher das Ffirstbistbum^ Bam- 
berg dem Untergang nahebrachte, noch durdi den Bauemkrieg^ der 
ffir dasselbe besonders gefahrdrohend war, liessen sich die Bamberger 
Domherren auch nur im Mindesten von ihren alten Anmassutigen 
abbringen. 

Unbedenklich umstrickten sie die drei F. B. R, welche von 
1580—1591 gewählt wurden, in der alten missbräuchlichen ''Weise 
mit Wahl-Capitulationen {Ma/rtin von Eyb^ 1580—1583, d.d. 13. 
Oct. 1580*); Ernst vm Mengersdorf% 1583—1591, d.d. 20. Febr. 
15846) ; Neythard von Thüngm'^, 1591—1598, d. d. 14. Dec. 1591 »). 
Letzterem liess Papst Clemens VIIL durch die S. Congregatio 6er- 
maniae unter dem 20. August 1593^) melden: »Se. Heiligkeit würde 
es tief beklagen, wenn der Fürstbischof sich von seinem Capitel 
durch eine jener Wahl-Capitulationen hätte umgarnen lassen, welche 
seit längerer Zeit zum grossen Schaden für die Seelen leider üblich 
geworden seien. Sollte ihm derartiges willfahren sein, so möge er 
sein Gewissen geiiau erforschen und in jenen Stücken, bezüglich deren 
er sich nicht sicher zu rathen wisse, vertrauensvoll seine Zuflucht 
zur Hilfe des apostolischen^ Stuhles nehmen.« Allein gerade das, ja 
sogar die Annahme einer ohne Zuthun des Oetesselten von dem 
Papste angebotenen Hilfe war durch die offenbar frevelhafte, dem 



1) Alexander IIL (1170) und Innocenz IIL (1216) C. 13. X, de praeb. 
3. 5; C. 28. X. d. pr. 3. 6; Thomaasinus vet. et nova eccl. disc. p. 2. 1. 3. 
c. 30 squ. 

2) B. Pfeufer. Beyträge zu Bambergs Geschichte, S. 49—53. 

3) üssermann, I. 221. — 4) Perg. U. (12 Bl.) nebst Absehrift. 

5) üasermarm, I. 222—224. — 6) Perg. TJ. im k. Kr. A. B., ohne 
Siegel, 12 BL — 7) üsaermann, I, 224—226. 

8) Orig. Perg. U. mit 2 angeh. Siegeln, nebst Oopie im k. Kr. A. B., 13 Bl. 

9) »Qaaedam S. S. Domini et S. Germaniae Congr. nomine exhibenda 
Emo. D. Ne^thardo« in den b. Wahlacten des k. Kr. A. B. 
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dorff und Rudolph von Stadion^ Gapitolare, hatten Tag^ zaror ein 
besiegeltes üebereinkommen *). getroffen, gemäss welcheb derrieöÄn* 
wählende F. B. verpflichtet sein sollte, eine Wahl-Oapitulatioti wie 
jene seines Vorgängers zu beschwören und den Be$chwei*den abzt^ 
helfen, welche wegen Nichtbeobachtung derselben mehrfach erhöben 
worden. In Folge der Kriegswirren konnte die Ansfettigüng der 
Wafal-Capitulation erst am Iß/Mära 1635 stattfinden «). Die darauf 
folgenden, des F. B. Melchior Otto, Voit von Salzburg % 1642— 16S3, 
Philipp Valentin y Voit von Hienech^) , 1653—1672, Peter ThiÜpp 
von Bernlach% 1672—1683, sind datirt vom 25. August 1642«), 
12. Februar 1653^), 21. März 1672 8). Die letztbezeichnete Wahl- 
Capitulation, durch welche sich die Domherren auf s Neue sehr be- 
deutende Vortheile zueigneten und unter andern auch die Pfarrei 
Haag in Kärnthen reservirten, führte zu ärgerlichen Streitigkeiten, 
in welche sich der Kaiser vergeblich zu Gunsten des F. B. einmischte. 
Erst durch den sogenannten Peter-Philippinischen Recess^) wurden 
dieselben nicht beendet, sondern blos beschwichtigt ^^). Sie dauerten 
fort unter F. B. Marquard Sebastian Schenk von Stauffenberg **), 
(1683—1693), dessen Capitulation vom 10. Juni 1683 datirt ist »3). 
In derselben befand sich (neben einer Reihe Von Beschränkungen 
der weltlichen Gewalt des Fürstbischofs) , abgesehen von der früher 
erwähnten Beeinträchtigung des bischöflichen Jurisdictions- und Col- 
latur-Rechtes, unter andern die Bestimmung, dass dem Domcapitel, 
gemäss einer Stiftungsurkunde des F. B. Albert vom J. 1415, teria 



1) Papier-Ürk., 2. Bl. mit vier Siegeln, im k. Kr. A. B. 

2) Papierlibell mit zwei Siegeln, im k. Ereisarchiv B. nebst Copie. 

3) Uasermanny I. 234—237. — 4) L. c. 237—238. — 5) L. c. 238—240. 

6) Papierlibell mit zwei Siegeln. 57 S. Folio, nebst einem Anhang von 
sechs älteren Eecessen und Eegister. Duplicat ohne Siegel. 

7) Papierlibell mit einem Siegel, 65 Seiten, nebst einem Anhang von 
sechs älteren Becessen. 

8) Papierlibell mit zwei Siegeln, 90 Seiten nebst einem Anhang von 
zwölf Recessen (S. 91—149). Duplicat ohne Siegel. 

9) ^Auf Lebensdauern päpstlich bestätigt, 26. Jan. 1679. Rg. Prfif- 
fong, Beil. I. Nr. 162. — 10) Rg. Prüfung, II. 587— 593, vgl. Beü. I. Nr. 78. 

11) Usaermann, I. 240—242. 

12) Papierlibell, 59 Blätter, mit zwei Siegeln und Unterschrift, mehrfach 
corrigirt. £in Anhang auf 35 Blättern enthält eine Reihe von neuen und 
älteren Zusätzen zur Wahl-Capitulation. Unter den neuen ist besonders her* 
vorzuheben die Bestimmung, dass die Räthe des früheren F. B., die sich zu 
Gesandtschaften gegen das Capitel gebrauchen Hessen , J. H, Neuetetter und 
J. F, Karg, »für immer abgeschaift« und der Licentiat Lechner bis zur Re< 
sipiscenz suspendirt bleiben solle. 
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TI: aate dorn. Laetere < 
ConciODatorein in Eccl. 

Wie der Fflrstbisc 
das Capitel >in Regim 
nicht zu irren und dar: 
so wurde dem Ersteren 
Gebot, sei es schriftlich 
Bamberg ohne vorherg 
Capitela zu erlassen. 
Kanzel in dem Domsfif 
lassen, so habe er sie j 
dechant, oder in dess 
üeberlesung zu überach 
Erionerung vorfiele, so' 
den, »bis der F. B. de 
tban und dessen Consei 

Gleicherweise wur 
omnibos omnino rebus 
civilia, militaria, oder < 
erwirken,< »ohne diesei 
dium cbaritativum pro] 
>weDQ etwas in geistlic 
Hocbstift Nidgen oder i 
solchen Fällen den Gap 

Sogar als »veri coi 
seine >eonunembra cap 
derselbe des üngmnd 
punkte erkannt hatte, i 
Feremtoriam St. Knneg 
die Unverbindlichkeit ' 
Gapitnlation TorsnsteÜei 
Sachen *). Das Domci 
seinen »Freiheiten, Qe« 
disva.canz ihm Getegenl 
gewählten F. B., Lothi 



1) w. K. §. 2, vgl. 

2) §. 9. der W. K. - 
5) §. 8. der W. K. 

6) Bg. PrOffiuig, n. 
8) Vaaermatm, L i 



""'TJPa^''^'^^ ? 
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mals erweiterte Wahl-Ca^itulationi) aufzuerlegea, ivelchp ^nhmdert 
find dreissig §§. euthielt. 

Nachdem der E. B. I1/2 Jahre später Kurfürst von Mainz ge- 
worden und zur klaren Anschauung über die Rechtswidrigkeit seiner 
Bamberger Wahl-Capitulation gelangt war, machte er dem Capitel 
wiederholt die ernstlichsten Vorstellungen dagegen. Insbesondere 
publicirte derselbe dem Letzteren in dem Peremtprium St. Kunegundis 
1696 die, am 22, September 1695 erlassene, Bulle Papst Inimcenz Xll,^ 
in welcher die Wahl-Capitulationen überhaupt in noch schärferer Weise 
verworfen wurden % als es Seitens des Papstes Urban Vlll.y 19. Juni 
und 22. August 1642, wiederholt geschehen war^). , 

Das Domcapitel aber beharrte bei seinen Anmassungen *). 

Nach dem Tode des Kurfürsten Franz Lothar (30. Juni 1729) 
trat sein Nefie Friedrich Karl^ Reichsvicekanzler, welcher seit 10. Juni 
1714 5) sein Coadjutor für die Diocese Bamberg gewesen und 1728 
die Priester- und Bischofsweihe erhalten, als Fürstbischof an seine 
Stelle und wurde im nämlichen Jahre zugleich F. B. von Würz- 
burg <^). 

Hätte das Bamberger Domcapitel die Mahnung"^) beachtet, 
welche Papst Clemens XL am 20. Juni 1714 an dasselbe richtete, 
um es zu demüthigem Gehorsam gegen den Coadjutor zu bewegen, 
würde dasselbe Letzteren mit einer Wahl-Capitulation nach Art der 
bisherigen wohl nicht behelligt haben. Ein so ausgezeichneter Kirchen- 
fürst, wie Friedrich Karl nach dem Zeugnisse des Papstes Bene- 
dict XIII. war, verweigerte, wie als Coadjutor, so als Fürstbischof 
beharrlich die Annahme einer ''solchen und bekämpfte das ganze Un- 
wesen derselben, sobald es noth wendig wurde. Durch die Anmas- 
sungen des Domcapitels , welches sich in der Rolle eines Mii'Be^ 
genten. ja sogar eines Mit'Bischofs allzugut gefiel, wurde die Ge- 
duld des Fürstbischofs völlig erschöpft. Durch keine Wahl-Capitu- 
lation gebunden®), konnte er unbedenklich in der obenerwähnten 
Bechtfertigungsschrift ^) einen entscheidenden AngriiF auf die bis da- 

1) Papierlibell (mit Anhang) im k. Kr. A. 6., drei Siegel aufgedrückt; 
vgl. Note 2. p. 338 und Rg. Prüfung II. 603—607. 

2) Rg. Prüffung, II. 608. — 3) Ebendas. Beil. II. Nr. 1 und 4. 

4) Ebendas. II. S. 611-613. 

5) Die päpstliche Ernennung Friedrich KarVs zum Bischof von Aroha- 
diopolis und Coadjutor von Bamberg erfolgte erst unter diesem Datum. Rg. 
Prüffung, Beil. I. Nr. 7 und 8, Urkunde. 

6) IJssermann, I. 245. 

7) Rg. Prüffung, Beil. I. S. 62-63. 

8) Rg. Prüffung, IL 613 -614. — 9) S. oben Note 2. auf S. 338. 
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lioiiQ Zedent ohae Yprwissen und WiU^u desi vD^^mcapHe)^ 
sjteUeri, Dochi eiiiQ& yon ibnen< zuiiMd^buiigaeiaes A^it(Q0lzu;9ul^^eQr, 
bo vor ; de^rseibe vor d^m Dosadteobanli undsct^mCapitel di9. Becfbft^htang 
d^r ßapitirfations-Punkte JiescbworÄtt habe r-r dpe j>fi«ml^re. ry^r 
tetaung d^i: bischöfiichea ßecbte.; . :, . •:.''.:;.. 

§, XVi Die «nteohiedea wid^rfcjwjiilielie BpunutJiq^gf . ^s^ y^mn 
yaa irgend < J^mac^d gegen de? Stifts, des Deobantepid de^.Capit^r 
<5eriehts SerkOBttxnea — Briefe, JRwZfew, oder .PriT}legiaxi= erlangt 
worden wären , der Fürstbischof mit allem Eifer die bezeichneten 
Beeilte und Frinlegiea' des Gai^H^Is aufrecht erhalten w^^^ Fast 
lächerlich klang die nebenbei hinzagefSgte. Yerpjili^btiingitdie^ Fur^tr 
bischofs, darauf hinzuwirken, das$ dem Domoapitel di« J^kre^re^e 
zu 200 fl. .voQ den lutherisch gewordenen jßfarreien SL Sebfild and 
St; Lorenz in Nürnberg wieder bezahlt wei^den, sollte. $ 

§, XVI. Ueber diesen Artikel, durch welchen ohne allej Ruek- 
sicht auf das. bischöfliche CoUaturreoht, . auf Würdigkeit, und Taug- 
lichkeit der betreffenden Personen, den Domherren eine ganze B^ibe 
von Aemtem, Propsteien, Pfarreien und andern Betteflipiea^) als 
Sinekuren aussebliesslich vorbehalten wurden, geht die . i^B^htsge- 
gründete Pruffuog« etwas leichter hinweg^ als imn bei der Unge- 
heuerlichkeit solchen Missbrauchs erwarten sollte. Der For^beetand 
desselben wird zugelassen, »wie immer das vermeintUche Becht der 
Domherren beschaffen sein möge.« Doch ist beigefügt: >Inmittels 
aber kann dasjenige, was in den allgemeinen KiroheoiversammluQgen 
und besonders in jener zu Trient, sess. 24, c. 17 und 18«derefarm. 
circa beneficia curata ausdrücklich verordnet worden. Gewissem hdLber 
nicht ausser Acht getctssen werden; wie denn auch die Au8seblie3sang 
des Ordinariats von den Eirehenrechnangen sehnuTgerade gegen die 
Verfügungen des genannten Concils sess. 7, cap. 8. de ref^ eben- 
massig anläuft, mithin seine rechtliche Abfertigung dadurch gänzlich 
erlangt 2). « 

Hieher gehört auch §. XXVI, wodurch dem Fürstbischof unter- 
sagt wird, einen Domherrn zur Residenz an der Bamberger Kirche 
oder einer ihm überwiesenen andern Pfarrei oder Pfründe anzuhalten, 
von welchen abwesead zu sein den Inhabern ohne Schwierigkeit ge- 
stattet werden solle, jedoch unter der Bedingung, dass, wo es noth- 
wendig, sokhe Pfründen ehrbare Personen als Verweser erhielten. 
Mit> vollem Bechte bemerkt die »Bechtsgegründete Pruffung« dazu ^) : 
»Ob mit gutem Gewissen und ohne sehr schwere Verantwortung vor 

1) S. oben S. 339. e. 

2) Rg. Prüffung, II. S. 633. — 8) II. 638. 
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wexdein;^), EbeEso in einer andeii^y!(§. LVI)rJ^ aoHeoplriö .dieJP^ 
si4eitWn;der höberea Beb^rdenwso. ipabasoiwic^a StüCfh^des^iVioänatd, 
aus dea Domherren, genommen., werdend). ,Mo4h mekt'lin 49r IW- 
derung des §w LXV^.der Für^iibise^f «lolle i^ wi^igea gefeilichaü, 
wie welüiaben Saoben cüin^Beiratb und EinwiUigitiiig.ides» iGa|iitfds 
Dicbtsruaternebiiien, insbesondere i^eine Sij^de.eiuberiUan %^ ; iui<Wi- 
dersprucfa mit der Entscheidung Innoemz IIL \e2i]^. IX. lie Maj^jet 
Ob^d.f des Conc. Tridentinum, se3$^ 24. ^. 2. undf der hi^i^anfbe- 
zuglicben Decl. Card. Interpr, S. Sv C. Trid. , . : rir 

Die Befagnisae des Gapit^ls überschritt es . aiu^b , weam das- 
selbe) §. LZ VIII, bestimmie, dass der Vicedona in Mcntbeur ijeder^ 
zeit ein Domberr, als in Bamberg präsent erachtet «< aoimt f(»9|.der 
Reaidenzpflioht ohne Weiteres dispensirt sein, solle ^). 

Noch weit mehr, wenn es fest^etzte;^ §. LXXIX, dass bei Sim^ 
tigkeiten zwischen dem Fürstbischof und dem Dompropst die Ent- 
Scheidung dem Domcapitel zustehen solle ^). 

Der durch das Goncil von Trient ansgesprochenau seoundftren 
Banpflicht der Decimatoren entsprach es wenig, oder gar mcbt, wenn 
§. XC V die als Oberpfarrer reichbezehutetea, sinocuristischen,/ Dom- 
herren bezüglich der baufälligen Pfarrhöfe nicht zur unmittelbaren 
Baulallswendung auf ihre Kosten, sondern nur zu jährlichen Tilgungs- 
raten von je 20 Thalern au den von dem Ordinariate vorschussweise 
zu leistenden Auslagen für fraglichen Zweck verpflichtete^). 

Für den Fall, dass bei ungünstigea Zeiten die Domherren ihre 
Extra- Jahresrenten von je 200 fl. nicht erhalten könuten, sicherten 
sich dieselben durch §. XCVIII. als Ersatz einen JahreS'^Abzttg von 
2000 Thalern von dem Einkommen des Bischofs, — oSfenbar wider- 
irechtlich zu^). 

In §. XCIX. übten sie unbefugt ein Becht der Dispensation 
von der Besidenzpflicht für die Domioellare aus^), ohne Bucksicht 
auf Conc. Trid. sess. 24, c. 8. da ref. 

Was dieselben in §. C bezügUeh der von ihnen während der 
Sedlsvacanz gefassten Beschlüsse und insbesondere wegen der buch- 
stäblichen Beobachtung aller alten, wie neuen, Capitulationspunkte 
Seitens der geistlichen, wie weltlichen, Bäthe, Secretöref Expeditoren 
des Fürstbischofs geltend zu machen suchten, war eine zweifellose 

Verletzung der kirchlichen Ordnung»), 

» , » 

1) Rg. Prüffung^ 654—655. — 2) Ebendas. II. 664. — 3) Ebendas. 11. 
S. 669—671. — 4) Ebendas. IL S. 672—673. — 5) Ebendas. 11. S, 681-682. 
— 6) Ebendas. 11. S. 694—695. — 7) Ebendas. IL S. 696. — 8) Ebendas. IL 
S. 696—697. — 9) Ebendas. n. S. 697—699. 
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, '(Us3 die Domherrea, die mit so vielen Privilegien 
m Fürstbischof, §. GVIII , verpdjehteteQ,, er 
eiuag, welche dem Bamberger Je^uiten-Col- 
eines Bannesens (CoUegium und Sieche), .ver- 
m uad an Niemandes mebr ^d äbplielf^ Pri- 
lachtea sie sich abermals, einer Apmai^sp&g 
3 zeigten die , meistentheila Ter4i«nstlpsea, 
lem Funkte ihre Abneigung gegeq eiqea. um 
nberg , nie um die gesammte Kirche , . hoch- 
n Bambergiscben Baavrerke beute noch grossen 
itriei Neu- St. Martin , Kirche und Pfur- 
ik, Lyceum, Naturalien-Kabinet, Wohnräame 
, den Bibliothekar, die Pfarr-Kapläoe^ den 

«n unbegreifliche Forderung des Domeapitels, §. CXXIX, 
lof solle dem Syndicns des Domcapitels, d. i. dem rer- 
rfechter der Auiuassungen desselben, die Hälfte der 
Idung geben and den Geheimen Raths-Titel belAsseti, 
Fürstbischof mit einer bittern Klage darüber, dass ge- 
mcapitliscbeD Vertreter die Zerwürfnisse zwischen den 
und dem Oapitel genährt und gemehrt hätten. Hiezn 
die Versicherung: >die ernstliche Vertheidigung seiner 
nd reichsständisohen Hoheiten and Gereebtsame 8«i ihm 
ngs auf das heftigste und unbändigste abgedruugen, 
rermöge seiner Liebe zum Frieden viel lieber hätte 
,en, mit seinem Domcapitei, gegen welches er Doch 
isondere Woiilmeioang, Liebe und Werthschätzang be- 
in gemeinnntzlicher Ruhe und Einigkeit, unaufhörliuh 
Onnen. Die bei dem Beichskammergericht hinterlegten 
len für alle Zeit, wie schwer er daran gekommen, sich 
artigen Streitigkeiten mit schuldigem Ernste einza- 
it welcher Vorsicht, kluger Veroiittlung, öfteren schrilt- 
iadlicben Ermahnungen, vieler Gednid und sorgsamster 
EU Anfang und bis in's zehnte Jahr gesucht habe, die 
in Weiterungen zu vermeiden. Weil aber das Dom- 
1 mit erhitzter Voreiligkeit sich au das höchste ßeichsge- 
:, habe er sich ungern bemüssigt gesehen, seine höchste 
eich seine bischöfliche und fürstliche Obliegenheit und 
lerz- und standhaft zu retten ^).«: 

cüffdng, IL 8. 703. — 2) Ebeiidas. 718—720. 
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Mit gerechter Entrüstung wies der Fürstbischof die Bestim- 
mungen des letzten §. (CXXX.) i^ der Quintessenz atldr richfsmäri" 
gen und unbilligsten Zumuthungen<^ — zurüct i). öemäsä denselben 
warf sich nämlich das Domcapitel zum Richter über eine Terleizung 
der Wahl-Capitulation Seitens dös Ersteren auf , bedrohte ihn mit 
Einziehung der fünf besten Rentämter für deii ÜebertretüngsföU, 
welche bis nach erfolgter Genugthunng fortdauern sollte ; sicherte 
denjenigen seiner Mitglieder, welchen die Vollstreckung fibertragen 
würde, Ongestraftheit zu; verbot dem Fürstbischof, eine Erledigung 
von seinem Capitulationseid irgendwie nachzusuchen , oder eine frei- 
willig von Papst und Kaiser ihm angebotene ohne ausdrfictliche 
Einwilligung des Domcäpitels anzunehmen; beiästete denselben zum 
Voraus mit der Zahlung etwa erwachsender Processtosten aus seinem 
Privatvermögen ; schrieb sich ein Pfandrecht auf dieses zu ; schliess- 
lich wurde dem Fürstbischof noch besonder» untersagt, gegen all das 
auf den Weötphälischen Frieden, jetzige und künftige' Reichs- Ab- 
schiede , kaiserliehe Rescripte , Indulte sich zu berufen , worauf er 
feierlichst zu verzichten habe. 

Solche Bestimmungen berechtigten den Fürstbischof zu der Be- 
merkung*): »Das Domcapitel müsse zu seiner Beschämung sieh son- 
nenklar überzeugt finden^ dass sein von saeculis saeculorum so hoch 
angerühmtes Herkommen, weil es in lauter gesetzwidrigen Anmas- 
sungen und Missbräuchen bestehe, die Kraft einer rechtlichen Oe- 
wohnheit niemals erlangen könne, noch werde; wesshalb dasselbe 
auch gut daran thue, dass es zur Verdeckung eines so offenbar ver- 
botenen Unternehmens seinem Landesregenten die Verschweigung des 
ganzen Inhalts der Capitulationen mit so grosser Sorgfalt einzubinden 
trachte.« 

Dabei wurde die naheliegende Meinung ausgesprochen: »noch 
besser und vernünftiger würde sein und dem Domcapitel selbst zur 
grösseren Ehre gereichen, wenn dasselbe mit derlei längst verpönten 
Pactis für alle Zeiten nicht mehr an das Tageslicht treten wollte.« 

Nach einer kurzen Vervollständigung des rechtlichen Nach- 
weises, dass das »alte Herkommen,« auf welches das Domcapitel 
seine Prätensionen zu stützen suche, in keiner Weise die Eigen- 
schaften einer »consuetudo rationabilis« habe '), schliesst der Fürst- 
bischof mit dem Wahlspruch: »Omnia ad majorem Dei, qui Veritas 
est, Gloriam, Patriaeque Salutem et Pacem candide et cordate.« 



1) Rg. Prüffung, II. S. 720-726. — 2) Ebendas. II. S. 726. — 3) Ebendas. 
II. S. 730-736. 
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Ein ifolcber entspraeh der S 
frenit, ist 4ea Wahl-CapUalatioaen 
st^od^), m aeiea abgefasat: »ad 
tflDtis, beatiBsimae ejusdem matri: 
Caueguodis^ foadatricis, S. Petri, 
«INBoopatoa nostri FatroDonun boi 
et fortao^am. memorati Episcopai 

Friedrich Eari starb bereit 
obne da«8 eein Kampf ■) gegea d 
za einem entscbeidendeD Siege ga 
ins Domcapitel gegen ibn hegte, 
Hiusclieidei) des Füratbischofs in 
«aicbstea Oeheimen Bath desselbe 
gesinnten Weihbtschof and Qener 
Sahn*), welchuu erlittene Kr^b 
frühen Tod verniaachten (4. Jani 

Aach in der nftclistlblgendei 
weichenden, von 130 auf ä9 Ärti 
welche F. B. Johann PküippAnioi 
am 26, September 1746 unterzeit 
dentliche Spuren solchen Grolks, c 
als Dompropst ein Graf von Seh 
wirkte. 

In einer auf dem ersten ] 
der Ausdruck >Gapitnlatio< erkU 
mehr vorläuft verglichtme Grv 
^psilUher Heiligkeit imd Kaist 
söUenden, allgemeinen und evfiget 
wie solche Grundsätee ') dem H. 1 

1) Tgl. E. B. die »Capitnlatia L 

2) Usiermann, I. 246, hatte, « 
Tou. — Jäck, Bambergiacbe Jabrbüehi 
ala oberflficblich darüber. 

3) K. TA. Heigel, in dar »All 
S. 358-360. 

4) Vtsfrmann. I. S. 247-248. 
6) Fapi«rUbeIl von 20-23 BUtf 
6) EingangB der weitläufigen > 

banptet worden: >nil niai genuinas 
hac jiiT. ep. formnla) contineri, qnibns 
litas Frlndpem inter et pl. Bev. Capi 
generali ac ulnbemmae demum Bpie 
eerrari qnam optime posaunt« 



^rwäblten Bischof«. $. w. nach niiti (Sotten Beistand einimüi&ig ge- 
dolü^heiiev Wahl von äem H. Dom^ajpii^l-vorgeli&giitihd- ti^otf SuiBf. 
öiüaden löit eiflem bisehöflieb^n Eid besleh^oren- wordiemi«^^ r( i f ■ 

Dehofoch enthält dieselbe im OiD^ang eine Ait von Bebbt- 
fdrtigang^ der alten WahlwOapituliationen. Der ^leügne^äfalte-muBste 
nämlieh aas^rechei), »er^ei •nach: Feiflicber Ei^wägüAg durch daB'^nr- 
alte Herkomtneu i» den Erz- und HoohstiltdA des deuteohennltoilcfafes 
wllkotficDenüberzeugt worden, dass ed ztiv Herrteil nngtuidiErhal- 
tnng innerlicher Rühe^ ati^ zur Aufnahme and zum Besten der: .ab^ 
vertrauten Kirche, wie des ?on ihm zn beberp^hend^n Landes und 
deiner Leute, sehr nttzlich, ja recht nethwendig ^i , sieh über ge- 
wisse^ in den gektlichen und Reicksrechten uwlxx^ädhafte^^Q^ 
ZQ rereinbaren und zu vergleichen. Sei ja dieses in grossen geist^ 
liehen und weltlichen Wahlreichen üblich, weil die W&hler,' denen 
die Yeräntwortung vor Gott bei üebertrsgung von Lan4 und Leuten *(!) 
obliege, nothwendiger Weise bezüglich solcher verbindlichen Grund- 
gesetze sieh hatten vorsehen müssen^ danait von den erwählten Be- 
genten und Vorstehern die alte und einem jeden Staat nach seiner 
Art ebenso erspriessliche, als nothwendig gewesene VeHassung dureJi 
uneingeschränkte Gewalt nicht mm Umsturz ^^&md%^ und damit et- 
waige willkürliche, auf unerlaubten Eigennutz (!) gerichtete Qemüths- 
neigungen verhütet werden, welche für Land und Leute verderblich 
und besonders in geistlichen Fürstenthümern auf alle Weise zu ver- 
abscheuen seien.« 

Hierauf musste der Neuge wählte beklagen, dass »seithermehr- 
mals auf höchst sträfliche Anleitung einiger eigensinnigen, oder gar 
aas besonderem Eigennutz die Zerrüttung zwischen Haupt und Glie- 
dern bezweckenden Bathgeber über die Giltigkeit oder üngiltigkeit 
der vorher bei dem Begierungsantritt nach reiflichem Bedacht be- 
schworenen Wahl-Capitulationen zu nicht geringem Landesverderb 
und Aergerniss des gesammten Publici leider Zweifel angesponnen 
und sogar der Inhalt jener für Erhaltung der Kirchen erspriesslichen, 
nach Massgabe aller Bechte deutlich verfassten Urkunden angefochten 
worden und zwar mit Berufung auf die Bulle Innocenz XH.^ welche, 
weil sie erschienen, ohne dass die deutschen Domcapitel gehört wor- 
den, eine erschlichene sei, so wie auf die einseitig darauf gegründete 
Verfügung weiland Kaiser LeopoWs vom J. 1698.« 

Demzufolge musste der Neugewählte erklären: »Weil der- 
gleichen, wie das Vorerwähnte, nie ein gedeihliches Ende genommen 
und damit recht zu verabscheuende Zwistigkeiten zwischen Haupt 
und Gliedern nicht mehr zu besorgen sein möchten , habe er mit 
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seiübm eonipaciscire&cten Domoapitel solcherlei, sowohl mit. det^ geist' 
ikhm 4$k Reidi36aijgtmffen iibefeinstmmende prinoipia wofalbedäebtig 
uttd taaeh vorgängiger überlegter PrMang ia's Bichtige gesetzt «nid 
die gegenseitige Verbindliebkeit unabänderlkh and mit desto, festerem 
Oründ detrauf fcbaiit, als der wd^re Sinn jener z|im Stiehblatt ver- 
kehrt genernitnenett päpstlicbea und kaiserlichen Yerfügaogen zocht 
die Srriebtbng eines für die Eirehen und des Landes Wobli^hrt er- 
«ptiessUcfaen Grundgesetzes, sondern nur den manehmai inden^soge* 
nannten OoEfnMationSms mit unterffelauf^nen Misshraueh geti^l^lt 
und vemichtigdi hatten y wean nätnlieh dem LajotdeshBegenten. die 
ti^choflicheit und reiefasfütstlichen , einmal festgesetzten, Yorreißhte 
alsdann erst durch solche, den geistlichen und Beichss^tzuugeu 
widrige; Oapitulationes neuerlich eingeschränkt werden wollten. An- 
dernfalls mfisste der nicht wohl zu denkende ^ geschweige zu be- 
hauptende Widerspruch unabweisbar sich ergeben, dass Ihre päpst- 
liche Heiligkeit in die allgemeine domcapitlisohe Gerechtsame theils 
contra concordata nationis germanioao, theils besonders gegen hiesige, 
ausser den in unserm kaiserlichen Hochstift bekanntermassen nicht 
angenommenen coneordatis nationis germanicae, yorher schon titulo 
oneroBo erworbenen Vorrechte mit solchen auch das Qute abschaffen 
sollenden Bullen eingreifen würde. In diesem Falle hätte der P^pst 
auch freie Hände, das den Domcapiteln in dem Westphälischen Frie- 
denssehluss zugestandene und besonders aut die Oapitulationes ge- 
richtet gewesene jus quaesitum, wohl auch ohne Ursach, waruna, und 
was das Bedauerlichste wäre, ohne Vern^mung der Betheiligtea in 
-mkito tamquam communi praejudicio abzuändern. Da jedoch Kaiser- 
liebe Majestät in ihrer beschworenen Wahl-Gapitulation selbst jene 
in dem Westphälischen Friedensschluss einmal zugestandenen Capi- 
tulations^Gerechtsame aufrecht zu erhalten, so theuer gelobt haben, 
so wäre ja die kaiserlich Leopoldinische Verfügung für nichts an- 
deres, als so lange solche die Oapitulationes in genere untersagte, 
für einen ledigen Nachgang der gegen wohlerworbene Rechte von 
Päpstlicher Heiligkeit ausgeflossenen Verordnungen anzusehen. Sol- 
ches sei aber nicht zu vermuthen und also noch weniger zu be- 
haupten, zumal da das Herkommen, Wahl- Oapitulationes zu errich- 
ten, so alt, dass dessen Ursprung kaum zu erdenken. Dieses uiralte 
Recht werde durch die in den Executions-Tractaten errichtete per- 
petuirliche Wahl-Gapitulation noch klarer bestätigt. Bezeichnetes Ca- 
pitulationswesen sei vorgedachtem Friedensschluss ganz gemäss von 
solchen Leuten ermittelt worden, welche den wahren und rechten 
Verstand von dem Capitulationsrecht wohl innegehabt und nocb in 
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friscbeni Gedächtniss behalten hätten. Es habe auch . iKftia^U^Olie 
Majestät, Karl VL\ a. g. 0. selbst bei jüDgeireQ Zeiteii, voämliofa^im 
Jahre 1727 in Sachen des Herrn Kucförsten von K9ln co^tcn vdas 
dortige DomGa{)itel das n^alie Ga]^aIatio(nst«cht.anerk)aniit luid nur 
ati den in thesi ganz nnverflänglich«n Umstand^ erikunertv dass rdas- 
i?e}be nur dem kaiserlichen Ini^r^sse und d^r ; Wehlfahirt im t&tnit- 
schen Reichs nicht entgegen stehen sollte.« »Wir babeb d^er^^ 
mnsste der Nengewählte weiterhin versichern, »mit 'unserem bieaigen 
Dotncapitel diese zielsetzliche Beichs-Prads als. die mel^erBte^ Sieht- 
schnür in dem Capitulationsrecht zn Hilfe gernfbn UBd nus/ mit d»m<- 
selben , nach einer nnter Anmfnng göttlichen Beistands eiiimflthig 
YoUbrachten canoniscben Wahl, wegen solcher für das hiesige kaiser- 
liche Bisthnm und Fürstentliam schicklichen Gnitidge»etze einst- 
weilen bis zur Errichtung einer van Päpstlicher ^iligk^t und 
Kaiserlicher Majestät bestätigt werden sollenden allgemeinen und 
ewigen Landes- Vereinigung und Satzung wohlbedsuchtig . mid mit 
Ausschliessung allerseitigen unerlaubten Eigennutzes und neuerlichen 
Vörtheile verglichen. Dadurch sollen und können die Ehre Gottes 
und das Beste der Kirche nach dem Qott gefälligen Willea der 
h. Stifter, wie auch des Landes Wohlfahrt auf das MögKchate be- 
fördert, dagegen aber Ihrer Päpstlichen Heiligkeit, Kaiserlicher Ma- 
jestät, des Komischen Beiches und jedes Dritten Bechie und Gerecht- 
same dabei nicht geschmälert werden. Ist man ja keineswegs ge- 
meint, die hiesigen bischöflichen und fürstlichen hergebrachten Vor- 
rechte in einiger Weise zu verringern, sondern solche vielmehr der 
Kirche und dem kaiserlichen Hochetift Bamberg, wo dieselbe ganz 
allein Wurzel getasst, desto mehr aufrecht zu erhalten ^ auch in 
Allem nach dem Sinn und der Meinung der geistlichen und welt- 
lichen Bechte zu handeln; und, wenn dagegen unvermerkter Weise 
etwas sollte mit eingeflossen seitf, es für unverbindlich zn erklären.« 
Der Schluss dieser nicht sehr gelungenen Apologie zeigt wenig- 
stens, dass das »Wohlwürdige« Domcapitel bezüglich der Wahl- 
Capitulationen nicht ganz unverbesserlich war. Auch der Inha.lt der 
neuen, kurzgefassten Wahl-Gapitulation zeugte dafür. Zwar sicherte 
sich jene Körperschaft generell die Erhaltung ihrer »Privilegien, 
Statuten, Ooncessionen, Ordnungen, auch hergebrachten löblichen Ge- 
wohnheiten, Bechte, Freiheiten, Votzüglichkeiten« (§. 1.) zu, insbe- 
sondere auch das Becht, in allen wichtigen Sachen dem Fürstbischof 
Beirath, beziehungsweise Zustimmung zu ertheilen (§. 2-*7) 18); zu- 
dem wahrte sich dieselbe ihre alten Sinecuren, wie die Befugniss, den 
Domprediger aufzustellen und abzusetzen (§. 8-^9) ; ebenso hielt sie 



3S8 P. Willmann, Waht-CapUulationen 

den befreiten Qerichtsstand der bQhere 
fesÜ, natnentlich aacli die Jurisdictio 
Ordinarius primae instautiae und des Cor 
17). Penier vindicirte sich das Domca 
Chor und dasselbe betreffendes Gtebot n 
class der Fflrstbiäcbof bei Eintühroni 
brauche, Adsschreibung öincr Diöcesan 
kündigung neuer Statuten and geistli 
capitliscben Beirath Terlangen^ auch v 
der Art näre, dass der Consens des 
Sache zunächst dem Letzteren behnß 
gelegt werden solle.c Allein dasselbe 
iations- Artikel um 101, merzte eine 
zumal die Schlussklauseln mit ihren P 
schnödeu VerUugnnng der Päpstltckai 
Auf letztere wurde in der neuen Capit 
gewiesen, üeberdies beanspruchte daf 
unterschiedsloses Recht der Einwilligu 
lungen, sondern in der Regel nur des 
sieht wollt« es die Herrschaft des Fori 
gemässigl€ wissen, wie jene der wel 
stände (§. 20-28). 

Weun es nebenbei (§. 23.) die F 
Fürstbischof nicht nnr seine Qesaudteu 
dem auch den Weikhisehof anä Gtnera 
des Domcapitels nehmen und den ö 
liehen, wie den weltlichen Räthen und 
auch von dieser Körperschaft in Pflieh' 
das eine offenbare Ausschreitung. 

Als wenig rücksichtsvoll gegen ( 
erscheint die seinem Nachfolger durch 
er solle »mit allem Ernst daran ^ein, 
capitel vollkommen wieder in den Stai 
chem dasselbe aller seiner Rechte uj 
dem, im J. 1738 nnglflcklicb und m 
erweckten, Stephaniter- und allem anc 
ärgerlichen Streitwesen sich befunden 

Erfreulich dagegen klang eine de 
gelegte Versicherung : >Wir werden sol 
künftigen giackseligen innerlichen Ruh 
dens willen uns dahin beeifern, dass aller solcher ^reU und Irrung 1 
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nach Bßcht tm^ Billigkeü mit der Wurzel gehoben jüif erden ff0€ht0f 
— r. eiu Versprechen welches glücklicher Weise (1748) erfüllt wurde ^ 
— (kaiserlich bestätigter Ausgleich über die jjarisdic.tioii in den 
Mantäten), 

L^bUoh war es, dass das Domcapitel (§. 7.) bezüglich des 
Pries^terseminars die Vorschriften des Concils von Trieptr beobachtet 
wi33en wollte und dass es (§. 1. und §. 16.) verlangte, es ^loUe, wenp 
irgend möglich, das jus dioecesanum auf den adeligen Schlösseni und 
Ortschaften, auch sonst überall, wohin die Diöcese sich ei:strecke, er- 
halten und wiederhergestellt werden; was sich freilich als tmaüs- 
ffihrbar erwies.. 

Verschiedene Deutung Hess der letzte §, der fraglichen Wahl- 
Capitulation zu, welcher, lautete: 

»Endlich wollen Wir in allem üebrigen , soweit durch diese 
vorläufigen Grundsätze nicht vorgesehen, oder erläutert worden , es 
bei den vorhandenen Päpstlichep und Kaiserlichen Begnadigungen, 
Concessionen und Bullen, wie auch bei den älteren Beoessen und in 
80 weit solche etwa keine Vorsehung thun wurden, bei den geist- 
lichen und weltlichen allgemeinen Hechten, Belchssatzungen und nr- 
aUen löblichen Gewohnheiten bewenden lassen.« 

Eine ähnliche, etwas abgekürzte, umgeformte Wahl-Capitulation, 
welche auch eine Verpflichtung auf den in geistlichen und weltlichen 
Dingen abgeschlossenen Vergleichsrecess vom 11. März 1748^ kaiser- 
lich bestätigt 5. November 1749, enthielt *), unterzeichnete (28. Juli 
1753) der folgende F. B., der greise Franz Konrßdj Graf von 
Stadion^) (1753—1757). Dieselbe hat auf dem Titelblatt die Auf- 
Schrift: ^»domcapitlische untadelhafte Anerinnerungen^ und enthält 
mehrmals die Versicherung, dass darin »nichts versehen, was den 
geistlichen und weltlichen Rechten entgegen wäre, sondern vielmehr, 
was sowohl denselben, als der natürlichen landesväterlichen Obliegen- 
heit und dem hochverantwortlichen Hirtenamt gleichförmig, ja dem- 
selben von selbst anhängig sein möge.« 

Denkwürdiger Weise findet sich in §. 18. die Verpflichtung für 
den Fürstbischof, bald nach seinem Amtsantritt »eine Synodalver- 
samndtmg in seiner Diöcese anzuordnen, um die geistliche Disciplin 
und gottgefällige Sittenlehre in einen besseren Stand herzustellen, 



1) Vgl. Ussermanni I. 247; M, H, Schuberihj Nachträge zum bist. 
Versuch über die g, u. w. Staatseinr. v. B.,« 1792, S. 45. Im k. Kr. A. B. be- 
findet sich der Originalvertrag d. d. 11. März 1748 u. 5. Not. 1749, (Sammtband). 

2) PapierlibeÜ, mit zwei Siegeln, 21 BL^ in duplo im k. Kr, A. B. 

3) üsaermanny I. S. 248—249. 
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vüa dam letzten , ^oehbeta^n F&rSti)ischof , Cfm 
5hs«*i) (1795—1802, 28. Nö*.), >reletief 8Cl 
Jahre Dtoh seiner Wahl, und niederholt 1799, vo 
eotUieben mnsste nnd am 28. November 1802, in 
latisation, anfhtote, BeMtsfürst'zn sein,' jedocb Wa 
(28. Sept. 180Ä) Bischof vx» Bamberg blieb, w&hi 
seities adeligen Domeapitels mit der Säcnlarisaläo 
reichta. Ebendadurch wurden ron selbst allerlei 
seitägt. Üebtigens verdient das Domcapitel, welcl 
vor seiner AnflCmng die letate Wahl-Gapltälation ab 
HfinptetD, Dompropst J. Ph. A. von St^auwäterg 
J. 0. G. von HutteH zw, Stoltsenberg, die Anerkennu 
zwar in alter Weise, nie dem HochBtift, so sich s( 
dem NeugewSihltea eebwSren lies», aber denselben 
recbihaüwig der römiseh-haihoUschen Religion in i 
zo der Brkl&rnng verpflichtete: »Wir versprechen 
wärtigen fcritischeo Zeitpunkt, welcher sich durch üi 
mw nnd Deiemus unter den trGglichsten Larve 
Wohles tätlich' mehr und mehr anszetchnet, auf die 
vreltgeistlicben Alumnen in dem Emestinischän Sei 
und rechtgläubigen Seelsorgern unsere biscbcflicfae 
ten, nicht minder Aber die in der Christenlehre nn( 
von der Welt* und Ordens-Geistlichkeit verbreite! 
UDd moralischen Grundsätze zu wachen , den U 
Trivialschulen sowohl als auf unserer hiesigen Dni^ 
zur Irreligiosität und Sittenlosigkeit führenden L( 
erhalten nnd hierauf sowohl durch die aufgestellte 
als auch durch einen eigens anzustellendeu redliche 
gutgesinnten Präfecten der fünf unteren Schulen 
sophischen Studiums die genaueste und unausgesetzti 
zu lassen. Nicht minder wollen Wir auf's Baldi 
scblnss in seine vollkommene Erfüllung durch Auf 
den nnd geheimen Verbindungen sowohl unter den 
unter der studirenden Jugend bringen.« Ohne Zwei 
gemeint, aber doch übel angebracht von Seiten 
neten Körperschaft, deren Mitglieder grOsstentbeil 
liehe Thätigkeit entfalteten, gegenüber einem Ffirs 
die Würde und das Amt eines Keichsfflrsten uni 
zunächst von Gott, sodann durch die kaiserliche 

1) Ustermann, I. 254; ScheoiBtismaB der £. D. Ba 






Ein Urtheil des Obergerichts des Kantons Laut 
die Frage der Erbfähigiceit der Mitsüederi i^ei 
Ordens, vom 26. März 1881. 

Mitgetheilt Ton Obenjchtec Dr. X. AÜetUioref 

Dift Erben fles Kapniiner-BrtaerB MarHfl'H. a> 
Bechtsbegehrea : die Brüder St. seien gericbtlich zn 
die Erbmasse des Martin H. sei. den Betrag von Frk, 
nebst Zins zu bezahlen. 

Dieses Rechtsbegebren gründen Kläger auf f< 
Sachen : 

ÜDterm 10, April 1877 starb in St. Erhard W 
Tsch. — Erben derselben waren als Kinder zweiter 
hentigen Beklagten nnd als einziger Sohn erster E 
Kapuziner-Brnder, damals in Käfels. 

An der Schlnsstheilung in Nacblasssache gern 
St. vom 27. Oct. 1877 beschlossen und anerkannten d 
Erben Folgendes: 

a. Es sind dieselben »einig, den ehrw, Kapuziner-Bn 
einen Sohn der Erblasserin aas erster Ehe, als 
rata eintreten zn lassen.« 

b. Die heutigen Beklagten gaben die Erklänmg ab 
sei., resp. deren Erben , an verschiedenen Postei 
von Frk. 8684. 20 Mpp. zu schulden. 

Dieses Guthaben, unter 7 Tbeile vertheilt, erg 
Theil Frk. 1240. 60 Bpp., und wurde angewiesen ai 
ten, zinsbar auf den Todestag der Erblasaerin, 10. Aj 

Dnterm 6. April 1879 starb sodann der genannt 
tin H. von Zell. Erben zum Nachlasse des Letztem 
tigen Kläger und es verlangen dieselben nun , dass 
verhalten werden, in die Erbmasse den Betrag von Frk. 
nebst Zins seit 10. April 1877 zu bezahlen. 

Beklagte schliessen auf Abweisung der Klage 
ihrerseits geltend: 

a. Ea sei nicht richtig, dass Martin H. sei. Erbe ( 

sei. war, denn der Eintritt in einen geistlichen C 




90^ Vftheit des Luzemet Obetgeriahis t^)fn 26. ikärz T&S^!^ 

' ihn soivoM flach gemeiqetn Recbte, als aueh nach d^ oberg«- 
richtlicheu Praxis den Verlust der bürgerlichen Erbsoliafts^ 
' '^' '■ rechte nach sich- gezogen. 

*' 6; Nach Ableben der Witt we St. sei. habe Martin tfait ChÄrge- 

'■ Brief vom 29. Augnst 1877 an den Gemeinderath von Knnt- 

^;« ''Wil gestöHeben: vMit Berüelcsichtlgüng der Bvehtüalität,' dass 

''•'-in' nächstem Zeit die Kapuziner-Klöster iii der Schweiz ättfge- 

^ • hoben werdet! tonnten, Mti das TheiluÄgsoffidnm öräuchf, 

' Ntrtnens meiner den mir zugehörigen Erbtheil äü Händefn zn 

riehmen nnd in einer währhaften Kasse anzulegen. Ina Falle 

• • ibh diesen Erbtheil nicht bedarf, so soll nach mfeinem Ab- 

•• leben detselbe unter meine Halbgeschwister St. wieder vertüeilt 

werden.« 

Mit Bezug auf diesen Brief und im Sinne desselben haben 
die Erben dann allerdings den Stiefbruder Martin H. pro rata 
als Miterben eintreten, resp. einen Kindestheil im Sinne seines 
' Schreibens bei Seitelegen lassen, ohne ihn indessen als Mit- 
erben anzuerkennen. 
c. Eä werde bis zum Ausweise bestritten , dass die Kläger Erben 
des Martin H. sei. seien, wenn überhaupt ein Nachlass des- 
selben bestände. — 
Obergerichtlich wurde die klägerische Forderung guterkannt. 

Motive. 

Nachdem Beklagte in der Duplik die Legitimation der Kläger 
in dem Sinne zugestanden haben , dass sie die Qualität derselben 
als Erben des Martin H. sei. unter dem Vorbehalte anerkennen, dass 
juristisch von einem Nachlasse des Letztern die Rede sein könne, 
muss vorliegend in erster Linie die streitige Frage gelöst werden, 
ob der Eintritt in den Kapuzinerorden , resp. die Ablegung der 
Ordensgelübde, für Martin H. sei. den Verlust seiner bürgerlichen 
Erbschaftsrechte nach sich gezogen habe. 

Allerdings hat diese Frage in unserem b. G.-B. eine unmittel- 
bare und direkte Lösung nicht gefunden ; allein, da es sich um eine 
AfAsnahme-Bestimmixng handelt, muss aus dem Stillschweigen des 
Gesetzgebers zunächst gefolgert werden, dass auch hinsichtlich der 
Ordenspersonen der allgemeine Grundsatz der Erbfähigkeit Platz 
greift. Der Richter dürfte sich zudem gerade bei Streitigkeiten erb- 
rechtlicher Natur am wenigsten in der Lage befinden, Ausnahmebe- 
stimmungen fremden Ursprunges zur Anwendung zu bringen, indem 
gerade diese Materie in unserer Gesetzgebung eine verhältnissmässig 



üeher die fSrbfähtgkeit der MUffUfsd^t ^iVißß Vfiliff*, QK4^n8. ßß^ 

selbstatätidige Normirung erhalt^n^ uud mfibr depo at^ejce Ji^?iteriett 
als ein abgeschlossenes ,Gaa;ses sieb, darstellt. ,• ::^ 

Da indessen die einerseits vorwurfige Fi;«ge eine, ufimijttelbare 
Lösung in unserem b. O.-^B. nicltt gefaa^n b^tte^< andei:^r30its auf 
Grundlage des §. 193 des O.-'R.-V. die Abwendbarkeit . gen^i^recht- 
liober Bestimmungen ohnehin auph; bei Streitigkeit^ QrbreiQb4)licher 
Natur grundsätzlich nicht bestritten werden kana u^d 2fu^ßm, gerade 
der gemeinrechtliche Ausscblinss d^r Ofdensperson^ju , .yoo. 4cir Erb- 
föhigkeit au^h dureh die obergecichtUohe Pmxis, ^eit^wed^e.ani^kannt 
wurde (vergL Entscheid dea O.-G. vom, IS. Pec, 1850)^.90: }st die 
Frage über die heutige Geltung dieser Ausnahmebestimmungen auch 
nach den anderweitigen, hiebei in Betracht fallenden Gesichtspunkten 
zu erörtern. 

Es steht nämlich fest, dass nach gemeinem, bezw^ canonischem 
Kechte, Personen, die Mitglieder, von Orden< sind« welche, das, feier- 
liche lebenslängliche Gelübde, der Armuth etc. (die vota aolennia im 
Simie des kirchlichen Rechtes) ablegen^ dadurch diet.Vermdgens- 
fähigkeit und hiemit auch die Fähigkeit, zu erben und. beerbt zu 
werden, verlieren. (VergL u. A. Veringy Archiv für katholisches 
Eirchenrecht XIII. Bd. S. 329.) Die Feierlichkeit des Gel&bdes der 
Armuth wird durch die Ablegung desselben in einem vom päpst- 
lichen Stuhle approbirten Orden constituirt. (VergL Senlis^ Archiv 
für katholisches Kirchenrecht, Bd. 14. S. 345 f.) Als ein solcher 
Orden, dessen Mitglieder (und zwar ohne Unterschied, ob der Be- 
treffende Kleriker oder, wie im gegebenen Falle, bloss IJaienbruder 
war) die vota solenuia im angegebenen Sinne ablegen, erscheint an- 
erkanntermassen auch der Kapuzinerorden. 

Was nun aber die Frage über die Geltung dieser gemeinrecht- 
lichen, resp. canonisohen Bestimmung betrifft, so hängt cUeselbe vor- 
liegend von zwei Voraussetzungen ab. Es darf nämlich die be- 
treffende Bestimmung nicht im Widerspruche stehen 

1. mit den heutigen Bechtsanschauungen, und 

2. mit den Principien der Bundesverfassung. 

Hinsichtlich der fraglichen Bestimmung ist nun aber das Eine 
wie das Andere der Fall. 

Ad 1, Das Erbrecht ist ein Begriff, welcher dem Vermögens- 
rechte angehört« Dieses kann aber nur eine Beschränkung erleiden 
durch Factoren, welche dem Bechtsgebiete angehören. Der Aus- 
schluss der Ordenspersoneu von der Erwerbs«, bezw. Erbfähigkeit 
enthält aber nach heutiger Bechtsanschaüung bloss mehr eine Ge- 
wissens- und keine Bechtspflicht. Die na.tarliche Consequenz einer 



~l ■■ 



üeber die Erbfähigkeit def: MUglieder eituä reUg'* O^idMa. 867 

Allein der Wortlaat der betreffenden; Stelib /im ?Biirfe.':^jpm 
29...Angast 1877 gibt. 2aiiä<^hst nioht dieser 'AusIegu&g.Baam^V'^^^^^ 
uacb Martin H. seL denrErbscbäftsaoMtt lu^ reine IBedakgiitig 
knüpfen wdlte, sondern ist vielmehr i« dem '3inne 't!a;avcrBtefaeii^ 
dass damit das Motiv bezeichnet werden wollte, warum Ä^^itoiz 
seinej; lUgea^ofaait als 'Kapimiieiibrad^Ar gleidhwohlOaaf^seiito Erb- 
reeblte nicht verzichte* Hiemit stimuit denn; auph iiUe • n^blM^g^ 
Yerfftgung Sberein, wonach, sofern er den Erbtbeü niett bedürfen 
werde , derselbe nach seinem Abldien den Halbgeschwistem - m^ 
fallen solle. . Dass aber eine solche Verfügoäg von Todessregen in 
einem einfachen Briefe kerne Bedeutung haben kann, liegt auf 3er 
Hand. - • • • •■■•-•::.-- 
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||lie;,l(ilrph|lptirpol|t($che j^ 

Wir erwähnten bereife im' ÄrOiiv 'BäJ 4Ö. Ä äb6 tl^e't^^Ö iii 
4^ Bugräder 'äläätkdtti^eräi' erscbieii'enö >fScielt^ ß^tHaiimg der 
Si^titzö,' Veröränntjgerf und' söüistigen Verffigangeti äes 'Ütinistenaniä 
flif^1tfr<5hlifehe Ättgötegenbeiteült (144 S.' 8.) "■ "'; 'i'"'; '-' 

^ , t Vorausgeschicjrt ist d^r. Sapimluag folgendeij: ; .. ... -, . 

,f^ii 4eq SerrB Miojster ,för CHttos imd kin^bltclie Angielfigenbeiten. 

Im Jahre 1873 bat der Secretär des Miüisterinim^ Herr J, ^edc 
(spr. J. Petzitsch) die Schalgesetze, Unterrichtspläne^ B^ebl liüd Aa- 
OdrdMDgeo gesatniaelt mA sie in eide Samnulang gebracbti' Die^ 
Sammlung bat später die Staatsdrockerei 'nach dem Befehle des da- 
maligen Ministers unter meiner , Redaction . und dem Tit^l > »Sj(^nlge- 
setzgebuDg« herausgegeben. Diese Sammlung ist im Jahre 1875 
erschienen. Von jener Zeit bis zu diesem Tage wurden neue Ge- 
setze, neticl Regeln erlasseii, und die Unter rieh tspläne geändert, so 
d^iss' ed nothw^ndig erschien , die Sammlung der Sehufgesetze mit 
bäigdSgten ErgähzuBgen und neuzudruckeri. Dies wärls auieh-dess- 
toilb' nethwendig , weil die Veränderungen und Ergähsniogeu' Üblen 
Lehrern, besonders den in jüngster Zeit angestellten, uubekätittt ge- 
blieben sind. Sobald das Buch fertig würde, sollte es den Mittel- 
dohulen auf Be^ihnung des Xanzleipauschals , deti' Volksscliulen auf 
Bechuung der Oemeinde zugesendet werden. 

Anlässlich dieses neuen Abdruckes kann man einige Verbes- 
serungen der Regeln über die Volksschulen vornehmen, so z. B. die 
Regeln über die Schulaufseher, über Körperübtingen vervollständi- 
gen ^n:- 8;'w. '-^ / ■ .: . ••. .'M 

Gleichzeitig ist es nöthig, dass man auch den zweiten Theil 
c|er Ss^mmlung der Gesetze und Verordungen über die '/kircblichen 
Angelegenheiten drujßke, Auph zu diesepi zweiten Tbeile JEiait Herr 
Pecid das Material vollständig gesammelt und für den Druck vorbe- 
riefatet. Die Handschrift könnte gleich zum Drnckjß gefördert wer- 
den. Die verschiedenartige Praxis der kirchlichen BeWden (wovon 
man tdgUcb neue Beweise erhält) ist ein eureieheiider Grund fear die 
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Ausgabe dieser Sammlaag. Diese Sammlung ist uothw« 
Bischöfen, den ConKistorien, den Ordensoberen und des Kircl 
allen Kirchen und Klöstern. Die Druckkosten nerden dl 
und Klöster bestreiten, welclwft, ^^^ Buch zugesendet wi 
werden sie davon bestritten, dass die Or^ensober^ti und dj^ 
ttUwdbrol» fhrön "Stand' angewiesen Werden; 'sftih- JüBst!^'' 
verschaffen, da es ihnen in vieler D«z(el)irng die Arbe 
kirchlichen Administration erleichtern k^nn. , . 

Ich nahm rair die Freiheit Sie auf dies a^ufoierksani z 
einerseits aus dem Grunde* damit im Arcbiv von de^ . G 
dieser Sammlungen eine Nachrieht aufbewahrt wcrJ^ uttd 
desshalb, weil ich wünschte, dass der zweite Tlieil so bald 
lieh gedruckt werde , da die dringende Nothwendigkeit ein 
Sammlung lebhaft empfunden wird. ' 

Indem ich Ihiien diesen Bericht unterbreite, erläiibt 
Sie zu bitten,- in dieser Aagelegenlieit eine Verfügung treten 

Belgrad, am 26. August 1879. 
Der Sekfetftr des Ministeriums fär Cultus und kirchl. Angele] 
M. P. Sapianin.t 

II. Hierauf folgt nachstehende 

* Entscheidung 
des Miuiätera für Cultus und kirchliche Angelegenhei 
E)s soll die Sammlung der Gesetze und Verordnupgei 
kirchlictieu Angelegenheiten auf Staatskosten in iOOO E 
gedruckt werden. Die Bezahlung der Redactios soll in 
des Buches eingerechnet werden, welches hesondera die Ki 
Klöst«r steh anschaffen sollen. 

Ueber eine neue Auflage der Schal gesetzsam ml ung t 
eine Verfügung getroffeu werden. 
Nr. 4702. 
am 4. September 1879. 
Belgrad. 
Der Minister für Cultus und kirchliche Angelege 
St. BoäkoviC.* 

III. Wir lassen hier weiter folgen das Inhaltsverzei 
cit. Sammlung unter Beifügung der Seitenzahlen derselbei 

>ItiUlt. 
Geaetx über die BehBrden der Kirche dea griechischen ßitns vom i 

tember 1862 

Geseti über du VerEthren beim Bkoe neuer KircheD, toid 17. Jddj 
AnihlT rJr Klrchenrecht. XLIX. 
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iwdch«* taichtder gf^-oiH;; JKirehie'attgehön^n'v .> ; 'i i?.i 7 <i J^ j liMk 

• IV. Von den vorstehenijeu G^'setz^en 'uqdi Veroraiiüng^ 
wir nun zunächst mit: > • ,> i ,-: 

rpaK. 11 ße^/*. die Behörden d^er Kirche des üriechischefi liUus, 
Wir Michael M. OhrmovU IIL ypn Gottes ((^|^i[^a€|JJ,.:,upa des 
Volkes Willen Fürst. von Serbien thun. fcun4 und zu. vvisseu ^lien.TO<ä 
jfeüem, dass der Staatsrat!] beschlossen und wir bestätigt haften und 
bestätigen: das besetz über die Mrchlithehi Behörden d^^^M 
dßxen Kirche,' , !' 

L Die.Organimtion der kir^hUehen Behörden..^ ? ' 
§. 1. Im Furstenthum Serbien - bestehen folgende fcitchliche 
Behörden: 1) Wöcesanconsistorieh, 2) Appellationsconsiötöriön unfl 
3) die bischöfliche Versammlung : uüd di^ ßischöfe. , .,, ^^.,, .. 

■ Die OiBcesanconfl^tu^rieii; ^ ^ ' 

■ ■ . , " ' ,■"'.'. 

PrincipieUe Bestimmungen, 

§. 2. Das Piöcesanconsistorium ist eine Kircheniiehörde, welche 
dem Bischöfe i^ngesellt ist zu dem Zwecke, uminnerhalbdeiiGräDzen 
des Gesetzes jene Angelegenheiten zu verwalten, welche die ortho- 
doxe Kirche betreffen und Entscheidungen zu treffen üW'G^gen- 
stände, welche in den Competenzkreis desselben fallen.^ / 

§. 3» Die Diöcesanconsistorien können nichts: Pöues in iljrer 
Dlöcese Ginfuhren, sondern haben im Bedarfsfälle Anträge" ihrem 
Bischöfe zu stellen, [pag. 2] welcher die Angelegerifett redhtÄeili'g derh 
Metropoliten vorlegen soll, damit sie dieser für die' nächste Bischof- 
liehe Versammlung in Berathschaft halten könne. Eb^ußo dürfen 
sie sich nicht an die Staatsregieruug wegen irgend eines neiien. Ge?- 
setzes oder einer Verordnung wenden, sondern' -sie können bJos mit 
dem Ministerium ffir Cultus und kirchliche Angelegenheiten in^Vei^ 
bindung treten betreffs dei* Ausführung von bestinimtien Gesetzen 
und Verordnungen. > r. 

§. 4. Jedes Diöcesanoonsistorium hat sein Siegel und zwar von 
gfeicher Grösse wie das Insiegel der Bezirksgerichte. Auf dem' Siegel 
befindet sich in der Mitte das Wappen von Serbien tind ririgsherttrü 
die Aufschrift: »Das Consislorium der Diöcese M.« 
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§. 5. Die Grüiklsäfcze oaefa denen die Diöcesanconsidtorien in- 
nerhalb ihrer Corapetenzsphäre vorzugehen haben, sind: 1) das, in 
dei* hÖBgen Schrifl enthaltene Gesetz Gottes, 2) die 'Canones oder 
Regeln der heiligen Apostel, der allgemeinen und particnlären Cön- 
cilien und' der helligen Kirchenväter, 3) die Gesetze nnd Verfögnngen 
dfer Diöc^sanconeilien , 4) Staatsgesetze und Verordnungen, Insoweit 
sie die orthodoxe Kirche und Religion und die orthodoxe Hierarchie 
betreffen. 

Die Organisation der Diöcesanconsistorien. 

§. 6. Jedes Diöcesanconsistoriura besteht aus einem Vorsriteen- 
den und vier Mitgliedern und zwar zwei wirklichen und zwei Ehren- 
mitgliedern; das Diöcesanconsistorium der Metropoliten besteht aus 
6 Mitgliedern, drei wirklichen und 3 Ehrenmitgliedern. 

§. 7. Der Vorsitzende der Diöcesanconsistorien gehört dem 
Stande diar weltlichen Geistlichkeit an und zwar soll er Bischof sein. 
Einer von den Mitgliedern kann Mönch, alle andern sollen Welt- 
geistliche sein. Jedoch nimmt das dem Mönchsorden angefaörige 
Mitglied nicht Theil an der Untersuchung und Entscheidung über 
Ehestreitigkeiten. 

[p. 3] §. 8. Sowohl die Vorsitzenden als auch die Mitglieder der 
Diöcesanconsistorien wählt der Diöcesanbischof und schlägt sie dem 
Minister für Gultus und Kircheuangelegenheiten vor und dieser hat 
sie dem FüYsten behufs ihrer Ernennung vorzulegen. 

§. 9. Der Vorsitzende und die Mitglieder der Diöcesanconsisto- 
rien werden aus der, den betreffenden Bischöfen unterstehenden Diö- 
cese gewählt. 

§. 10. Zu Vorsitzenden und Mitgliedern der. Diöcesanconsisto- 
rien sollen Geistliche gewählt werden, welche die theologischen Stu- 
dien absolvirt haben, musterhaft sich aufführen und das 30. Lebens- 
jahr vollendet haben. 

§. 11. Zu K^nzleiarbeiten hat jedes Diöcesanconsistorium einen 
Secretär und das sonst nöthige Personale. 

§. 12. Das Kstnzleipersonal mit Ausnahme der Praktikanten 
wählt und schlägt zum Behufe der fürstlichen Ernennung der Diöcesan- 
bischof dem Ministerium für Cultus und kirchliche Angelegenheiten 
vor. Die Praktikanten stellt der Bischof selbst an. 

§. 13. Die Vorsitzenden und Mitglieder des Diöoesanconsisto- 
riums legen vor Antritt ihres Amtes den Diensteid als Staatsrichter 
in die Hände des Bischofs ab ; der Secretär und das übrige Personal 
werden als Administrativbeamte vom Vorsitzenden beeidet. Diese 
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heiten ^iHgeseudet. ; ... ,:- : ;. ; v^r.'.i : Vo i 

.:.. §*. 14. -Die Vorsitzende»,., Mitgliedeifjr ,:die. 8e^et|li;^ . w4( da^ 
sonatig^, PersoQ^l eDüf laugetiif als i Staa^lfäbqanite .einen. 6eha,It< . aw. d^f^ 
Staat?»ka8SÄ,. [p,4J genieas^qi piJe B^hte von; ^oaiptea, rBfüitid^y 4W?" 
nähme,. dasis das dßm Mou^hsklerus eatnpmm^Be Mitglieid des Coi^s^r 
riums keine ßeiträge an den Wittwenfond zu entrichten h^t, :• 

§. 15. Die Ehrenmitglieder der Diöcesanconsistorien beziehen 
keinen Gehalt aus der Staatskasse. 

§. 16. Die Staätsgesetze über die bürgerlichen ' Beamten gel- 
ten auch für alle Angestellten der Diöcesanconsistorien. üeherdies 
gilt für die Vorsitzenden und Mitglieder alles, was betreös der Vort 
sitzenden und Mitglieder der Civilgerichte bestimmt ist. , s 

§. 17. Uebrigens führt über alle Angestellten der Xfiöceß^tnr 
opnsistorien seitens des Staates das Ministerium für Cultus und kirch- 
liche Angelegenheiten die Oberaufsicht, empfangt alle Klagen gegen 
sie und pflegt über dieselben nach dem vorstehenden Gesetze. Apates. 

§. 18. Wenn die angestellten Diöcesanconsistorien gegen, ihre 
Amtspflicht sich vergehen, so dass eine üntersachnng gegen sie ein« 
geleitet werden sollte, hat über sie das Civilgericht abzuurtheilen 
gemäss der für die Beamten in dieser Beziehung vorgeschriebenen 
Gesetze. , 

§. 19. Die Vorsitzenden und Mitglieder der Diöcesanconsisto- 
rien und ebenso die Secretäre und übrigen Beamten geistlichen Standes 
verlieren ihr Amt im Consistorium, wenn sie als Geistliche von den 
Kirchenbehörden zur Entsetzung von ihren Amtsfunctionen auf die 
Dauer von wenigstens 6 Monaten oder zum Verlust ihres geistlichen 
Amtes verurtheilt worden sind. 

[p. 5] Die Arbeitszeit der Diöcesanconsistorien: 

§. 20. Die Arbeitstage in den Diöcesahconsistorien, sowie auch 
die Zeit des Beginnes und der Dauer der Kanzleistunden ist diieselbe 
wie sie durch die Allerhöchste Verordnung sonst bestimmt erseheint. 

§. 21. Die Sitzungen des Diöcesanconsistorium werden wenig- 
stens zweimal wöchentlich abgeialten. Die Sitzungstage bestimmt 
der Vorsitzende. 

§. 22. Die Vorsitzenden, die Mitglieder und übrigen Beamten . 
geistlichen Standes brauchen an Arbeitstagen nicht in's Consistorium 
zu kommen, wenn sie der Bischof zur Abhaltung des Gottesdienstes 
odör einer geistlichen Function bestimmt; sie sollen auch über Be- 
stimmung des Bischofes den Gottesdienst in der Eparchialhotkapelle 
an Sonn- und Feiertagen abhalten. 
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'"" "$.'<3^.' "beft bä^lflti lilier Did^Rebi^siEttblrieii- k«iit>Qt)^r Än- 

bi^'zÜ'lO'Tii^n geitäbref)'. SoUte' Jemand «!nen' lan^Heo'iErbnkb 
ansuchen wollen, so hat er sieb um denselben im Welie^'deft'^^n- 
'st^tJdHtiniEl'^aV'HlkiateriUnJ mi" ChUds und: kli<etal.'<AhgeI^»Abeiten 

^rtfa'döii;/"'" ■ '•' - ■'■■■■■ - ■ ■■■■>■ !■■■ ■■ ■-' ■.>N.M,./, .!■.'. 

Z>ie Sileunffen »tut die Geschäfisoränung der Üiocesäncott^i^örtetl. 
§. 24. In den Sitzungen der Diöcesancönsistonen müssen' wenig- 
stens 3 'Mitglieder gegenwärtig iaid\ einer r<ni diesoA üwsS'dt^ Yot- 
sitzende oder dss ibsvert^eteflde Mitglied' sein^ \ <'^ 
iH ;..,■,8.i,a^^ pifl,,E^repmitgli8der ,habefl an den ,. Sitzungen pur im 
ifallfl, (Je? ilMgels, afiiderer ilitgliejJer über Weisung des pjöpesan- 
^iwlu^ [Pi-^1 Theil KU, nehmen, Qesshalb soll der VorsitzeDile des 
.prdce^anconjsistoriunas über einen solchen Mangel ^a Mitgli^erii dem 
^iscV^e. mündlich Mittheüung machen.^ .. ' ', - 

^..26. Diö für die Cirilgerictite getroffenen Bestjntmungen aber 
Ywhin()eru(ig wegen Verwandtschaft oder anderen gesetzlichen Qr^Ldeo 
bei. gewissen Angelegenheiten zu iuterveniren , , gelten apch'för.die 
Qon8istoi:ia1ricliter, 

' g, 27. Ebenso dürfen weder der Vorsitzende noch auch die 
Mitglieder des Diöcesauconsiätoriums aJi Verhandlungen desselben 
,TheU nehmen^ wenn sie z^m zeitlichen oder immerwährenden Ver- 
lust ihres geistlichen Amtes verurtheiU sind, in so lange diese strafe 
dauert. Für die gleiche Zeit verlieren sie auch ihr Gehalt. 

g. 28. Die Entscheidungen werden mit Stimmenmehrheit ge- 
troflen, bei gleichen Stitpmen gibt die Stimme des Vorsitzenden den 
AuFischlag. 

§, 29. Der Vorsitzende nnd die Mitglieder der Diöcesahcon- 
sistorien sind vollständig unabhängig in ihrer Abstimmung, bei Ent- 
BcheidiingeD und ürtheilen und richten sich in dieser Beziehiiog nur 
nach ihrem Gewissen und den Grundsätzen, wie sie im §, 5. dieses 
Gesetzes ausgesprochen sind. Wenn Jemand von iboen mit dem 
iVotnni-der anderen Hichter nicht übereinstimmt, 
ratea Votum abgeben, welches im Protocoll angen 
.. ■ §. 30, Die Gegenstände werden in Sitzungen 
.wie sie angelangt sind, entschieden, mit Ausnal 
welche dringend sind und welche der Vorsitzende 
.§, 31.. Der Vorsitzende und die Mitglieder! 
der Akten auf alle Umstände und Beweise achter 
^il^nheit gut aufzufassen und ibr Votam gewtssei 
setze gemäss abzugeben. 



teten Aufsätze werden erst dann abgeschrieben und untersc^'^^^^e^i 
upd.^vgm DiöcesaiicQiisistorittra .herausj?eff€iben,,wenn sie vorher in der 
bitzung überlesen und gebilligt worden sind. 

und des^iSecretäfis d^r^IHecesiDmüoim6tmkn*jL^^ ji fi » ji 
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' §. ^4; Die Vbrs)tz^eiideh''äer IMScesahcohötstofii^A pVfeimren ii 
d^n'SitzuDgön, äcTile'n auf 'die OtdtiütigriiTd'le^^^^ 
Ä'ngelegeijheiteii iü denselbön. Site empfd,npti»it urid Ö'fifn^ii di^ gtfttifteii, 
welche derii^ (jönisistorititn zükorameh üftd' habfeil 'd^h^^T^ 
kunft derselben auf ihnen ersiöhtliöh 2U hiacfe^b/ 'Slö sähitrie^ri d^ 
S'tininien' tei' Entscheidüngeri^^ jüngstei Mit^liedö'ängfe*fangfen und 
pübliziren deti Beschlüss. V Sie verfassen A\^' Condüitefilbtfen' dieFCöA- 
sistönalbeämten und übei*geben die^Selben zu 'Ende -^iifes^ jiedfeti^ahtös 
djßni. Diöcesanbischofe, welcher sie mit seinen Anm^iton^n'Üt^s' Mi- 
nist'erium für Cultus und kirchliche Angelegenheiten reitöt: ^Ö^^^^ 
sitzenden unterschreiben aÜe Akten, welche atis delii DiÖceskttcöh- 
sisipriuna herausgegeben werden. In allen dfeiseh VerjiflidhtWngen 
werdeu die Vorsitzenden im Verhinderungsfall; von den Älte^'^ 
gliedern vertreten. ^ * - ' ^'^ 

§. $5. ' Die ' Mitglieder der Diöeesäticonsistorien haben äile Ver- 
zeichnisse der weltlichen und Kloster-Geistlichkeit nach der 'B^Stiin- 
mung des Vorsitzenden zusammenzustellen, ferner die Verzeichnisse 
dar Pfarreien , des Kirchenverniögens , des Klosterviermögetis, Ver- 
zeichnisse aller Kirchen- und Klöstersachen zu verfertigetif öie^' fähren 
die.Tauf-, die Heiraths- und die Todten-Matriken, die Vei^leichtiisse 
der Kleriker, sie haben die Rechnungen fiber Einhahhieh und* Aus- 
gaben der Diöcesanconsistöirien zu führen und^sie zum 'Zwick'e der 
Vorlegung an's flauptcbntrolsamt aufzubewahren, (p. 8] Sie' hibi^n die 
Rechnung über die Einnähmen und Ausgaben derfeirchen, dei* Klöster 
und Kapellen durchzusehen und sie ebenfalls zum Zwecke der Vor- 
lage an dtas Haüptcontrolsamt aufzubewahren und schlieMidh haben 
sie eine Üebersicht über die Arbeiten des DlööesanöonsistotiuAi zum 
Zwecke der ünterbreitung derselben dem Ministerium fW Cuitus und 
kirchliche Angelegenheiten zusammen zu steilen. "" -/^ ^ 

§. 3ö. Die Secretäre der Diöcesanconsistorieri haben die ^tirift- 
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S) ' Weiin 63 sich ereignen sollte^ • &S9 jemand • den Grottesdii^st! 
in der Kirche oder auf einem anderen Orte verhindert , ^^ hiben^ 'die 
Diöcesawconsistorieöi wenn der Verbrecher ni^öht^em friesteMande' 
angeh(^rt, dies der PdÜÄeitoehdrde anÄHzelgeo ; geh^t ^ jedoeh dem 
Klerus an, selbst die Sache zn untersuchen und disn Verbfächer 
zu-^strafen. ' ' ' /.■••':•.';•:•.; 

§. 40. Was die Ordnung der kirchlichen Güter betrifft; hatien 
die DiOoesanconsistorien neben den) Bischöfe Sorge 2U tragen: 

1) Daför, dass die Kirchen und Klöster, s<me auch allid Sarchen, 
welche xuna Gottesdienst noth wendig sind, in der Ordnung und Rein- 
lichkeit gehalten werden , welche ihrer heiligen ßestin^mung^ eirt-" 
spricht. 

2) Dafür, dass alle Kirchen und Klöster die zum Gottesdienst 
noth wendigen Bücher, Pararaente, Bilder, Kreuze, Myrrhe, Reliquien 
und alles übrige, wias von Nöthen, besitzen. 

[p. 10] 3) Dass jede Kirche, jeJes Kloster und jede Kapelle ein 
Verzeichriiss der zum Gottesdienst noth wendigen Sachen habe, wovon 
eine Abschrift beim Consistoriura verwahrt werden soll. Ke kirch- 
lichen und Kapellen-Utensilien hat jedes dritte Jabr der Bezirks- 
Brzpriester zu visitiren und zum Zwecke der Visitation der Klöster- 
ütensilien haben jedes dritte Jahr die Diöcesanconsistorien den Be- 
zirks-Erzpriester oder einen anderen Geistlichen zu delegiren, dass 
er dies mit einem der umliegenden Kloster- Vorsteher vollführe. Die 
Personen , welche nach dem Verzeichnisse diese Utensilien unter- 
suchen, haben nach Bedarf die Vervollständigung und Reinigung 
derselben anzuordnen und dem Consistorium hierüber Bericht zu 
erstatten. 

4) Die Didcesanconsistorien haben dafür zu sorgen, dass nicht 
nur die kirchlichen Utensilien, sondern auch dieGlockenthürme, die 
kircblichen Höfe und Gebäude und ebenso auch die Gräber und 
Kapellen in Reinlichkeit gehalten und die Grabmonumente nicht be- 
schädigt werden. 

§.41. Was den Bau und die Reparatur der Klöster und 
Kirchen betrifft,' haben die Diöcesanconsistorien für Folgendes zu 
sorgen: 

1) Dass auf den nothwendigen und geeigneten Orten Kirchen 
errichtet werden, wenn die orthodoxen Gläubigen dies benöihigen, 
oder wenn ein Theil derselben allzu weit von anderen Kirchen 
wohnt , wenn die Wege zu denselben unzugänglich sind, oder in dem 
Falle, wenn die bestehende Kirche zu klein ist, so dass niehfe alle, 
welche dem Gottesdienste beiwohnen wollen , in derselben Baum 
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vorgeschrieben sind. M i\"Hr)H'p> 

: f I ;i 8)i»I>ie /B^irirk«*^ffi^?E{)meßtel^^,fUnAhihrlff iSteUy«*ttH^ am 

Sohlu680je4je8n Jahres [p; 133^ d««fc DJi5«ßsaneoRaiiiH<)^ritÄ>f/di«j ßoifdttit^^ 
liste ^m t dhnan ; i [Utttergeböncin . . Briji^&ter&öWfc *|jl)U^hÄn ilSfeaiilipsf, fm 
uafce rbireiteni ;f dasselbe \ IijJbeiv i auöh. diel KJM^t^^ Ohel-^tt) l>&trftfe> ider 
ihn^h uiiterjjfebene« - KIostergeiöMiohkeit ^naclh ? idfer . i- Hom : rC^n^l^terfuni 
bestjmiinten Aarfcauszuf&hren^' '. - * ■ ;,. •:..:: i^^v ,;.., '^if'rn')! 
V 3) iDieDiöeasanieonsistcfriefl haJ^iif^i .Verzfei€hn»)*i4(öf sitotirtr 
iftcheti ttntergieb«neii Persoikeii tveUltphen tU;M;gei^tlii^'fe(9ii>;6tai)[dQ^*jZ« 
fftb'pett wnd eifto: Ahsßhrift: diesem yei[7^ithii)fe8iöS,'SK)wier.ai|ofe 4iajQonr 
diiitliste haben sie älljahtlkh d^itk Di^esafibiBdh^rfti^i^ .'di09$i! 4ero 
■Ministerinm für Ckiltus: ttnd^ki^efeUc^le . Aogelegenii^eÄ) ;)m.' i^ 
breiten. : Ebenso habän die 1)lQ<^esaDCQn9i8tOmett' idnmar.idein. ihe^jtfe& 
fenden Bischöfe darüber zu berichten, weaß eine Pei^son^.gmeftUch^Ä 
Standes !$tirb4, daimt dieser an deren. Stelia eine andi4re>:Ber$on be- 
stimmen könne. Sie .haben ihm aueb ^a «meldenv wenni.eineiß^rlson 
geistlichen Standes ihres voi-göräckten Alters , wegen nicht mehBifti 
Stande ist, die geiatlieken ;F!Qnctionen;ai»8ziiübeu> damit' er nach Beir 
darf hierüber, verfüge» Auasijrdem haben > die Diöceaancoii^i&torfett ein 
Verzeichniss aller Pfarreien zu führen mit der Bezeiebniijiig alter^^i»i- 
gcpfarrten Dörfer, Hauset und Seelen, tind eine, Ab!3cljrift dieses yerf 
zeitihnisses soll jed^s Jahr dem 'Diöcesanbis<jhofe -anr Keuintniss ge- 
bracht werden. . ; t t ^;lir 

4) Ebenso haben sie ein Verzeichniss alter Fibisonjen zit SShreti, 
welche künftigen Jahres zu einem geistlichen Amte nomitiirtw^en 
solleti und von diesem Yerzeiehntsse sollen sie zu Ende jedc^ Jahres 
zwei Abschriften veranstalten und eine dem bischöfliobeji CtostliUm, 
die andere dem Ministerium für Cnltus und kirohliiehe ABgeiegen^^ 
heiten übermitteln. .. * ■ ' f, Li 

3) Die Consistorien haben bekannt za geben,, wlelehe: geistlichen 
Personen von den Bischöfen zur Abnähme äerBeiobtä bestimmt 
worden sind. . / : ' ; 

0) Die Erlaubniss zur Entfernung ans des Pfarrei oder ;de«!) 
Kloster auf drei Tage gibt der weltlichen Göistlichköit der B^irkSr 
Brzpriester, der klöijterliehen ihr geistlichofr Obere. ' " 

§. 43. In Betreff des Kirchen- und Klostervermögerf» Uegt-den 
Köcesanconsistoirien ob : > , <, ? 

1) Dass das kirchliche , das Kapellen- und Klostetvei^mögen^ 
sowohl bewegliches als unbewegliches, erhalten und bloB zU^Nots^en 
der Kirchen und Klöster verwendet wei:de. v ^ i ' 
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hierüber nicht 4dm . Minister für Gultns nnd kireklichä Angelegen^ 
Ueiteii yoTSchlag geiisaßbt uud von diesem naöh AnJiSrnng »im be- 
tr^ffiQn^en Diooesaneonsistodum^ gut geh^iasen wkdv , £beiise^<|rf4ti 
wed^:. idi^. KlQ8terv<H'«tän4e . noeh auchi'die EircliÄÄ^ fcÄd.'Kapeltoii- ■■::^ 
yonj[|iiq4ör Nameps de? Klöster, der Kirchen! oder« Eapdlen Irgend 
welche Schulden contrahiren. 

8) Die Anschafföngen, för> Kloster., ■• KirchenKumd Ea^Jlen , in* 
soweit sie. sich auf die kirchlichen Paramente und di^ sonstigen zum 
Gotteadien^t' jaotliweudige^ Geganstaude beziehen und deo Werth 
von 700 Grogchen&berschreiten, können nur nach Quthoissnttg 
der betreffenden DiöQesajnconsistorien gethan werden/ and in 'diesem 
Falle haben. sich die Klosteroberen, ebenso wie auch äk Kifcfa^n- und 
Kap^eUenyormunder im Wege des Erzpriesters an das Gonsiatorium 
um Bewilligung zu wenden. Betreffs der Anschaffung ndd deB Ver- 
kaufes von 6egenstftnd«n, welche die Oekonomien der Klöster, Kirchen 
und Kapellen, betreffen, ' wird der Minister für Cfiltus und kirchliche 
Angelegenheiten im Kinverst^ndniss mit den Gonsistorien Bestim- 
mungen erlasjBen, nach denen die Vorstände nnd Vormünder sich zu 
richten haben werden. ... * 

9) Die Geldkapitalen der. Klöster, Kir<;ben und Kapellen wer- 
den SQ nutzbringend angelegt, wie die Gemeind^gelder. 

10) Betreffe der unbeweglichen Güter der Klöster und Kirchen, 
welche verpachtet werden können, wird detn Minister fax Oultus nnd 
kirchliche Angelegenheiten anheim gestellt, im Einverständnis^ mit 
den Consistorien Vorschriften zu erlassen , welche ihm diesfalls als 
zweckmässig erscheinen werden. 

11) Im Fälle, als das Diöcesanconslstorium aus dem Berichte 
der Erzpriester und der zur Controle des Vermögens und der Rech- 
nungen bestimmten Personen erfährt, dass im Vermögen oder den 
Rechnungen der Kirchen oder eines Klosters irgendwelche Mängel 
sich vorfinden, wird dasselbe zur Durchsicht eine Gammission bestim- 
men, welche aus Geistlichen und einem Polizeibeamten bestehen 
wird. [p. 15] Betreffs des Polizeicommissärs hat sich das Consiistorium 
bei der competenten Behörde zu verwenden. Die Oommission soll 
nach Beendigung ihrer Arbeit einen Bericht an das Consistorium 
einsenden. Im Falle des Missbrauches mit Kloster- oder Kirchen-' 
gute können die Consistorien verordnen , dass die Verwaltung den^ 
jenigen entzogen werde, welche sie bisher geführt haben, und dass 
bis zur Entscheidung der Sache die Verwaltung andei^n Personen 
zugewiesen werde. 

12) Im Falle ein Klosteroberer stirbt oder versetzt wird; haben 
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die Di&QaaancoaBiBt&rien , aof 
mhsion zn bestimmen , wole}i 
mftgen der Kirche nach der 
dem neu bestimmten Amlänu 
Coniistorium benacfarichtigt v 
%. 44. Was das Vermö] 
DiScesanconsistorien in folgern 

1) Sie haben ein Verzt 
ßisthums zusammenzustellen, 
schritt dem Bischöfe zu über; 
fertigte Original im eigenen . 

2) Wenn von welcher Si 
eine Vermehrung erfährt, hah 
einzutragen. 

3) Im Falle der Versetzung des Bischofes in ein anderes Bis- 
thnm, hat eine vom Diöcesanconsistorinm bestimmte Commission mit 
einem von Ministerium für Cultus und kirchliche Angelegenheiten 
hiezu bestimmten Beamten nach einem Verzeichnisse das VermOgcD 
zu übernehmen nnd dasselbe auf die obbezeiehnete Weise dem nen 
bestellten Bischöfe ku fibergehen, 

4) Im Falle der Bischof stirbt, hat das Consistonum durch 
eine Commission das Vermögen nach dem Verzeichnisse darchza- 
seben and, falls etwas abgeht, dem Gerichte es mitzutheilen , bei 
welchem die Erbschaft des verstorbenen Bischofes verhandelt wird, 
damit eventuell für das Verlorene Ersatz geleistet werde. 

[p. 16] Die CompeienB der Diöeesanconaistorien in fferiehäicher Be- 
siehwng. 
§. 45. Die Diöcesanconsistorien hab^n zu richten; 

1) üeber alle Vergehen der Geistlichen, insofern dieselben die 
Ffitarung des geistlichen Amtes betreffen, ferner über alle Vergehen 
gegen die Würde des Amtes, insofern in beiderlei Beziehung nicht 
durch das Gesetz andere Bestimmungen getroffen sind. 

2) üeber alle Ausschreitungen der Geistlichen und alle Ghren- 
beleidigungen, welche zwischen Geistlichen etwa vorfallen. 

3) Ceber alle Zwiatigheiten zwischen Geistlichen, welche 
ans Anlass der Benütiung irgend eines Kirchen- oder Klostenrer- 
m9gens entstehen sollten, und ebenso über alle Streitigkeiten wegee 
des Amtseiukommens. 

4) Die Di^cesanconsistorien richten ferner: 

a) Deber die gesetzwidrig eisgegangenen Ehen. 
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■<■■'' ■ ^lind' «) üeber'die'GUtifeketl' dersiltoen* 
' '■■' 'Sj-lbensohaben die''DiSce^'nl»)a^i^torUti 
Tiu' vi'cWiti, wMthe äds ÄMäss 'öev't^i'öprötJhw 
haitenon Ehe erfolgea. Die'Cönkifeien'lUW 
dätflbei' 'iu ■«itsclleiden;'' weiche Tartd "tiei'' a 
kosten zu vergelten habe. ' ' ' 

j ' 6)' Schliesslich haben sie auch', dariib'er '! 
Weit' während'^des Proeesses über die Ehe o^ 
selben Alimente verlangt!' Üeber die, Holie 
wegen Nichteinhaltung der versprochen eü E(te, 
bestimmen je^loch nach dejn öe'setze'die Civil, 

§. 46. [ra Falle ein Geistlicher von 
UrifiersaehiinggezQgen werden sollte, hat dasGe 
übei^.das Vergehen, des beachuldigten Geistliß 
^iiitorium Bericht, zu erstatten, damit (\ieses zi 
liehen , Functionen, einen ^ntleren Geistlichen, 1 
na,ch, ,Beend)g-yng der Üiit«suchnng und Päi| 
das Gericht dem Consiatorium das ürtheil zw 
(Ißn, Verbrecher auszuliefern,, damit, das Cona 
das betreffende Verbcwben die Strafe der Ajn 
ist, mit , derselbe» nacii dem Gesetze Vorgehen 
§.47. .Di^niit die Regieraog, welche di<8 
Geistlichen Dud ,w^tlichm Aenit^r fährt, st^ts ( 
dass die Diöcesanconsistorien ihre Angelegenbc 
aetsmässig besorgen, haben die letzteren dn 
Bischofs am Schlüsse eines jeden Jahres dem 
und kirchliche Angelegenheiten genau Bericht 
amtlichen Arbeiten und uiiter anderen auch 
Vergehen und Streitigkeiten im Verlauie des 
wurden, wie .viel noch, unerledigt gebliebep i 
rufungen an's Appellationsconsistori^m geleitet ,i 
die OiöDeüauconsistorieu am Schlüsse jed^s Jal 
Cultus und kir<;bliche Angelegenheiten . Auszdj 
Trauungs- und Steibematriken vorzulegen. Di 
tocollsauBz^ge haben die Diöceaanconsistonen 
sterium fiir.Caltus und kirchliche Angelegenhl 
Art demselben zu unterbreiten. 
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' 8S6 BerbUekeB Geiet» bot 

"'■' ' ' ' ' ■ Ü«8 Appe^latEoi 

Ällganeme j 
. §. 48. Das ÄppellatioDBcoii! 
Ilörde, welche zu dem Zwecke b 
[p. 18] und letzter Distanz alle h 
scheide, , welche die piöcesanconsi 
^^lieiden kounten. 

§, 49. Das ÄppellatioDscons 
Vennittlung der DiOcesanconaistoi 

§, 50. Das AppellationscoDs: 
die Diöcesanconsistorien die von i: 
ziehen. 

g. 51. Das AppellationscoDS 
Grösse des grossen Civilgerichtssi( 
Wappen Serbiens zu befinden mit 
sistorium.« 

, §. 52. Was im §. 3. dieses 
rien bestimmt ist, bezieht sich am 

§. 53. Die Qrnndsätze für d 
laticüsconsistorium sind dieselbe, i 
Gonsistorien bestimmt sind. 

Die Zttsammenstdlung dei 
§. 54. Das Appellatiouscons 
sitzenden, einem Stellvertreter, vier i 
dern. I>er Vorsitzende ist ein Bisi 
Sammlung für die Daner eines Ja 
ein Archimandrit. Den Vieepr&äes 
tropolit nnd hat über die Wahl d 
liehe Angelegenheiten zu berichten 
akt dem Fürsten, wie dies im g. { 
cesanconsistorien bestimmt ist. 

[p. 19]. §. 55. Der VicepräSi 
dem Bämmtlichen Elerns des Fürst 
aus der Mitte jener Personen, wel 
endet haben, ansgezeichnet sich ai 
§. 56, Der Vicepräses und < 
treten ihres Amtes einen Amtseid 
sitzenden zu leisten, und dieser ht 
und kirchliche Angelegenheiten m 
Eidesformel zu berichten. 
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§. 57. Der \V^ioep?2tßes .on^ 4i^ *MitgUe^^ ausser ihrer 

Amtseinkünfte noch fftr die, Führung des Amtes im Appellations- 
c.9nsist;pnum . aus der landesfürstlichen Kasse einen bestimmten Oe- 
halt und kommen ihnen alle Rechte der Beamten zu mit der für 
den yicepräseß als Kloster-Öeistlichen bestimmten Aus^iahmeV däss 
er nicht in den Wittwenfönd einzuzahlen brauche. » 

§. 58. Auch für die Ehrenmitglieder des Äppellätionsbohsisio- 
riupi gilt dasselbe, was im §. 15. dieses Gesetzes betreffs der EÜreh- 
mitglieder der Diöcesanconsistorien gesagt ist. 

§.59, Was in den §§. 17—20. dieses Gesetzes betreffs der 
Beamten der Diöcesanconsistorien gesagt ist, gilt auch für den Vice- 
präses und die iSIitglieder des Appellationscönsistoriums. 

§,60, Die Ehrenmitglieder des Appellationsconsistprium haben 
nur im Abgang anderer Mitglieder nach der Bestimmung des Me- 
tropoliten die Sitzungen zu besuchen und an deii Entscheidungen der 
Angelegenheiten Theil zu nehmen. 

§. 61. Im Falle als der Vorsitzende das Appellationsconsisto- 
rium sich eines Amtsvergehens schuldig mächen würde, hat über ihn 
die bischöfliche Versammlung zu richten. 

[p. 20] §. 62. Im Appellationsconsistorium hat der Secfetär die 
Akten auszuarbeiten und das übrige Kanzleipersonal des Diöcesan- 
consistoriums hat dasselbe beim Metropoliten zu leisten. 

Ort und Arbeitszeit des Äppellationscmsistoriums. 

§. 63. Das Appellatiansconsistorium versammelt sich und ar- 
beitet an dem Orte , wo der Erzbischof und serbische Metropolit 
ständ^ wohqt und zwar versammelt es sich jährlich im Mai Wenn 
aber der Metropolit findet, dass es noth wendig sei, versammelt sich 
das Consistorium zu seinen Arbeiten auch im Monat September. In 
beiden Fällen hat der Metropolit dem Vorsitzenden, seinem Stellver- 
treter und den Mitgliedern den Tag des Sessionsbeginns anzuzeigen, 
damit diese zu gehöriger Zeit eintreffen können. 

§. 64. Das Appellationsconsistorium hat in beiden obange- 
tührten Fällen so lange seine Sitzungen fortzusetzen, bis sämmtliches 
Arbeitsmaterial aufgearbeitet ist. 

Üeber die Sitzungen und Entscheidungen des Äj^pellationsconsistoriums. 

§. 65. In jeder Sitzung des Appellationscönsistoriums sollen 
wenigstens vier stimmberechtigte Mitglieder gegenwärtig sein. 

§. 66. Was in den §§. 27—32. betreffs des Vorsitzenden und 
der Mitglieder der Diöcesanconsistorien gesagt ist^ gilt auch für 

25* 
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de.n jpräses, Vicepräsea und die Mitglieder des Äppellationscon- 
^istoriuras. , 

.§.67. Die G^genataade, welche im Appellationsconäistoritttn 
verbandelt werden sollen, liest der Secretär oder ein anderes Mit- 
glied desselben, welches der fp. 21] Vorsitzende dazu auffordert, vor 
und zwar sollen alle, auf die Angelegenheit bezüglichen Akteii vor'ge- 
le3ea und die Entscheidungen im Protocolle angemerkt werden. 

§, 68. Das SitzungsprotocoU unterschreiben alle , die siöh am 
Beschlüsse betheiligt haben. 

§. 69. Wenn der Vorsitzende, sein Stellvertreter oder irgend 
ein Mitglied wegeö Krankheit oder einer aqderen ür^ach« zur Sitzung 
nicht erscheinen können, haben sie dies rechtzeitig dem Metropoliten 
anzuzeigen und die Ursache ihres Ausbleibens nachzuweisen ; der 
Metropolit hat hierüber dem Minister für IJultus und kirchliche An- 
gelegenheiten zu berichten. 

§. 70. Was im §. 24. dieses Gesetzes von den Rechten und 
VerpÜichtuugen des Vorsitzenden der Diöcesanconsistorien gesagt ist, 
gilt auch für den Vorsitzenden des Appellationscojisistoriums mit 
dem Zusätze, dass dieser die Conduitenliste des Vicepräses und der 
Mitglieder des Appellationsconsistoriums im Wege des Metropoliten 
dem Minister für Cultus und kirchliche Angelegenheiten zu unter- 
breiten hat. 

Die Campeten0 des Appellationsconsistoriums. 

§. 71. Das Appellationsconsistorium hat als gerichtliche In- 
stanz alle Urtheile der Diöcesanconsistorien zu prüfen, zu bestätigen 
oder zu ändern, insofern sie sich auf die im §.45. dieses Gesetzes 
erwähnten Angelegenheiten beziehen, wenn solche Angelegenheiten 
entweder nach der Vorschrift des Gesetzes vor dasselbe gelangen 
oder aber von den Parteien, welche mit dem Urtheile der Diöcesan- 
consistorien nicht zufrieden sind, an dasselbe, soweit es gesetzlich ge- 
statti^t ist, geleitet werden. Das Appellationsconsistorium darf nichts 
prüfen und entscheiden, was im Diöcesanconsistorium in der vorge- 
schriebenen Weise noch nicht entschieden worden ist. 

[p. 22]. §. 72. Welche Gegenstände nach der Bestimmung des 
Gesetzes und welche infolge Unzufriedenheit der Parteien an das 
Appellationsconsistorium zur Beurtheilung geleitet werden sollen, 
wird im Abschnitte über das Verfahren vor den kirchlichen Behör- 
den erwähnt werden. 

§. 73. Das Appellationsconsistorium kann Angelegenheiten, 
welche nicht gehörig untersucht sind , an die Diöcesancoi^sistorien 
zur neuerlichen Untersuchung und Entscheidung zurücksenden. 
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§, 74. Das AppellationscoDsistorium hat nach Beendigung seiner 
Arbeiten im Wege des Metropoliten dem Minister ' tür 'Cultiis ^lid 
kirchliche Angelegenheiten einen Bericht über seine Arbeiten zu er- 
statten und darin anzuführen, wie viele Pröcesse und welcher Gat- 
tung, demselben von jedem Diocesancorisisföriura vorgelegt wurden, 
wie viel StKeitsachen entschieden, wi6 viele und welche den Diö- 
cesanconsistorien einer neuerlichen Untersuchung; wegen zurückge- 
schickt worden sind. Die Art und "Weise, wie diese Berichte zu er- 
statten sind, wird der Minister für Cultus und kirchliche Angelegen- 
heiten bestimmen. 

Die bisbhVfliche Versammlung und^ie Bischüfe. 

Die bischöfliche Versammlung. 
Allgemeine Bestimmungen, 

§. 75. Die bischöfliche Versammlung ist die oberste kirchliche 
Behörde zu dem Zwecke bestimmt, dass sie die Kirche und die 
Geistlichkeit gemäss den Intentionen der orthodoxen Kirche leite und 
etwa noth wendige Verordnungen, Bestimmungen und sonstige Ver- 
fügungen treffe. 

[p. 23] §. 76. Diese Verordnungen werden den Diöcesanconsisto- 
rien und dem Appellationsconsistorium ertheilt. 

§. 77. Die bischöfliche Versammlung hat, wenn es Noth thut, 
mit der Regierung durch Vermittlung des Ministers für Cultus und 
kirchliche Angelegenheiten sich in's Einvernehmen zu setzen und 
durch dessen Vermittlung alle Verordnungen der Begierung, welche 
die Kirche Und Geistlichkeit betreffen, in Empfang zu nehmen, mögen 
jene Verordnungen auf Vorschlag der bischöflichen Versammlung 
oder aus eigener Initiative der Regierung erflossen sein. 

§. 78. Die bischöfliche Versammlung hat ihr Insiegel, welches 
Ton gleicher Grösse sein soll, wie das Siegel des Appellation scon- 
sistoriums. In der Mitte des Siegels befindet sich das Wappen 
Serbiens und die Abzeichen der orthodoxen Bischöfe und rund herum 
eine Inschrift: »Die orthodoxe bischöfliche Versammlung des Fürsten- 
thums Serbien.« 

§. 79. Auf allen Verfügungen und Verordnungen für die or- 
thodoxe Kirche und Geistlichkeit, welche die bischöfliche Versamm- 
lung den Diöcesanconsistorien und dem Appellationsconsistorium er- 
theilt, hat dieses Siegel beigedrückt zu werden. 

§. 80. Alle Gegenstände, welche in die Competenz der bischöf- 
lichen Versammlung fallen, werden sowohl von Seite der kirchlichen 
Behörden als auch von Seite der Staatsregierang dem Metropoliten 



'■'V' 




390 Serbisches Gesetz vom 30. September 1862. 

ejmgeseodet, welcher aie der bischöflichen Yersammlung zur Ent- 
scheidong vorlegen wird. 

• % 

« * r 

Die OrganistMon der btseköfUehen Versammlung.' 

§. 81. Vorsitzender der bischöflichen Versammlang ist d^ Erz- 
bischof nnd Metropolit von Serbien nnd die Mitglieder d^fselb^i diid 
alle Diöcesanbischöfe. 

[p.24] §. 82. Bei der bisehöflichen Versammlnng wird das Amt 
des Geschäftsführers entweder der Secretär oder ein IkfitgKed des 
Belgrader Diöcesanconsistoriams fibemehmen. 

Ort und Zeit der Verhandlungen der bischöflichen Versammlung. 

%, 8S« Die bischöfliche Versammlung versammelt sich, am aber 
Angelegenheiten ihrer Competenz zu verhandeln, an dem Orte, wo 
sieh der Sitz der Staatsregierang befindet. 

§. 84. Die bischöfliche Versammlung versammelt sich nind be* 
schliesst einmal im Jahre und zwar im September; wenn es jedoch 
nothwendig erscheinen sollte, hat sich die Versammlung auch zu 
einer anderen Zeit zu versammeln. 

§. 85. In beiden Fällen hat die bischöfliche Versammlung so 
lange zu tagen, als nicht alle Angelegenheiten erledigt sind. 

§. 86. Wenn es die Staatsregierung für nöthig hält, betreffs 
irgend einer Angelegenheit die Wohlmeinung der bischöflichen Ver- 
sammlung früher dnzuholen als dasselbe zusammentreten kann, hat 
sieh der Minister für Cultus und kirchliche Angelegenheiten dies- 
falls an den Metropoliten zu wenden. Dieser hat die betreffende 
Frage den Mitgliedern der bischöflichen Versammlung mitzutheilen 
und ihre Wohlmeinung zu Protocoll nehmen zu lassen und dieses 
dem Minister zu unterbreiten. Sobald jedoch die bischöfliche Ver- 
sammlung zusammentritt, soll dieses Protocoll vor der Erledigung 
der anderen Arbeiten unterfertigt werden. 

Die Sitzungen und Beschlüsse der bischöflichen Versammlung. 

§. 87. In der bischöflichen Versammlung sitzen die Mitglieder 
nach ihrem Amtsalter. 

[p. 25] §. 88. Bei der Entscheidung haben sie ihre Stimme frei 
und parteilos abzugeben und hiebei nur nach ihrem Gewissen und 
dem Sinne der orthodoxen Beligion sowie auch den Grundprincipien 
derselben zu richten. 

§, 89. Wenn die Ansichten der Mitglieder in irgend einer An- 
gelegenheit sich theilen, entscheidet die Meinung jenes Theiles, wel- 
chem sich der Vorsitzende angeschlossen hat. 
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§. 90. Die Beschlüsse werden in ein Protoco 
dieses ProtocoU wird von Allen unterfertigt, welch 
gewohnt haben. 

§. 91. Wflnn in der bisohjiflichea Yersaoiit] 
rathung nicht veuigütens drei Mitglieder gegenwärt 
selbe aber, aichts beschlieaaen, mit Anauafam? der W 

§. 92. Der Vorsitzende sitzt auf der erst« 
biaohöflichen Versammlung, er bestimmt^ in welcher 
zelnen Gegenstände vorgenommen werden sollen 
der Berathnng; er sammelt die. Stimmen vom )ilnj 
er bestimmt die Arbeitstage der bischöflicben V 
ladet die Mitglieder zu den Sitzungen ein. Er 
Atten und Verordnungen, welche die bisch^ic 
herausgibt. In allen diesen Angelegenheiten wird 
ntngsfalle dnrch jenes Mitglied vertreten, welches 
Consecration als das älteste erscheint. 

Der Wirkungskreis der bisehöflichen JS 
§. 93. Die bischöfliche Synode hat folgende 



1) Sie hat Erörterungen darQber anznstellen, 
Glanbe in seinen Dogmen , wie sie auf der beiligei 
Tradition nnd den Synodalbescblnssen fussen, rein 

[p. 26] 2) Sie bat daffir zu sorgen , dass di« 
orthodoxen Glaubens und die Regeln f5r ein echt i 
den Gläubigen mitgetheilt werden, damit die Mon 
Barmherzigkeit bei denselben vermehrt nnd die Tu 
bestärkt werden. Zu dem Zwecke bat die biscfaOfii 
dlgten zusammen zu stellen und zu bestätigen, we 
dem Volke an Feiertagen zn halten haben. 

3) Die bischöfliche Synode hat auch den kircl 
zn erbalten und die Art der Abhaltung von kircl 
keiten vorzuschreiben, beides in Gemässbeit und ii 
thodoien kirchlichen Bestimmungen. 

4) Sie bat Sorge zn tragen, dass die zn vers 
nnd an verschiedenen Orten abzuhaltenden Gebete 
gehalten werden. 

5) Sie hat die apostolischen Regeln zu erklf 
Regeln der Synoden nnd der heiligen Kirchenväter, 
sein wird. 

6) Sie hat einen Gensor für die Ritoalhücber c 
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ücWen'-Inb'alted' ZU bestimmen urrd ilW Regelö, tach derten^t^ vor- 
zugehen bat, zu beschliessen. •• ' 

' 7) Sie iiat Bttcher ' kifcblichen Inhaltes für äie Votttäge^in den 
Scbuleri Vör'ihfem Drücke zu approbiren und ebenso die- Haftd- 
Schriften dürchzttseben, nach denen die christliche Lehre- in den 
vliUrßndis6h(6n Schulen vorgetragen wird. ' ■' ■''-'' '•* • 

/ '8) Sie hat die Eigenschaften Ttu bestimmen, wdJche solcbes Per- 
scfhen ' atisweiseh sollen, die in den Stand der Weltgeistlibben öder 
Klös^ergelstlicheh einzutreten wünschen. • ' ' 

9) Sie hat die Regelb über die kirchliche Moral aufeusteflen. 

10) Ebenso die besonderen Pflichten der weltlichen ufldKkster- 
geistlichteif vorzuschreiben und ihre wechselseitigen 'Beziehungen in 
den vei'schiedenen kirdilichen und hiefarcbischen Aemtörn 2ü be- 
stimmen. ! ,. 

11) Würdigen Klostergeistlichen hat Sie die Würde eines Ar- 
chimandriten zu' verleihen. ■ « 

[p. 27] Alle diese Anordnungen der bischöflichen Synode hat ihr 
Vorsitzender dem Ministerium für Cultus und kirchliche Angelegen- 
heiten mitzutheilen und dieser bestätigt sie mit seiner Unterschrift, 
worauf die bischöfliche Synode dieselben als gesetzliehe Vörschtifken 
für die kirchlichen Aemter publiciren wird. 

12) Die bischöfliche Synode hat ein Gesetz über die Strafen 
für alle Amtsverbrechen der Geistlichen zu beschliessen. 

IS) Sie hat den jährlichen Vorsitzenden für das AppeHations- 
consistorium zu wählen (§. 54). 

14) Die bischöfliche Synode hat über die Bischöfe wegen et- 
waigef Amtsvergehen derselben zu urtheilen. 

15) Sie hat Sorge zu tragen über die Instandhaltung der prie- 
sterlichen Seminare, sowie auch dafür, welche Gegenstände der christ- 
lichen Lehre in den einzelnen Schulen Serbiens vorgetragen werden 
sollen. 

16) Sie hat darüber zu entscheiden, ob ein Kloster errichtet 
oder aufgehoben wetilen soll 

17) Sie hat dafür Sorge zu tragen, dass die Geistlicfaefn und die 
Klöster ihr nöthiges Einkommen finden; auch hat sie den Kloster- 
v6rstehei*n und Klöstergeistlichen ihren Gehalt zu bemessen. 

18) Sie hat den Geistlichen ihre Amtstracht vorzuschreibeö. 

19) Sie bestimmt die nötfaige Anzahl der Protojereji und ihrer 
Vertreter. 

20) Sie hat die Noth wendigkeit der Eparchialbegränzung zu 
beurtheilen und überhaupt darüber zu entscheiden, wie gross die 
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einzelnen Eircbeosprengel an den verschiedenen Orten Serbien^ sein 

sollen. 

■ 

.21) Die bischöfliche Synqde hat die geeigneten Vorkehrungen 
zöjf Beschränkung des Aberglaubens im Volke vorzuschreiben. . . 

22) Sie hat die Kirchengebete und den Gottesdienst an Werke- 
tagen anzuordnen, so oft es nOthig sein sollte, [p.,28] Alle diese Ver- 
fügungen der Diöcesansynode , wie sie vora zwölften Punkte dieses 
Paragraphes an angeführt erscheinen, hat die. bischöfliche Synode 
dem Minister für Cultus und kirchliche Angelegenheiten zu unterr 
breiten und von demselben die diesbezüglichen Verfügungen der Re- 
gierung zu erwarten. 

§. 94. Die bischöfliche Synode wählt nach gepflogener . Be- 
rathung den Bischof und unterbreitet den Wahlakt dem Fürsten zur 
Bestätigung, und nachdem der Fürst die Wahl bestätigt hat, soll 
die Synode den Gewählten consecriren. 

§. 95. Wenn eine bischöfliche Stelle erledigt wird oder der 
Bischof an der Ausübung seiner Pflichten verhindert erscheint, hat 
denselben nach Anordnung des Metropoliten , der seinem Amtssitze 
nächste Bischof zu vertreten und sollte ein ähnlicher Fall beim Me- 
tropoliten eintreten) vertritt ihn nach Anordnung der Regierung jener 
Bischof, welcher nach der Consecration der älteste ist. 

Die Bischöfe. 

§. 96. Die Bischöfe haben ihrem Berufe gemäss durch geeig- 
nete kirchliche Vorschriften dafür zu sorgen, dass der orthodoxe 
Glaube erhalten werde, der Gottesdienst, die kirchliche Moral und 
die allgemeine VervoUkoramenuug der Geistlichkeit ihrer Diöcese ge- 
fördert werde. Sie haben auch dafür zu sorgen und durch Vermit- 
telung der Diöcesanconsistorien Verfügungen darüber zu treffen, dass 
die kirchlichen Gebäude, die Kapellen und Klöster in gutem Stande 
erhalten werden. 

§. 97. Die Wahl und Consecration zu einer geistlichen Würde 
sowie auch die Ertheilung der kirchlichen Mission an die Protojereji, 

Klosteroberen u. s. w. kommt den Diöcesanbischöfen zu. Dieser 

> 

verfertigt auch die sämmtlichen hierauf bezüglichen Documente und 
bekräftigt sie mit seinem Insiegel. Der Bischof berichtet au das 
Diöeesanconsistorium, welche Personen er geweiht, zu welchen geist- 
lichen Aemtern er sie bestimmt hat und ob dies definitiv oder pro- 
visorisch erfolgt ist, damit das Consistorium es dem Betreffenden 
mittbeilen könne. Ebenso hat der Bischof die Perdonen zu wählen 
and dem Minister für Cultus und kirchliche Angelegenheiten zur 
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Beslfttiguag wrmlegen^ welche in säiuer Diöoes^ Beligiond^m sein 
ädtIeB:>Ebei!)iK> bestimmt er die geeigneten Perscmen zur Aosfö^rung 
def 'fibrigän kif chlicheiv Fanctionea und verfügt auch ihre Verset^zaog 
Tom einer Parochie zur anderen ^ oder aus einem Kloster in ein an- 
dielte, 'wisnn eine solche Veiisetzang anjgeaucht wird. Der Biscliof 
meldet ih diesem Falle dem Condistoriuuii [p. 29] welche Würde and 
welthes Amt er den betreffenden Personen ertheilt hat und welche 
Pflichten hiemii; verbunden sind , oder -auf welche Parochie oder in 
welches^ Klöster er sie versetzt hat, und das Oonsistorium hat hieven 
den Betreffenden %n verständigen. Desshalb haben alle . Personen, 
welche die erwähnten Itirchlichen Aemter oder eine Versetzmi^ an- 
suchen, an den Bischof sich zu wenden. 

§. 98. Die Wahl und die Bestimmung der Geistliehon zu 
Beichtvätern kommt auch dem Bischöfe zu, welcher hievon das Con- 
sistorium zu geh(yriger Zeit benachrichtigt, damit dieses der betref- 
fenden Person die Mittheilung machen könne. 

§. 99. Einen Urlaub zur Abwesenheit aus der Parocbie oder 
einem Kloster auf länger als drei Tage ertheilt der Diöcesanbischof 
und trifft Verfttgung über die Vertretung des Abwesenden und be- 
nachrichtigt hieven der weiteren Bekanntmachung wegen das Con- 
sistorium. 

§. 100. Die Bischöfe sind verpflichtet ihre Diöcese jedes dritte 
Jahr zu visitiren, worüber sie der bischöflichen Synode einen Bericht 
erstatten sollen und die Synode hat eine Abschrift dieses Berichtes 
[p. 30] mit ihren etwaigen Anlnerkungen dem Ministe für Cultus 
4md kirchliche Angelegenheiten zu unterbreiten. 

§. 101. Schliesslich haben die Diöcesanbischof e in Serbien die 
von den Kirchenversammlungen bestimmten Regeln über die Ver- 
hältnisse eines Bischofs zum anderen, als auch jedes von ihnen zum 
Erzbischof und Metropoliten einzuhalten. Die Diöcesanbischöfe sollen 
in ihren Angelegenheiten im Einverständnisse mit ihrem Erzbisohofe 
und dem Metropoliten vorgehen; was auf diese Art nicht erledigt 
werden kann oder von grösserer Bedeutung ist, wird d^ bischöf- 
lichen Synode zur Beurtheilung und Beschluss&ssung vorgelegt. 

IL Der Vorgang der kirchlichen Behörden in Be/sfug auf ihre 

GerichtslxM-Jceit. 

i. Üer Vorgang^ wenn Geistlichen wegen Amtsvergehen^ schlechter Auf- 
führuhg und gemeiner Beleidigungen geurtheüt werden soll* 

§. 102. Die Diöcesan<^onsistorien urtheilen über Amtsvergehen 
und schlechte Aufführung der Geistlichen blos dann, wenn der Diö- 
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cesanbiaehof, welchem diesbezägliche Kh^gert voraaleg« s 
daas das Vergehen dieser Gattung strenger bestraft werdi 
raitbloasem Terweise Oder fünfzehntägigem Arrest oder 
Suspension bis zn einem Monate. Bis zn diesem Masae I 
treffende Bisehof selbst endgiltig ein Urtbeit ^n fällen, 
gegea' dasselbe eine Berufung möglich wäre; Wo jedoc' 
gehen eine längere Strafe verdient, soll der Bischofidi«ür 
oder die Angelegenheit zur UrtheilsschÖpfnng aU das 
sistorinOi leiten. Ueber die Vergehen wegen gemeiner '. 
eines Geistlichen durch einen anderen haben immer di« 
consistorien zu urtheilen und bei ihnen sollen anch die 
Klagen eingereicht werden, 

[p. 31] §. 103. Die Klage wird dem Consistorium en 
tocollarisch oder schriftlich überreicht 

§. 104 Bevor eine Dntersuchang wegen des Verg 
Geistlichen eingeleitet wird, soll ober dasselbe eine Erk 
Beklagten abgefordert werden, damit ersichtlich werde, v 
dagegen vorzübringea hat. 

§. 105. Wenn das Consistorium infolge der Erklärt 
klagten über den Stand der ganzen Angelegenheit findet 
Dntersucbußg nötbig ist, hat es dieselbe selbst zu führt 
Zwecke den Kläger, den Geklagten und die Zeugen zu ve 
wenn es nQthig, zu confrontiren, alle Nebenumstände zu e 
Beweismittel zu wählen und dem Geklagten nicht über 
sache, derentwegen er verklagt ist allein, sondern auch 
verhören, was er zu setner Vertheidignng anzuführen hal 
Untersuchung hat der Bekl^te das l^ztö Wort. Das C 
hat demgemäss alles zu unternehmen was nöthig ist, 
Untersuchung vollkommen und regelrecht ertolge und ein i 
Endurtheil geßlUt werde. Wenn jedoch das Consistoriui 
Xatur der zu untersuchenden Angelegenheit und andfiren 
Btänden finden sollte, dasB ein Localaugeuschein vorzunel 
soll es denselben durch den hetreffenden Frotojerej, fa 
trauenswürdig ist, oder seinen Stellvertreter, oder auch ( 
anderen Geistlichen antnehmen und im Falle der Noth 
zeilicher Assistenz die Localbesichtignng vornehmen. In : 
jedoch , wenn ein Vergehen untersucht werden soll , ant 
Amtsentsetzung , oder eine sechsmonatliche Suspension 
scheint, hat das Consistorium zu verfügen, dass die Untersni 
eine wenigstens ans drei Personen bestehende CommisaioD 
durchgeführt werde. 
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Verlangen 'stellen, ''dasa drö Angelögeoheit , weg^eh weliAi 
schuldigt sind, im AppellationsConsistorinm noelim&ls uoted 
jedoch nur in folgenden Fällen : 

1) Wenn irgend ein Qeistliclier durch das tTrthefl des 
consistoriums zu einer Amteauspenmn' in der Dauer von 
Monaten Terurthetlt wurde. i 

2) Wenn irgend eioem GöistHohen verboten ist, i 
fnnctionen vorzunehmen in der- Dauer Ton mehr ate drei 

3) Wenn ein Geistlicher zu eiiier Strafwöisen Verse 
einer Parochie in die andere verurthellt Wird, 

In diesen Fällen darf das AppellatianKonsistoriuit] 
nicht verschärfen. . ■ ' 

§. 114. Von Ämtawegen, wenn auch Bernfang nicht 
worden ist, haben die Diöcesanconsistorien ihre ürtiieile di 
latioQSConsiatorium zur Untersuchung und endglltigen Ab 
zu unterbreiten : 

1) Wenn einem Geistlichen die Ausübung der geistliche 
nen für immer verboten worden ist. 

2) Wenn ein Geistlicher des geistlichen Amtes enti 
den soll. 

3} Wenn der geistliche Charakter dem Verurtheilte^i 
werden soll. 

§. 115, Die Geistlichen, welche von der Kirchenl: 
den im §. 113. angeführten Strafen verurtheilt Efind, \ 
[p. 34] fürstliche Begnadigung nur durch Vermittelung ihres 
ansuchen und wenn dieser findet, dass der Verurtheilte G 
dient, hat er diesbezüglich durch Vermittelnng des Mii 
Cultus und kirchliche Angelegenheiten eine Vorstellung 
breiten. Die Geistlichen , welche zu einer im §, 1 14. ai 
Strafe verurtheilt sind , können eine fürstliche Begnadig 
Vermittelung ihres Bischofes bei der biacliöflichen Synode 
und wenn diese findet, dass der Verurtheilte Gnade verdiei 
hierüber durch Vermittelung des erwähnten Ministera ein 
lung zu unterbreiten. 

§. 116. In den E'ällen, in denen die Geistlichen uac 
Berufung gegen die Urtlieile der Dificesanconsistorien einl 
nen, haben sie dieselbe binnen acht Tagen vom Tage der I 
atelkng vorzulegen. 

§. 117. Wenn ein verurtheilter Geistlicher in der i 
§. angeführten Frist die Berufung nicht einlegt, tritt das 
Rechtskraft. 
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Drtheil zu. fällen und haheü. ea auch zu.yollÄWhen, weiiq jdaa Streit- 
objeet hÄßhßtens 1000 Groschen betoägt. , • ../ i - ):■. ) 

' .. [p.36] §. 124. Weirai das Strestolgect. einen grössawn tV^e^^^ 
1006: Qroaclkeii: repräsentirt, haben die Di$cesanQaiisiet9rieQK'l^ T^ge 
nach Zustellung des ürtheiles an die Skeittheile au warten /und. erst 
dann den Vollzug des ürtheiles .aozuQrd9en,, wenn keiner derselben 

Ber^fang gegen das ürtheil .einlegt. ,; : . .;. - 

. . §; 125, Wenn ein StreititJbeU Berufuog einlegt, ^at d^r J)ji9- 
eeaane^sistoriuo) dieselbe in Abschrift dem anderen Streit1;b#le: oder, 
wenn ihrer ; mehrere sind , allen zu übermitteln und die^e . h^ben in- 
nerhalb 8 Tagen nach Empfang dieser Abschrift eine Antwort hier- 
auf zu. geben, worauf dann die ganze Angelegenheit dem, Appella- 
tion£iconsia;torium unterbreitet wird nnd das ürtheil des letzteren hat 
sodatun vollzogen zu werden. 

§..126. Alle Vorschriften über das Verfahren in bürgerlichen 
Streitigkeiten vom Artikel 227 bis 232 (diese Zahlen mitgerechnet), 
welche über die Fristen zur Berufungseinlegung an das; grosse G.e- 
rieht in bürgerlichen Angelegenheiten bestimmt sind, gelten auch 
für die Consistorien. 

5. Das Verfahren in Ehe Streitigkeiten. 

§. 127. Wenn die Ehe noch nicht geschlossen , sondern blos 
die Prüfung vor dem Geistlichen nach §. 63. des bürgerlichen Ge- 
setzbuches vorgenommen ist, hat das Gonsistorium im Falle, als ein 
Theil von der verabredeten Eheschliessung zurücktreten und die Er- 
laubniss ansuchen will, mit einer anderen Person die Ehe schliessen 
zu dürfen, wenn der andere Theil hiedurch Schaden litte, die Unter- 
suchung auf die Klage des beschädigten Theiles dahin zu ßihren, 
welcher von den Theilen' oder ob beide Theile die Schuld tragen, 
dass von der Eheschliessung abgetreten wird und wenn blos ein Theil 
schuldig befunden wird, hat das Gonsistorium, nachdem es die Theile 
von der abgelegten Prüfung absolvirt, ein ürtheil dahin zu fällen, 
ob dem [p. 37] schuldlosen Theile nach §. 65. des bürgerlichen Gesetz- 
bnches eine Entschädigung für den erlittenen Schaden zufallen soll. 
Die Höhe dieser Entschädigung hat immer über Gesuch desjenigen, 
den es betrifft, das bürgerliche Gericht zu bestimmen. In einem 
solchen Falle können die betreffenden Theile vor dem Gonsistorium 
dnreh ihre Eltern , Vormünder oder nächsten Verwandten vertreten 
werden. Eine Berufung findet in diesem Falle nicht statt. 

§. 128. In Ehestreitigkeiten haben die Consistorien auf die 
vorgeschriebene Art entweder von Amtswegen oder aber über Klage 
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des einen oder beider Ehegatten, als auch eines jeden, welchen dies 
angeht, dahin vorzugehen, ob die Ehe getrennt oder geschieden wer- 
den soll. 

§. 129. Die Ehegatten haben ihre Klage vorerst ihren Geist- 
lichen vorzulegen und der letztere hat beide Theile einzuladen und 
den Versuch ihrer Aussöhnung zu unternehmen. 

§. 130, Wenn die Ehegatten über den Zuspruch und Rath 
ihres Geistlichen sich nicht aussöhnen, dann hat er sie an den Districts- 
protojerej zu weisen und einen Bericht über die Ursachen ihrer Zwie- 
tracht und über seine Versöhuungsversuche demselben zu übermitteln. 

§. 131, Der Bezirksprotojerej hat ebenfalls einen Versuch der 
Aussöhnung bei den Ehegatten zu machen und zwar längstens bin- 
nen 8 Tagen, nachdem hieven Bericht erstattet ist. Ein solcher 
Versuch soll dreimal erfolgen und zwischen einem jeden müssen we- 
nigstens 8 Tage verfliessen. 

§. 132. Die Art und Weise, wie die Geistlichen und die Pro- 
tojereji den uneinigen Ehegatten zureden sollen , dass sie die Ehe 
nicht lösen, hat das Consistorium eine Belehrung vorzuschreiben. 

[p. 39] §. 133. Wenn ein Ehetheil auf die Einladung des Geist- 
lichen oder Protojerej nicht erscheinen wollte, so kann derselbe über 
Verlangen des Geistlichen oder Protojerej durch die betreffende 
Polizeibehörde hiezu gezwungen werden. 

§. 134. Wenn nicht einmal der Protojerej die Aussöhnung der 
Ehegatten zu bewirken im Stande ist, hat er dieselben auf das be- 
trefiende Diöcesanconsistorium zu weisen unter gleichzeitiger ünter- 
breitung eines Berichtes, wie dies im §. 130. betreffs des Geistlichen 
gesagt ist. 

§. 135. Nach Vorschrift des §. 131. hat der Protojerej auch 
dann vorzugehen, wenn er gleichzeitig Seelsorger der uneinigen Ehe- 
gatten wäre und es ist in diesem Falle nicht nothwendig, dass vor- 
erst ein anderer Geistlicher die Ausführungsversuche anstelle. 

§. 136. In Ehestreitigkeiten ist das Consistorium jener Diöcese 
zuständig, in welcher beide Ehegatten oder aber wenigstens der 
Mann lebt; wenn jedoch der Mann seine Gattin verlassen hat und 
sich ausser Landes befindet oder sein Aufenthalt unbekannt ist, dann 
ist das Consistorium jener Diöcese zuständig, in welcher die Ehe- 
gattin, welche ihren Mann klagt, lebt. 

§. 137. Das Diöcesanconsistorium ladet die uneinigen Ehegat- 
ten, wenn sie selbst bei demselben nicht erscheinen, entweder durch 
Vermittelung des betreffenden Protojerej oder im Wege der betref- 
fenden Polizeibehörde. 
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g. 138. Wenn der geklagte Ehegatte ausser Lai 
findet and sein Aufenthaltsort bekannt ist, hat das Cos 
Vorladung für denselben dem Minister für Caltns und k 
gelegenheiteu zuzustellen und dieser bat sich an's Mii 
auswärtigen Angelegenheiten betreffs Zustellung au db 
Person zu wenden. 

§. 13d. Wenn jedoch der Aufenthaltsort des gel 
gatten nicht bekannt ist, dann ist die Vorladung durc 
[p. 3d] Einschaltung in die Zeitung vorzunehmen, und 
dieser öffentlichen Vorladung die Frist eines Jahres zur 
gewährt. 

§. 140. In beiden angeführten Fällen wird dei 
Person ein Vertreter bestellt, mit welchem der Eheproc 
endet wird, wenn der Abwesende innerhalb der ihm best 
nicht erscheint. 

§. 141. Wenn die Ehegatten, welche einen Ehepi 
minderjährig sind , dann hat das Didcesanconsistorium 
auch ihre geistlichen Vertreter vorzuladen. Wenn dief 
kommen sich weigern würden , oder aber es ihnen um 
zu erscheinen, dann hat das Consistorium von Amtswe^ 
derjährigen Vertreter zu bestimmen. 

§. 142. Wenn die niieinigen Ehegatten im Ehep 
Seelsorger und Frotojerej umgeben wollten, hat sie das 
ant dieselben und auf die vorgeschriebene Ordnung^ zu 

§. 143. In allen Fällen, in denen eine Trennung d 
sucht wird, braucht sieb die betreffende Partei wOj^en A 
VersChnungsTersnche nicht erst an den competenten Sf 
Protojerej zu wenden , sondern kann sich sofort an's 
sistorium wenden. Wenn jedoch eine Entscheidung an^ 
dann dürfen die uneinigen Ehegatten den competeni 
und Protojerej nicht umgehen. 

§. 144. Die Streittheile sind verpflichtet, immer p 
dem Diöcesancousistorium zu erscheinen und es hat d 
Ehestreitigkeiten ausser den Fällen der §g. 140, 141 
tretung statt. 

§. 145. Ausser den Fällen, in denen von Amtswe 
getrennt wird, hat das Diöcesanconsistorium immer zuer 
Versdhnungsversnche anzustellen und erst wenn dies« 
Erfolg begleitet sind , hat es in die Untersuchung des 
zugehen. Der Versßhnnngsversuch soll im Consistoria] 
sichtlich gemacht werden. 

Aicbir für Klrchenreoht. XUS. 



ifidar 'UiteraiatiiUiig[iideR Ufcbstreil^bMra)' bafi^JiBfe 
[lioiiaUgtaiieiDrin.jrb. jenfa Be^o iniktlton^rwslriw 

Bb^nijnd; imik^-AiiiiinabineileaseaJiiitairliiidieBiifiißc- 
BKrti'flnclu&ib. ■'!■■'.: ".t ■-< ■-:•> rr'iiHÜ üil'.l'i/, ,fl-,;j'i . 
e^|iMia9(|i3it^,4iß .«M(iJlig8R,EhflgaWeD;.o4ai«fi soll 

:g(risi!(ii5tf, ß*rpita»geleg^iifc9i*i'Halqij«rJa*gtiJwg&- 

'wo- 4ie..fiDeinig«i>.'El)iQgfttt£a, siefe mßhJi.verß^fim 
BnfliöflphaftUehfliD. Lebi«li aiqlit gefcrai^,w^i4ft(i.keu- 

J (^rQbfit.ifl, feilen, i(rt>. 4^ 9B^cluimgeiv, .Theile 
KB oäec nichjt. Gleichzeitig Ua^ a,i:^eh.,c(»?,iÖ^;p3|s,t*' 
ib^r die Alinjestatipa und Etijehuag ^r^^ff^jYWr 
. ?;^. fuhxei). ,, „ : :, ',,.,.„,■ ,. „ 

.idi^m Falle istder EJiegf^ttiR, nu ,^l§)jl>^ii>,, össs 
'^^^ehafti, pder ^1 ij;g*n,cl einem an^erePftflftaji^g^n 

benso ist anob (Uaa .y/^rzggebei^j ^f^ ^^i^,[9f|ttäD 
es, Mannes sich äüiohten. müaste <}der aber, wj^nn er 

^•■■. " ■ .^ ,' ■/ .' ■ "'. ■'■' ■ ....:. 
einn die Ehegattin ihren Mann durch eigenes Vet- 
, dann iat dieser für die ^eit aUder. Ehegrocess 
pflichtet, ihr die WohnuQg und Alimente zu zielen. 
iibng von der Verpflichtung gegepüber dem Weibe 
lieh nicht auch auf die Kinder, vielmehr iat er nach 
)flichtet, sie zu erhalten und zu erziehen! ' " 
enn der Mann oder das Weih einen Frocesa' wegen 
Eheidnng der Ehä Führen , haben sie tiiich Üe ge- 
eh anzuführen, wesshalb sie das elÜe 'iflfef'dÜB än- 

isserdein hkb^n sie auch die 2eit' aiifcngeWn ,■; wann 
Jen' würde und wie viel Kinder sie habe» (md wie 
(. ^ ■■"■-■■■■ ■ ■ ■■■- '''■■--'■ 

aen Knien, in welchen die EheSti-eiti^li^n^TOB 
tudelb werden , haben die Consiatofies daÄ , Wte ia 
1. angeführt ist, zn erheben. ' ■ ' ''-' ' " 

« OiDsi^ri^ kennen Zeigen, und' ahcbtersttndige, 
bagenfilir d«n Beweis TOuBedeittui^.wara), Mwöld 



äorie^Q riTÖtfairai dM~' 

vedifiri^'nJBrdeBi.soUeDi > 
achten, welche ihnen d 
'■■■'■ ■§;i-l56.""Wenn-ei 
^iid«tVda99i'def'ifc43g 
in^'&Saer -Ansieht "leiA'Sß 
teren nnbekanut ist, d 
weräen"; ■ solang« der' ab 
T6tge)aään"iAid' der Q 
leödä Vertreter' dea Ab 
s^»td«'9älbät"in'der bea 

flieratit habenilie' Ürai 
der' Ehe' angesucht vrerdi 
cesses bewiesen zu wen 
Ml'^etlielien' Gesetzbucl 
tjändiss'' keinen" "Viergleli 
hat der Beweis durch 
äuö&'duröh iüreh Hiiiii 
''' "'"i' 158: Sollte es 
Gesetz geschlossen ist, 
Ehe im Wege' stehen,' i 
oder aber durch eine 1 
beiioben werden kbnnei 
sorgen, dass das Hinde 
werde und zu dem Z' 
zo thun. 

, ,§, 159. Die tJrtt 
keitea .gehen an das 
wegen oder aber wenn 

eiugegftPgpB^ Ehe in, ^ 
tbeil weder getrennt n< 
pifler, ßeortbeilfllig im 
%a werdeD,,;weo)i.eLii^ 
legen erklärt hat. 

g. l&l. Wenn j» 
die £lie getrenot od«t 



gesetzlich in Ehe gelebt haben oder nichW>v^9imi>3i$|^.tj^^fgtoli^^^;8 
Gm^QtinmifmnMii s.w#lelW»ibifTÄl)Wleiöö'jlfestÄtiigijgg[Äli ftf jjheilen 

Gätigteeit^iiillrw lEbej4b^rhaUpt:.kiÄB( 9Weitvgetth]rt;.wön4eörNf^.•lo^t! 
§. 171.1! DtojOosaistediimobdtJd^^i^ B»it^v^:z«)fli9irje^i(})iJifikto).d^ 
Orttaeiiliitoutiett^ >än<^bhdiiiiJJqkloj^^ ;sa;i^ifäßbdUitmtyzwM^Bo3|^ohl in 
djEiiu G^stireijUgk^tea. alÄ;do(#a;il)ji9ind<^^ Bt<<iM$099afi^;oinlji9fie^i^^^ 

zur Zahlung der Unkosten, der Zeug^ög©bjab0bi^l&ekyör»t?j^g^ 

ii /if^. >lj72;:;iPj(e(si^:iE[Dk()isii9i>JbRt' i;^e(m&f8ig^ii]inier/ld«il a»AifillI«g« 
Th0ii^)t/^i mklm. n Wenn, jadi^ta ; bpf d^ r.Tbeitei jSebnld' tträgeBj,^ibaben 

§. 173. Mit 4i*J^JSÄföe[idflr ?r<»«i$tefeuba^ 
ricfetete^sfenvi'WelfcbeiiiJiibÄif^ StrettjgkiBiteÄ^fc^i Gttrteb^n für 

diei Sta»tsfau«39it« [pu^]<'g)9faihl]b^iw^d.ei)^ir30i^ 

4ni'l<h«^tr^itigk«ftte^v ,f^i^^ 

mi^!^ rB^mitms^ A^ ^ J^irobli^b^Qi ^ o^f^iMi^i^rmistnö^ms j dddr (der 
B^näfieildidiikäaftQj402;j^lt:ZUd^ zffrftrjlitfeäicrifJ^thBUedder 

IKäeesKööo»fii$toTfea>i8o yi^i ^^ il^; /di^db ifli^Lbjangefltehe .SBei'icJ^tsord- 
njong.lftJEliipiürthßil«; d^iiflftrirlcsg^^iQbJte wiÄYifujflÜ4ftbeä«fldisxiAß^* 
peilatj^ilaf;j»i9ft$toriAiim)iiB!i(%vvj«Li i ateoSulr iiM^gv^A iQimiM iivf^ig^ 

» 

schtiöbeö- iöt.l;i.::;:^:",;;'.j,J n)ij t;/M »7 i-.fi- -i^ii-.ijt .ä:M|q/, ;;j;r) ji>ii nüd 

^ . M §i. 1^ ^ .ilm j.ullgfimöiiQJöto ^MiF^ößi iÄJiäit8MlBfc(^Bet»c>iflbät»f deü 
¥toJtaiig,>4*r lÄii^Itobenirg^bßrdeÄiikeiÄ^biaw ¥fflv,fdöii fitn 

bürgerMiw>vi»M; d«^iopj Str^roc^satöi v0rlges(äw:ieJ^«aep;ifle5rti«mteg«jP 
sgötrioffeiai sindi . göHän',diiWeib6o ^iicbriöridtedConaiätorieSiU /;: 

§. 175. Die Strafen, in welche Qeistliche durch die Gamhio^ 
riön!V«EfölttjlFeÄid^DajkoöÄ0lir'rtn4:f0igfiitt4^ ^'.cV/ ^^:oi i^ 

. ' •. 2).iA»rreaty .;'.''■ -.ji-./r c j .:'^^.i/ l.'j) a-J» iinif j?bü lis ihiS 
;. 3) [A;iiKitsQQitset;iung aijrfrhBStimmte'Zeii odeclifurntlmekilii: i 
;. '4)jI>9^tYei^|[K^jderi:jiaBtl](ebfiia^ ZfiiS lang 

oder für immer. ju/ula s 

> 5): < VeraetKtiqg: «nst»' veitior Fäurodhie* ' iaftf '.eii^e ü biiideäCt f oc^r aus 
:• eiwm: KtosAer in^reibiaßd^ras^ Und . ..? .m. ü »(.^i -/- r 
6) Verlust des geistlichen Ohaxaktfira», ; >.- , ., /^ ^.1. ;. 



Orgaaifqtiott, .(?er .(fr-O*"- 

- '■ ' . ■^■§-■l§8,. 0öüitJiclfei,.d^en;4 
für immer verboteQ.iät,,.kiiftiißD 

■.. r, ^;§, I89v Pw, XPWtJPiSi-fV 
£cilgtl)innprlwlb ^ePifijiJi;^,,; i 
urtheite wohnt. 

, ■ §i.:l9|l), GeistKsfh«, .welch 
rakt«8 rerHrtHBiU fford^ Mtui,, 
bifl .aur MiUifliLaag de« Xetzfe^ 

ürtbeiles hierüber hört jeder N 
Sftklle. ÖMstlififee weirdea 7^m,b 
eher sie !i,ac}}< der von ,der.,Kir( 
d«S'g«!stUc}iiea:,6haTaktC)r3' eptk; 
seto vom 21.; Aprii .18ß9i' Geg^ 
.,:..:, [p,.48].§,.W,..G(ii3tiiübe^, 
ist, werden alle Orden und A 
Amte eibaltev haben.,, ^bgeuom 
dem G^siatliohen oder dein Piac 
den , fallen an die Staa^kasse 
einäm DiaQön des .Klosterst^nd^i 
Klöster an fallen, in welohea m 
ertbeilt wnrden. 



§. 192. Die geistlichen B< 
Crtheile durch die Pl'ötojereji, ] 
diirch die PolizeibebQrdä auafäh' 

§. 193.- Die biacböfliChe 
Gesetzes fiber Bestrafung der' Si 
deren Strafen vorzuacbrelben, als 
vorgeachrieben sind und bei ze 
Gränze zwischen dem geringsten 
stimmen, innerhalb welcher äi( 
Strafe sich bewegen können. Öi 
grösser sein, 'als 'in den ■'§§. ' 
stimmt ist. 

g. 194. Durch dieses Öesi 

1)' Das Oeseiz über die 

vom 23. August 184 



VoUvugsverordn.v. &.MäTS!l8634tU'M&eB.<H 

[p.< fiO] < : 3: JRundtch^ben < an. ttlJi fDiöeea 
pellationseonsi3toriam\überfdeRiVeliiugid 

'...■■ i- -; ,,.,7 Uabm^iSehöräex 

'■■: ! •BeJ^M^ian 

Damit iffÄiu^lfutig.jj^.'Ofl^^liTeSifll)! 

behöTfleu.des Lftpdea Qvzielt,wflr(l^,ibi^ ipl 
jenes .Gesetzes, »Uen: ..piOoeBsncQpistoEieti 
Instruction za ertheilen. 

I: AllffemeM Sesfütn 

Ein bedeufceöd« .TWl iJftr Sieaehäfti 
ist durch das Gresetz einarsMtsdett^Diö«» 
den ConsistoHen' zugewiesen "uad er3d>eti) 
petenzgph&re dJeäef Behörden bestimmt, 
fflhrung derselben erlieiafeht eio wechselse 
eine wechselseitige Unterstützung; und e 
bischof ohne Vermittlung des GonSisioriHi 
nehmen, keinen Beriebt sich verschaÖ'ea , 
Entscheidung, die er gettöfien, aHif das fli 
sich erstreckende Folgen !'VecschafFe(i.k&tiD. 
consistorium verbunden, ; allen. ..g^etzliqh' 
ces^nbischofes Fcilge za leisten, ibm..,ifl,. 
zu Diensten zu. stehen, und in deii.,„,iiD, i 
seinen Segen oder .seine Verfugpnj , aujijsi 

Der Geist der Eintracht nnd Bereitt 
Unterstützung soll überall,, .^pstjßson^ere j,e 
heiten stets sich bethätigen, Ijeziiglich «^,1^1 
den Diöcesanbischöttiu und rden^Gonaiatori 
so wird es möglich, der.,hei}igen Kirche 
Dienste zu, erweisen, welche dem Gesetze. ^ 
der kirehliebon Behörde unteistützen, ,. 
[p. 61] //. Besondere Bestirnt 

1) In d«f Einleiteng der gg; 38,' m. 
im §/ 96.'de8 Qeselizesfiber diift-fcirtekiöi 
dass anoh den DiöcesanbiscbSfenfidie '^ 
HrdQi<Qng des Mhadoseh'' Glahbefl»'v dei 
liehen Zdcht,'deir Ervicbttttag und ßAuot^m 
als auch die AsfsichV'dber diä<4«i8tli<}hkt 

Die diesbezäglichen Bedärfniase köni 
fenden Diöcesanbiscböfe oder Consistorien in 



Vollzugsverore^. 'v.'^:'Mäl^'iei 

'tiäbcM 'tt^rdenj widiigeafitll ' 

-e6 soHeS' ' Eilig I diese 'ofld'ahdce 
'feeitw 'a«g$Behöd ^werd^D ^:«Dd 
>feö!'Uötei-ün!'A«, aoeh'-aueh'ifc 
-i^eoi welelte 'fij«fa"diQSfa)^ an 
-■p6t«i*e'PoIiKeibeWrtle utid''d 
äsirtit 'diöae oach' iter' VotOi 
•(Ö; 'Blv S. ^a- 11)^ vorgftÜöai' 

oder IVeunUn^' d«g Ebebändd: 
■Jedceh ^das Ürlilieil ärat' SohWt 
ddn ist.' ■■ 

- 5) Tis- ersteu Abaatio fl 
ce^anmnsistoH^Q 'Urtb^lleß- flb< 
oäer weg«n''aÄst588Jg«F 'Aaffü 
DiDcesanbiächof;! wälchöm die: 
findeti' dass dtese VwgehctJ'^n 
(len BoHea, als mit einem V 
strafe, öder dem Ywbotö Ider 
bis iiiQ''etBfln] "Monate,« 

Ist enr Fallaiig dea t 
Eriiebudg- nicht rohnfltheaj d 
theii eatweder selbst anssppe« 
sistorium zur ämtlicheo Kennt 
dem OoDsisionum zar AbnvU: 

[p.^] Sind jedoch^iVop 
Dittcesanbisehofi ironn er Kla; 
dem'CoBeistonaminiitziibbe^eii 
pffieye^j iuacÄ AbscWuss des-! 
Angelagesbeit dein DideeRtnll 
die' Strafe'^daa am' §. 102L 
schreitet, diese Strafe selbs 
sistbriam* MtitbeilHng zunia 
jeäoeb'dst-'Qi^icesaabisohsf äi 
sBchtfl' YBFgahea nait einer h; 
er selbst ansiaBfioeoheii betd^ 
aii'ir* CoBHistoriiini znröcksbleii 
Strafe auaspi^die nad demO 
: Wenn iJemawi Um DiB 
wageb eines Arotevärgebens n 



i 



noouMB wtrle; «entif wAaoii im dieHB lii 
» d>» imneUe Untcnading maötUg oi. ■ 

BettimmmB^am TO^«ga^«n ra4ea solL 
dieKD YUitB wird aavtdtl das V ci igah t i i , als ■ 
uwtfirialrPniiacidle erogstneen. 

100. wird bAatünnt, da» die. in der t 
ährteo BewttStDittd inch r»r den kirtUklM« Bdwr- 

babm uod ist diese Bflgbanmng im §. L7-L wiekr- 



ireiHBitM sind uignihlt im Bacbe: 
M, Vfrortlnangeu, VoUzagmKscbriAen a. s. w, f&rs 
Swbien loni J. 1827 bis aar Mitte des J. tS5d.< 
rlwgs^BächdriicJDSrei 185S, aof deo Seiten 419 — «27 
Beweismittel babes sieh die Diöeepanco uriitOTi M ss 
Ige eine iindere Verfngong oicbt gebcoffea venlsB wird. 
indeTDDS dieiTalls eiobsten^-sei es du-eb die .gvet»- 
U, >ei es [p. 64j darch dn BerrD Jiiattsnriustec^^aan 
len. »Srp&ke Norite« kund gesiaoht aud d4n CoDsiato- 
ipecioU mitgetheilt werden, worauf -ditec' die n öftige« 
les Verfahreoa roraanebraea haben werdeiL 
6. fertOgt, da93 409 Consuteriana Streitigkeätan xn- 
het) wagen Beaätsang-^ des kircfalt^en oder Kloater- 
i 4er:FarocliiBl'Einkänfte an nol^i^ncbdD habe; ebenso 
%..\4S. wogen EhestTeitigkeiten, b«i fdehi9o.jdier.Vor- 
b&Fgierhcfaen Ftoce^sordnnng: iiiaUgel»ted';«eiii aidlei; 
llde diM aoblißsaJioh wieditnbsU. .< . ' 

ssett^LWb ob«' die: Froceasociliiuiig in ibörgediehen' An- 
ist araaO. Febmu 18äÖ ^r.,^^ erachimeji und 
eit dem CoBBietoiinm Jäberseiuiiett; as: die ' Beatim- 
Iben hat sich das, Ccmsiati^uat bei Etet«ibacliaDgafl 
eftühsten Steeitigb«iteo swiei^eft SteistUeiten nnä, den 
i€n 2u,baltQD.. Seilten äicäbfaügloetL käiia£ghia.JlQ»- 
-eteo, dann wird adcb. Ai^ Gowiabtsiam-titl m^be- 

fohle dem Di9«esaBCQa3iat«)räum..stiah:hf.iid«r AiwsübmBg 
Ibet döe .kifQbliohfln Böhßrdeti d^s^rtbodcseitiGkHdkuu 
rUegead«a gagebeae Inatfiuctiea au battoQ« >. < ■■■■■■. ■ 
lular theil« Üb aacb d<eia AppeUatifaäeosshtorhDr.mit. 



Serb. alaatskirchl.' G«giv6m ■81. Dte^. J8SS^-^IS;' ^an. 18B3). ^18 

Y;' Wft- berichtoten^bereitä im: !4nt&«tii-Bd;'48. S^>iid&.0. t«e 
den birctalleh'-pt^libischMi Wirren, velobe'.dEi9aetb.^GhKatzi¥<Hn>3; A'^l 
1891 herroirief, oach »«loham 'Mch' fäv^misie geiätltehe-Atotäl- 
handlungen polittBOhefiixen entnehmt verdHi^ seilen. 'Nocb'^9sero 
kirchlich'politlaohe Wirran: vief'faervOT obi3:(hier iit äep'Ueik^Mbtnüg 
dee 'WiMier »V^erlsnd« 1889<Nr. 66)- foi^cnde > i —^ ; «I 

»Gesetz vom 31. Deoethber 1882:(13/jrBin.' Id^). Öbef^^dte Aböl- 
derrtngen und Brg&DZDogeit aam ' Besatz«' übtr die' Ei^beAbtAiItrdeii 
des orthodOieiK OlaubansTom' 30. September <1862i« ' •■■■-■■■■'.■■■'• 

Art. 1. Das AretaiteMea^oBsiStffl'iurli bitdett:^ a)'SilqiaitiiDbB 
Epareben (Bischöfe); b) zwei Arcbimandriten : c) je ein' ÜniprieMe:^ 
atta jedem Bpatcbat. -Vüraitzendar des ArcbHereee^nflisiwlIÄns ist 
der Arcbiepiscop^nd Metropdlitvon Serbien odei- aeiH'Stellvntreteri 
Die Mitglieder Untier b] uM 6)' Kfer&eniiT^' höt^liefwk'Efiiai^ 
anf — ^ lanf J'atite e^naünt. Die ^uswOlrtigen Mitg^iedm' ei%^ien;4ii 
Keisekosten tind 15 Dinare (Francs) DiäteK. ' ' ' '■'■ ■■ >' ^ - '■■■• 

Art: 2. Bve Kliibetrufiing ; - fitOfTnaiig- nnd SdiKeasiiQg > 'fior 
Sitaangen des Archüerieen-Oonüslnriunlig wiTd rechtzeitig der'MiniU^ 
fQp AaMiraDg; 'Boä Kinlb69»Mgeleg^nh^ite<i befeanotgfebenj ' ' :' 

Art. '3. ^^' unter den in^efilhrtea PaDktsn gefasst^n'B»^ 
schlösse des Arebüe^een-Gonsistorianiä iPerdün dein Minist« fQr' Auf- 
klärung und EiTcheDang^Isgenfaeiten zugestellt linä höwnea aUSgi- 
führt weräen , U^n dersdbe Minister erklätiydass von '^üe der 
Reffierüng der Ai4sfükrung dersalbe/i ieüt IBtulernissim Wege Stehe. 

Art. 4. Den Archiiereas wshtt das Arebiiereen^OooBietionQm, 
den ArcliiepEscop nnd Metrotrallben wMlt ein beeänderer WahlbOrperi 
in dea ansseb deoi Mitgliedernidea ATobüereeti-Conetiatori^ koitästti; 
der Präsident des Minijberratbea, der MibisteT 'färAuflcUnibg uBd 
Kirciteiiangelegebheiten, der-Fräsident desStatltsräthes, der PrSsideut 
de» CaBsatibo^erichta böte's und Fünf Mitglieder der ^atiemEllTaiiäainin- 
iniig (9elbs(l»eratandli<h aus der KegieraiigspartBl!).' Die vorgeiiOBi' 
mene Wahl wird äera Könige kur ■ Beatfttijforig 'Vorgal«f|;t uisd Äie 
tcircbliohe Conaeen^ion kianQ' erst na<b idies^ Beslta>bigiliig Aes Königs 
erfcdgen. Sine eiuml uldbt betätigte PerS&tiltchkeit katiä'W der- 
selben Wahl ui*ht wiedei^ew^H worden. ■ ■ ' 

Art. 5. Ceber alle administrativen und PersoiffltlngeSegtin^ 
heiteu-im Kirebendienst« nnd 4bei' die einzelilen PersOnliiibkeiten, 
g«i»SBs ihren Ffthlgfkcdten'ünd des ^ienstltok^n Beda^fbs Vf^gt dar 
Archiiereus naeü^ «orbergegaagonör Ve^rtandigimg talt deniUkfifristttr 
för Aotklärangi und biVehli^he' Angeleigenheiten: ' ' 

Art. 6. Die Archiiereen haben die Becbtfi eines Staatsheamten 



fW^rT^^^^ 



Üer< OuÄMrAartipf ft»,.ä 



' iKö Wshl dee.Arobioiabdiiteiiiol 
trd[tol}teD '<ii^tirde'Ton' EOnigiMilait mSa 
den. Tage be^b sieh 4er> wvä» ÜAr 
EarlowitB.: -i ■ ■■■'■'' ■ 

' .'Die nngariich« BogteraAg^i hatte 
abf'dMsiB AvLit»g»,-'(ii) er.dia.^Oodsea 
liteb «»'nehmen k0nn8,i<ihve Em'wüti 
laud die Consecration ' des nea^eta Ueti 
borneit Ungarn, in Earlowitz statt Sc 
nach" Belgrad 'fäncl dort unter seiner 
unter Vorsitz des Königs stttit. Es wn 
ttöfioltt eine Synode eifibemfe,' zn we' 
icetflen sollen. Die am 18. April 18( 
wählte den Archimandriten Nestor zun 
zut Sitzung erScfaieaeDeö Bisehäft von 
jeder zu äOOOT'rcB. Geldstrafe verurth 
w^Herer 'Iteniteaz Absetzung aogedrol 
durch den neuen Metropoliten und c 
Belgrad die Consecration des Bischof 
setzte« Metropolit Michael erhielt die 
gehen; för den Aufenthalt in Serbien 
wiesen. Auch Über die Bischöfe von 
weil sie von der »Synodei fem bliebei 
Verweisung in ein Kloster veihfingt. 






ScMichting, Ruthen. Kalenderfrage in Ost'Galizien, 4*7 

»Wien, von Renegaten, Deserteuren oder Apostaten ausgehen, als 
»ein Attentat auf unseren heiligen Ritus -— dieses theuerste Erbe 
»nach unseren Vorfahren — ja auch geradehin für ein Attentat an 
»unserer ruthenischen Gesammt-Nationalität zu erachten und zu be- 
»trachten gewiUt sei. Nicht äh0ä£ Haar wolle unser Volk weder 
2.an sei^i^^^^^jflfi^ljjhp ^U^tm^,,,^%^hj^^^ ^Üs rütteln 

»lassen, oder ihnen abtrünnig werden, noch auch irgejad einem Vor- 
»rechte seiner Nationalität entsagen oder vergeben. Unser Kalender, 
»«ilks^r Bitua, uits^e ¥<)Ui«iihMlM^keli ^d soiäef miieioali^r ver- 
»ii^dc^, ddisis 4er ^aze.BaniiOf. {^ mmfeen und 

»sehti^lieih aiii9(iiBt&^ müfis^V w^m auch nur ein äxtäger^ 2iegel 
i^ßm ^esi^ailxibegmWi ni^seiet HdügUitoier haiMisgerisseB werden 
>a«AteJ üusex^B .ang^aiomt^B^Kalefniers Y^ltisiäg 211 wetdi^i Wäre 
»€^ u««0dtyi n^bwBiseis [Juflußk:#r ^tmeera nätionaie Selbisttftftndig- 
»kf^tv Ali^o^ -r- ihr JBio|)«&ieiifcanfken/ unsere Volkes ,^ sefanell auf 
»linset: tiedfi^l^t^Bcfll werk ^^^^ wir ab die hMlig^älrbrUdie 

«Mt^ne mft v^ofdiäten KäffteaJr 

' Das,Ä^i8re rutkemwhe (ivg^iM{N, JPfci^m) (Nr» iO vom 
!?.»(&) Februar läB8) begn^ sidi , ohne' dat tokle Fsthos des 
SlotQO xmba^2LJmkQn ^ -. dm mxtheiigMchdn Vai^im (Bäda tuifs»), die 
rnt^esidchen B6ictei»thsftbg«ordnet<^ ukid dett' Lemb^^r Suftagan- 
Bieohof Pk f.vm voatbafUgeiide Hitfev a^ugeb^. Erstei'er^ »mdge 
allsogüek^b mix Manifest mit Belehrungen an das ratfaefliiaehe Volk 
erJasaen und liarb die grosse Tragweite der Ealenikr|rag6< hcdeuch- 
tea^ idie :Abgeorda«ten hingidgeu fafttten allsogfleieh im Beiohstuthe 
en^^isohe laterpallationea:^) .etinzubfiii^env der^^l^ 
eodKchiiSpUte u&verweilt im Vatikan dte allerentsehied^iisten Schritte 
vocuiehme», und. alles B^deukliete zufi Abwendung des b^v^stehen- 
d^n DnMlias aufbieten^, denn. ea^liandleiSicitum «inen d«« viH^EMihm- 
st^n upd kostbacstenr Schätze: der FutiienjischeB Natii^n.« 

Als im Jahre 15äO unter xi^n» Bontifieate öreg^^S' XIII« ein 
v^b(#88erter Kakndar ptömulgirk wurde, bat Niemand daraus die 
F«l|;art»s$iabgalöitetf .es bialken die irdmisohati Pl^^ste das £alender- 
w^epen. fflr einen Bestandtheil ider katholisohto Dogmatik odeif der 
^»riatlich^n Sittenlehre . oder audb nm irgend eines' ton d^- vielen 
Kiten. Ob Julianischer oder Qregorianischer Ea^lei^er, dss ist zu- 
Bäehs^ eioe wiaseas^aftücbe, dann dne -^onomisohe Fra^e; in drit- 



-— — m -•, 



1) Die hier angeregte Interpellation wurde denn auch wirklicb imV^iener 
Reichsrathe und zwar in 277. Sitzung des Abgeordnetenhauses am 7. März 1883 
eingölrracht. Es hat den Cttltusminister Frhrn. von Cohrad kdne Mühe ge- 
kostet, id»ii Ifioh^rlidK^ Angriff aurfickisiiweiaen. 
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ter, B#eMhat'8io ^se >a<>aisile Bedeatttngiiabjii/siarieaf iStelk b»ttlTi^ 
a^l^£a(l}s .-«Aiieii politiacliaii' Beige04biiK»efc habiäBv. aber« Most, sfbi^iir 
J:^^ kannte . 9ie : eiroe religit^e Be(iäufciiiig.bton${^«k«m;^ 
auch .diieo AttffMiUDg de8^^;d«rgidHgedi0andiaaJh8tÄajb$^'6^ratd^^^ 
biai js^r^ Zeitrda öc ator jJäpsttielwr NösimsTanfciWtoifci^.HM^^iwlöi- 

S^zirlsitratbßs . ^(ms^ .Jarbslani aogega&g^njff^l'ärih dae: IScfi)^mi!od«8 
rattD^t^^^ S^aidoiG^s^ dnrobfufaDeli» zvl wolkD%! fiaiiH^ d^uoädigaiiA^ii* 
wor»t lautetett J)drbeiligei:StYihIj W0t4e^^'8k]»ei^^ diesen rBefpdnüjifsu- 
atiraa}l3i3ii,/,sQfeirE .di^ ffrage -von den Mer^a^bereeMigtMjF&i^i^Jk^ 
k^il}6tt ^boben weifddn ts^ijtlte.; es aet ^ abet i tkoin ^BewfiggximAutoi:^«^^ 
detü, diese Neui^riBjag Jemaadentuiiz^oMhiigeii. [tr^; Niuii mi^0diegti<#8 
wohl heiiwmt Zfweifelv /dasa auch ^n J^achfolg»' liifc .cter/, WiÄer 
Ntiatiäjti^,i.d^r iBrssbisohof * Y^utdli.idi^ > Ati^^ebt&» •sdi»Q$ihV$i:*gäiigoTei 
^UMäodj^ tbeilti. : Deitiiftaiäh aeif.e8'j»it .Lei«btigIdeii>:ab«j2febeQ(|f(d^ 
Nnnjtiua weide.. übeiT eine am ibii :diessfblU> gesibeitte Aäfrag)^ iV^,B^ 
^eheidei'gebefi, der. apeatoUaefae Siühl i^fi^tierbei. )de(F>;giege}i«rä«tigie|i 
T^fmxk 4er j^eaetzgebe^^e» GewaUeiv intOesjtenmicb ^fie-AstregBogiEiir 
Ealendevrefj^rni • der ImtiattFe. detb. k. k; Mi&iatadfaoi^i} ätibi^ioaj^Ildn. 
Wias KbetKdaa iWieoek: Mimsteriuai< anlmigt, im $ijtdi w^rfgbeNengl, 
ee werde m diese Angelegeaiheit oichtehef ;mgreiteft,i bi$>^'esi dajiu 
iiiabt ve^ dea m eister Selbe BemfeneQ .iodefc Inlfere0airte.11 ^.^^tfan- 
laeet- wtfd. '.(■;... ..;.. i.,n! ,:• lij..--». 

Hßofaßt s^iderbar und. nabeau usd^sdiiah \ Bind aber« > ^e < itiftB^- 
losen Expetitocatioften der I^mbeirg&r. ' rutb. iBIättet*. Wa8^wä$8te 
sich ein Ausländer für eine; Vorstellung maoböni^oa ^iesearu.» volte- 
treuen ruthenischen geistlichen Intelligenz,« wenn er sie nur dar- 
naeh beurtbeilea wollte^ wa3 tob ihr 4ie !OberwlUint^nirtttfa;^iittungen 
verlautbaren , dasa sie nämlioh die KakindeoirefoFmlite ein Attentat 
auf ihre ganze Volksthiknliebkeit, ansieht ^ < uud dass .aie.< so hefUg 
ein längst fibei^ebtes- Ealenderweeen paH^tegirtl, dessen. Pnriehtigkeit 
und Sehiidlicbkeit die Wissensebaftf uiüd Silahrudg soboa seit Jato- 
hunderten zur ßtiden%; nachgewiesen haben. Wiedutfltig^ musa diaae 
Intelligenz sein, wenn sie sieb nicht erblödei zu prDolanriren,i 4ie 
kalendarisohe Reform involvire sogar ein Attentat auf ihren gt^i- 
ligten kirchlichen Situs* . t 

Sogar Busslaxid, das aber mittlerweile andern Sinnes geworden 
zu sein seheintf als es im Jahre 1832 den Or^orianischen fialendw 
ans seinen westlichen, ehemals polniachen ProFinzen ^(WoUymeB^ 
Podolien, ükrarae) verdrängte, hat als zwingenden Beweggrund zu 
diesem Bückschritte nur wirtbschaftUdie ^Büdcdiehbsn. UBd< ^a Be- 



ScMicft««^' nttthtn. KaUnäerfrage- in Oat-6 

dQrftiiss' däeh' EtnlOFmigkeit mit ded) ganssn Kaia« 
titeAb ^fläeres"(r) geltend ^emiwibt. Woher kSmn 
diese ajffcctivte ZfirtVichfceit der Itnthenen für den', 
lendlerj d# 'jateitl bieldhRcfeoii 'Urspiiioges iHt,'der Oi 
ZOT Evldätiz dem<^strirten'i8la'önomi»chen Irrnngen ) 
seiner Zeit von der 'Kirchenvarsammlotig zu Nlcäa^ o 
trägliolikieiii för die Kinhe 4cs»wegaa ado[>tnt worT< 
discfaen 1^aletid«r so beseitigeii,« der endlich zu eise' 
worden, wo sein« ksünmomisdiea Urlgeitauig^eiten 
getkfltt wäre», aber naob mehr als einen) Jalutan 
Fdlge hatten, daafi bekaubtlioh g<egen daa ßnde des £ 
d«di ohristücfaen- Ealendec eine varbesaertie Bereeh 
g«!tegi weisen mBasieJ Das aber begreife, wer es •• 
mag, wie dwr«h eine Keetificirong des hOcbst unschi: 
thuma sogar da» GlaubensbekennfcniBs tilterirt oder 
w«rd«n konnte! Ks hat ja die katholische Kirche 
IGSO aocb nachher in Folg« dieser gregomnische; 
welchen Abbruch «rlitten. In wiaaensohaftHehen , 
and gewerblichen Kreisen 'Eosslands wird nachhalt 
offiziell eben' jetzt und zwar immer lanter das d 
nies betont; d^ s. g. alten Stil aa beseitigen und i 
ricHtig gestellten Kaiender elnitnfiihreii. ' Sollte diec 
anhalten und die Oberhand gewinnen , so wollen 
wieder anfragen, ob auch dann noch die ruth. Pr 
behaupten werde, der Jul. Kalender sei eine ymt 
Sache und die allerthenerste Kostbarkeit der galizif 

Nachtrag der Red. Die Zeitnngen meldeten un 
1883 ans Lemberg: »Die rntbenischen Abgeordnete 
Kidacekow^i erschienen heute an der Spitüe e 
Riuhenenr-D^utaiion beim l^sthnmsrerweser Seft^ 
Bitte, derselbe solle energische Vorkehrungen treffe: 
nische Agitation wegen Verainbarang des julianisct 
nischen Kalenders, wodurch nicht allein der Entfall 
Feiertage, sondern fiberhaupt die Lateinisiruog der R 
werde. Kowalski nies Docnmente vor zum Bewe 
polnische Agitatoren unter dem Landvolk' durch 
Glei'äehtes, der Kaiser wOnsche die Uniöcirnng, U 
allerhand Petitionen an den Reicharath erachwindi 
Bischof versprach , Vorstellungen beim rftmisch-ki 
sistoriam- gegen solche Umtriebe zn erheben , un 
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Die Farsofge Leo's XMI. für den Orteni 

I. Unter dem Doch karsen Poratificate Leo's £111. 
aimeiiischea Schisma ein Ende gemacht und zahllose 
wieder mit dem Geotrum der Kirche vevbaudea. Üebei 
w^t>erer Kefoimeo berichtete der »Osservatore Romano« 
toher 1882 (nach der UebersetzuBg der »Germania« 18! 
wie folgt: 

«Der katholische Orient hat in diesem Jahre von < 
Leo XIII. durch Vermittlung der h. Congregation der 
neue Wohlthatea empfangen , die ebenso viele Beweisi 
liehen ^)orgfalt Sr. Heiligkeät für jene einst so berühm 
sind, gleichzeitig aber auoh den Beweis liefern, wie s 
ralische und wissenschaftliche Sreiebang des Klerus den 
Herzen liegt. 

Die Nationen des Orients können wl^ jede andere i 
die Führung, das Beispiel und die Thätigkeit eines 
Klerus zur Blüthe gelangen. Wenn nun den Laien im ' 
speciell in Syrien, nicht wenige Hilfsmittel der Bildung 
stehen, macht sich doch überall lebhaft das Bedürfnis! 
ausgedöhntea und regelrechten hirchliehm Ereiehimg gel 
den Klerus fär seine hohe Aufgabe befähigt. Diese I 
darin , nicht nur die geistlichen Bedürfnisse der Eatbol 
friedigen, sondern auch die Bohrung seiner Landsleut< 
welche noch in der Pinsterniss der Häresie oder d 
schmachten. 

Durchdrungen von diesen Gedanken hat Leo XII 
den ersten Monaten seines FontiGcates durch die genan 
gation für die Ausbildung des koptischen Klerus in Aej 
getragen, indem er zu Kairo ausser einem CoUeginm 
gründete und zu dessen Leitung die Väter der Gesel 
berief. 

In derselben Intention hat er jungst seinen Bl 
griechischen Melchiten, die Sp'er und Ckaldäer geriebt 

Wir könneu zu unserer Preude ankündigen, dass d 
den Eifer des Cardinais Lavigerie dadurch unterstützt h 
das Institut der h. Anna zu Jerusalem, welches Franl 
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sorge, indem er ein armenisekes Seminar zu Üon 
laut des betreffendoi Üreve' iat naoh der \}i 
mania« 18S3 Nr: 52 I. Bl.i folgender: : ' 

■Durch die Beis^ele und VorsohritleB ihr 
belehrt, noterläast es die Elirche, diese gütige 
zu keiner Zeit, für das Heil des menschlichen ( 
ind«m aie ihre mütJ«Fliche Liebe derart anf 
dasB siQ jedes einzelne, wie sehr sie auch c 
anterseheiden nnd durch die Entlemang von e 
mfigeii, mit gleicher Sorgfalt sahfitzt — Tor 
zügliche und volle fast göttliche Liebe imt« 
Völkern die berühmte armenische : Nation in u 
schon, lange erfahren. Laut der Üeberlieferu 
Apostel, theils durch apostolische Männer sei 
tbam zur Freiheit der Kinder Gottes erhoben, 
von der katholischen Kirche auf das Liebevollsl 
jener Zeit haben laut dem Zeugniss-der Ge» 
Päpste, Unsere YorgüBger, ihre Füjsorge un 
hervorragender Weise zugewendet. Es geschah 
sieht, um bei den Armeniern, soweit das nur 
zn erhaltea, die mit Recht von, den Gen^nde 
den: die öffentliche Würde, die Einigkeit, die 
vorangebt, die Keinheit des ka'tholischen Gtai 
dorbene Integrität der katholischen Sitten. 

Das zeigte sich nicht nur früher und in 
sondern mehr als einmal in jüngster Zeit. Sq 
armenischen Zöglinge in das Urbaniache Colle; 
des Glaubens zu; Benedict XIV. stellte die W 
von Cicilien wieder her und Gregor XVI. ordnet 
der Diöcese Cou^tautinopel und trug in ede 
Gründung eines Pilgerhauses in Rom eur Aufn 
bei. So bezeugten alle Genannten ihren gul 
Thaten selbst. Länger noch wird die gütige 
dauern, durch dessen Bitten und Mahnen im \ 
Stützung- des Königs von Frankreich und des 
sehen Kaisers von dem Beherrscher des otom 
Zugeständniss erreicht wurde, dass die katho 
der Knechtschuft der schismatischen Prätaten 
freit wurden. Darauf errichtete der wohlthue 
zn Constantitiopel einen Primatialstuhl, dem all 
liken unterstellt wurden, und setzte so den lanj 
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Homma. ecdesia vom 13. Oetober 1584 die ChrfindiiDg! eines M^ 
menisebeti CoUegiums zu Rom deeretirte« Doeh miterbraish der Todv 
w^ngleiab er dem iroHrefflichen Fapste« 4en Bulimidieaes ^oiiiabens 
nicht entreisaea koimi6,]diid' AuBfiUivnng dessdbea. Nachdem die 
Sache länge geruht, baten in der letzten Z^it die zut Säcularfeier 
des lÄipostelfursten naeh» Born ssabbrefch- gekommeneB' Arriieoischen 
Bischöfe in einer Fius IX. überreichten < Adresse denaelibea, das in's 
Werk zn setzen, was Gregor XIIL . begoBnen , abdr meht vollendet. 
Und 68 lässt sich nieht bezweifeln^ dass diesen Bitiien der : Bischöfe 
schneller entsprochen worden wäre, falls nicht vierschiedene- Hinder- 
nig^e sich ^ogeisteUt hätten. Wxv aber unternehmen im ^Tertrauen 
auf die göttliche Cröte dieses Werk, das schonso lange ersehnt ist, 
und wenn es auch, die Zeit Verhältnisse i nicht gestatten^ seinkn Schutz 
und seiner Vollendüing soviel zuzuwenden, wie der gute Wille wünschte 
und die Sache seihst erforderte, so ermuntert und bestärkt uns doch 
in unserem Vorhaben die beständige Freigebigkeit , die sich unter 
dm Christen aller Länder zeigt. 

Daher gründen wiif ktaft unsei^er a'postöHschen öewalt mit 
diesem Schreiben zur Vermehrung und Ausbreitung der katholischen 
Beligion und zum Nutzi?& nnd zur Zktie des Arm-enisch^ti Volkes 
in dieser erhabenen Stadt ein Cöllegium Armenischer Kleriker und 
ertheilen demselben alle Privilegien und Rechte eines rechtmässigen 
Collegs laut nachfolgenden Paragraphen : 

I. Unser geliebter Sohn Anton Hassun, Cardinal der h. Römi- 
schen Kirche, von Geburt ein Armenier und um die katholische Sache 
in seinem Volke wohl verdient, soll zuerst das Patronat des Ar- 
menischen Collegs übernehmen und mit ihm alle einem solchen zu- 
stehenden Rechte. 

n. Da Wir das Armenische Colleg mit der Congregation der 
Propaganda durch gewisse Bande zu vereinigen wünschen, so soll 
für die Folgezeit der jener versitzende Cardinal zugleich Patron oder 
Protector des Armenischen Collegs sein oder im Behinderungsfalle 
ein anderer Cardinal der Congregation durch den Wunsch des Papstes 
dazu berufen werden. 

III. Der Cardinal-Patron soll am Schlüsse eines jeden Jahres 
dem Papste über die Disciplin und die Verhältnisse des CoUegiums 
schriftlich Bericht erstatten, 

IV. Curator oder Vorsitzender des CoUegiums soll der Pro- 
curator der Akten -des b« Consiliupas, Abtheilung, für die Angelegen- 
heiten des Orients sein. Wenn dieser Curator nicht mehr da sein 



Leo XllL 1. Märts 1883: Gründung d, armenUch. Sefn. in Eom. 427 

quimtnr, plurimum in Artnenia curaram stüdiiqui) K^manos Pohti« 
fices, decessores Nostros, consumpsisae: idqu^ eo seriiper consilio ut, 
quoad 'per eos fieri posset, conser^^arentar apud Armehios ea/ quae 
babe&tUT magna in ciritatitos b^ma, nimiram diguitas publica^ con-»- 
cordia, tranquilütas, et, quod bis omnibas longe antecedit, fidei ca- 
tholicae sanctitas tina eum incorrupta morum cfaifistiaBOram i»^ 
tegritate. ^ . . ./ 

' Quod saue non ptiscid dnmtaxat aetatibns difficilionbusque 
temporibus^ sed r^oentiore etiam memoria faatid semel appamit.« ' Si-^ 
quidem ürbanus VIII. , admissis^ Armeniorum alumms in Ooildgium 
urbannm cbristiano nomini propagand^t Benediefcns ]X:IV. , ' irestituta 
Patriachatös Cilicienös dignitatejOregoriifö XVI., ordinatä ra Dioe- 
ceseos Gonstantinopolitanae, collataqae Hberaliter opera in hospitalem 
damam urbanam peregrinis ex Armenia recipiandis, praeclaram vo- 
luntatem suam re ipsa testati sunt. Prae ceteris vero permansuram 
est Pii YIII. beneficium etgn^ia, cujus potissimum instantia eoii^ 
silioque , adnitentibus Rege Qalliarum et f mperatcnre Austriae Hnn-- 
gariae , illnd est ab Othomani imperii principe impetratam ^ nt Ar- 
menios cathoiioo ritu a schismaticorum a'ntistitum Servitute liberos 
esse pro potestaie juberet. Quo facto Pontifex beneüeus et sapiens, 
Primatiali Sede, cui omnes er Armenia eatholifci subessenti Consten- 
tinopoli constituta, incommodis diutnrnis iisque permagnis finem im- 
posuit. Ac simili modo Pias IX. vel ab exordio Pontifieatas sui 
oculos in Armeniam singulari cum benevolentia coniecit: et plura 
decursu temporis decrevit, quae ad publicum ejus populi bonum sa- 
craeque disciplinae incolumitatem prodesse viderentur. Quod si bis 
superioribus annis, non sine magno bonorum omnium luctu, rem Ar- 
meniorum catholicam casus afflixit inopinatus et gravis, profecto de- 
siderata non est hujus Apostolicae Sedis yel constantia vel Caritas 
in extinguenda fonesta illa seditionis flamma, quam turbulenta pau- 
corcim ingenia concitaverant. Extremas ejus dissidii reliquias peni- 
tus sublatam iri Dei misericordis patrocinia ooufidimus, ut ad unam 
omnes referant sese ad sanctam catholicam Ecolesiam , pristinumque 
erga Apostolieam Sedem obsequium, cujus retinendi oaussa, aoerbas 
armeoii vexationes laboresque vehementis saepe antea memorabili 
fortitudine pertulerunt. 

His, quae commemorata sunt, decessorum Nostrorum exempUs, 
atque ipsis Armeniorum hominum non exiguis in Ecclesiam of&ciis 
permovetur et ad bene merendum incitatur animus Noster, ceieroquin 
sponte sua propensus in Orientem, magnarum virtutum gloria nobi- 
lern, et christiani nominis originibus consecratum. Diu saae in hac 
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vincula cam sacro Consilio chriBtiano Bomioi propagai 
idcirco in reliqiium tempaü CardinaliS) qui sacri bu 
Consilii fnerit, idem Patroaus seu Freteetor Collegii^ 
Si )S patronus noa erit, Cardinalü alter, ex qodfitn 
auctoritate nutuque Poutificis maximi, Patronus adscii 

III. Cardinalis Patrons», eitremo quoque ai}po 
deqae re ötailiari ad Pontificeoa njasinium pej- JUtera 

lY. Garaitor seu R-aesßs CoUegii estq, qui et a 

aact'i CoDsitii itd uegotia OrientaUatn. 8i is Curator w 

adlegatar, jussu PontificiS' maiiipii ex oi;dine Antiatiti 

. Y. Alumni ArmeDto litu cooptoiitiir a Cardiuali 

torjbus Episcopia Dioeoeaaon singularura. 

VI. G(K)ptentur bumanioruin litterarani iprtinorc 
ia quiblta io^ol^s ad sacerdotium inajor esse videittur. 

Vn. lidem in Gollegio ürbaniano cbri»tianp Bon 
ad scholas, studiorum causa : factoqoe periculo, ad. 
micos admittantnr. i 

VIII. Alumni natione, Armeuii, qui boc temp 
UrbaniaBö sunt, in Gollegium ArtnemarDm dimittantu 

IS. CoUegiuDj ürhajiianom ei aerario suo, pro 
creseenUam Alnatnorum, sex inillia argenteoiuoi italici 
larvm, CoUegio Atmenioram in singuios annoa aolvat 

Deniqae Toltnnus, ut hae Litterae Noatrae firma 
annt, ita in posternm perrDaneaut : iiritam antem et 
deceruimns ,' si quid super bis a quoquam contigerit i 
trariia quibnscumque non obstantibne. 

Datum Bomae apud S. Petinin sub annulo '. 

1. Marti) anno 1883, Pontificatus Nostri anno Quinto 

Th. Card 

m. Die Wiederherstellung der bulgarischen 
gaan Papst Leo XIII, im April 1883. Auf den Vora 
gregation der Propaganda wurden anter den katholis 
griechiscben Ritus drei apostolische Vicariate erricbtt 
apostol. Vicar wurde Msgr, Nilus ernannt, der als 
Constantinopel residiren soll; die beiden anderen . 
sollen Titnlarbischöte sein. 
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Providentia effici ut laetis patientiae et suarum virtutum fructibus 

boni fruantur, malos contra vanis laboribus perfnnctos gravibus Dei 

atque hominum judiciis subesse. Dum haec comnaemoramus ex ea 

cupiditate, qua solatium, tranqi^iUitatem , prosperitatem totius Hi- 

beruiae cupimus, nainime dubitanaus, dilecte fili Noster, quin tu 

CoUegaeque tui concordibus semper anitnis e6 caritate fraterna in- 

vicejn junpti satutarena operaui conferre pergatis^ ut fidi^les vestri 

nihil sibi commune esse patiantur cum üs, qui suis cupiditatibus 

praecipites sese de patria benemereri putant, dum se gi"avi\)us sce- 

leribus obstringuut, in eamdem pravitatem alios impellunt, et causae 

publicae turpem labem inurunt. Hoc sacerdotalis zeli ministerio Te 

nuper praeolare perfunetum esse laetamur^ dilecte fili Nöster, cum 

insidias et perioulaa catholioae isti juventnti comparata conspiciens, 

pästoralem epistolam edendam cueslsÜy qua haju»iQodi perieula publice 

dennnciaras, vigilautiam fideliam aoneres, et edfum daluti, nee neu 

religionis et patriae bono cousuleres. 

Hae porro tarn ; graves pastotalia araneria enrae ^ pabKea 
popali Hibem! oaosa omnino. requir-unt, ut eoclesiastioi ovdinis viri 
sese adjutores praebeant Pastoribus suie^ ac ifsis in cimm animis 
iDoderandis et perturbatäombus publicis ; compiescendis suam operam 
fideliter üavent. Veruiiitamen ad haue salutaram nm sacri mini* 
sterii propriam exercendam, si agatiir praesertim de populäifibus coti- 
veotibus in quibus magno animorum aestu de causa publica descep^- 
tatur, et civilium coneertationum procellae commoventur, opportunum 
fcre consilium putamus, si firmis iis manentibus quae de juniore 
Giere decrevistiB^ iis tantum ecclesiasticis viris eo'sdem conventns 
adeundi yeniam tribneudam censueritis, in quorum pötissimum sa* 
pienjfia coufiditis, et in quibus maturiof aetas ae usus rerum effecit 
ut prüdentia, condilio et auctoritate praestent, ideoque possint prae 
ceteris concitatae multitndini ad recta et honesta duces esse, falla» 
cibus inaproborum judiciis occurrere, officii rationes tueri, ac de» 
fensores esae optimi partium optimarum. Hac ratione et via saoer« 
dotalis ordo tamquam in specula communis salulis et in praesidio 
reipublicae a Vobis collocatus, magnas patriae utilitates, in iis qui- 
bus jactatur fluctibus, est allaturus. 

fiac demum occasione praetermittere non possumus, quin Te, 
dilecte Pili Noster, aliosque VV. FF. Hiberniae in partem sollicitu- 
dinis Nostrae Tocatos peculiaribus commendationis et dileetionis No- 
strae sensibus proseqnamur, propter eas curas quas ad causam ca* 
tholicae institutionis juventutis vestrae tuendam, et üniversitatis 
catholicae statum conservandum communi studio contulistia^ initis 
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Ecclesiae Wladislavien. R. Di Alexandrum BeresnieWicz Tita- 
larem Maxiitiianopölitan. et Sntfraganeurn Sambgitien^ 

Ecclesüs Cathedralibus unitis Lau3anen. Geneven. R. t). Ga- 
sparem Mermillod Titulariem Hfebrönen. • " • 

Efcclesiae Kielce Poloniae Russae, a Leone XIII. in Cathedra- 
lein erectae, R. D. Thbmam Theophilum KulinsM Titularem Satalen. 

EccliBisiae Cathedrali Cordüben. ^ R. D.* Sebastianum fierrero y 
Bspinosa de los Monteros.Ovetep. Episcopum. 

Ecclesiae Cathedrali Agrigenti'n, tanquam coadjutdrera cum 
futura siiccessibne R. D. Blandini Gaetanum Titularem Sergiopolitan. 
' Eeclesia Cathedrali Montis. Falisci R. D. Lucianum'Gentilucci 
Canötiicum Päbriänen. etc. ' » 

Ecclesiae Cathedrali Asisien. ß. D. Gaetanum Lironi itfetropo- 
litanae Basilicae Spoletan. Priorem, Pi*o-Vicarium Generalem ejusdem 
äioecesis eitc. ' ■ > • • , ^ 

Ecclesüs Cathedralibus unitis Fabrianen. et'Mathelic^n. R. D. 
Macarium Sorrni Canonicuin Poenitentiarium Pro-Vicajium iSenera- 
lem Recineten. etc. 

Ecclesiae Cathediali Mon^^olita»,,. R. D, Cai^olum Cs^uto Nea- 
politanmn Congi:egationis Romanae . negotiorum eccl^si^stjcorum 
membrund, Sacrae Theologiae utriusque Juris doctorem. 

Ecclesüs Cathedralibus unitis Pistorien. et Preten, R.. D. Do- 
natum Velhiti Zati Theologum MetropolitanaeFloreutinaei eta 

Ecclesiae Cathedrali Algaren. R, D. Elisöura Giordauo Ord, 
Carm^lit Parochum S. Mariae transpontem, vulgo Tra^ontina d^ ürbe. 

Ecclesiae Cathedrali Sabarien, R. D. Corneliura Hid^sjr CaiUO- 
nicam Metropolitanae Sta*igonien. etc. 

Ecclesiae Cathedrali Eperiessen Ruthenorum R. D.^ Joannem 
Valyi Canonicum. Munc^acsien Ruthenorum etc. 

Ecclesiae Cathedrali Crisien. Ruthenorum R. D. Eliam Erani- 
lovic Canonicum, et Judicem in causis matrimonialibus. 

Ecclesüs Cathedralibus unitis Luceorien. et Zytomerien. R. D. 
Simonem Martiuum Kazlowski S. Theologiae magistrum et doctorem. 

Ecclesiae Cathedrali Wilnen. R* D. Garolum Kryniewicki Rec- 
torem Seminarii, juris canonici magistrum, vinculi matrim. defenso- 
rem etc. 

Ecclesiae Cathedrali Sandomirien. R. D. Autonium Franciscum 
Xaverium Sotkiewicz Canonicum Metropolitanae Yarsavien. ejusdemque 
Arcbidioecesis administratorem etc. 

' Ecclesiae Cathedrali Samogitien. D. R. Miecislaum Ballulon S. 
Theologiae magistrum etc. 
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Verbesseruh^dcr Lage 4er JcattoU&chfln (Teisl 
tothringen; 

' ' ■ Von F. Geigei, k. Eeg.-itath in Cola 

tcag.doa B^idlufreiharro H. .Zotn f.. BtAa(^, Au 
klasse der IMfspfarrer um vocgrst wenigstena & 
■tsftbef ^i^,, ia ietMUwg.Yom 0, }/Ui.n ISiä&bi 
der Unterstaatssecretär v. FuUkamer, sobald d 
31iiid«fettrBig8 der ^MswAldaDgea nnd: der Tat 
rfiflltffeg^iiff*nw. -TT L^desewAlunm es gestattet 
läge des, »seit Jabir^n, abgescIiloBsanea. PlaasafiHwr 
hälter sämmtlieher Ge\at\iciLen., ia,^h^ieher«m 2 
ffAbnte Antrag id Ange^)iab6,*-and die *Q^yi^i 
,«#»1: tinp dwi. wShwpd.deE ^IrMigvng dqr Bfi 
Gehältern üihrlwh;4&,000,il. im Dwqbschiytt) ;i 
hii[tte.,. Die reiphfdisdiache ijßegiuuag hßt dia G 
blieben ^reits im Jabrp ,1.87ä nm durohscbqibtMc 
gebessert; dieselben .betrag/an demutlen für jeden 
,4« 2 Bi/tcfwf^ , IßOOO M„ \uFmf^rmh dagßf 
„ 4 Generakicare 2880 M., „ „ 

,^7 ßWbfiiTÄ ,. li920iM.,M, j » .„ 

für die Hauptpfarrer, welche dec> Biwhof. nur .n 
SlaitJ^ilteKe ^rn^nn«)!. nndi ^bsqtzea. kaiia,: and zirar 
er£/er Elasse (in Gemeinden von weni^tans 5001] 
wenq über 70.Jabre: 1;92Q M., in J^rati^iehädgi 
„ unt«r70J«hren: 180Q M., „ „ , , , 

1) Tf^rtei Wattiur ifl Beigbieteo, der Urheber ( 
zwecks OehaltBaafbessernng der ehasB-lothringiachen kati 
den ablehnenden Beschlaas des Landesansschnases in einer 
BM coinptes-rendus dn 2. et 6. Mars' concernant les trai' 
tholique« (Molaheini 1888) einer scharfen Kritik natttw^ 
»xchlecht beratbeaeni. IiandasansEcbius an den >sich' eine 
den. Ungehalten ut er, namentlich i^aoh darüber, dass ii 
ita die finanzielle Gleichberechtigung der katholische 
den protestantiacben und jüdischen eintrat. So berichte 
Hr. 74. I. Bl. 
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sweiter Klasse (insbesondere an Esatenshauptdrteai), 
lire : 1536 M., in Frauhnehiagtigea nooh 1280 M., 
reu: 1440 M., „ „ „ „ ■■ 96*ltf., 

'fspfarreri welchö der Biscfcof vorbehaltlich j0der~ 
's entennt, " ■' i ■'■ 

hi-e : 15d0 M., in lywtkrmeh dai^^o tioch 1000^ Ui, 
bre:U40M;, „ „■ „ ' „ 920 M-, 

hre:lS20M., „ „ ■ s, ■ r.,^- :840M., 

ren:1080M., „ „ ,; „ 720 M., 

Vicar in Gemeinden von Weniger als 3000' Seelen 
treicA dage^ noeti 360 M. ■■■.'..• 

mden Angaben hiMlchtlich der Oehälter^iii JVkbi^~ 
' Ba&d IV. 8. 447 uhd 67» der »Ugislation eirite 
3 apoett^sefaen Piotonotars il-m^g (PWris 1877 ' bei 

1). - 

nde , wie in EVankreich , erhalten daneben die Si- 
iBtwobvnng sehst Mohilüreinriehtniig, mindestens 
I3r FirmuDgS" etc. Seisen and den nicht anerheb- 
r biachßÖiohea Tafelgüter (vergU Jahisang 1875 
i 1&4),' die ßomiterm aber ledigBeh noch die nermg- 
iBSe des Ertrags des EapiteUerraClgMta, EerDer die 
lälfapfarrWi freie Wohnung — ia der Kegel :oebat 
ir in einigen Pikrreien erheblichen £rtrag itx^JfcuT- 
tng 187S S. 438), sodanir auft der Giotteshanskasse 
r. die gestifteten (3i}äesd»e»«te, 4ie frMwilligea Opfer 
lod Naturalien und die zu Anfang des Jahiiianderts 
tigeaSlolgebuhreH. DieVicare haben 4aneb«i, ohtte 
apmchen zu kJinnen, in der Regel fteäe Wohnmig im 
nrcbgehends Anspruch auf &ait Zutage vod jetzt 
L aus der Gotteahans- oder eventuell' aas der Ge- 
ffillig gewähre wohHiabende GemeiDdea und Göt- 
zen, äbrigeas froher häa%er und ergiebiger, als 
ID und Yicaren widerraiicbe . Zusehasse. Von d«a 
lor der Ünier-BUsasB der fafiberen DifloesaageiBUich- 
üsse. 

iatraior der Difieese Strasabfirg beeieht 6000 M. 
2000 M. Miethsentschädigung, der Coadjutor (rgl. 
.. 414, 1881 S. 303) zu Metz blos: 3000 M., zwei 
ren ^tädten ausnabmeveise 1440 M. uad lOäO M. 
semtmre in Strassburg und dem in Metz gewährt 
tung 33 bezw. 32 Freiplätze zn jähriich 400 MC. ; 
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die Knabensmtmai^ .oiix »bischSßiehen Sjsi 
(hei. MOlhaösen) und IFontignj (Voratadt voa 3 
scbäleh' za Metz uad Bitscb erhaltea otneDS« 'i 
ats die fnder Kntsteh^ng b«^fe)isa »Mi«! 
Strassbnrg und Metz. (Ein Tlieil der 2öglü 
natiiuiBS za . Strflsaburg wird- im ' wieder eu < 
de*, dwtigen Knabßnaeminara Verpftegung' find' 
'' Vfa den Bedarf des Ordinariats :(i>iE^cfr 
Bischfife, welche zur frauzO^iscben ^ett diet 
wie persOalicben Ausgabe» selbst^ zu böstceite 
Paasch Vergütungen aas deiv Xjaude^aase, jddM 
Befara^ev dass Cor -die bo nOt^vfeadig« eii^^ei 
Hoher JaWesrechnunpen. der .Gotteshaus v^rm^l 
B. B. bgim Directorioni -de^ Aagsburgu Sekt 
Lothringen glänzend bewährt hat, hiervon nie! 
II. Der Bischof noi tAn von dhm en 
-<- ebeusowie je ein Äbget)iilnet»-d«s protest 
ntelitisoheb Onltus-^' Mitglied d«8 vom vB( 
> Präsidenten« jättrlicb mihdeetenB zweimal zi 
Uftterri^t^aths- z^\^ V«Fordnneg des :Stai 
1880; eine Entscheidung kofiamti diesetii' CoUe 
wenigzn, 'als^ dem mehr bkis' >aaf dem Pa^ 
gt«hendflR (htssöhulfmrstandei welchen der k 
sowie dar Delegirte des israelitiaühen Cnltus b 
vfta fnittdeetens 206iO Seelen seitens des Benr 
neten Einnohner anter dem Votvitte des B 
2ar DafchMbrangg^angte' dagegen die V 
halters Tom 17. MailSSl, woiuacb die I 
Elementarscbttlra n«r n«oh insoweit angestrebl 
die Räiciisicht aaf die Verscbiedetiheit des Ges 
fession gestatte! Dass di» Mäddien, wenigste 
ab, zweekmfissiger nar dorob LehreriTtnen ante! 
daeganse Land; didErsertziiBg bisheriger iSimMifc 
»onell getrennte begegnet hauptsächlich nn in gr 
rigkeiten i). Seit Mai 188^ sind die Lehrer- und 
zwischen KathoUken nnd Protestanten conEBSffloi 

1) Deber die Schalverhältnisse in Elaass berit 
Nr. 69 II. Bl.: >Unaere Schulen Bind theils oonfeas 
Die Benerbaagen am. ^e LehientäUoi an ^miseb 
Kreiadiiector dng9g«bea, «erden. Die BewerboDgeo 
ebenfilb, nsd iirsi nur beim Ereiadirectai. Die J 
evangeliacbe und isrselitiscbe LehrerstelleD müssen 
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Lage der Sälfspfarrer. Wie in Paris, Lyon, Bo 
und Boueu, ao bestand aach ia Strassbnrg eine 
th^logie« znfolge Decrets vom 17. Mfixx 1808, \ 
gierang die Professoren anf Vorschlag dreier Be 
>^v6qne dioc^ün« ernennt, üe besoldet, entlässt uu 
Zosicherong der ctmonist^en Mission liegt in d< 
selbstredend wOrde jedoch d^ BiBcbof snnen Set 
sagen können, die Vorlesungen eines von ihm inter( 
zu besuchen, obgleich die Staatsgewalt letzteren 
(Andr^ lAg. civ. ecel^. Bd. III. p. 96). Das Fri 
bleibt überhaupt unter der ausschUesdit^ten Leitu 
eine Ver^eklung der Seminaristen zum Besuche 
der Facaltät besteht ebensowenig als ein Staatflez 
Ugisl. des Cnltös, Paris 1856, n p. 245). 

An der Furcht vor einem Caltnrexnmen, h 
an der Verständigung über die Emennangsart der 
rfiber nunmehr jedenfalls die beiden LandesbischOfe z 
scheiterte die sofortige Anreibung einer kath. Fact 
errichtung der Strassburger Universität % wiewohl di 
mindestens den Vortheil sofort geboten i^üß, die st- 
Professoren ffir Brtheilung des Fachttnterrichis am 
(in äeutadter Sprache) verwerthen zu können und 
candidaten die nach deutschen Begriffen zur Erbt 
lieben Ansehens fSrderlicbe aeademisclie Ansbildun] 

Brennend wird das Bedürfniss einer Verstau 
wieder zu errichtende kath. Facult&t in Strassburf 
dann werden, nachdem zuvor den biscböSicbes bi 
Gymnasien (zu Hootigay, Strassburg, Metz und 

1) Die Lehrstuhle an der evan</elisch-t\ito\ogistibea 
barg, wofür das prot. Thomasatift erhebliche Znschttsie lei 
dingB nichl auf den Vorschlag, Bondem bloH mach Anhö 
rinuiB der Aiig*biirger Confeaaion bezw, der reformiiten fün 
beaetzt. Die ordentlichen und Honorar-Pro feBBoreD erneimt 
»om 28. April 1872), die au8 serordentlichen der StatthaUe 

2) Zufolge der kaiaerlichea GrQndnngBarhnnde Tom 
leiht jede Facnlt&t nach der von ihr seihst anfzastelleiid 
HaUlitationsordnoiig dea Dootorgrad und die ZalaMimg %n 
iifjDoclorat der Theologie wäre aber auch päpstliche T 
logischen Fromotionsrechtes nBthig, welches nur an Stiftung 
UniTersitliten verliehen wird , z. B. der theol, FacnltSt i 
standen wurde. Auch wäre zur Ausbildnug kathol. Theok 
sitSt Straaahnrg die EniennnDg kathol. Lehrkräfte flir Phil 
n. dgL nothwendig. D. Bed.] 
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Pfarrgewalt oad Unabhängigkeit von den Hauptpfarrern längst ge« 
währt haben (S. 218), und empfahl desshalb in der Sitzung vom 
23. März 1849 der constituirenden Versammlung, »bezüglioh der Wz- 
:»derruflichkeit der Ernennung deir Hulfspfarrar den Art. 31. de$ inebr- 
s^erwähnten Gesetzes aufzuheben) gleichzeitig aber die Regierung zu 
»ersuchen, mit dem Papste wegen der ßedingungeu für die zu ge- 
»währende ünabsetzbark^it sowie wegen Wiedererrichtung (vo^ Bi- 
»scliofe unabhängiger), ^^c^/^Aer Gerichte » welche über dje I^nt* 
»lassung der Pfarrer etc. zu erkennen l:i^aben, in's Benahmen ziji, treten.« 
Wegen des letzteren, ^Uerd^ngs bedenklichen Zusatzes scbeii;erte lei- 
der damals der sonst durchaus nur im Interesse der Kirche gielegene 
Antrag, welcher seither weder durch die Tom Bekhstage in der Sitzung 
vom. 18. Dec. 1874. ausgegangene Anregung noch selbstredend durch 
das unglückliche Zusammentreffen mit der Maigeset^ffebungi (§, 19. 
des preuss. Ges. vom 11. Mai 1873 verwandelte die Succursalpf^rreien 
der ßheinprovinz in dauernd zu besetzende) Förderung finden konnte. 
Die neben der finamidlen ^) Autbesseruag gebotene recküiche Sicher- 
Stellung der Hulfspfarrer, — ohne welche allerdings im. BeicbsJ^nde 
ebensowenig, als dies in Bheinbayeorn upd Bheinhessen möglieb war, 
ein akademisch gebildeter Nachwuchs beschafft werden kanii^ — hängt 
daher zunächst wohl nur von dem Antrage der Bischöfe zu Metz und 
Strassburg ab , an welche der Landesausschu3s mit Beoht unterm 
6. März 1883 den leider sogar zur Press- Agitation (vgl Nr. 26 der 
Strassburger Post ^) vom 26. Januar 1883) übergegangenen niederen 
Pfarrklerus verwiesen hat [Man vergleiche über die vorstehend be- 
rührte Frage der Desservants die betr. gut orientirende. Schrift des 
bischöfl. Secretärs Joder von Strassburg nebst der Besprechung der- 
selben von Dr. Maas im Archiv Bd. 49. S. 172 ff.] «). 

1) Zufolge Nr. 110 der Strassb. Post vom 21. April 1883 »beträgt das 
DurchachnittspSii^i eines kath. Landpfarrers in Baden ^ -— wo doch« >»die 
kath. Geistlichen gegenüber den protestantisohea gewiss nicht hevor&ugU 
»sind,«« da ihr Diensteinkommen nur bis 2200 M., das letzterer dagegen bis 
3400 M. staatlich aufgebessert wird, — immerhin jährlich 466 M. noch mehr, 
als das eines kath. Land- oder Hülfs^f&TTers in Elsass-Lothringen ,« während 
»»die reichsländischen Landesbeamten ein Drittel mehr Gehalt, als die badi- 
8chen, beziehen.« 

2) Was die von Maas a. a. 0. S. 175 gerügte »inamoyibilite dvile* 
der (nach Art. 10» des Iranzös. Conoord.) mit Genehmhaltong der Regierung 
ernannten sg. Eantonspfarrer betrifft, so ist es freilich in Elsass-Lothringen 
wie in Frankreich seit 1801 Thatbestand, dass die geistlichen Gerichte nur mit 
Beihülfe des Ministeriums oder des Staatsrathes einen Pfarrer oder Canonicus 
seiner Stelle entsetzen können, weil die Begierang ihnen eine staatsrechtliche 
Inamofibilitat zuerkennt. Ja es gibt sogar Geistliche im fiisass« welche die 
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Anspraohii des preussv evtiflgel: Vb^lröhenriithös, bett'^'die 

Die MfrechterjU^ltogi cWstlicl\^.,X)ydaflQg;i3UKi, Sitte m Am^ i 
Oemeuideii» welche zu 4ea wipbt^gj^^titiA^^a^ep der.ßtfistliji^t^^ - 
Aelt^ijea. geJi^r^, .erfwderjj>vw,'i^^ ttud ä.\ß^fB^^\ 

eines, aiif Qottes iWort^nd e^s^»geli8^,bßii »Qlaubeüa gegräiidetoQ ^gh 
miZi^^^^^, Wie die ,ßß|brwiitjiQ9i d^TRh jGleltendm£^biuig..d^r gotiM* r 
gefällige^ Wurde desi.^^hos^^Qdea} ^wreb ?UTSO]:gie £qp: die i^briatiicbi^ 
Erziehi^g 4er Jugaod and ^pxeib A#ri9g?uig.ibäRAUeb<»( OoUeedkien^ 
die Eraeiferaug gjQtjißeligep Waqde^s wiirkswi wd /i^^haUig fördert^i;' 
so hat ^ich .aucii.iQ,:Qnae2:€ir Zi^ 4\e AüfmexlmmliQ^it A^^ 
im Dienste de^- Herrn an, d^c Wiiadarli^Qlebimg christlicher^esimumg , 
und Glicht in. aqserQQ^iey^og^lkfcbea >Y^)ie arbeiteQi; ganz l^WOiidefsi 
auf die .Ueberwindang der /iBß .^^iUgtbuin der. Famtie! bedrobejE^eia 
Gefahren gqricbtet, Dwbalbi l»t . 4iö .laindeffcirfjWichfl , Qea^t?g^Wg*. 
in den beiden Q^esetzen voJ^ 27, nnd 30,1 JiijLU.{l&8iO .darwf 9edaebl , 
genommen, der hierauf zi^J^ndcin TliAtigJceit derGdistli^n^ttttA^Gefr;; 
meinde-Eirchenräthe neue Wege zu bahnen. Die Benutzung der 
hierdurch dai^geboteneti Mittel; ist, wie wir aus BericMön det köhig« 
liehen Gonsistorien entnehmen, bishei' nicht überaU mit der Energie 
und Entschiedenheit erfolgt, wie sie die geistliche Noth des Volkes 
und die Treue seelsorgerischer Arbeit verlangen. Insbesondere macht 
sich der Mangel an Widerstandskraft und kirchlichem Ehrgefühl in 
den Gemeinden auf dem Gebiete der gemischten Ehen bemerkbar, 
auf welchem die evangelische Kirche zur Abwehr der Angriffe 
eines rührigen, entschlossen und meäiodisch vorgehenden Gegners 
genöthigt ist. 

Die Vorgänge des letzten Jahres in Schlesien haben nun in 
einer allgemeineres Aufsehen erregenden Weise die Augen wieder 
schärfer auf den Kampf gelenkt, welcher gegen die evangelische 
Kirche seit 50 Jahren geführt wird, und in welchen sie um der 
christlichen Wahrheit und um ihrer Ehre~ willen nicht weichen darf. 
Wir erfüllen eine Pflicht des vom Herrn der Kirche uns anver- 
trauten Amtes, wenn wir alle Geistlichen und Aeltesten der evan- 
gelischen Landeskirche aufrufen, mit der Weisheit und Kraft von 
oben her die ihrer Obhut unterstellten Gemeinden gegen die der 
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sie siiob Aem kathoMscben Priöster beiapielsweifi» in der Obrddbelehte 
darbieliön^ steben ibm niebt tu. ^ OeboUi ' Mittel v * w^lißbe Bidb um - ^t 
cbristliehiQii Wahrbeit uBdi Lieber Falles»^ veliibietmi, dafrfHdr^fib^rbmpt 
nicbt^' ani9<enäen.^ Erraff moht* VeHobkoQy uni von der^ i Ktircbe 
Sehaden absawendeo, dia^ Auf kündigmig: eines Yerlöbaisbes antttiheu^ 
nioht eidißsstattlicbe ' Zasiichbraii>gen Von deii 'BraatleaHen' hiasiohtlidi 
ihres künftigen Verhaltens verlangen, nicht an die Braut«Zafiiütbbn|fefn 
stellen y. wiekbe mit^ d6r> j^on^ (äattigevialrlten Abbäoglgkeit ^d^ Frau 
vom Mamne tinvereinbaif sind^,'tDiöhti Ebefrftuen aar Beeinflüssang d^r 
Kinder hinter dem<BüokeiK>(de5i'Gattiin unet^Vaters vetleiten bd^r sie 
zur Anwendung von Mitteln : aufreizen; ; welche Am «helidheii Fdeden 
störiba; ^ darf nicht : diB Trauung in der katholischen Kirefa^ iiik 
etwas an sieh Sundbaffieseirkläriln, sondern^ hat Uns Tor.dierselbeD 
zu warnen^ vernebmlichv weil solcbd nur bei üotretie ' geg^ti das 
evan^ische Bekenotnisa seitesis der. katbolisebeii JEirehie gie währt 
wird; er darf die; bestehenden Gesetze über dieiteligiOse Sk^^ung 
vaterloser oder völlig, verwaister Kinder nicihi ausser Acht lassen. 

Aeussere Naehtbeila ond /Vedu^l^e^ welche* hieraus disr Kitebe 
in einzelnen Fällen erwachsen; diurfen ibn in der €tebtmdenheit seines 
evangeÜEtehen Gewissen^ nicht irre>i»ached« Fehlt es dcK^b aueb ihm 
keineswegs an Mitteln e»n«r wirksanien Abwehr, wenn er das ihm 
anvertraute Schwert des Geistes ^ das Wort Gottes, treu hiandhabt. 
Zunächst muss der Geistliofae in treuer Fürbitte und ai»dau^r&der 
Tbätigkeit das Vefirüuettsbanä mä den seiner Seelaorgenifäer^Ulüen 
Famiiien pflegen, um auf Gewissen' und Ehrgefühl der Gemeinde- 
glieder einzuwirken und allen künstlichen Mitteln der Binechüchterung 
eine überlegene sittliche Kraft entgegebzustellen. 

In einzelnen FäUen > wird es s^iß Amt als Seelsorger ibtn auch 
zur Pflicht maefaen, die Inte^entian der Behörden zum Schutz ver- 
letzter Rechte herbeizuführen; obgleich die «vangdische Kirche vom 
Staate nur den Schutz gesetzlicher Rechte, nicht Hilfe für bedrohte 
Interessen erwarten darf: Wenn aber Yersut^e gemacht werden^ 
Kinder verstorbener ievaDgelischer Väter, für weiche das Gesetz evan- 
gelischen ffieligtonsttnterrißht t^schroibt, auf Umwegen zu derkaiho-* 
liscbeo Kirche zu ziehen, wenn EinschüchtervingQn oder Drohungen 
angewandt Verden, besonders bei Frauen ^ welbhe die persönliche 
Freiheit oder den guten Namen beeinträchtigen, wenn durch üffent- 
licbe Kundfuacbüngen die Ehre der evaogelisoben Kirche oder evan- 
geliselier Christen jn beschimpfender Weise verletzt wird, so ist 
darauf hinzuwirken, dass auf geordnetem Wege der Schütz dier Yor- 
mundscbaftsbehörde eder des Riobters angerufen wird, und dabei 
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der Qemeifide mannhaft entg^gj^zatreteov :• Eine einzige osehdräck- 
liebe lutervention der Art ist geeigBei/« nacbhattige; Wirkung für 
audere verwaadte Fälle jsu nbeo^ mA es wird einr solcbes Vorgehen 
dem Ansehen des Aeltertenamtes in den OemeimkiB rar /inur F§r- 

Wo der Zuspmch keinen Erfolg hat, mnss die Seelimrgd von '^ 
Oeistliqbjen uqd Aeltesten. in 46r Farm brfiderlioher Zneht-fiifrtgesetzt 
werd^. Duroh die neuere staatUobe nnd kirahliohe öesetKgebung 
ist die eyangeliscbe Kircbre fär die Vornahme od^ Ablehnung geist- 
licher AmthaAdhuigen weit ^ei^ gesAeUt nnd bat einen. /4»^en 
Soden gewonnen. Ein fraher oft .sehjaerzUob eai$fUndeiie\ Fessel 
war die ans der .bürgerlichen Wirkung der kirobliehen^^aiiiing 
sich ergebende Notb wendigkeit , das Aulgebot. weh solohen> Braut- 
paaren zu gewähren« deren Ehe unter grober Yerletsnng der Pflich- 
ten gegen die eigene Kirche , seitens des avangieüseben Thals, ge- 
schlossen . wnrde , sowie die Bäcksicht nähme auf die. staatltebe Ord- 
nung, welche die Znstäfidigkeit zur Trannng in der Begel dem 
Pfarrer der Bz:aut zuspraph.» . i > 

Die Einfuhrnng der Ciyilßhe bat das < Erferden^isa des kirch- 
lichen Aufgebotes, in. der. Parochie beider Bränttbeilie, siowie die 
Einschränkung der Zuständigkeit fär die Trauung aus Rfloksichten 
des bürgerlichen. Kecbts beseitigt Es bedarf daher in keinem Fälle 
eines von katholiselier Seite auszustellenden Dimiasoritiles. Demge- 
mäss hat die Trquungsordnunjf vom 27. Jidi 1880 das Aufgebot 
nur in der für die Trauung gewählten Parochie vorgeschrieben und 
die Zuständigkeit zur Vornahme der Trauung von jeder Bücksieht 
auf die Confession des katholischen Brauttheils frei gemacht» Auch 
die Versagmig, der Trammff^ wo sie kfirchUi^he Bäcksichten erfor- 
dern y ist nicht mehr durch die Erwägung ers<Awert , da^a da- 
durch eine nach deni Staatsgesetze gestattete- EbescUiessong ver- 
hindert Wird. Abgesehen Ton dem Erforderniss der naeh d^fn bür- 
gerlichen Becht erfolgten Ebeschliessung hat der Geistliche , wenn 
die Trauung einer gemischten Ehe von ihm begehrt wird , nur auf 
die Zulässigkeit der Handlung naeh der Ordnung der evangelischen 
Kirche zu achten, und nach §. 12. der Traunngsordnung soll die 
Trauung versagt werden bei gemischten Ehen, vor deisen Ein-, 
gehung der evangelische Theil die Erziehung ^mmtlioher Kinder 
in der römisch-katholischen Kirche zugesagt hat. Wenn das Gfe- 
setz die Entscheidung über die Zulässigkeit einer vom Geistlichen 
abgelehnten Trauung lediglich dem Gemeindekirchenrath und end- 
giltig dem Kreissynodalvorstand überlassen hat, so hat es^ damit 
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diesen C«rp»atioiieD mit d«r BeAigoiss eim ernste FtnmftMVflM- 
ifljl aoferle^. 

Es steht BotorisiA üMt, <lass ohne das wi^ite Terapnc^en 
d«r rtorisebe KIotos aif Grand höherer Wösong die Trsnmif 

seinerseits inmer rerragt. Dessbalb kann gegenwllrti^ , iwefc wem 
keine sonstigen Beweise rerüegen, dass das Versprechen bererlB ge- 
le^et eder die Lmstang desselben IwahBiebÜgt ist, ans d«r 6e- 
wihmng der katholischen Traonng mit SüAerbeit geschlossen w«'- 
den, dasf) die Traanng in der evangdiBchen Kirche nidrt etattfaiben 
kann, 80 lattge die gegenaärtige R-axis der römiaehen jQrefte be- 
gehen hieM, gehlieasen He iatholia^ und eoangeiiaehe TVommmi 
noei §. 19. d» ÜVaturngsordtumg eüiander thatsäMick cmks. 

Mit der Trauung ist aber durchweg auch das Aufgebot n 
Tersagen. Nach g. 5. der Traanugsordnong darf ein kircfaliches 
Aufgebot nieht aufgenommen werden, sobald sicfa Zwetfeil g«g«B 
die Zttlissigkeit der Trauung ergeben. Damit fällt auch das (i4b«r 
lebhaft empfundene Bed^niss fort, das Aufgebot tob Paaren, deren 
erangrfiseher Theil die Ehe mit einem Akt der Cntreoö g^ep 
den evangelischen Glauben beginnen will, mit einer beftpsderen 
Fflrfoitte EU begleiten. Kne FArbitte nm Treue gegen das evan- 
gelische BekenntnisB fär alle gemischtes Ehen anzuMduen, empfiehlt 
sieh nicht, weil eine solche Ffirbitte in Mcksicht anf die bi^terige 
Uebang die Ehre der BelAieiligten nicht unberührt läsat oud- die 
in der erangeHschen Kirche begehrte Trannng theils noter den 
heutigen umständen ein bestimmtes Zeichen treuen Bekenntitisses 
ist, theils in der feierlichen Handlung selbst die Qelegenheit zur 
Mahnung gew&hrt. 

Nächst der Versagang der Trauung stehen noch andere dis- 
ciplinarische Hittal der Abwehr zu Gebote. Nach g: 6. (vgl. auch 
§. 7.) des Kir^Kitgesetees vom 30. Jidi 1880 sind e»aBgrfische 
Männer, welche sieh TM^dichlet haben, die sämmUlchen Kinder 
der Erziehung in einer nicht evangelischen Religionsgemeissc^ft 
zu fiberlassen, der Fähigkeit, ein kirehlicfaes Amt zu bekleiden, so- 
wie des kirchlichen Wahlrechtes verlustig zu erklären. Aaeb wo 
ohne fQrmUche Verpfiichtung thatsächlicb solche PSichtverletzang 
vorliegt, ist disciplinarischea Einschreiten dem Ermessen der zu- 
ständigen Organe übertragen. Wenn zugleich für schwere VSiie 
an^erdem die Entziehung des Rechtes der Taufpatiiensehaft vorge- 
sehen ist, 30 liegt darin die Möglichkeit, auch evangelische Ifyauat, 
welche von vornherein anf die Geltendmachung ihres evangelischen 
Glaubens in dem Familienleben freiwillig Verzicht leisten, unter 



Veber die gemiat^en Mhen. , ^. ... . ■, 'Wo 

Kircbaazucht ZQ Btellen, Je stär^r der Druck ist, dan " "" '- -*^ 
Einschüchterung, Drohung und Strafe gerade auf ^ 
hörigen Frauen »usgeübt, desto nothweEdiger ist es, daei 
gelischip Kirche von Hllea ihren QUedern Treuö im Bekfli 
dert und diese - Forderung, mit aUea ev^!"tgälis«h «ikftbl 
geltead macht. In Fällen schweren Aetgainia^ ist dabe 
dem änssersten Mittel, die Versagtuig des h^igen Ai 
Gebrauch zu machen. Freilich awas tör die AoB^ehlte 
heilen Abejidmithl (verj^. g. 12.. a. a. 0. und Inak, 
23. AugMt 1880,Nr.-20) im. «itiaeloen Falle ifei Wäi' 
Her^ea^zustandes de^ i»a AbiaQi^m^,Bfigeh[«ndeQ\darülM 
den, ob. derselbe als unlUhig. angesehen werden. {nQ93 , d 
gäbe im Segen und ojiue Aeigesniss d^r Gemeinde. tu .ep 
' Ks versteh V sich voa .selMt, .das? die^ Anwendimg d 
zucbt, ffW.sie mit der Seelsorg^ beginat,. se ancb dieS^e 

fahr^ner i^nd j« w^hx wn-d^m Wunsob, ein ersehntes 
reichen, bedangen diejenigen sind, welchf im^ Brautstand 
bührUcbes Verspreeban sich abnöthigep lassen, de^ vt 
das letztere oder die Th^sat^e katholischer Trauung 
sein, d^n evangelischen Gatten sich selbst zu überlasen, 
zunehmen, dass, w«nn mit^depi Kiadetsegeii die ^terUebi 
einem bisl^er nicht gekann^n Pflichtgefühl erwacht, die 
Stande leichtfert^ ertheilten Versprechen das Gewissen 
la^ßn. So hailig auch .dem Christen ein f^icclicb . a 
Versprechen sein muis, so kann dpcb eine aufgediopgMe 
Verletzung heiliger Pflichten ertheilte ZuBage lür künl 
halten ia bisher völlig uDbekajmtea Pflichten nicht alt 
verbindlich erkannt werden. Die Erfüllutig eines unsitt] 
Sprechens wird dadurch nicht weniger unsittlich, wei 
spreclteu in eidlicher Form abgelegt ist. Die Seelsorge w. 
auch in den katholech getrauten gemischten Ehen dei 
sehen Gatten in seinem Gewissen zu beratben und in 
gegen seinen Qlaaben zu befestigen. haben. Dazu bietet 
zugsneise die Gelegenheit vor der Taufe oeugebor^ner Ii 
der Einschulung der Kinder, welche die Entscheidung üt 
ligionsunterricht herbeiführt, und endlich im Alter die V 
auf die Con&rm&tion. Namentlich evangelische Väter sii 
chen Anlässen an die Rechten und Päichteu zu erinnern, 
vor Gott und Menschen nicht dauernd Verzicht leisten d 
Indem wir den Geistlichen und Aeltesten die Beat 

Arohiv für SircheDrechl XLIX. 
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CompeniHa doctrinae moralis et clvicae ef EpiscO(] 

Aactore A. M. NouHsson, can. hon. eccl. Metrop. Tarone 
(Cfr. Archiv tom. 48. p. 137 sqq. & tom. 49. p. 82 sqq 

Poatquam Cat«chisnii profeaaio et bistoriae sacrae ' 
scholis publicis gradui prünaiii per legem ciTilem stricb 
fuerat, hnic supplendum erat per insHttdionem fitoralem 
— verba quae auribua Gallicis et animis ehmtianis mirs 
nant, cum soleant a religione nunquam dividere disciplinan 
cujus est fundamentam aimni ae sauctio, uec ab institatioi 
dividere iostitationem ciyicam quae illins est pars nOQ 
menti, nam ubi amor Dei docetur, ibi et amor patriae ! 

Vera et sincera neutralitas in Scbolis omnibus publ 
riia promissa fuerat. Per speciem tuendae libertatis coqsi 
non amplios prolitenda erat doctrina christiana, sed doct 
dam moralis, independeuter a qualibet religione; ae id< 
illa lege, omnibus et singnlia pueris concedebatur liberti 
in Deum Tel non credendi, sectandi cultam quemdam reli^ 
non sectandi; unde, si euicunque religioni non dintius 
promittebatur nee ullum rerbum proferendum eaae qnod c 
catbolicas laedere posset. >Tout instituteor, inquiebat Ml 
cationis pabticae anno elapso coram Senato, qui se pem 
blesser dans sou enseignement la foi de ses 6lhv6S, devrail 
ä €tre s^T^rement puni.i 

Sic fnit propositum aperte declaratum. Veramtamec 
propositnm occultum et verum, qnod Episcopos et Glemoi 
bat, videlicet Sdem cbristtanam sensim via bac eveller 
eiordio sumpto ab animabns &liomm plebis. 

Ista vero simnlatio dia abscoudi neqaibat. Mox 
apparneruat libri speciales ad proßdeudam novam doctrin: 
morälem d ävicam, qui sensnm omnino adversantem fidei 
sapiebant, imo btaspbemias contra Deum et Ecclesiam c< 
quommque auctores sunt ampli bomines, utpnta Deputat! 
qnidam in sebolis normalibus gradus superioris, Paulus 
naper Minister Educationis publicae, cujos odium contra C 
impndentia ad adulteraadam textus scriptorum neminem 1 

Libri qnidem bnjusmodi a novo Ministro Edncationi 



IfouHsaon, Cdtnpend. docfr. mar. el du. et Episc 

piiblicationis Brevis Fontificalis ^sque placilo suo, tanq 
a'ppellavit. Causa quinque illornm Episcoporum qai 
pastorales prodidernnt, coram Coiisilio Status mtroducl 
cum relatio earum causarum juxta votnm Giibernii j 
s^tentia damnationis itiox in Episcopos pronuatianda i 
'Hie dnae sunt qnaestiones jnrig Canonici brevitei 
unÄ'de jore, et altera de facti). 

1. Appellatio ab abusu multis abbinc annis sub 
tatnm 'Oallicanarum a Gallicanis, qui Parlafiientarii li 
excögitata fuit. Saltem tempore Prancisci I. vel Lud( 
cumenta Appellationis istiaamodi facite repennntnr. 1 
quod ad saecularem potestatem recursua habeatur ad 
contra excessus Superioruna ecciesiasticoruin. Patet h 
pationem intolerandam ex parte saecularium, naiu Eccles 
perfecta omnino independens a societate temporali, ac 
appollationes prorsns nuUae et invalidae sunt. Sempt 
reprobata snnt; nee ergo mirandnm quod Leo XII. ad Lnd( 
haec scripserit: »On m^dite d'ouvrir de nonvelles plaif 
de I'Eglise en reraettant on vigueur les Äppels comnte 
nus ä 1a vtfn^rable antiqnit^, source de d^sordres ^teri 
lations continuelles eontre le ebergö, asurpatiou manif 
les plus sacr^s de I'Eglise.« {Ändr^, Droit canon, V^ 
d'abus.) 

üsurpationea istae potestatis saeeularis semper stri 
snot a Canonibns et quidera poenis graviasirais, qaod c< 
Sene quidem., dist. 96, ex Decretali QualUer, 17, de 
Const. Martini V. Ad reprimendas insoletUias^ ex bn 
Domini, ac recenter ex Const AposfoUcae Sedis, in qtra 
excommunicatioBem septimara specialiter Romane Pontifi 

Porro in Gallia a tempore Concordati anni 1801 
ab abasu in legem ordinariam transierant vi Articulor 
rum, qni, nt seiunt oranes, a solo Gubernio Galliae 
eodera tempore ac Concordatam promnigati, sunt reipsa 
contractus bilateralis, ac statim reclamationem Sancti 
taverunt. Artieulus enim sextns sie se habet: >!! y 
au Conseil d'Etat dans tous les cas d'abas de la part < 
et autres personnes ecel^siastiques. Les cas d'abns son 
OD l'eicSs de pouvoir, la eontravention aux lois et r&g] 
IWpubliqae, l'infraction des rögles consacr^es par les a 
Franee, l'attentat aux libert^s, franehlses et contam 
gallicane et toute entreprise ou proc^dä qui dans I'exa 
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veliflt/ioc aegre feiruat. Talis omissio li^i^ eis iniqw lesge )iFi4eto6i| 
cpae- tarnen certe vojunteria fi*ii ex parte j^^gisla^ovis.. liaq^eitiU^ 
alio articulo Codicis civilis reperire sperant viam quajaada^'a^d; .al^j^^ 
quam poenara damnaiidi ^ieoopo^: r^os taiiquam ab.^l^us^^ 
ex\$is im Gour d^asaises wmn^ii > ; ; ;^ J^ ?; j q^ 

^ . Die Red. i%t ^iim^Farlrt^endeo to r >; ^^ * ucj>^ 

j iEs? hat fast; der g^amöMie J^p^c^pa^ Frßi^ef^$^v,wi^ 4ifb 
Germv 1883 jNr, ;97jjll. Bl berielitete ^ ;pflichtg£imJtes^ fg^pen^ E^^jfe 
oeaanen das Jödexverbot mittheüt,^ mxki die r0lii^icti|öv??i4rtgen iMßhßjijj^ 
Bertis, des freidenkerischen PaätorsrSt^g Hrni n^ 
Cait«ir|fämpfcrs^ verboten w»ifden.Pa8iV!^ ]i?^ um jio^ öoth^y^ 
digerv^ als diese geg^u jede posltiye Religion^ g€irichteteiiW<M:He#i% 
HaodbÄohef in i^s^» ülkn Sckt/äen Yon iex B^g^^ 
waren. Sofort sehriß die religioj^eindliijhe Pi'esse naeh G jEmd^fl», 
und;Staatsäawalt gegea\die Bischöfe, Statt alle i Bischöfe vor d^ij^i; 
Staatsrathe anzuklagen, wählte man vorsichtig nur 5 au^j .den Ejf^r-] 
bisdiof von Albi, sowie die Bisdiöfe von Annecy, Viviers^f ^ Wence 
und Laugres. Sie sollten als Opfm* für den omnipotentea Staajtsr^ 
molooh abgeschlachtet werden. Man erblickte in der Y^rkündu^tg 
des Indexverbotes eine Verletzung der Organischen Artikel, wel<?^ie 
die Willhür Napoleons: ohnerZüstiramung der Kirche 4eni Ooncprdate 
hittzugefügt hat un4 woria die Verkündiguag päpstliqht^ M^WfS*» 
Breven etc. ohne öenehmigung der Regierung als; u^eit^th^ft -b^S^ 
zeichnet wird. Diese Begtimmuiig der Orgapisehen Artikel steht im . 
Widerspruch mit demi Cohcordate, das den freien Yerkebr.mi^tdeiil 
Papste garantirty und ist de$shalb biB^lUg. ^t^un^n.abe?: mu^^^g^ 
erregen^ dass die modernen Republikaner in deni bischöflichen V^q 
geh^n auch einen Verstoss gegen die »Freiheiten der galUkaniscb^ 
Kirche« erblicken. Die fünf Bischöfe wurden also vor ^em Stfts^jsfr 
ratb denuncirt un4 dieser fand sie des »An^tsmissbraucbescschnldife 
doch der bekannte Diireotor des Gultusdepartem^ts gipg j^^i^f^ 
Er legte dem Staatsrath die Frage vor, ob gegen die Bischöfe jiii?^ 
Qxich mt admini$traiivem ^i^v erimifiteUem Wege einzuschreiten sei. 
Die aus der Zeit des absoluten Königtbums exhumirtißp Stfglj^ 
Stimmungen sprechen gegen die: Gorrespondenz der jRiachöfe mit 
einem »fremden Hofe« Kerker uimI Verbannuiig aus. Diq AftWWr 
düng dieser barbarischen Bestimmung in moderner Zeit für ^ine 
Correspondenz mit dem rechtmässigen Kirchenobörhaupt schien 
aber selbst dem »Staatsrath« nicht opportun. Er erklärte ^ofdJfL 
die criminelle Frage gehöre nicht zu seiner Competenz , söri^tf(Bfni 
zu der der Begierung. Dagegen beantwortete er die Frag^e^^f 
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Franz. Reg.-Decr. vom 28. April 1883. 

macht der Staatsrath wie in der Otdensfrage die Eatd« 
bedärfe es keines Gesetzes, sondern nur eines Federsti 
nisters. 

Das Journal offlciel vom 30. April 1883 publioirt 
gegen die oben erwähnten 5 Bisctiöfe. Dieselben sini: 
von kleinen entsprechenden Abweichungen, alle nac 
Muster entworfen. Im folgenden der Wortlaut des ei 
Stückes, wie es gegen den Bischof von Annecy erlassen 
Le President de la Kepnbliqne fran^aise. 
Sur le rapport de lu section de l'int^rieur, des cu 
strnction publique et des beaux arts ; 

Vu rinstruction pastorale adressäe, te 21. janvie 
l'^vgque d'Annec; an olergä et aus Odiles pour gtre lu 
les eglises de son dioc^se; 

Vu la döpeche du 27. janvier 1883, par leqnellt 
de la justice et des cnltes informe Teveque d^Änoecj 
pour abus qui va etre form4 contre lui et rinvite k foi 
servations ; 

Vu la r^ponae de l'övSque d'Annecy ä cette dßpit 
da 31. janvier 1883; 

Vu la lettre du 27. tevrier 1883, adressöe par l'i 
nccy au clevgö de aon dioeese ; 

Vu les articlas 1, 6 et 8 de la loi du 18. germii 
En ce qui concerne l'instructiou pastorale du 21. ^ 
Oonsid^raut qua c'est' une des r^gles les plus anc 
plus importaotes de notre droit public que, sous aucun 
ce soit, les bulles, brefs, rescrits, constitutiona, decrets 
peditions de la cour de Rome, k rexception de ceui i 
for int^rieur aenlement et les dispenaes de mariage, ne 
re^its, publi^s, ni autrement mis ä. execution sans av 
labiement vua et verifi^ par le gouvernement ; que cettt 
formelleraent cansacr^ par l'article premier de la loi 
minal an X; 

Consid^rant, en outre, que l'autorit^ et la jnridicl 
gr^tiona qui se tiennent en cour de Korne n'ont jams 
nuea on France; que, epecialement, tes decrets de la 
de I'Index n'oiit HA le^jia ä aucnne äpoque et sous ai 
et qoe lenr execution n'a jamais ^t^ autoris^e; 

Considörant qne l'^v§que d'Annecy, en publiant a 
tion nn d^ret de la congr^gation de I'Index qui aurait 
cembre 1882, condamoä certains livrea d'enseignement 



Franz. StaatsrathnibeßchL vom 26. Aprü 1883. 4&9' 

ccrlaird susvis^es, ri^veque de Valence ' oritiqu$ et censiire eertains 
actes de rautorit^ publique^ et not^ammeiat la lois sur riastf uction 
prittiaire du 28. mars 1882; qu'il ercite les parents ä U.dj^sobeis-' 
sahce -a eette loi eti les d^tarant afffancbiS' de PobUgation d'envoyer 
leurs enfants ä T^cole; qoHl a oommis ainsi xm double exces de 
pouvoirs ; ' 

Consid^aüt, en eutre, qae la lettre-cireolaire da 24* .fävrier 
1883 a penr objet de dooner nne sanctiom ii la condatumatioD pro- 
noücäe contre les Imes d-enseigaeme&t moral et eivique mentionn^s 
dans an^ ordonnance ^piscopale da 22. janvier pr^^dem; qae l'e- 
vitj/ae d^lare quo les institateurs qui ccMitinueraient 4 lire ou ä 
fatte lire les livtfes condamn^s s'exposeraie&i h rapplication rigoureuse 
de8'>riirci|ies de la th^i^logie et cesseraient d'etre chratidns; qu^il 
menace de refas de saerements les enfants qui ir^qaeatent les 
6eol^s oä'lea li?res condatnnäs sont adoptes comme livres classiques; 

Consid^rant que ces menaces sont de nature a troubler arbi- 
trairement la conscience de ceux qui en sont Tobjet et qu'elles 
rentrent dans les cas d'abus pr^vns par rarticle 6. de la loi du 
18. germinal an X. 

Der oben erwähnte Beschluss des französischen Sfcaatsraths, 
welcher der Kegiernng das Recht die Gehälter aller Beamten, zu- 
nächst freilich diejenigen der geistlichen Würdenträger zu sperren, 
beilegt, lautet nach der in der General- Sitzung von 26. April end- 
giltig festgesetzten Passung (vergl. Journal off. vom 30. April 
1883) also: 

Le conseil d'Etat, consulte par M. le ministre de la justice et 
des cultes snr la question de savoir si la distinction ^tablie par la 
loi de finances du 30. d^cembre 1882 entre les allocations des 
vicaires g^n^raux, chanoines, desservants et vicaires et les traitements 
des eveques et eures ne porte aucune modification aux droits de po- 
lice du gouvernement, et, notamment^ ä son pouvoir de prononcer la 
suppression des traitemonts comme des allocations par voie disci- 
plinaire, 

Vu les articles 1, 14 et 16. de la Convention du 26. messidor 
au IX, ensemble les articles 68 et 70. de la loi de germinal an X; 

Vu le döcrct du 17. novembre 1811 ; 

Vu Tartiele 27^ du d^cret du 6. novembre 1813 ; 

Gonsid^ra,nt que FEtat possöde sur rensemble des Services 
publics un droit sup^rieur de direction et de snrveillance qui d^rive 
de sa souverainet^ ; 

Qa'en ce qni concerne les titulaires eccl^siastiques , ce droit a 
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XLV. 



Akti^'Qber dte ^fftebu^^ apostolischen VIcariafs von 
und idlie ^rnennuhp MjE^mntodl's zuni Bischöfe von 
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^ I; Ito Jäfete l«7aeriiam>te -Papst Pkiar IX. Herrn Ka^i 
MetldilUä^ Öirtii' ipostcaisöliin Vi^r^ yon Genf und löste dieses TeP 
ritorium vorai öltcfn Bis*hUrösyerbande taüsanne^Gtenf ab. Sowohl die 
profee8(?>tädic£äd B^giet^ng des^ Kantons Oenf, als auch der Schweizer 
Bünd^rath '^- tetztörer lühtär späterer Genehmigung' durch die Bun-* 
de^WersüMdiluiig ^^ prötöstlrlen gegen diese» »eigelimächtige YoÜ^- 
gehen« und verwiesen Herrn Mermiilod so lange des Landes, als et 
niißht auf die BeM«i<fung dieser ihm vom Papste im Widerspruch 
mrit defö bfirgeriicben Behörden *öberlragenen Punctioiien verzieht^; 
(Vgl. Archiv Bd. 29. S. 79 fif., Bd. 30. S. 41 ff.). Seitdem lebtb' 
Herr Mermiilod in der Verbannung, bis Papst Leo XIII. im März 
1888 di^ Abtrennung des apostolischen Vicäriates Genf wieder auf- 
hob cföid Herrn Merttiillod zttih Bischöfe disr Diöcese Läusänne-Genf 
mit dem äiiz ia (d^m katholischen) Freiburg bestellte. »' 

n. Herr Mermiilod zeigte die Aufhebung des apostol. Vicariats 
von Genf und seine Ernennung zum Bischof von Lausanne-Genf mit 
folgendem Schreiben dem Schweizer Bundesrathe an: 

Rom, 16. März 1883. 

Herr Präsident! Ich habe die Ehre, Ew. Excellenz die Note 
mitzutheilen, welche Se. Eminenz der Cardinal- Staatssecretär Sr. Hei- 
ligkeit Leo XIII. an mich gerichtet hat. Diese Note bezeugt den 
Wunsch des erhabenen Oberhirten, in unserm geliebten Vaterlande 
den religiösen Frieden herbeizuführen. Die Entschliessung des Hauptes 
der katholischen Kirche hat sich im gestrigen Consistorium voll- 
zogen. Die Wärde und der Titel eines Bischofs von Lausanne und 
Genf sind mir beigelegt worden. Diese Schlussnahme des h. Stuhles 
setzt, wie das in der Note Sr. Eminenz des Staatssecretärs erklärt 
wird, dem von Papst Pius IX. im Jahre 1873 errichteten apostoli- 
schen Vicariat von Genf ein Ziel; sie beseitigt daher die Grründe 
meiner Ausweisung. Die eidgenössischen und cantonalen Behörden 
können Vertrauen setzen in den loyalen Patriotismus^ mit welchem 
ich die versöhnlichen Absichten Leos XIII. unterstützen und dia 
Mission, die er mir übertragen, erfüllen werde. Ich wage, auf den 
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M^mhufii^ idm^ndlldd^s zf^yBtüchoft v^tUuHmm-u^nf^dS^SO. ^i^ 

^ättae, ^iet^leiif^ 'fififierähg*. Jiabdiskv^ ^K^iitm. Jie^ altk^lholiseMp 
Bischof .^i^Qbteralellfi» erachte den üt^n Sii^ths^mhm^ h^W- 
saivnei^jibnC ahi^^sm^elöst'UisiSikiUne daher Herrn Mermillod nicht als 
Bid<^¥ ^»m:3ieii^^iifiit6tmß&aK'£aB'jistv'tfäh hat 

unter Führung des noch heute am Ruder stehöödÄUf C!«ittttÖ^äiöpftrs 
öai**«* *ttjfai«esU V. .ir;.18m [ffir -feeinfe rtoötoti80fefti*^ölJcerung, 
wtriotie.abä]* iDlbrei! ^erdrndteiideii; MebshMj^ deütiäahiMbfii^^ern blißb, 

•delr aätkaihDiischen;:Bii»föhd& JBteisQg' iji; Beip Mii;VäIlrt ui^i^i^^r Seote 
iäUe %fr(^lföheU Gkrhä^dB <iit>d .Fonds %if&swmd.tk^u:m dl^fif,: jetzt die 
äebfer Kalheliiceni-gendtihip« <äi^] d^n SeUilt iib);e0tH&^}(3t]^en und 
di» Oftltiisai^gafteh: duf eh :;&ffl#ilMg« Btem^b ^mAecl^njM^ sich Skuf 
mehr als^5<^d0Q Vre«; jährlich bdlan^n.; ßd« i$tf r»b^]f j^stfdjie^lifip.-katb. 
Kirehe in Qenf etee vom^:Sttat6 {getartoilte:JSirabef,,ili|iid: iim^^so mehr 
muss e&I-auf- Grund d£9! durch Bundes- u&cl .Kiu^too^veirfllWng ge^ 
währleisteten &l2rob6flsfr6ifceit!jden k|tba). Gtemeii^a^f^st^hen, äi<rh 
unter, die' ki^hfiohi^ Obhut dieses oder jenes Bischofs zu stellen. 

«jaif>(i» erg[^pgeiie Buft^efi^ ^,j^ ^ 

. rm Anbeteacht.^seiflfis Selksbtotees^Tfaa^ F«^Q:itf ^1^873, durch 

* »in Aiibeinrachi ^r Wbrihuteä geoamti^ JB^b}fiMl$r' w 
dieses YeriMt / vom- < Ta^e an* aufböten ^hrd^, wo Mens111ci4 di9i9- Bundes- 
rathe od«r dem Staiiasithe^ i^ Kabtonst G^ j^^lftf(gD ^Ifird , auf 
jede ihm vmä heilige» Stuhle zumderodeiifiQäeäitS^ 
siaeban imdi kantöiialen Behördeiät: ;öfoarti»j;e^ yer-- 

»mit Bücksiicfaiz darauf i. dalKi .diefi»; BeaMtni^ d^^/lkmt eines 
apostölisöheb: Vicars fflr dea Ksrntoti Genf "imi AMg^Mm^^ > welches 
disr« b^äiger Stubl MmanäM^am 1&; Jaauat 1^3 verttehßilitiatte wd 
waldiea «lüeset Letztoce trotflL lier^g^geßlM^^ ^esK^lftfse des B^p^ 
desratbeflf utid ctes Staatsmlhes. wm^ QML'f2^sim^ 
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»mit.KftoksioM dafi<i£) dass> UMriniUQd hiimk^m^^ml^^ MAm 
1883'TO dett '&BMlesratbrgeriobt6te^'Sehtäibeti iaii9dr%k]i(^ erkläret 
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bat) dass das apostolische Vkariat toq Genf seine Eodschaft er- 
reicht hahe; 

»mit Rücksicht darauf, dass eine ähnliche Erklärung^ ancb in 
der am 13. gL M. vom Gardiual Jacobini, Staatssecretär des heiligen 
Stahles, nnterzeiehDete Note enthalten ist, welche dem Bandesrath 
durch Msgr. Mermillod zugestellt wurde; 

»in Erwägung, dass durch diese ErUärung den Bedingungen 
eine Genüge geleistet ist, welche der Beschluss vom 17. Februar 
1873 für die Aalhebung des gegen Kaspar Mermillod erlassenen 
Verbotes des Aufenthaltes auf schweizerisehem Gebiet feststellt; 

»und betreffend den Beschlnss der Begierung ym Qeaf vom 
27. März 1883 und ihr unter gleichem Tage an den Boiidesrath 
gerichtetes Schreiben mit Bücksicht darauf, dass Alles, was die Or- 
ganisatioB der Kirche betrifft, unter Vorbehalt der Bestimmungen 
der Bandesverfassang, in die Gompetenz der Kantone fallt; 

besehliesst: 

»1. Der Beschluss vom 17. Februar 1873 ist aufgehoben. 

2. Was die dem Msgr. Mermillod verliehene bischöfliebe Würde 
anbelangt, so werden die Rechte der betheiligten Kantone und be- 
sonders diejenigen , welche für den Kanton G^nf aus seinem consti- ' 
tutionellen Gesetze vom 19. Februar 1873 hergeleitet werden können, i 
gänzlich vorbehalten.« 

Vn. Soweit der Bundesbeschluss. Derselbe hält in seinem 
Schlusssatze das Verbot des Art. 2. der Genferischen Verfassung 
vom 19. Februar 1873 ausdroeklich aufrecht, welches also lautet: 
»Der bischöfliche Sitz darf nicht nach dem Kanton Genf verlegt 
werden.« Einer »Proclamation ,« die der Genfer Staatsrath am 24. 
April 1883 an den Strassenecken anschlagen liess, und über deren 
Ton und Inhalt weitere Bemerkungen überflüssig sind, entnehmen 
wir nach dem Bertehte des Berner Band 1883 Nr. 114 Folgendes: 

Die Proclamation erinnert daran, dass der Bundesrath am 22. | 
März 1883 dem Staatsrath von Genf einen Brief des Herrn Kaspar j 
Mermillod übermittelte, worin die Anzeige stand, dass der Papst 
letzterem die Würde und den THel eines Bischofs von Lausanne und 
Genf übertragen habe. Die Regierung von Genf war hierüber weder 
befragt , noch in irgend einer Weise für die Kundgebung ihrer An- 
sicht angegangen worden. 

»Der h. Stuhl — heisst es weiter — wollte al^o aus eigener 
Machtvollkommenheit dem Kanton Genf einen rebellischen Geist- 
lichen aufbürden, den der Bundesrath vom schweizerischen Gebiete 



r 

I fr 

I 

Er7ienntiin,g MemiiUodts zum Bischöfe v. Lauaann^Genf (IHS3),. 465. 

ausgewiesen hatte, weil dieser Friesiter wider unsern Will^ und: 
gegen uns in Genf die Functionen eines apostolischen Vicars aus- 
üben wollte. Nicht allein will der Papst sich das Recht anmassen, 
nach eigenem Gutdünken ein Bisthum wieder herzustellen, das er 
selbst zerstückelt hatte; nein! er geht so weit, einen Borger ai» 
Bischof anzukündigen, der wfihrend zehn Jahren den. äesetasn de«r 
Landes trotzte. Die Liste würde in Wirklichkeit 2u lang« , wollte 
man alle Erlasse, Befehle, Hirtenbriefe, Anathemata, Excommuni- 
cationen, mit einem Worte alle Akte bischöflicher Gerichtsbarkeit 
und Verwaltung aufzählen, welche Mermillod trotz Verbotes der 
Genfer Regierung und des Bundesrathes sieh erlaubte. Angesichts 
solcher Anmassungen muss^e der Staatsratfa rs^he und . räksune 
Massi'Bgeln ergreifen. Am 27. Mäcz 1883 fdoste der Stairi^ath einen 
Besehltiss, in dessen Wortlaut er feststellt, . dass. das alte Bisthum 
Genf zu bestehen aufgehört habe und es Herrn Mermillod verbietet, 
diesen Titel anzunehmen und das Amt eines Bischofs von Genf und 
Lansanne auszuüben, ebenso jeden Akt bischöflicher Jurisdiction im 
Kanton Genf. Gleichzeitig richtete er an den Bmidesraith dftd Ge- 
such, die in Art. 50. der Bundesverfassung vorgesehenen Massnahmen 
zu treffen, um diesen üebergrifl'en der geistlichen Behörden .gegen- 
über den Eechten der Bürger und des Staates zu begegnen. Der 
Bundesrath sprach sich über diese Frage in seinem Beschlüsse vom 
14. April aus.« 

Das zweite Diapositiv dieses Besehlussesi wird sodann besenders 
hervorgehoben; es lautet: »Was die Herrn Mermillod übertragene 
bischöfliche Würde anbelangt, so bleiben die Rechte der betheiligten 
Kantone ausdrücklich vorbehalten, namentlich diejenigen, welche aus 
dem Verfassungsgesetz vom 19. Februar 1873 zu Gunsten de& Kan- 
tons Genf sich ergeben.« 

Die Proclamätion fährt fort: »Es ergibt sieh also aus diesem 
Beschlüsse, dass der Bundesrath unsere absolute und völktändige 
Souverainetät in kirchlichen Dingen anerkennt; dass nneer Beschluss 
vom 27. März 1883 in keiner Weise entkräftet ist, sondern in seiner 
ünverletzlichkeit fortbesteht ; dass endlich das Verfassungsgesetz von 
1873 auf Herrn Mermillod anwendbar bleibt. Folgerichtig liegt es 
dem Staatsrathe ob, Genf gegen die üebergriffe Boms weiter zu ver- 
theidigen. Dem Eide getreu, den er anf die Verfassung geleistet, 
wird er ohne Cnscfalüssigkeit handeln und vorkommenden Falles die 
nöthigen Vorkehren treffen, um seinen Beschluss zu vollziehen. Wir 
wissen, dass wir auf die Unterstützung aller Bürger zählen dürfen, 
denen es am Herzen liegt, unsere nationale Souverainetät zu erchirmen, 
und es nicht zugeben, dass die Rechte und die Würde noBerer alten 
Kepablik mit Füssen getreten werdea. Stark durch das Vorbild unserer 
Ahnen, getreu den genferischen üeberlieferungen, entschlossen, unserer 
Verfassung Geltung zu verschaffen, werden wir unsere PÖicht zu er- 
füllen wissen, ohne Ausschreitung wie ohne Schwäche. Hoch Genf f 
Hoch die Eidgenossenschaft!« 
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Seminarium wird erfordert, dasa 
bischöflichen Kurie der politischea 
und bei diesem Anlasse der Nach' 
zunehmende die zum zeitweiligen]) 

siize^ .welche, zufolge 3er Minister 

■(U."-G':^m."iii'. -SO) (iie'''b/^etife- ;i 

hei denen für nothfl'eüdig erkannt 

Studien einzatreten beab8i»htigea.- 
; i WeAnilie iB^i&'biaehWiiehes. 
''4)«» Ausländer ZcragvisEc über 'die^ 

aürsckgelagte« t&eAlogiSdhan''^wlii 

ZflUgaisst die' gtüdtea an- einer ös 

anstalt fortseiEön, oder die iiäbweii 
'xuernarten; daas der /Bisohotodei 

n^äi NaehYoFsehhngen pflageei wei 

trieu^it die Studien eines äölcheo. 
' in Besi^huo^ auf die Oegenstätid 
' Dauer der ihnen zu widmend«a Z< 

legenden Prflfungen von . deV- erni 

festgestellt eraebeint. 

> Das' Brgebniss dieser Nacfafh 

S^lle dem Uinisterium für Gnltüs 
Ordenmbere haben bezäglich 

C»ndidiiiteA aufnelimAn oder zu di 

tigen, die mit den erwähnten Nac 

die^potiltsclie LaiideeBtelle . durch , 
■stätteiii i 

Dieselbe Anzeige hat aUch/d 

DiöCesB'des Anslani^es angehöiögebr 

Kirehensprengel zeitweilig in der E 

desgleichen, wenn ausläatHsohe Ort 

Sehen Onlensconvente als (jlieder 1 

ihyes Ordens oder im Auftrage ihi 

äaf halten. Beaäglich solcher Ord< 

sbahenden^Anwge iu der iUgftI ai 

legailoi) Aufenthalts-Doeunteiite zu 

Hcheiiit daui znlässig, wenn aa^ 

nitthigt sehen,'in einem österreiahi 

suchen, ohne die erwähnten Docun 
Aulflsslich' einer weitere g«&U 
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Qic^t mehr fortbesteheo kann. Ein 
Richtung vrird sofort darcb-die Erwäget 
aus dem Gebiete der Seelsorge in OeB 
Torgeuomtuen werden dürfen , woraus i 
gebt, da^s s£immtliche Be^ulirten ror d 
reichische S^atsbiirgeTFeohb besU^zen mSi 
mit dem 'miDisteriällen Erklaren rem 1 
gehalten, so ergibt sich, daes auch ii 
nur TVQ'Ialänderibnfln abgenommen wer 
bisherige gegentheilige Praiis künftig 
werden kann. 

Die Oberin des geüannten Ordenst 
diese Richtschnur' der Landeastelle beim 
und Unterricht nnd stellte die Behaupti 
Genossenschaft kein Orden im strenger 
Wortes sei und dass ihr insbesondere ( 
loci nicht zukomme, dass selbe vielra' 
schiedenen Nationalitäten beziehe nnd i 
nachdem es die Verhältnisse der in Oesi 
bestehenden Congregationsbänser ertordi 

In Anbetracht dessen und da die 
ersten Gelübde nur für wenige Jahre a 
— so wird in der Eingabe behauptet - 
für die Genossenschaften in X. erlassend 
auf dieselbe keine — oder doch nur eine 
zu finden, da es sich um ein internatio 
cieller Beschaffenheit handle, in dem 
die Mehrzahl der Ordensmitglieder dem 

Das über diese Beschwerde einver; 
sich wie folgt: 

Vom kirchenrechtlichen Standpnnk 
stitutioneu sind die Fraaeu des heiligsti 
fache Congregation und kein Orden; de 
einem Orden im kirchlichen Siune dadu 

1. keine feierlichen Gelübde hat 
ablegen, sind nur vota simplicia -^ e 
ihnen alleidings gestattet, im Torgerü 
immerwährende Gelübde, abzulegen; al 
für die Mitglieder der Congregation, a 
rorstehung, weil diese trotz der vota per 
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Nr. 95, imter der Bedingung auszusprechen, dass beb 
SicherstelluDg des Unterhaltes dieser Niederlassung ö 
zur pupillarmässigen Anlage geeignete Wcrthpapiere a 
dieser Niederlassung in dem Betrage vinculirt werden 
tordertich ist, um aus dem Zinsertrage desselben 
wähnten Mitglieder der gedachten Coogregation eine U 
von einhuiktertzwanzig (120) Gulden selbständig 2U 
ferner die Congregationsmitglieder die österreichische 
Schaft erwerben und rücksichtlich der zu errichtendeti 
und Erziehatigsanstalt den. in Oesterrelch bestehenden 
Geltung verschafft werde. 



Zai^iki, Reform den Basilian 

hatten sich Dämlich mehrfache nnd star 
von der ursprünglichen Reinheit der 
mit der Zeit eingeschlichen und den au 
altehrwflrdigen Ordensgesellscfaaft / herl 
unentbehrlich und unverschieblich, via.a 
rit. gr. in Lemberg zu bezeugen nicht 
bekanntlich in der nuionsleindlichen ni 
heilloser ala perSder Lärm, dem erst < 
vor den Schranken des Lemberger G 
machte. Um aber die von bCswilligen 
aber gutgläubigen Glemüther nicht bin 
keuntnissen abzufertigen, sondern durc 
ductionen zu versöhuen, verEasste Zai^ 
handlung, worin er klare, weil histor 
gibt, dass schon in der ersten Häl 
(1007-1636) am allermeisten zur B 
Polen gerade die Väter der Geseliachaf 
tragen haben. — Weiters werden vom 
Ausbreitung nnd Consolidirnng der üi 
später (J. 1623) von den Schismatiker 
PoliKik, des hl. Josaphat Kuncewicz um 
— unterstützt von den nnermüdlichcn 
unternommenen Mühen und erzielten 
hier der Verfasser die in Wilna zu St 
üreieinigkeitsklosters (Troicki Monastei 
ausgebrochenen Verfolgungen des hl. . 
gesinnten und von Moskau aus bestä 
im Pürstenthume Litbauen. — Einen 
der Verfasser einer eingehenden Würdi, 
welche sich J. W. Kutski um die Sac 
werben hat. Als Metropolit von Kiew, I 
berief er im J. 1617 eine Capitelversam 
wo unter seinem Vorsitze von den Ol: 
eine durchgreifende Reform dieser Ordt 
beschlossen wurde. In Ausführung dies 
sämmtliche Ordenskifister einem in Poe; 
mandriten {Ordensgeneral), normirte die 
ämtlichen Bernf der Klostergeistlichkeit. 

liehe BasiliftiierOTdensgeistliche, welche anfän) 
tntion'vom 12. Mai 1882 protestirten, nnnmel 
nnd leumUthf; tarttckgezogen haben. 



■ ' *■ Borovy, LibH erectionwn archid. Prag. lih. IV. 

dahin kmid, dasg bereits üair Zeit des Kaiiers 0( 
oder nnndeitens Otto II' (973—83) (Im * ErBlcandei 
von Püldä ^listirte; diese- -Meinongi wirJdnrch fflei 
Argumenke 'plausibel gemaelit. EHe einsüMägigen Qi 
Verfasser' mit ■ grossem Fleiss benutzt wordea; die D 
ist öurchwegs klar and selbät da, woaie in Polemik 
uiid objiectiT, So dass mr diesef Schrift unseTeVol 
zollen m^sen. Prot. I> 

3, Libri erectionttm arohidißecesis ^•ageriais aaeet 
Sümtibm Uvig&nsis Ttoctontm ihedtogiae tollegi 

■■ mens Borovi/, m nnivet^. Prag^ iheologkne pfof 
lAber rVi (1390--1397). Praga6, prostat ap\ 
'■ 'eaes. reg. atdae et wiiveraitatis Prag. bibUgpdl< 
Set/er). 1883. Ex offieina Cardi Bellmamt. 1 
In dein verhältriissinässig kurzen Zeitraainö v 
nunmehr bewita ein Drittheil des nater dem obig 
chive des Prager Metropolitandomcapitels vorflndlicl 
im Drock veröffentlicht. Iq Polge der Ernenonng 
prager Metropolitan-Capitulareii dörfte derselbe Mus 
weiteren libri wo niö^ich noch rascher folgen zu las 
Rechte ist von den bischöflichen Oi^iaartaten in Pri 
Leitmeritz die Bewilligung ertheilt worden, dasa 
Qnellenwerk auf Kosten des den einzelnen Pfarreien 
Kirchenvermögens für die Pfarrbibliotheken angeachaf 
Daa eben veröftentlichte 4. Buch enthält bis zum J. 
Urkunden, welche vom hl. Johann N^epomuk als dan 
vicar herrühren. Neben lateiniseheu finden sich and 
in deutacher und drei in böhmischer Sprache abged 
diesen libris vorkommende Urkunden haben nicht bl 
die Oeschicbte Böhmens, sondern aach der Nachbar 
halten Beibat im Gebiete des Kirchenrecfates (insbea. P 
viele schätzftDswertbe Nachrichten. Durch ein Pera 
Register wird die Benutzung des W«rk«« erleichtert. 

4. J. Martmi, Wdtprmter, Zm- Ckmgittafrage des 
Klerus in Oeaierreich: Grae 1883. VerlMig. Stt/\ 
8. (80 Kr.) 

Eine gut geschriebeoe eingehOTÖe Belehrung nn 
schliesalich Kir Herausgab«' der Religionsfonde an die 
auch die neueren Dotationsentwärte und die Minist.-Einj 
der Sahburger Kirchenprofinz v; l. Deo. 1880 In Sachf 
fondastener mittheilt, 
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bei den erledigten Stellen sofort erfolgen und dann nach Massgabe 
der eintretenden Vacanzen ohne Unterschied der Diöcesen. So fällt 
nun den belgischen Katholiken ausser der Erhaltung ihrer Schulen 
noch die Erhaltung eines grossf^,,^Ueils des Klerus zur Last, ob- 
wohl der Staat verfassungsmässig dafür aufzukommen hat Der Ju- 
stizminister verbot übrigÖrM^Öi^tyM^Gettifllraen und Kirchenfabriken, 
für 4ie ßeippperrtan ihr^i^eit» . Geholt za bewUUgefli... I)je^es Verbot 
steht lÄi ^Vidersprujch, miti .deip Ges, vom 9.. Januar 1837^ (über die 
Ge^häUer der VicaijQ , wleh^? 2^usdiiic)tUc!h ^hes^gt ,; ^^^^^^ Staats- 

gebsiU 4ar,^ie Yie^rQ. 911 'be^illiig.ef^,ist,../Ohue:vPräj^diz % die;. Zu- 
schasse^ welche di^ Qeju^inden und Kivctienfabrikenbewilligpft J^önnen. 

' ß, : Das in Spcmieii projeetirte Cmieiegesett. Aus - Madrid 
27. Mtri 1883 berichtete idie »»Oecniania« Nr- 72. 11. BKs »Ja einer 
langen Unterredung mit dam Ministerpräsidenten Siagadta hatt der 
päpstliche Nuntius itn Namett des Papstes gegen die Einfühunng der 
Civilehe in Spanien, wie solche in« der vorgeschlagenen Ite.vision des 
Civilgesetzbuches in Aussicht genommen ist, Einspruch: erhoben. 
Sagasta bedauerte dem Nuntius gegenüber, dass er nicht länger mit 
der Ausfi&hrung einer Seform zögern könne, die ja in mehrere'n. katho- 
lischen liändem durckgefiotbrt sei. Sagastä: braucht lebea die Badi- 
oalen und darum drängt' er der katholischen Majorität »ei^i In- 
stitut auf, das von einer kleinen Minderzahl gefordert wird, üebri- 
gens, fügt er hinzu, sei nach dem Eötwmfe den Katholiken di^ Wahl 
gelassen 2wisotien der kirdilichen und der bürgerlichen Trauung^ die 
beide gleiche gesetzliche Kraft haben sollten. Nur die Eöhning der 
Standesregisfcer aolle in Zukunft ausschliesslich den CivilbeböVden zu- 
stehen. Bezüglich der Entscheidung über die Gesetzlichkeit oder 
Ungiltigkeit geschlossener Ehen sollten allein die Gerichte zuständig 
sein. Der Nuntius kündigte dem Ministerpräsidenten an, das3 seitens 
der ergebentiMt Katholiken, in&beBoudere im Senate, dem Gesetzent- 
wurf lebhafter Widerstand geleistet werden würde; der liberale Sa- 
gastablieb jedoch bei seinen, Erklärungen,« 
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XVI. Qaaeationea qn^edam df tij|u |- 

matrimonii cnm decr. Coogr, e. 
. Off. ä. 28. Juli 1878 et b. PoenlL 
" Iß. ,InnU8^0, .,.,,. „,..,..144 
XVlI.DieSchuifrageiii.der,Si!hn;ei!j 147 
XVIU, Der Bflljiwhe ^g^tüiai-i/ 
oister Bora, .flbi^ die Lagf ^^^ 
ClernB tNoyember 1882), ,;.,'.,.« 

XIX. piei nuojin.-or. .Kirclieflad- 

, derFatriaTchTonConsUnüu^pQi^ 150 

XX, Dp F^etln Yfr^ .?"!!/, 
Qrgaiyaation ^r. grifcli.TOp^; 
Kirche in Oeaterreiph-ljngarii.,: 152 

XXL l,Uerßtur: }., ßrpacb, Ge-- 
Bctüchte. (Lea Kirchenstaate^ Bi. , / 
2 (be^r. tv.a Dr. SttHionik);, 2., '" 
A j».ÜiolieaSj .egyhaz birbo^joga. 
(bfi^rochöt| y. Pr. Böredy); 3.^ 
PelcxßT, Pr&wQ. iaaUlen3kie,ka-. 
tolitkU (be»pc, v. Dr. t.. Schlich- 
tiag); 4. Webtr, Dje canpp. Ehe-. 
' hiadernisse, 3. Aufl. i 5, Joder, 
L'iDamavihi.lit^. des ^eSBerTantg. . 
(bt»pr. von Dr..H.. Maas);, ^ 6,' 
KelUr., in rei itiemorjani j 7. 
Rolfus rSicftinger , [Kirclien-. 
geschichtliches^ in chronologisch. 
Beihenfolge .^ -- - ■. • <, >- 156 

XXa Dr. .C/ii. Afewrer, pie, 
rechtliche Natur der Pöniteißan" 
der kathoL Ejrclio, in histor., , ; 
Entwicklung . . . . . . . .' l77 

XXIII. Domcapitulac pEof. Dr,' 
Hiracbel, DJc B.etl^ciliguug der 
Geistlichen an Spar- und Leih- 
und sonsligen Vei^Hnskasseit 218 

XXIV. Freiherr v. Freiberg- 
Eitenberg, Betrachtungen über 
i\e Quellen des bitjr. Stsats- 
kirchenrechta . 231 

XSV.. Acta Iconis PP. XIII: 
1. Lit. ^o?t. d,.10,. Junü 1882,- 
de missae sacrificio. in' singulos, 
dies festos pro populo'ab epia- 
copia offer.;. 2. Liij. .af. d. d., 
1. Aug. 1882 ad Epiacopos Hi-' 
hemiae j 3, Decr, d. d. 28. Julii 
1882 pro initcnbendis nonnullis 
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nenerong der bnlgar. Hierarchie 421 

XLI. Acta Leonis PP. XIII. 1. Li- 
terae ap. d. d. 1. Jan. 1883 a'd 
archiep. Dnblin. , (^aibas coni- 
mendatnr philosophia Aquioatis 
pro seminarioram adolescentibas; 
2. Praeconiaationes Episcoporom 
Boss. etc. in coD8ist«rio nabito 
die 15. Mart. 1883 4W 

XLII. F. Gfigel, Reg.-R. Ter- 
bewernng der Lage der kathol. 
GeistlicbeQ in Eliass-Lothiiageo 435 

XLIII. Ansprache des preoss. er. 
Oberkirchenratbes \. 11. April 
1883. betr. die gemischten Ehen 443 

XLIV. TiiiuHason, caa hon. Com- 
pendia doctrinae moralis et ci- 
vicae et Episcopi Galliae nebst 
den Decrets d'abus nnd Staats- 
rathsgctachten t. 26. April 1833 
über Sperrone d. geiatl. Gehälter 45! 

XLV. Akten Über die Anfhebnng 
des apostolischen Vicariates von 
Genf und die Ernennung Mer- 
miUods znm Bischof von Laa- 
sanne nnd Genf 4<1l 

XLVI. Erlass des Sstetr. C. H. vom 
25. Nov. 1873, betr. die Anf- 
nähme von Ausländern in österr. 
Klerus oder Klöster .... 4(16 

XLVII. ti(fra(ur.-l.Zul««ii.SV. 
S. J. Die Reform des Basilianer- 
Ordens in Polen im 17. Jahrhdi 
{begpr. von Dr. y. Scblichtiagli 

2. Kübsam, Der Abt von Fnida 
aU Erzkanzler der Kaiserin (be- 
sprochen von Prof. Dr. BoroTj); 

3. Borovjf. Libri ereetionam ar 
cbidioec Pragensis über IV.; 

4. MaTtini, Die Congrnafrajs 
des kathol. Seelsorge-Klems Jn 
Oesterreich-Grai; *'ä 

XLVm. A'wrse MitlheUunfieii: 
1. Englische SchnlgcsetznoTelU 
V. 18tS; 2. Die staatliche Sper- 
rung von Vicarjjehältem in Bel- 
len ; 3. Das m Spanien pro- 
jectirte Civil ehegesetz . . ,.*''' 
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